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Fazit ...



Es umwabert die Gemüter der Menschen mit Sternennächten und mit seinen
roten Gewändern, festlichen Kerzengedecken und dem jährlich vertrauten
Übermaß an Leuchtreklamen und Backstubengerüchen.

Viele durch Tradition und Gewohnheit erzwungene Zusammentreffen und
Begegnungen bei Kaffee, Kuchen und Keksen treiben ihren geselligen
Schabernack, natürlich zur Erfüllung der herrschenden Konventionen, mit
den meisten Leuten. Sicher ist, sie rauschen dann auch ebenso schnell
wie sie aufgetaucht sind, an den Feiernden, Satten und Verträumten
vorüber, um dann bereits wieder im Januar die zuckergussversüßten und
schneeverwehten Seelen mit neuen vollen Trieb- und Startgewalten auf
Trab zu bringen.

Zu allem Überfluss arbeitet der Kalender ja dann auch schon wieder auf
die nächsten sozialen Großereignisse zu wie das Osterfest, die Maifeiern
und, nicht zu vergessen, die großen und die kleinen Ferien. Zum Staunen
bleibt da wenig Zeit im Angesichte jener Maden der Sattheit und der
Selbstgefälligkeit, die sich durch den Speck des Wohlstandes, der
Gleichgültigkeit und des Genusses fressen.

Mögen sich doch die Opfer, die Zurückgebliebenen und die großen Massen
der Nachfolgenden an deren Hinterlassenschaften laben. Verteiltes Leid
und gut organisiertes Elend ist doch unverzichtbar für das Glück der
Pfründe und derer, die sie gedankenlos nutzen können, trägt es doch am
Ende höchst lebendig zur Spannung und zur Dynamik des irdischen Lebens bei.

Für den Rest sind die Religionen und die Wunschgedanken am geeignetsten,
wenn nicht gar zum guten Schluss zuständig.

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 7. Dezember 2021
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Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 10/2021

Schwarz auf weiß

Die Bedeutung des gedruckten Wortes in digitalen Zeiten

von Richard Meng



Was hat die Bundestagswahl entschieden, waren es Bilder oder
Argumente? Zugegeben, es ist ein falscher Gegensatz. Also sollte man
es mit der Gegenüberstellung nicht übertreiben. Und doch: Was heute
die Meinungsbildung in der Gesellschaft nachhaltig prägt und welche
Bedeutung dabei der geschriebene Text weiter hat, ist ein spannendes
Thema geworden. Wichtig auch für die Zukunft einer neuen,
anspruchsvolleren Regierung.

Gedrucktes sei nicht mehr viel wert - wollen uns manche glauben
machen. Audio und Bewegtbild konkurrieren danach um die
Meinungsführerschaft, "Print" wird zu einem Begriff für das Gestrige
gemacht. Doch diejenigen, die so reden, haben häufig eigene
Interessen. Ihre Medienkonzerne haben viel in die Netzwelt investiert,
wollen Rendite sehen. Und sie sorgen mit ihrer Bildfixiertheit längst
selbst dafür, dass Leute, die gute Texte schreiben können, es
zunehmend schwer haben, dafür gut zahlende Abnehmer zu finden.

In Wahrheit ist der Trend uneinheitlicher. Texte werden nach wie vor
gelesen, wenn auch seltener im Medium der gedruckten Zeitung.
Erzählbücher, weniger klassische Sachbücher, sind gefragt. Gedruckte
Wochen- und Monatsblätter mit dem Thema Gesellschaft/Politik haben es
weniger schwer als der Nachrichtenjournalismus in seinem alten
Tagesrhythmus. In hektischen Zeiten gibt es neben der immer
schnelleren Nachricht, neben den Aktualitätshäppchen mit brutaler
Personalisierung und Bildbezogenheit, denn doch noch einen
beträchtlichen Markt fürs Langsamere. Für Minderheiten, gewiss, aber
das war bei anspruchsvollen Printprodukten immer so.

Eine andere Beobachtung: Studierende kommen zwar mit weitaus weniger
Büchern aus als früher, doch das ist kein Zeichen für weniger
Neugierde und Wissensdrang. Auch das zeigt, der Wettbewerb ist nicht
verloren. Hintergründige, substanzielle Texte sind unverzichtbar,
gerade, wenn es um demokratische Meinungsbildung geht. Um das Abwägen.
Um die Chance, sich selbst in Ruhe mit den Gedanken anderer zu
beschäftigen, statt sie nur momenthaft und emotionsgesteuert
durchrauschen zu lassen oder sie gleich zu ignorieren. Wobei
einzuräumen ist: Auch zwischen denen, die das gelernt und geübt haben,
und den anderen, die sich lebenslang berieseln lassen, werden die
Spaltungslinien in der Gesellschaft tiefer.

Zwischen Text und Bild: das Medium Audio. Eine Studie im Auftrag der
Otto-Brenner-Stiftung hat sich gerade mit der "neuen Kultur des
Hörens" auseinandergesetzt, die sich daraus ergibt, dass viele (vor
allem Jüngere) sich tagesaktuell lieber über das neue Massenmedium
Podcast informieren als über die klassische gedruckte Zeitung. Dieser
Trend ist Fakt und er macht es dem Printjournalismus nicht eben
leichter. Was aber letztlich auch nur bedeutet: Jeder Abspielweg von
aufklärerischer, einordnender Information muss sich auf seine Stärken
konzentrieren.

Audio ist und bleibt ein Nebenbeimedium, welches sich ohne volle
Konzentration mitnehmen lässt. Es ist damit, auch im Vergleich zum
Bewegtbild, das alltagsbequemste Medium. Print verlangt Konzentration
letztlich ganzkörperlich, obwohl das Lesen nur ein Organ direkt und
unvermeidlich beschäftigt. Aber zugleich die Chance öffnet,
konzentriert und in Ruhe teilzuhaben an den Gedankengängen aus den
Texten und sie in der eigenen gewachsenen Emotionswelt zu spiegeln. Wo
das attraktiv ist und wo nicht? Für den kurzen nachrichtlichen Zuruf
offenkundig weniger. Es geht hier um eine der vielen neuen Fragen zur
Informationskultur der Zukunft.

Dass in dieser Hinsicht in den Merkel-Jahren eine bewusste, gezielte
Medienpolitik betrieben worden wäre, kann man nicht behaupten. Es gab
sie nicht zur Stabilisierung der Bedeutung des gedruckten Wortes, es
gab sie aber auch nicht zur Förderung substanzieller Textangebote im
Digitalen. Dem falschen, weil zu oberflächlichen, aber wenigstens noch
publizistischen Konkurrenzkampf zwischen Zeitungsverlagen und
Bewegtbildanbietern hat die Politik nur zugeschaut, bis am Ende beide
Verlierer waren, weil große internationale Konzerne begannen, auf
ihren Homepages selbst Tagesjournalismus vorzugaukeln, um an
Kundschaft heranzukommen.

Auch angesichts dieser fatalen Vereinnahmung, der zunehmenden
Verwischung der Grenzen zwischen Infotainment und Marketing, hat die
Frage nach der Bedeutung des gedruckten Wortes für die Zukunft viel
mit Politik zu tun. Mit den Rahmenbedingungen, unter denen
Gesellschaft sich zusammenfindet (oder eben gerade nicht). Die
Verwundbarkeit freier Öffentlichkeiten wird schmerzlich vorgeführt,
nicht nur im Extremfall Afghanistans. Die Bedrohung gegenüber
unabhängiger Medienberichterstattung in vielen Teilen der Welt ist
aber auch ein sicheres Zeichen dafür, wie ernst die dort Mächtigen die
Kraft des aufklärenden, freien, kritischen Arguments noch nehmen.

Nun haben wir selbst im zurückliegenden Bundestagswahlkampf wieder
einmal erlebt, was es bedeutet, wenn guter Journalismus strukturell
auf dem Rückzug ist. Die im Printbereich noch übriggebliebenen
Korrespondentinnen und Korrespondenten haben ziemlich uninspiriert
hinter den jeweiligen Meinungsumfragen her berichtet. Haben erst die
Union zum sicheren Sieger erklärt, dann den Grünen das Kanzleramt
zugetraut, über eine "Deutschlandkoalition" herumspekuliert, und
schließlich - viele ersichtlich irritiert - den Aufschwung der SPD zur
Kenntnis genommen. Und bei alledem stets, auch hier den Demoskopen
folgend, alleine die Personen zur Politik erklärt.

Wenn es um große, sich rapide entwickelnde Weltereignisse geht, zu
erleben gerade beim Thema Afghanistan, hilft den weniger gewordenen
Berichterstattenden mangels eigenen Themeneinblicks meist nur noch das
Experteninterview, statt eigenem, einordnenden Journalismus. Mit der
weltweiten Pandemie hat obendrein echte Kommunikation aller Art, zumal
Recherche vor Ort, viel an ihren früheren Möglichkeiten und auch am
kulturellen Resonanzraum eingebüßt. Die Abschottung voneinander ist ja
gewachsen.

In der Fläche, jenseits der großen Städte, ist die
Berichterstattungsdichte extrem dünn geworden. Lokal, wo sich weder
Audio noch gar Bewegtbild wirtschaftlich anbieten lassen, sind
geschriebene Texte bis heute das einzig denkbare Informationsmedium.
Nur: Es gibt sie immer weniger. Jedenfalls solche, die von
unabhängigen Beobachterinnen und Beobachtern geschrieben,
journalistisch bearbeitet und kompetent kuratiert wären.

Aber es sind zugleich Zeiten, in denen die Notwendigkeit fundierter
Analyse immer deutlicher wird. Die rein nationale Perspektive, aus der
heraus zuletzt sowohl Corona (bis hin zur Impfstoffverteilung) als
auch der Bundestagswahlkampf und Afghanistan medial abgehandelt
wurden, war alarmierend provinziell. Wie ein träufelndes Gift setzt
sich diese Perspektiveinschränkung durch. Was es mit "uns", mit
Deutschland zu tun hat, ist zur heimlichen Leitfrage geworden.
Mitunter auch schon zur unheimlichen. In Worten des Unionspolitikers
und Obersts a. D. Roderich Kiesewetter, Anlass Afghanistan: Künftig
solle mehr auf deutsche Interessen geachtet werden und weniger auf
Solidarität als Hauptmotiv. Es sage niemand, dass da nicht einer in
langen Linien denkt. Genau auf dieser Linienlänge muss ihm dann aber
auch widersprochen werden.

Es mag sein, dass die direkte Prägekraft und die Wertschätzung von
publizierten Texten auch deshalb nachlassen, weil Kommunikation und
Medienarbeit insgesamt in Politik und Wirtschaft zunehmend
wegdelegiert wurden an bezahlte Spezialisten. Zusätzlich aber hat mit
der Unübersichtlichkeit der Medienlandschaft ohnehin die Bedeutung der
einzelnen Wortmeldungen abgenommen. Vielleicht wird deshalb die
direkte Wirkung einzelner Autorinnen und Autoren in die Politik hinein
nie mehr so massiv sein können wie früher. Aber das Gegenteil, die
gerne verbreitete These von der wachsenden Bedeutungslosigkeit, der -
technisch ausgedrückt - sinkenden geistigen Reichweite des Gedruckten,
stimmt auch nicht.

Die Meinungsbildung ist indirekter, vielschichtiger geworden. Aber
eine Idee bleibt eine Idee und ein Impuls bleibt ein Impuls. Wo, wenn
nicht in der Ausdrucksform Text, lässt sich das nachhaltig anstoßen?
Die kurze mündliche Intervention bleibt ein Momentanereignis. Sie
"versendet sich", wie die Rundfunkleute bis zur Einführung der
Mediatheken sagten. Und auch wenn etwas in den Tiefen des Netzes nun
wie auf ewig verfügbar bleibt: Wer sucht es dort schon noch? Schwarz
auf weiß hat da einen Vorteil. Es wird nicht gleich wieder vom
nächsten Impuls überspielt und es verschwindet nicht im nächsten
Moment wieder aus dem Blickfeld. Es setzt den bewussten Zugriff
voraus, modern ausgedrückt: ist höherschwelliger. Aber gerade darin
liegt auch eine Chance, wenn das Niveau stimmt.

Deshalb: Es lohnt nicht nur, angesichts der digitalen Herausforderung
über Anspruch und Maßstab für gute Texte zu reden. Es ist sogar
dringend notwendig - und es gibt dafür drei Orientierungspunkte, die
nicht zuletzt für diese Zeitschrift Neue Gesellschaft Frankfurter
Hefte wichtig sind:

Erstens Qualitätsverständnis. Die langsame Form hat eine wichtige
Besonderheit. Sie konzentriert die Wahrnehmung auf das Wort und die
Assoziationen, die der Zusammenhang der Worte auslöst. Sie lässt den
Leserinnen und Lesern mehr Raum zur Eigenverarbeitung als jedes
Traktat durch Wort, Ton und Bild gleichzeitig. Sie wird dabei nie mehr
so alleine als Informationsquelle stehen, wie es vor einigen
Jahrzehnten noch war. Aber sie ist unverzichtbar, wenn es um das
Anregen von selbstständigem Denken geht, um geistige Haltegriffe und
neue Ideen. Sie wirkt mal ergänzend, mal initiierend. Sie muss ihre so
verstandene Rolle annehmen und ausfüllen.

Was früher Qualitätsjournalismus hieß, ist rarer geworden, weil die
wirtschaftliche Grundlage schmaler wurde. Umso wichtiger ist es, dass
es ihn weiter gibt - und dass zusätzlich substanzielle Texte
unabhängiger Autorinnen und Autoren aus den Grenzgebieten zwischen
Journalismus, Kultur und Wissenschaft Publikum finden. Nur so kann es
gelingen, die langen Linien deutlich zu machen. Gerade nach einem
Wahlkampf voller Nebenthemen und Überlagerungen ist dieser Bedarf mit
Händen zu greifen.

Eine neue politische Konstellation in Berlin, das Ende der merkelschen
Bräsigkeit, die große Zahl nationaler und globaler Herausforderungen:
Das schreit nach kluger, produktiver Aufarbeitung der großen Themen,
der offenen Fragen und der unterschiedlichen möglichen Antworten. Das
hinzubekommen ist ein hoher Anspruch. Aber einer, der den Aufwand
lohnt.

Zweitens Dialogorientierung. Das Prinzip Aufklärung hat nichts an
Aktualität verloren, gerade wegen der Attraktivität ichbezogener
Antworten im digitalen Umfeld. Was die digitale Welt aber auch lehrt:
Aufklärung, die als überhebliche Welterklärung daherkommt, wurde noch
nie ihrem eigenen Anspruch gerecht. Reine
Absender-Empfänger-Kommunikation ist tatsächlich alte Welt. Einen Text
zu schreiben oder zu veröffentlichen und das alleine schon für
Aufklärungshandeln zu halten, ist in der Netzwelt naiv geworden.

Das ist kein leichtes Thema für alle, die sich in der Printwelt
zuhause fühlen. Dialogisch zu denken, auf Gespräch und Begegnung
genauso zu setzen wie auf Lektüre: Darauf kommt es in Zukunft aber an.
Sicher nicht stets und ständig mit jedem Autor und jeder Autorin, aber
doch zwingend im Rahmen jedes erfolgversprechenden publizistischen
Konzepts. Ohne die Rollen zu verwischen, es wird weiter Absendende und
Empfangende geben. Aber mit einer gelebten Offenheit füreinander. Denn
mit den neuen Resonanzräumen des Netzes haben sich Lernen und
Meinungsbildung grundlegend verändert.

Drittens Arbeitsteiligkeit. Was schwarz auf weiß steht, hat selbst im
Vergleich zum digitalen Text den Vorteil größerer Beständigkeit. Es zu
lesen lohnt aber nur noch, wenn ein gedruckter Text mehr ist als bloße
Ereigniserzählung oder reine Meinungsäußerung. Beides gibt es im Netz
zur Genüge. Die neue Arbeitsteiligkeit zwischen den Medien läuft
darauf hinaus, dass Texte in Zukunft noch mehr daran gemessen werden,
inwieweit sie zum Verstehen helfen angesichts der verbreiteten
Unübersichtlichkeit. Inwieweit sie die aufgeregte Sprunghaftigkeit
hinter sich lassen, zugleich aber auch beim Sortieren helfen und nicht
der allgemeinen Vielstimmigkeit nur noch eine weitere Facette
hinzufügen. Sortierfunktion in Kompetenz: Sie ist nicht passé, sie
wird gerade jetzt zum Alleinstellungsmerkmal.

Dabei ist es auch nur ein scheinbarer Gegensatz, die Alternative
zwischen gedruckten und digitalen Texten zu betrachten - denn es ist
keine Alternative, es ist eine Ergänzung. Nicht nur verstanden im
Sinne unterschiedlicher Ausspielwege: Gute, im Resonanzsinn
erfolgreiche digitale Texte brauchen eine andere Anlage, eine andere
Sprache als vieles, was eher zum Druck geeignet ist. Was Lesbarkeit
bedeutet, hängt sehr wohl vom Medium ab. Das Internet bleibt da in der
Regel die schnellere, zugleich häufig die flüchtigere
Wahrnehmungsform. Es hängt eben immer sehr davon ab, was in welchem
Zusammenhang und zu welchem Zweck publiziert wird. Da kann mal
digital, mal Print der bessere Weg sein. Und eines ersetzt nie
vollständig das andere.

Beim gedruckten Text muss es noch mehr als beim digitalen immer darum
gehen, ob lange Linien berührt sind, die sich in Tageshäppchen oft
nicht erkennen lassen. Die historische Einordnung zum Beispiel des
heutigen, aus inländischer Perspektive stark zersplitterten
Parteiensystems lässt das neue Parlament im langfristigen Vergleich
eher als normal denn als unnormal erscheinen. Das zu erkennen ist
nicht unwichtig für die aktuellen Debatten über alte und neue
Koalitionen, über komplexere Bündnisse und buntere
Regierungszusammensetzungen. Vordergründig betrachtet ist es ein rein
geschichtliches Thema, tatsächlich hilft es beim Bewältigen der
Gegenwart.

Die jüngsten Urteile des Bundesverfassungsgerichts zum anderen
Beispiel, sowohl zur generationenübergreifenden Politikverantwortung
(Klimaschutz) als auch zur gesamtstaatlichen Verantwortung des
Föderalismus (Rundfunkbeitrag), weisen weit in die Zukunft. Hinter den
Tagesentscheidungen werden langfristige Maßstäbe von großer Tragweite
sichtbar. Das aufzuarbeiten und nachvollziehbar zu machen, dazu
braucht es gerade im Konzert mit den kurzlebigeren Verbreitungswegen
unbedingt das Medium gedruckter Text. Eindrücklich, selbstbewusst.

Die realen Problemstellungen liegen auf der Hand. Die großen Themen
der nächsten Jahre lassen sich in große Felder aufteilen. Erstens
Demokratie und Digitalisierung, die komplett neue Herausforderung für
ein solidarisches, gemeinsames Leben mit vielen Risiken und Chancen.
Zweitens die weitere Entwicklung bezogen auf Arbeitsleben und Umwelt,
beides nicht als Gegensatz gedacht, weder industriefeindlich noch
klimaignorant, sondern schlicht problembewusst und konsequent im Sinne
gerechterer Einkommensverteilung und ökologischen Denkens. Drittens
die globale kulturelle Entwicklung, die zugleich immer die
weltpolitische Entwicklung ist - aber von den Kulturen her zu denken,
von den sozialen Verhältnissen und Wertesystemen her.

Das sind die Themen. Und wenn es dann um die Maßstäbe für
hintergründige Texte zur so verstandenen politischen und kulturellen
Entwicklung geht, gibt es Konstanten und Variablen. Keinen Kompromiss
zu machen bei Differenziertheit, Einordnungsanspruch und Fachkompetenz
ist das eine. Offenheit für neue, partizipative Dialogformen und für
die neue Arbeitsteiligkeit im digitalen Mediensystem ist das andere.
Beides ist wichtig, wenn es darum geht, den Wert des gedruckten Wortes
zu beweisen und zu verteidigen. Anspruchsvoll, einordnend,
weiterdenkend. Schwarz auf weiß.


Richard Meng ist Politikwissenschaftler, Autor und ab Oktober
2021 neuer Chefredakteur der Zeitschrfit Neue Gesellschaft/Frankfurter 
Hefte . Er war stellvertretender Chefredakteur der Frankfurter 
Rundschau und Sprecher des Senats von Berlin. 2021 erschien 
bei Edition 7: "Haltung zählt - Anspruch und Geschichte der 
Frankfurter Rundschau".
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PROFIL/108: Zeitgenosse der Zukunft - Fjodor M. Dostojewski nach 200 Jahren (NG/FH)

Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 11/2021

Zeitgenosse der Zukunft

Fjodor M. Dostojewski nach 200 Jahren

von Hanjo Kesting



Am 11. November 1821 wurde Fjodor M. Dostojewksi geboren. Seine Werke
zählen zur Weltliteratur: die von hoher künstlerischer Begabung
zeugen, von denen aber auch beunruhigende Wirkungen ausgehen, insofern
er darin die (Ab-)gründe der menschlichen Seele auslotet.

Fjodor M. Dostojewski, geboren am 11. November 1821 in St. Petersburg,
gehört zu den großen, aber auch widerspruchsvollen Erscheinungen der
Literatur im 19. Jahrhundert. Maxim Gorki hat seine künstlerische
Begabung mit der von Shakespeare verglichen, doch gehen von seiner
tiefdringenden Seelenkunst und fanatischen, religiös fundierten
Wahrheitssuche auch beunruhigende Wirkungen aus.

Dostojewski war der Sohn eines Hospitalarztes aus Moskau, das zweite
von sieben Kindern. Seine enge Verbindung mit dem älteren Bruder
Michail suchte der Vater zu unterdrücken, indem er beide Söhne
finanziell kurzhielt und getrennt erziehen ließ. Dann gab der Vater
seine Arbeit im Krankenhaus auf und zog sich auf sein Landgut zurück,
wo er seine Leibeigenen derartig schikanierte, dass man ihn im Sommer
1839 ermordet auffand. Es heißt, Dostojewski habe auf diese Nachricht
hin seinen ersten epileptischen Anfall erlitten. Ein Trauma bleibt
zurück, und zwar bis in seine späte Zeit, bis zum letzten großen Roman
Die Brüder Karamasow, in dem Fjodor Karamasow den verhassten
Vater repräsentiert, der einem Mordanschlag zum Opfer fällt.

Nach dem Tod des Vaters bricht Dostojewski das Ingenieurstudium ab, um
sich nur noch der literarischen Tätigkeit zu widmen. 1845 beendet er
seinen ersten kurzen Roman Arme Leute. Er gibt ihn einem Freund
zu lesen, der das Manuskript zu dem berühmten Dichter Nikolai
Nekrassow bringt. Der spricht ihn mit den Worten an: "Wissen Sie
überhaupt, was Sie da geschrieben haben?" Wissarion Belinski, der
führende Kritiker, begrüßt das Buch als den ersten "Sozialroman" der
russischen Literatur.

Dostojewski, berauscht vom eigenen Erfolg, gibt von den 1.000 Rubeln,
die er für den Verzicht auf sein väterliches Erbe erhalten hat, an
einem einzigen Tag 900 aus, die restlichen 100 verspielt er beim
Billard. In rascher Folge bringt er nun Werk um Werk hervor: Der
Doppelgänger, Weiße Nächte, Die Wirtin oder Netotschka
Neswanowna, um nur die wichtigsten Titel zu nennen - Bücher, in
denen sein soziales Mitleid zunehmend jener erhitzten
Betrachtungsweise Platz zu machen beginnt, die für sein Spätwerk
typisch ist, dann freilich gesteigert zu fieberhafter metaphysischer
Dialektik.

1847 schließt Dostojewski sich dem sogenannten Petraschewski-Kreis an.
Dessen Mitglieder begeistern sich für Fourier, Proudhon und andere
Sozialutopisten, treten für die Abschaffung der in Russland immer noch
bestehenden Leibeigenschaft ein und ergehen sich in endlosen
Diskussionen über die Notwendigkeit einer Revolution im Zarenreich.
Dann kommt die Revolution 1848, wenigstens in Westeuropa, aber die
Reaktion darauf wird den Anhängern Petraschewskis zum Verhängnis. Im
April 1849 werden alle verhaftet und vor ein Militärgericht gestellt.
Dostojewski wird der Teilnahme an "verbrecherischen Umsturzplänen" für
schuldig befunden und zu acht Jahren Zuchthaus in Sibirien verurteilt.
Statt den Gefangenen das Urteil einfach mitzuteilen, inszeniert die
Obrigkeit auf dem Semjonowschen Platz, wo gewöhnlich die Hinrichtungen
stattfinden, die finstere Komödie einer Scheinexekution. Im letzten
Augenblick erfolgt die Begnadigung, danach das Anlegen der
Sträflingsketten - vier Jahre wird Dostojewski sie tragen. Sie wiegen
zehn Pfund und erinnern klirrend in jedem Augenblick an die Ewigkeit
des Zuchthauslebens.


Abschied von der sozialen Utopie

Doch es geschieht in Sibirien unendlich viel mehr. Dostojewskij,
gerade 28 Jahre alt, kommt aus dem Debattierclub der Petersburger
Intellektuellen in ein Straflager für gewöhnliche Schwerverbrecher:
Raubmörder, Brandstifter, Lustmörder, der sogenannte Abschaum. Er hört
ihre haarsträubenden Beichten, ihre merkwürdigen Lebensgeschichten. Er
sieht ihre Rohheit, aber auch die Bereitschaft zum Leiden, zur Buße,
zum Wiedergutmachen einer Schuld, die keiner von ihnen leugnet. Hier
nimmt sein Glaube an die Vereinbarkeit von Bestialität und sittlicher
Reinheit in der menschlichen Seele ihren Anfang; hier findet er das
Gottesvolk, das er später in seinen Werken verherrlichen wird; hier
liegt der Grund für seine Absage an die Lehre von Rousseau und soziale
Utopien jeder Art.

Zehn Jahre dauert die sibirische Isolation. Erst 1859 kehrt
Dostojewski nach Petersburg zurück. Dass er ein anderer geworden ist,
ist ihm selber noch nicht bewusst. Aber auch in Petersburg hat sich
viel verändert. Zar Nikolaus I., dessen Hand schwer auf Russland
gelastet hatte, ist 1855 gestorben. Sein Nachfolger Alexander II.
setzt Reformen in Gang, die auch der Literatur zugutekommen.
Zeitschriften schießen wie Pilze aus dem Boden, und auch Dostojewski
gründet zusammen mit seinem Bruder Michail eine eigene Monatsschrift:
Vremja (Die Zeit). Darin publiziert er die
Aufzeichnungen aus einem Totenhaus als Resümee seiner
sibirischen Erfahrungen. 1864 publiziert er die Aufzeichnungen aus
dem Kellerloch, die er in qualvollen Wintermonaten abgeschlossen
hat.

Ein neuer Dostojewskij wird darin sichtbar, ein Schriftsteller, der
aus dem Zustand seiner geistigen Verpuppung mit einem Mal heraustritt.
Der frühere soziale Humanist, der so herzzerreißend das Dasein armer
Menschen schilderte, gibt in diesem Buch zu erkennen, dass er von
seinen früheren Idealen nichts mehr wissen will. Dabei sind gerade
diese Ideale das Brot im Russland der 60er Jahre des 19. Jahrhunderts:
Die Leibeigenschaft ist gerade aufgehoben worden, noch glüht das
Morgenrot der Hoffnung auf freiheitliche Erneuerung. Dostojewski aber
verkündet, dass er diese Freiheit nicht gemeint habe; sie ist ihm nur
ein Gegenstand des Hohnes.

Sein Held aus dem Kellerloch, der sich mit den Worten vorstellt: "Ich
bin ein kranker Mensch, ein schlechter Mensch, ein abstoßender
Mensch", wendet sich an die ganze Menschheit und schraubt sich immer
höher bis zur Negation all dessen, was den Zeitgenossen lieb und teuer
ist: der Glaube an die Vernunft, den Fortschritt, die soziale
Gerechtigkeit, die Zivilisation, die Aufklärung usw. Nichts, rein gar
nichts bleibt von seinem Hohn verschont. Freiheit bedeutet für den
Kellerloch-Menschen nicht mehr soziale Emanzipation, sie erscheint
jetzt als etwas Irrationales, als eine Dimension der Versuchung,
nämlich als die Möglichkeit, das Gute wie das Böse hervorbringen zu
können.

Die Aufzeichnungen aus dem Kellerloch sind der Schlüssel zu den
großen metaphysischen Romanen Dostojewskis, die noch folgen werden.
Als dieses geistige Pamphlet im März 1864 in seiner neuen Zeitschrift
Epocha, der Nachfolgerin der verbotenen Vremja,
erscheint, wird es vom geistigen Russland mit einem Entsetzensschrei
begrüßt. Die schroffe Absage an den Liberalismus kostet Dostojewski
viele Abonnenten, und so muss er seine Zeitschrift nach einem Jahr
wieder einstellen. In fieberhafter Eile macht er sich an einen
weiteren Roman, den er im Voraus verkauft hat: Schuld und Sühne
erscheint 1866 in Fortsetzungen im Russischen Boten des
konservativen Verlegers Katkow; er bringt Dostojewski zum ersten Mal
auch außerhalb Russlands den Ruf eines großen Schriftstellers ein.

Im Februar 1867 heiratet er die über 20 Jahre jüngere Anna
Grigorjewna. Mit ihr tritt eine Frau in sein Leben, die ihn nicht nur
aus seinen finanziellen Katastrophen rettet und von seiner Spielsucht
heilt, sondern auch vor dem drohenden Verlust seiner Kreativität. Die
Ehe wird von Dostojewski ohne Leidenschaft, aber mit Zuneigung und
grenzenloser Dankbarkeit geführt. Mitte 1867 verlassen die beiden
Russland und begeben sich auf eine Odyssee durch Europa, die vier
Jahre dauert, immer in Hetze, von drückenden Schulden und
einzulösenden Pfandscheinen in Angst und Schrecken versetzt, immer auf
der Flucht vor zänkischen Vermietern und auf der Suche nach einer
billigen Bleibe. Auf dieser ruhelosen Reise schreibt Dostojewskij den
Roman Der Idiot und den größten Teil der Dämonen (auch
unter dem Titel Böse Geister übersetzt). Als er im Juli 1871
nach Russland zurückkehrt, steht er im Zenit seines Schaffens.


Ein Weltgebäude aus Romanen

Man hat die großen Romane Dostojewskis, die mit Schuld und
Sühne beginnen und bis zu den Brüdern Karamasow führen, als
"Ideenromane" oder "Romantragödien" oder auch als "apokalyptische
Mysterien" bezeichnet. Ihr Ziel ist jedes Mal die Katastrophe. Sie mag
gleich zu Anfang oder erst am Ende stattfinden, wie ein Naturereignis
hereinbrechen oder sorgfältig vorbereitet sein, stets entwickelt sie
sich mit unabänderlicher Gesetzmäßigkeit und in einer Atmosphäre voll
vibrierender Spannung, wie in einem gutgebauten Theaterstück.

Dass Dostojewskis Romane von dramatischem Charakter sind, ist oft
bemerkt worden. Vergleicht man sie mit den Büchern etwa von Turgenjew,
die in ihrer Zeit so aktuell und modern erschienen, begreift man
schnell, dass Dostojewskis Atheisten, Anarchisten und Terroristen
einer anderen Größenordnung, aber auch einer kommenden Zeit angehören -
 Schatow, Kirillow, Werchowenski, Stawrogin sind bereits Figuren des
20. Jahrhunderts. Als Emanationen spekulativen Denkens haben sie einen
Anspruch auf literarische Ewigkeit.

Die Arbeit am "Weltgebäude" der großen Romane ist für Dostojewski in
diesen 70er Jahren nur möglich, weil er endlich familiären Frieden
gefunden hat. Auch finanziell geht es aufwärts, wenngleich langsam.
Anna Grigorjewna gelingt es, sich mit den Gläubigern zu arrangieren.
Als sich nach dem Vorabdruck der Dämonen im Russischen
Boten kein Verleger für die Buchausgabe findet, gibt sie diese im
Selbstverlag heraus. Und sie wiederholt das Experiment noch
erfolgreicher mit Dostojewskis Tagebuch eines Schriftstellers.
Fast zwei Jahre lang erscheint die Monatsschrift, für die Dostojewski
sämtliche Beiträge selber verfasst: Visionäres und Polemisches, aber
auch Fragwürdiges und Reaktionäres, nicht zuletzt einige sublime
Erzählungen seiner späten Zeit wie der Traum eines lächerlichen
Menschen. Die Zahl der Abonnenten steigt stetig. Die Zeitschrift
wird nur deshalb eingestellt, weil Dostojewski sich Ende 1877 an die
Niederschrift der Brüder Karamasow macht, die drei Jahre in
Anspruch nimmt.


Weltruhm an der Schwelle zum Tod

Der große Roman reißt bei seinem Erscheinen 1880 das gesamte geistige
Russland zur Bewunderung hin. Am Ende von Dostojewskis Leben kommt der
Ruhm, auch schon der Anfang des Weltruhms. Im Juni 1880, ein halbes
Jahr vor seinem Tod, hält er in Moskau die große Puschkin-Rede, aus
Anlass der Enthüllung eines Puschkin-Denkmals. Man bringt ihm
Ovationen dar, wie sie bis dahin noch keinem russischen Schriftsteller
zuteil geworden sind. In einem Brief an Anna Grigorjewna, die an den
Feierlichkeiten nicht teilnehmen kann, heißt es: "Ich kann Dir die
Begeisterung nicht wiedergeben, als ich geendet hatte: einander
unbekannte Menschen aus der Zuhörerschaft weinten, schluchzten,
umarmten einander und gelobten, in Zukunft bessere Menschen zu werden,
ihre Mitmenschen zu lieben, statt sie zu hassen."

Dostojewskij starb im Januar 1881, noch keine 60 Jahre alt. Er hatte
noch viele literarische Pläne. Er wollte seine Erinnerungen schreiben,
einen Christus-Roman und eine Fortsetzung der Brüder Karamasow,
in der Aljoscha, der jüngste der Brüder, sein Kloster verlässt, um
sich den Revolutionären anzuschließen - schließlich wird er als
Terrorist zum Tode verurteilt. Zu seinen weiteren Plänen gehörte ein
russisches Gegenstück zu Voltaires Candide, worin der
Protagonist die Welt nicht mehr als die beste, sondern als die
schlechteste aller Welten versteht. Wie Iwan Karamasow gibt
Dostojewskis Candide "Gott ehrfürchtig seine Eintrittskarte
zurück". An seinem Todestag las Dostojewski, nach dem Bericht von Anna
Grigorjewna, die mit ihm die letzten Stunden verbrachte, im
Matthäus-Evangelium - darin die Worte: "Haltet mich nicht zurück." Es
war der 28. Januar 1881. Drei Tage später wurde er im Petersburger
Alexander-Newski-Kloster beigesetzt, Zehntausende folgten seinem Sarg.


Hanjo Kesting ist Kulturredakteur der Zeitschrift Neue 
Gesellschaft/Frankfurter Hefte. Bei Wallstein sind 2019 seine 
dreibändige Studie Große Erzählungen der Weltliteratur sowie der 
Essay Theodor Fontane. Bürgerlichkeit und Lebensmusik  erschienen.
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BUCHBESPRECHUNG/208: Dagmar Herzog - Die Politisierung der Lust (Klaus Ludwig Helf)

Dagmar Herzog

Die Politisierung der Lust. Sexualität in der deutschen Geschichte
des 20. Jahrhunderts

von Klaus Ludwig Helf, November 2021



Die deutsche Ausgabe des vorliegenden Bandes erschien bereits im Jahr
2005 und wurde jetzt im Psychosozial-Verlag in unveränderter
Neuauflage publiziert. Im Vorwort macht die Autorin Dagmar Herzog
deutlich, dass sich seit dem Erscheinen ihres Bandes die Bestrebungen
verstärkt hätten, mit Sex und den damit verbundenen 'Themen drumherum'
wie Leidenschaft, Beziehungen, Verlangen, Erfüllung und
Glücksversprechen Menschen zu manipulieren und damit auch politische
Strategien durchzusetzen. Diese Prozesse seien nicht immer
widerspruchs- und konfliktfrei, aber insgesamt wirkungsvoll.

Als Stichworte nennt sie die Trump-Ära, die #metoo-Bewegung, die
Nachwehen des europäischen Kolonialismus, die Schmäh- und Hass-Tiraden
in den Netzwerken und die durch wegen der Corona-Virus-Pandemie
verordneten Berührungs- und Kontaktverbote. Zudem habe sich das
gesellschaftliche Umfeld in Richtung Autoritarismus verschoben: "Wir
leben, global wie lokal nicht mehr 'after fascism' sondern - auf
einmal - wieder mittendrin" (S. I). Dazu zählt sie den Aufstieg längst
überwunden geglaubter rechtsextremer Bewegungen und Parteien, den
aufflammenden Rassismus und Antisemitismus, die Verspottung von
Minderheiten auch aus sexuellen Gründen, die zunehmende
Undurchsichtigkeit des globalen Finanzmarkt-Kapitalismus und die
polarisierende Wirkung der Social-Media-Filterblasen.

Das alles habe sie dazu bewogen, ihren Band neu aufzulegen: "Es bleibt
eine deutliche Herausforderung für uns alle, gemeinsam weiter darüber
nachzudenken, wie ideologische Konflikte überhaupt funktionieren - wie
Vergangenheiten und Gegenwarten wiederholt miteinander verwoben sind
und einander ständig gegenseitig beeinflussen, aber auch wie die in
allen gesellschaftlichen Gesellschaften ständigen Kämpfe um das, was
als Wahrheit gilt, besser zu verstehen wären" (S. V).

Dagmar Herzog ist Professorin für Geschichte am Graduate Center der
City University of New York, veröffentlichte zahlreiche Bücher zur
Geschichte der Religion, zur Sexual- und Geschlechtergeschichte in der
Moderne, zu Gender-Fragen sowie zur deutschen Geschichte des 20.
Jahrhunderts und erhielt für ihre Forschung 2014 den Distinguished
Achievement Award der Holocaust Educational Foundation.

Nach dem Vorwort zur Neuauflage und einer Einführung zur Thematik
folgen in dem Band sechs Kapitel, Anmerkungen, Bibliografie, Personen-
und Sachregister und ein Bildnachweis. Dagmar Herzog analysiert die
Ideen- und Kulturgeschichte der 'Politisierung der Lust' in
Deutschland von der Zeit des Nationalsozialismus über die Adenauer
Ära, den Aufbruch der 1968er und die DDR bis zur Vereinigung 1989. Sie
interpretiert ideologiekritisch, wie Sexualität, Moral und Erinnerung
miteinander verschränkt sind. Warum spielt das Feld der Sexualpolitik
eine so bedeutende Rolle? Michel Foucault habe bereits in den 70er
Jahren darauf hingewiesen, dass Sexualität 'ein besonders dichter
Durchgangspunkt' für die Machtbeziehungen' sei.

Diese Hypothese untersucht die Autorin beim gesellschaftlichen Umgang
mit Sexualität in Deutschland. Im Zentrum ihrer Analysen stehen die
NS-Zeit sowie '1968' in West-Deutschland. Wer die Auseinandersetzungen
über Sexualität nicht berücksichtige, unterschätze den tiefgehenden
emotionalen Nachhall der militärischen und ideologischen Niederlage
Deutschlands im Zweiten Weltkrieg und dessen Auswirkungen insbesondere
auf die deutschen Männer: "Wer sexuelle Fragen als nebensächlich
abtut, übersieht, wie die Nachkriegs-Bundesrepublik im Zuge des Kalten
Krieges die Erinnerung an den Nationalsozialismus erfolgreich
manipulierte und die moralische Debatte vom Problem der
Komplizenschaft an Massenmord auf Fragen der Sexualität umlenkt" (S.
9/10).

Aufgrund ihrer quellengesättigten Analysen kommt Dagmar Herzog zu dem
Ergebnis, dass die Sexualpolitik im NS-Staat nicht insgesamt brutal,
repressiv, lust- und sexualfeindlich war, wie sie von Teilen der
späteren Studentenbewegung und ihrer Theoretiker dargestellt worden
sei. Vielmehr sei die Mehrheit der Deutschen (exklusive der
'nichtarischen, 'ungesunden' und homosexuellen Menschen) damals
geradezu angespornt und ermuntert worden zu vor- und außerehelichen
sexuellen Vergnügungen, während Abtreibung, Homosexualität und Sex mit
Juden kriminalisiert worden seien. Sexualität sei eines der
"Hauptanliegen" gewesen im Rahmen der rassepolitischen Steuerung der
Fortpflanzung der 'gesunden und reinrassigen Arier'.

Die gezielte Stimulation von Affekten und Gefühlen sollte die Menschen
an die NS-Volksgemeinschaft binden und rassistische, antisemitische
und eugenische Stimmungen transportieren und mobilisieren im Sinne
neuer moralischer Codes: "Der Nationalsozialismus verwarf christliche
Werte - und bemächtigte sich ihrer, indem er unablässig von der
'Heiligkeit' der rassischen Reinheit sprach, von der 'Erlösung'
Deutschlands, und 'Schuld' und von 'Sühne' gegen Rasse oder Volk.
Darüber hinaus machte er sich tiefsitzende (von der Kirche
propagierte) Assoziationen zu Nutze, die Sexualität mit dem Bösen -
und den Juden - in Verbindung brachten, um die Entrechtung und
Ermordung der jüdischen Bevölkerung Europas moralisch zu legitimieren"
(S. 15/16).

Die Uneinheitlichkeit, die Ambivalenz und die politische Ausrichtung
der NS-Sexualpolitik hätten eine sukzessive und gegensätzliche
Interpretation der NS-Sexualmoral in den nachfolgenden Jahrzehnten
geprägt, einerseits die offizielle Förderung von außerehelichem Sex
von 'Arieren', andererseits die Abtreibung von "unwertem" Leben und
die Verfolgung von Homosexuellen.

Nach den ersten "bemerkenswert freizügig-debattierfreudigen"
Nachkriegsjahren habe sich seit Mitte der 50er Jahre in
West-Deutschland im Rahmen der allgemeinen gesellschaftlichen Phase
der Restauration und des Kalten Krieges auch ein "abrupter Schwenk"
vollzogen. Konservative, illiberale Auffassungen von Sexualität,
gespeist von körper- und sexualfeindlichen Werten, Ablehnung von
Nacktheit und Freizügigkeit im Namen christlicher Werte seien
dominierend geworden. Im Gegensatz zu den 68ern, die die
NS-Sexualpolitik für sexualrepressiv hielten, war man in den 50er
Jahren davon überzeugt, dass die Nazis Promiskuität und sexuelle
Frevelhaftigkeit schamlos propagiert hätten.

Die offiziell betriebene Re-Christianisierung Westdeutschlands - so
Dagmar Herzog - sei politisch mit Hilfe der christlichen Kirchen als
Gegenbewegung zur Säkularisierungspolitik der Nazis gefördert worden
und sollte auch das konkrete Ausmaß der Gräueltaten des NS-Regimes und
die konkrete Mitschuld der Bevölkerung verwischen. Die Liberalisierung
der Sexualpolitik in der Bundesrepublik war ein
gesamtgesellschaftlicher Entwicklungsprozess," ... die komplizierte
Mischung aus Kontinuitäten und Brüchen, Rekonstruktion und Neuanfang
sowie die subtile Dynamik der Neudefinition und Neuinterpretation ...
Es wurde ein vollkommen neues Bild des Dritten Reiches entworfen, und
zwar eines, auf das sich ... Eltern und Kinder, Linke, Liberale und
Konservative einigen konnten, wenn auch aus jeweils ganz
unterschiedlichen Motiven" (S. 134).

Herzog analysiert in ihrer einzigartigen Monografie, wie Sexualität in
der Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert in unterschiedlichen
Staatsformen und Politikkonzepten nicht nur zu einem "Hauptschauplatz
für soziale und kulturelle Konflikte" wurde, sondern auch zu einem
Motor der Wirtschaftsentwicklung: "Sexualität wurde in ständig
wachsendem Maße öffentlich ... Die dynamischen Veränderungen in den
volkswirtschaftlichen Funktionsweisen und Prozesse von Anpassung und
Entgegenkommen zwischen Staat und Bürgern brachten offenbar sowohl
eine immer wieder neue Kombination von Anreizen für als auch eine
Regulierung von Sexualitäten mit sich - Phänomene, die sich im
ostdeutschen Staatssozialismus ebenso beobachten lassen, die unter dem
Nationalsozialismus und im demokratischen Kapitalismus des Westens"
(S. 313).

Herzog analysiert in ihrer Monografie die zentrale Bedeutung von
Sexualität für das Verständnis von historischen und politischen
Entwicklungen und sensibilisiert für die ideologischen Zusammenhänge.
Es war eine gute Entscheidung, den Band von Dagmar Herzog neu
aufzulegen und wir warten gespannt auf dessen Fortschreibung bis in
die heutige Zeit.



Dagmar Herzog: Die Politisierung der Lust. Sexualität in der deutschen
Geschichte des 20. Jahrhunderts. Psychosozial-Verlag Gießen 2021,
Buchreihe: Beiträge zur Sexualforschung. 432 Seiten, mit zahlreichen
Abbildungen, kartoniert, Paperback EUR 39.90; unveränderte Neuauflage
der deutschen Ausgabe von 2005 (Siedler).
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Die Rückgewinnung des Marxschen Kapital

Eine Widerlegung des Mythos innerer Widersprüchlichkeit
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Karl Marx (1818-1883) - Gemälde von P. Nasarow und N. Gereljuk (1920) nach einer Fotographie von John Jabez Edwin Mayal
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Der Buchtitel dieses 2007 in der englischen Originalausgabe unter dem
Titel "Reclaiming Marx's Capital" erschienenen Werks wirft
Fragen auf. Wie kann "Das Kapital", bekanntlich das Hauptwerk zur
Analyse des Kapitalismus von Karl Marx, "rückgewonnen" werden, so als
wäre es - wie auch immer - verloren gegangen? Und was ist mit dem
"Mythos innerer Widersprüchlichkeit" gemeint, der hier widerlegt
worden sein soll? Tatsächlich handelt es sich um einen seit vielen
Jahrzehnten schwelenden Disput unter Marx-Gelehrten. Unklar ist
allerdings, wie viele Menschen, selbst wenn sie mit marxistischer
Theorie auf mehr oder minder vertrautem Fuße stehen, von dieser
Streitfrage je etwas gehört haben und, wenn ja, welchen Stellenwert
sie ihr beimessen.

Der Autor, der US-amerikanische Wirtschaftswissenschaftler Prof.
Andrew Kliman, glaubt, dass die Marx'schen Theorien angesichts der
anwachsenden Bewegung gegen den globalen Kapitalismus wieder wichtig
werden könnten. (S. 19) Als ein flammender Verfechter der Werttheorie,
die seiner Einschätzung nach mit "zwingender Notwendigkeit falsch"
wäre, sollten sich die Vorwürfe der inneren Widersprüchlichkeit
erhärten, präsentiert er sich jedoch nicht. Ja, er räumt sogar ein,
dass die von ihm behandelten Fragen "nicht die wichtigsten Themen in
Das Kapital oder auch nur in der Werttheorie sind". (S. 11) Die
sogenannten Inkonsistenzbeweise auszuräumen, was Kliman mit diesem
Buch bewerkstelligt haben will, sei wichtig, weil ihr Einfluß über den
"kleinen Kreis radikaler und marxistischer Ökonomen" hinausgehe,
nämlich "in die Wirtschaftswissenschaften insgesamt, in andere
Disziplinen, in das radikale Denken außerhalb der akademischen Welt,
bis hinein in die öffentliche Meinung allgemein". (S. 15/16)

Sie [die Beweise, Anm. d. SB-Red.) disqualifizieren Marx bereits
 am Starttor der Wettbewerbsstrecke. Hierüber liefern sie nicht nur
 die grundsätzliche Rechtfertigung für die Unterdrückung seiner
 Theorie, sondern auch für die Unterdrückung der heutigen Forschung,
 die auf dieser Theorie beruht. Sie rechtfertigen damit auch die
 Verweigerung von Ressourcen, die für Durchführung einer solchen
 Forschung nötig wären. Das behindert in großem Maß deren weitere
 Entwicklung. (S. 12/13) 


Kliman und seine Mitstreitenden zufolge möge Das Kapital zur
Gänze und in seiner ursprünglichen Form und Bedeutung wieder zur
Geltung kommen. Ein Streit also um Wahrheiten im Elfenbeinturm
höchster marxistischer Gelehrsamkeit, gepaart mit handfesten
Interessen an Forschungsgeldern und universitärer Anerkennung?

Inhaltlich geht es bei dieser Kontroverse um die "richtige"
Interpretation der Marx'schen Theorie - ein Widerspruch in sich, denn
wenn ein Text der Interpretation, also Auslegung, bedarf, kann er
schlechterdings klar und unmißverständlich sein. Wie aber will dann
jemand - außer Marx und vielleicht seinem Weggefährten und Mitstreiter
Friedrich Engels, der den 2. und 3. Kapital-Band herausgab -
die Richtigkeit seiner Interpretation gegenüber anderen Deutungen
beanspruchen können? Laut Kliman rühren "alle vermeintlichen
Inkonsistenz- und Irrtumsbeweise" gegen die Marx'sche Werttheorie von
einem einzigen Interpretationfehler her, nämlich dem "Simultanismus"
(S. 29), bei dem es sich um Folgendes handelt:

Simultanismus vertritt den Gedanken, Marx habe behauptet, oder
 Marx' Theorie setze zwingend voraus, dass die Wertbestimmung der
 Inputs, die in die Produktion eingehen, und die Wertbestimmung der
 Outputs, die in der Folge aus der Produktion hervorgehen, simultan
 erfolge. (S. 12/13) 
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Friedrich Engels, Herausgeber des 2. und 3. Bandes von "Das Kapital"
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Die beinah banal anmutende Frage, ob Werte bzw. Preise produzierter
Waren bereits im Moment des Beginns ihrer Herstellung bestimmt werden
und deshalb mit den zu diesem Zeitpunkt bestehenden Werten und Preisen
identisch sein müssen oder ob sie, wie die von Kliman bevorzugte
"Temporale Einzelsystem-Interpretation" (TSSI) besagt, zu
verschiedenen Zeitpunkten und damit unabhängig voneinander bestimmt
werden, führt nach Ansicht des Autors in der Folge, nämlich durch die
von den Simultanisten irrtümlich vorgenommenen "Korrekturen", zu
gegensätzlichen und in wichtigen Aspekten miteinander unvereinbaren
Versionen der Marx'schen Theorie. (S. 316) Für den Autor scheint es so
zu sein, als stünden die Streithähne vor einem imaginären Gericht,
spricht er doch, wenn er sich mit den Positionen und Argumentationen
seiner Kontrahenten auseinandersetzt, von Schuld und Schuldigkeit.
(S. 125) Am Ende des Buches schreibt er in juristischem Jargon:

Die Beweise innerer Widersprüchlichkeit werden also nicht
 mehr verteidigt. Die gesamte Anklage gegen Marx hat sich auf das
 Auslegungsproblem reduziert. Genauer gesagt, sie reduziert
 sich auf die Vorlieben der Marxkritiker für höchst unplausible
 Interpretationen seiner Texte. Es sei wiederholt, was ihre
 Interpretation unplausibel macht: Sie scheitern daran, die
 Marxschen Texte in ihrer Schlüssigkeit zu begreifen, obwohl
 stimmige Auslegungen möglich sind. Wenn eine Interpretation
 verfügbar ist, die den Anschein der Inkonsistenz beseitigt, dann
 sind Interpretationen, die diese scheinbaren Inkonsistenzen
 hervorrufen, nicht glaubhaft. Kurz, das Verfahren gegen Marx ist
 gar keine Anklage. Es fehlt die Anklageschrift. (S. 312) 


Bei der schlüssigen Interpretation, die den
Widersprüchlichkeitsvorwurf angeblich widerlegt, handelt es sich um
die besagte "Temporale Einzelsystem-Interpretation", die in den frühen
1980er Jahren entstanden ist. Wer im Detail nachvollziehen möchte, wie
Andrew Kliman die gegen Das Kapital geltend gemachten
Inkonsistenzvorwürfe Schritt für Schritt und Autorin für Autor
widerlegt und die von den Kritikern und Kritikerinnen vorgenommenen
"Korrekturen" aufgelöst haben will, dem sei dieses Buch wärmstens
empfohlen. Unabhängig davon bietet es allen Interessierten die
Gelegenheit - auch wenn es keine Einführung in den Marxismus sein
will -, sich mit den Grundparametern der Marx'schen Werttheorie
auseinanderzusetzen, allerdings auf die Gefahr hin, die dringende
Bitte des Autors, sein Werk "so zu lesen und zu bewerten, wie es
verstanden sein möchte", nämlich nach "allgemein anerkannten
Interpretationsprinzipien", also so, "dass es Sinn macht" (S. x), zu
ignorieren.

Nun werden Leserinnen und Leser ihre eigenen Vorstellungen davon
haben, was "Sinn" macht und was nicht - egal, ob es nun um Marx'
Werttheorie oder die hier vorgelegte Streitschrift geht. Leicht
irritierend, um nicht zu sagen befremdlich wirken die Angaben des
Autors darüber, was er mit seinem Buch alles nicht erreichen möchte.
Es soll beispielsweise "nicht danach bewertet werden, ob man die
Temporale Einzelsystem-Interpretation (TSSI) ansprechend, erhellend,
nützlich oder was auch immer findet". Auch sollen Leserinnen und Leser
das Buch nicht danach beurteilen, ob sie das Projekt der Widerlegung
falscher Inkonsistenzvorwürfe mögen oder nicht; ebensowenig soll es
eine Rolle spielen, "ob sie das Projekt einer Rückgewinnung des
Kapital gut finden oder nicht", ja, es soll nicht einmal von
Bedeutung sein, "ob sie die theoretischen, politischen oder anderen
Implikationen der interpretativen Analyse billigen oder nicht" (S. x).

Bekanntlich besagt die angeblich durch die "simultanistische" Kritik
disqualifizierte Werttheorie im wesentlichen, "dass der Wert einer
Ware bestimmt wird durch den durchschnittlichen Aufwand an Arbeit, der
aktuell zu ihrer Produktion benötigt wird" (S. 38). Was aber, wenn
sich schon bei diesem marxistischen Kernelement Ungereimtheiten, um
nicht zu sagen Widersprüche auftun, die alles Weitere, sprich das
darauf beruhende theoretische Bauwerk mit all seinen Verästelungen,
ins Wanken bringen könnten?
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Titelblatt der Originalausgabe des ersten Bandes "Das Kapital" in einer Ausgabe von 1867 aus der Sammlung Saitzew in der Zentralbibliothek Zürich
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Unnötig zu erwähnen, dass in einem kapitalistischen Produktionsprozess
der Unternehmer, um den höchstmöglichen Profit zu erzielen, den Wert
und den Preis seiner Ware möglichst hoch ansetzen und den
geringstmöglichen Lohn zahlen wird, während die von ihm abhängig
Beschäftigten eine möglichst hohe Bezahlung erwirtschaften wollen. Die
Käufer der Ware wiederum haben gänzlich andere Wert-Vorstellungen, sie
interessiert es nicht, wieviel Arbeit in der von ihnen gekauften Ware
steckt. Ein Laie könnte sich da doch fragen, wie in einem solchen
Konglomerat gegenläufiger Interessen ein einheitlicher "Wert"
existieren und eine rechenbare Beziehung zwischen "Wert" und "Arbeit"
postuliert werden könnte? Fehlt nicht bereits jede Basis für eine
solche Vergleichbarkeit?

Marx stellt, dies mag erstaunen oder auch nicht, den Begriff "Arbeit"
(etymologisch "schwere körperliche Anstrengung, Mühsal, Plage") nicht
grundsätzlich in Frage, er bezeichnet sie in seiner Werttheorie als
den einzigen wertschaffenden Faktor im kapitalistischen
Produktionsprozess. Seine Erklärung, warum der Profit der Unternehmen
ausschließlich auf Ausbeutung basiert, beruht auf seiner "Entdeckung"
des Mehrwerts, wie er den Anteil des durch Arbeit geschaffenen Werts
nennt, für dessen erzwungene Ableistung den Arbeitenden der Lohn
vorenthalten wird, was die alleinige Quelle kapitalistischen Profits
bildet. Um Ausbeutung zu kritisieren und abzulehnen, sind weder
Mehrwert, Werttheorie oder die Perspektive auf eine klassenlose
Gesellschaft erforderlich, genügt es doch vollkommen, die Zwangslage
festzustellen, die Menschen dazu nötigt, zum Nutzen anderer zu
arbeiten und sich mit einem Bruchteil des Gewinns zufrieden zu geben.

Mit Grundsatzfragen dieser oder ähnlicher Art hat der unter
marxistischen Wirtschaftsweisen geführte Disput um die "richtige"
Interpretation der Marx'schen Theorie aus Expertensicht nichts und von
einem Laienstandpunkt aus bewertet vielleicht doch eine ganze Menge zu
tun. Wenn die heiligste Kuh der marxistischen Theoriebildung, nämlich
die Auffassung, Wert werde durch Arbeit geschaffen, als frag- und
kritikwürdig bewertet wird, steht das Anliegen von Protagonisten wie
Kliman, der das vorliegende Buch als einen Beitrag zur Widerlegung der
Inkonsistenzvorwürfe begreift und von einer großen Aufgabe der
gegenwärtigen Generation spricht, nämlich "die Sache Marx
richtigzustellen" (S. 318), erst einmal hinten an.

Dies gilt umso mehr, wenn die politische Relevanz der gegensätzlichen
und unvereinbaren Folgerungen, zu denen der Widerspruch zwischen der
ursprünglichen Marx'schen Theorie und den von der simultanistischen
Kritik mit Korrekturen versehenen Versionen geführt haben (S. 316),
keineswegs klar ersichtlich ist. Bei dem "politisch wichtigsten Fall"
geht es um das Gesetz vom tendenziellen Fall der Profitrate, das
Kliman zufolge von der richtigen, also temporalistischen
Einzelsysteminterpretation abhängt. Es besagt, dass
"Produktivitätsfortschritte unter kapitalistischen Bedingungen die
Tendenz einer fallenden Profitrate hervorbringen" (S. 50), womit Marx
nicht den Zusammenbruch des Kapitalismus vorhergesagt, sondern von
unvermeidbaren und regelmäßig wiederkehrenden, aber vorübergehenden
ökonomischen Krisen gesprochen habe (S. 54).

Marx selbst habe gesagt, wie Kliman schreibt, "es müssten
gegenwirkende Einflüsse im Spiel sein, welche die Wirkung des
allgemeinen Gesetzes durchkreuzen und aufheben" (S. 52), was,
zumindest aus Laiensicht, Anlaß genug böte, dieses so wichtige Gesetz
auf den Prüfstand zu stellen - zumal ungeklärt ist, inwiefern die aus
dem Interpretationsdisput abgeleitete Streitfrage, ob im Kapitalismus
unter bestimmten Voraussetzungen mit einer Tendenz zum Fall der
Profitrate zu rechnen sei oder nicht, für Menschen von Belang sein
könnte, die sich den herrschenden ökonomischen wie politischen
Verhältnissen widersetzen wollen. Liegt die Frage nach der zukünftigen
Entwicklung der Profitrate nicht vielmehr im Interesse der
Unternehmen, um auf wirtschaftswissenschaftlich möglichst fundierter
Basis Investitionsentscheidungen zur Profitmaximierung treffen zu
können?
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Protagonisten der parteipolitisch organisierten frühen deutschen Arbeiterbewegung: August Bebel (oben links), Wilhelm Liebknecht (rechts daneben), Karl Marx als geistiger Vater (Mitte), Carl
Wilhelm Tölcke (unten links), Ferdinand Lassalle (rechts daneben)

Abbildung: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



Karl Marx indes hätte wohl kaum die sich in aller Welt ausbreitende
und über inzwischen 150 Jahre fortbestehende Ideologie des Sozialismus
respektive Kommunismus (mit)begründen können, hätte er den vielen
unzufriedenen Menschen seiner und späterer Zeiten nichts zu sagen
gehabt. Allein, es müssen nicht unbedingt die Theoriefragmente und
-gerüste sein, schließlich war er auch ein Prophet in Sachen
Revolution. Wie Kliman schreibt, habe Marx erwartet, dass "die
Tendenzen des Systems in einer gesellschaftlichen Revolution münden",
und zwar nicht wegen seines etwaigen Zusammenbruchs, sondern "wegen
der Zentralisation des Kapitals und wegen des wachsenden Aufstands der
Arbeiterklasse" (S. 54). Dass diese Zukunftsperspektive bislang nicht
eingetroffen ist, könnte uns veranlassen, das Kapital, die
Werttheorie, das Gesetz von tendenziellen Fall der Profitrate und was
der theoretischen Dinge mehr sind, einer gründlichen Überprüfung und
Infragestellung zu unterziehen - und sei es um des von Karl Marx
formulierten Kategorischen Imperativs willen, der da lautet, "alle
Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein
geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist".
(MEW 1: 385)
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Sabine Schiffer



Medienanalyse

Ein kritisches Lehrbuch



 
Die Vielfalt medialer Vermittlungskanäle und die scheinbar unendliche
Verfügbarkeit politischer wie kultureller Angebote ebnet den Weg zu
selbstbestimmter und emanzipatorischer Welterkenntnis nur bedingt.
Wenn passive Informationsaufnahme auf das lichtschnelle Tempo und die
schiere Masse globaler Wissensproduktion trifft, kann das auch
kognitive Überforderung bis hin zu regelrechter Erschöpfung zum
Ergebnis haben. Mehr denn je stehen MedienkonsumentInnen vor dem
Problem, sich nur mit Mühe eine Übersicht über das Angebot
verschaffen und die Relevanz des jeweiligen Medienproduktes für das
eigene Interesse bestimmen zu können. Die Rezeption als "Content"
warenförmig aufbereiteter Inhalte wäre mithin darauf zu prüfen, wo
der Anspruch autonomer Eigenständigkeit überhaupt noch einzulösen
ist, wenn aus den Bildschirmen, Lautsprechern, Buch- und
Zeitungsseiten eine instrumentelle Intelligenz spricht, die den
Sachzwängen des Marktes folgt und vor allem herrschende
Ordnungsvorstellungen reflektiert.

Diese Frage stellt sich auch angesichts der informationstechnischen
Innovation, nicht mehr bloßer Empfänger sein zu müssen, sondern als
Sender in Erscheinung treten zu können. Weniger als 30 Jahre nach
Eröffnung des World Wide Webs für das allgemeine Publikum hat sich
das Versprechen auf weltweite Demokratisierungsfortschritte durch die
Egalisierung verfügbaren Wissens nicht nur nicht erfüllt, es ist in
weiten Teilen der informationstechnisch induzierten Kommunikation
geradezu auf gegenteilige Weise wahr geworden. In der Krise des
Kapitals, dessen Expansion durch die bereits erfolgte Aufteilung des
Planeten und die Klimakrise immer engere äußere Grenzen gesetzt
werden, ist die Bewirtschaftung des Menschen selbst, seiner
lebendigen Subjektivität und noch nicht verwerteten
Leistungsreserven, das vordringliche Ziel informationstechnischer
Innovation. Die hochauflösende Erfassung und rückhaltlose
Inwertsetzung seiner sozialen Interessen, seiner Physis und seines
Stoffwechsels mit der Natur ist das Ziel transhumanistischer
Visionäre, denen der Mensch ein Mängelwesen ist, das erst in seiner
von ihnen kontrollierten datenelektronischen Verdopplung seine
Bestimmung findet - erst einmal im Metaverse aufgegangen werden
Formen sozialen Widerstands erforderlich werden, um ein
Mindestmaß an persönlicher Autonomie zu behalten, die über eine
Analyse kognitiver Konditionierungen weit hinausgehen.

Bis dahin werden Menschen einander in sozialen Medien auf eine Weise
attackieren, für die im persönlichen Kontakt der Mut fehlte. Sie
werden durch virtuelle Kumulationseffekte mit einer Effizienz
agitiert, von der die historischen Strategen politischer
Massenkommunikation nur träumen konnten. An die Stelle sozialer
Bewegungen, die sich in direkter Absprache kollektiv organisierten,
um ins Getriebe herrschender Verhältnisse einzugreifen, tritt der
Klicktivismus von Bewegungsplattformen, die Petitionen und Kampagnen
starten, deren Ergebnisse auf den Rechnern damit adressierter
Regierungsinstitutionen abgelegt und dort wirkungslos vergessen
werden. Selbst direkte Aktionen sozialen Widerstands sind auf
symbolpolitische Inszenierungen angewiesen, die zwar viele Likes
generieren, aber nicht minder in der Weite des virtuellen Raumes
verebben. Die selbstverstärkende Wirkung sogenannter Filterblasen
erzeugt Zweckgemeinschaften so exklusiver wie unverbindlicher Art, in
denen die Kompensation des viel beklagten Mangels an individueller
Anerkennung tausend Blüten bunter Realitätsverkennung sprießen
lässt.

Während das Versprechen auf marktwirtschaftliche Freiheit in den
virtuellen Stores des E-Commerce Sortenvielfalt und Preisvorteile
suggeriert, eröffnet das durch Big Data Mining hochaufgelöste
Kundenprofil den AnbieterInnen Möglichkeiten personalisierter
Werbung, die die KundInnen zielsicher in die Reuse vorformatierter
Konsumentscheidungen leitet. Der Zugriff sicherheitsstaatlicher
Surveillance auf den einzelnen Menschen verschafft
herrschaftsförmigen Ambitionen nie gekannte Möglichkeiten der
Sozialkontrolle, die die Subjekte marktförmiger Konkurrenz wirksam
voneinander isoliert und potentiell widerständige Kollektive
atomisiert. Gesinnungsabweichungen werden über die Publikationspraxen
sozialer Netzwerken reguliert, die sich als privatwirtschaftliche
Akteure Hausrecht ausbedingen, de facto aber als weltumspannende
Medien fungieren.

Damit sind die Vorteile des interaktiven Charakters IT-gestützter
Medien und die emanzipativen Möglichkeiten der Nutzung elektronisch
gespeicherten Wissens nicht aus der Welt. Sie müssen allerdings,
nicht anders als bei der Nutzung linearer Medien, aktiv erarbeitet
werden. Wo individuelle Neigungen und Interessen evaluierende
Algorithmen suggerieren, die NutzerInnen könnten sich auf direktem
Weg zu dem eigens auf sie zugeschnittenen Angebot begeben, das alles
Wichtige und Wissenswerte in stark kondensierter Form zur schnellen
Verarbeitung verfügbar macht, da entstehen schon aufgrund der
hochgradigen Selektivität, aber auch durch Neigungen verstärkende
Rückkopplungschleifen Verluste an persönlicher Autonomie, die durch
die bloße Breite des dabei erwirtschafteten Informationsstandes
nicht wettgemacht werden können. Wenn an erster Stelle die Frage
aufgegeben wird, zu welchem Zweck und Ziel es der Nutzung medial
aufbereiteter Informationen überhaupt bedarf, dann bleiben die
Menschen mit großer Wahrscheinlichkeit in der Bahn gesellschaftlich
gewollter Fremdbestimmung und Funktionserfüllung.

"Media Literacy" weist die Sprachwissenschaftlerin Sabine Schiffer
demgegenüber als Ziel einer Medienanalyse aus, bei der es um die
Fähigkeit geht, "Medienbeiträge zu lesen und als Konstrukt zu
verstehen, welches bei gleicher Faktenlage völlig anders aussehen
könnte - oder umgekehrt: welches Fakten in der aktualisierten
Darstellung präsentiert und dabei eventuell aufbauscht, verharmlost
oder gar umdeutet" (S. 9f). Die Leiterin des Institutes für
Medienverantwortung hat ein "kritisches Lehrbuch" verfasst, das in ein
breites Spektrum an Techniken und Mitteln der Medienanalyse einführt.
Es richtet sich nicht nur an JournalistInnen und Medienschaffende,
sondern erklärt und diskutiert die Erscheinungsform und
Funktionsweise konventioneller Print- und AV-Medien,
wirft aber auch einen kritischen Blick auf Onlineforen und
soziale Netzwerke.

Die Autorin beginnt auf der Seite der Rezeption, indem sie die
Kriterien menschlicher Wahrnehmung, ihrer Reiz-Reaktions-Mechanismen
und Selektionsprozesse untersucht. Sprachliche
Differenzierungsmöglichkeiten wie auch deren Einebnung werden unter
den Stichworten Framing und Wording abgehandelt, was die Wirkung
kontextueller Einfassungen wie sprachlicher Wertungen der jeweils
präsentierten Inhalte betrifft. Die Einführung in die Disziplinen
medienwissenschaftlicher Forschung wird mit einem Abriss
journalistischer Verhaltensregeln abgeschlossen, wobei unschwer zu
erkennen ist, dass deren Ethos einige Diskrepanzen zur realen
Medienarbeit aufweisen kann. Die Erläuterung der Analysemethoden, die
nicht sogleich erkennbare Techniken suggestiver Einflussnahme in
Text- und Bildmedien transparent machen, schärft den kritischen Blick
auf die zahlreichen strukturellen Möglichkeiten subjektiver
Gewichtung vermeintlich objektiver Nachrichtenprodukte.

Denjenigen, die bis heute glauben, dass ein Bild mehr als tausend
Worte sage, teilt die Autorin mit, dass die aus der Annahme, bei
Visualisierungen die Wirklichkeit mit eigenen Augen zu sehen,
resultierende Gültigkeit fotografischer Abbildungen nicht nur an der
weitverbreiteten Nutzung hochentwickelter Bildbearbeitungsprogramme
scheitert. Fotos "für ein realistisches und neutrales Abbild der
Realität zu halten ist schon per se eine Falschannahme" (S. 86),
erklärt Schiffer kategorisch unter Verweis auf die
Kontextabhängigkeit der Deutung visueller Informationen. Deren
Bedeutung hat mit der Verbreitung gute Fotos produzierender
Smartphones wie des Erfolgs vor allem visuell beeindrucker sozialer
Netzwerke stark zugenommen, während auf diesen Kanälen und den
Messenger-Diensten eher die Nutzung bloßer Kürzel oder Piktogramme
gefördert wird.

Ausführlich widmet sich Sabine Schiffer der Analyse von
PR-Strategien, die anhand exemplarischer Fälle vorgestellt werden,
die auch die Vermischung von PR und Journalismus betreffen. Die
wachsende Bedeutung, die derartige Kommunikationspraktiken für
vermeintlich neutrale Medien haben, wenn etwa kostenlose Angebote
bereits fertig verfasster Artikel zur Kostensenkung in der
redaktionellen Arbeit beitragen, verweist auf die Wanderungsbewegung
chronisch unterbezahlter JournalistInnen weg von konventionellen
Redaktionen hin zu weit besser dotierten Jobs in den PR-Agenturen
wirtschaftsnaher Institutionen und des politischen Lobbyismus wie den
Presseabteilungen großer Konzerne und Institutionen. Den
öffentlich-rechtlichen Medien wird die womöglich rhetorisch gemeinte
Frage gestellt, wieso sich gebührenfinanzierte Einrichtungen bei der
Erfüllung ihres Informationsauftrages dennoch Marktmechanismen
unterwerfen. Ein kritischer Seitenblick wird auch auf deren
Zusammenarbeit mit privatwirtschaftlichen Akteuren im Rahmen von
Rechercheverbänden geworfen, widersprechen solche Konstellationen
doch der Intention des dualen Systems. Schließlich werden die
Strukturen journalistischer Produktion auch in Sicht auf die
systemischen Bedingungen untersucht, wobei insbesondere an die
Marktförmigkeit und den Warencharakter ihrer Ergebnisse zu denken
ist.

Eine zentrale, immer wiederkehrende Frage betrifft die vermeintliche
Neutralität des Journalismus und deren konkrete Verwirklichung. Die
Autorin zeigt sich davon überzeugt, dass die Annahme, Medien bildeten
die Wirklichkeit eins zu eins ab, in die Irre führt. Die
Gestaltungsmacht der MedienproduzentInnen umfasse derart viele
Möglichkeiten, bei gleicher Sachlage ein ganz unterschiedliches und
womöglich gegenteiliges Fazit zu ziehen, dass es an den
RezipientInnen ist zu überlegen, welche Schlussfolgerung relevanter
und welche Information zutreffender sei. Diese Aufgabe wollen zwar
die Agenturen des Fact-Checking übernehmen, die jedoch ihrerseits der
medienkritischen Begleitung bedürfen, wie die Autorin anmerkt.

Auf jeden Fall scheitert die Annahme, JournalistInnen seien in der
Lage, subjektive Faktoren in der Berichterstattung auszuschließen,
schon im eng umgrenzten Szenario eines einzelnen Ereignisses. Was
genau benannt und weggelassen wird, welche semantischen Schwerpunkte
das jeweilige Wording setzt, wie Inhalte miteinander verknüpft oder
zueinander in Opposition gesetzt werden, wie die Komposition
bildgebender Verfahren eine bestimmte Gewichtung generiert, all das
und mehr kann auf bewertende Weise Einfluss schon auf kurze Meldungen
nehmen. Insofern unterzieht die Autorin auch das Agenda Setting der
Nachrichtenagenturen einer kritischen Überprüfung, trügen diese doch
zu "Themeneinheitlichkeit und Diskursverengung" (S. 253) bei.

Um so fragwürdiger mutet die beanspruchte Allgemeingültigkeit
journalistischer Arbeit bei Fragen von existenzieller Bedeutung wie
der der Klimakrise oder der Hegemonie kapitalistischer
Vergesellschaftungspraktiken an. Während an Industrie-PR grenzende
Berichte etwa über die Zunahme des internationalen Luftverkehrs gang
und gäbe sind, in denen mit keinem Wort auf die klimadestruktiven
Auswirkungen dieser Form des Reisens hingewiesen wird, oder
Jubelmeldungen über hohe Wachstumsraten ohne jeden Gedanken an die
kontraproduktiven Auswirkungen wirtschaftlicher Expansion auskommen,
warten Berichte über den jüngsten Weltklimagipfel mit dürren Fakten
auf, die im Duktus von Regierungsverlautbarungen oder Unternehmens-PR
verfasst sind. Auch wenn der Anspruch, stets das große Ganze
mitzubedenken, an der Wirklichkeit des Medienbetriebs vorbeigehen
mag, so können die blinden Flecke mancher Berichte in Zeiten
epochaler Krisen doch erstaunen.

Wesentliche Fragen zum Verhältnis von privatwirtschaftlicher
Eigentumsordnung und millionenfach negiertem Lebensrecht, von
europäischem Ressourcenverbrauch und Ernährungsnot im Globalen Süden,
von wachstumsorientierten Konsumpraktiken und der Entsorgung dabei
entstehender Emissionen durch Offsetting in armen Ländern, von
eurozentrischem Rassismus und antikolonialem Widerstand werden in
dafür zuständigen Kommentaren und Features zwar gestellt, haben aber
fast keine Bedeutung für die alltägliche Berichterstattung über
nationale Entscheidungsprozesse und zwischenstaatliche Konflikte. Das
nationale Framing fast aller wichtigen Fragen zur Klimapolitik wird
kaum in Frage gestellt, auch wenn nichts vernünftiger wäre als das.
Gleiches gilt für die Bedeutung der kapitalistischen Eigentumsordnung
als vermeintlich unterhintergehbares Funktionsprinzip
gesellschaftlicher Organisation.

In der Pandemie sind sich die meisten JournalistInnen darin einig,
dass Impfverweigerer den Tod anderer verursachen,
und fordern Sanktionen und Zwangsmaßnahmen. In der Klimapolitik
gilt dieses Verursacherprinzip keineswegs - obwohl fossile
Industrien, RaserInnen auf der Autobahn und Flugreisende seit langem
für den Tod von Menschen im Globalen Süden verantwortlich sind, käme
kaum jemand auf den Gedanken, sie in vergleichbarer Weise zur
Rechenschaft zu ziehen. Die Freiheitsrhetorik der Großverbraucher
fossiler Energien wird in den meisten Medien als individuelle
Meinungsäußerung akzeptiert, die der CoronaleugnerInnen hingegen wird
stigmatisiert. So sehr die Verantwortungslosigkeit beider Gruppen zu
kritisieren ist, so wirken derartige Unterschiede in der
journalistischen Kommentierung doch wenig kohärent, was ein
bezeichnendes Licht auf das Neutralitätsgebot wirft.

Zweifellos wäre die Eigentumsfrage im medienkritischen Diskurs von
hoher Relevanz, ist die Produktion journalistischer Inhalte doch in
den meisten Fällen mit Zwängen sozialer Reproduktion und
gesellschaftlicher Anerkennung verknüpft, die nicht erst bei den
Eskapaden eines Claas Relotius sichtbar werden müssen, um deren
formierende Kraft zu erkennen. Nicht allen MitarbeiterInnen des
Axel-Springer-Verlags ist es ein Herzensanliegen, in diesem
Verlagshaus zu arbeiten, dennoch müssen sie für die einschlägigen
Hetzkampagnen der Bild-Zeitung verantwortlich zeichnen. Und das ist
nur ein besonders krasses Beispiel für die Nöte, die Menschen
heimsuchen können, die ihr Brot im Medienbetrieb verdienen.

Sabine Schiffer geht auf diese Zwänge eher implizit ein, etwa indem
sie nach anderen Bezahlmodellen für unabhängigen Journalismus fragt
oder das Aufkaufen von Zeitungen durch große Verlage als "Versuch
einer Marktkontrolle" (S. 230) kritisiert. Eine Kritik der
politischen Ökonomie des Medienbetriebs ganz im Sinne der berühmten
Marxschen Sentenz "Die erste Freiheit der Presse besteht darin, kein
Gewerbe zu sein" rührte an das grundsätzliche Problem, sich der aus
Gründen des Ausgleichs gesellschaftlicher Gewaltverhältnisse
beanspruchten Neutralität zumindest von der Seite der ökonomischen
Voraussetzungen journalistischer Arbeit her anzunähern. Das beträfe
auch die Frage, wie eine dem demokratischen Diskurs gewidmete
Vermittlung sozialer und politischer Inhalte überhaupt einer
Marktlogik unterworfen werden kann, die die umfassenden Möglichkeiten
medialer Einflussnahme, die von der unterschwelligen Reproduktion
hegemonialer Deutungsmacht bis hin zur regelrechten Indoktrination
reichen können, von vornherein der Maßgabe herrschender
Gewaltverhältnisse unterwirft. Allein die politische Macht eines
Akteurs wie der Bertelsmann-Stiftung lässt Monopolisierungstendenzen
erkennen, mit Hilfe derer den Habenichtsen noch mehr von dem
genommen wird, was ihnen ohnehin nicht zustehen soll.

Unverzichtbar ist die Arbeit an der eigenen Medienkompetenz auch, um
der rechtsradikalen Demagogie von der "Lügenpresse" entgegenzutreten
und pauschalisierende Urteile über öffentlich-rechtliche wie
privatwirtschaftliche Medienangebote zu korrigieren. Wer die Wahrheit
in der massenmedialen Auslegung gesellschaftlicher und globaler
Wirklichkeit sucht und, wenn sie dort nicht gefunden wird, dem
sogenannten Qualitätsjournalismus enttäuscht den Rücken kehrt, wäre
sicherlich gut beraten, das eigene Interesse an der Produktion
hegemonialer Deutungsmacht auf nicht minder kritische Weise zu
überprüfen.

Sich von Fremdbestimmung jeder Art und damit auch dem instrumentellen
Charakter massenmedialer Produktion zu emanzipieren setzt aktives
Interesse an der Erfassung gesellschaftlicher Wirklichkeit voraus,
die wiederum nicht zu trennen ist von ihrer Veränderbarkeit. Kritisch
zu untersuchen ist daher nicht nur das mediale Angebot und sein
Zustandekommen im besten Sinne radikaler Herrschaftskritik, sondern
auch die Bedeutung konsensualer Meinungsbildung und daraus
resultierender Gruppenzugehörigkeit für die Eskalation sozialer
Konflikte. Um so mehr bedarf die Fähigkeit, die erlebte und erlittene
Wirklichkeit auf einen Begriff zu bringen, der kritik- und
handlungsfähig macht, aller Unterstützung theoretischer wie
praktischer Art. Dafür ist das Lehrbuch Sabine Schiffers zur
Medienanalyse durchaus eine hilfreiche Handreichung.
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REZENSION/752: Paul Kennedy - The Rise & Fall of the Great Powers (SB)

Paul Kennedy



The Rise & Fall of the Great Powers

Economic Change and Military Conflict from 1500 to 2000




Nur selten gelingt einem Historiker ein so großer Erfolg wie Paul
Kennedy mit "The Rise & Fall of the Great Powers - Economic Change and
Military Conflict from 1500 to 2000". Im Erscheinungsjahr 1987 stand
das 667seitige Werk monatelang ganz oben auf den Bestsellerlisten für
Sachbücher in den USA, Japan und Großbritannien und wurde insgesamt in
21 Sprachen übersetzt. In Deutschland erschien das Buch unter dem
Titel "Aufstieg und Fall der großen Mächte". Damals sorgte der
britische Professor mit seiner These von der "imperialen Überdehnung",
die quasi als Warnung an die Adresse der USA gerichtet war, weltweit
für lebhafte Diskussionen in Medien und Politik. Mehr als 30 Jahre
später lohnt es sich, der Frage nachzugehen, inwieweit Kennedy mit
seiner großartigen Tour d'Horizon tatsächlich stichhaltige Hinweise
auf die nachfolgende Entwicklung herausgearbeitet und dem geneigten
Leser zur Verfügung gestellt hat.

Dem Autor ging es in seinem Opus Magnum zunächst darum zu erklären,
wie die europäischen Mächte - im Weltmaßstab des 15. Jahrhunderts von
minderer Bedeutung - aus ihrer kleinen Ecke am Nordatlantik
ausbrechen, weite Teile des Globus erobern und erfolgreich
kolonisieren konnten. Für Kennedy war rückblickend eine solche
Transformation der Verhältnisse nicht ohne weiteres zwangsläufig. Er
sieht Versäumnisse seitens der damals wichtigsten Rivalen um globale
Macht als entscheidend an. Das chinesische Reich der Ming-Dynastie,
welches bereits in der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts weite Teile
des Pazifiks und des Indischen Ozeans von der großen Schatzflotte des
Admirals Cheng He erkunden ließ, schottete sich gerade wegen der
eigenen militärischen und ökonomischen Überlegenheit ab der zweiten
Hälfte des Jahrhunderts zunehmend von der Außenwelt ab. An Stelle der
Chinesen sind es die Europäer, die auf der Suche nach einem Seeweg
nach Asien mit Christoph Kolumbus 1498 die "Neue Welt", die späteren
Amerikas, entdecken. Im selben Jahr haben die Portugiesen unter Vasco
da Gama bereits die Ostküste Afrikas kartografiert und die
Seehandelsroute mit Indien eingerichtet.




[image: Farbiger Kupferstich der historisch ersten Begegnung zwischen spanischen Conquistadoren und den Azteken in deren Hauptstadt - Abbildung: Unknown; published by en:Kurz and Allison, Public domain, via Wikimedia Commons]

Konquistador Hernan Cortes begegnet im November 1519 erstmals dem
aztekischen Herrscher Moctezuma II in Tenochtitlan, dem heutigen
Mexiko-Stadt

Abbildung: Unknown; published by en:Kurz and Allison, Public domain, via Wikimedia Commons



Etwas mehr als 20 respektive 30 Jahre danach haben sich spanische
Truppen unter Führung von Hernan Cortes bzw. Francisco Pizarro mit
ihren Schußwaffen, Pferden und mitgebrachten Krankheiten die größten
Reiche der gerade entdeckten westlichen Hemisphäre, die der Azteken
und der Maya im heutigen Mexiko und der Inka auf dem Gebiet der
heutigen Staaten Ecuador, Peru und Chile untertan gemacht. Die
beispiellose Ausbeutungsorgie um Gold und Silber kann beginnen. Die
beiden Konquistadoren waren im Auftrag des Habsburgers Karl V.,
Kaisers des Heiligen Römischen Reichs, unterwegs. Die nächsten mehr
als 100 Jahre, faktisch bis 1650, sind vom Bemühen der Habsburger
geprägt, von Madrid und Wien aus die Alleinherrschaft über Europa zu
erringen. Doch sie scheitern letztlich am Widerstand der Engländer -
siehe exemplarisch der Kampf Königin Elizabeths gegen die Spanische
Armada -, der Niederländer, der Franzosen und an der religiösen
Spaltung in Katholiken und Protestanten, welche die Reformation
Luthers und Calvins bewirkt und ihren blutigen Höhepunkt im
Dreißigjährigen Krieg findet.




[image: Klassisches, großformatiges Ölgemälde von 1878 aus der Sammlung der Hamburger Kunsthalle - Abbildung: Hans Makart, Public Domain via Wikimedia Commons]

Hans Makarts Gemälde des feierlichen Einzugs des Heiligen Römischen
Kaisers Karl V. in Antwerpen im Jahr 1520

Abbildung: Hans Makart, Public Domain via Wikimedia Commons



Doch es ist nicht nur die Ming-Dynastie, sondern auch das
türkisch-geprägte Osmanische Reich, das nach mehreren Unternehmungen
und zum Schrecken des gesamten Christentums 1453 Konstantinopel
endlich einnehmen und damit das byzantinische, oströmische Reich
beenden konnte, jedoch im 16. Jahrhundert und danach immer mehr hinter
die aufstrebenden europäischen Mächte zurückfallen sollte. Mit dem
Scheitern der Einnahme Maltas 1565 und der Niederlage bei der
Seeschlacht von Lepanto 1571 haben die Nachfolger Osmans I. praktisch
ihren Zenit überschritten, auch wenn die letzte Belagerung von Wien
1683 und der endgültige Abzug vom Balkan 1913 noch in der Zukunft
liegen sollten, und den Aufstieg zur alles dominierenden Weltmacht
verspielt. Dazu Paul Kennedy:

In der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts wies das Reich die
 Anzeichen einer strategischen Überdehnung auf, mit einer großen
 Armee in Zentraleuropa stationiert, einer teueren Kriegsmarine im
 Mittelmeer unterwegs, Truppen in Nordafrika, der Ägäis, auf Zypern,
 im Roten Meer eingesetzt und auf Verstärkung angewiesen, um die
 Krim gegen die Macht eines aufstrebenden Rußlands zu halten.
 
(S. 68,7/eBook - SB-Übersetzung)






[image: Flämisches Ölgemälde aus dem Jahr 1590 von der großen Seeschlacht im Ärmelkanal zwei Jahre zuvor - Abbildung: Royal Museums Greenwich, Public domain, via Wikimedia Commons]

Königin Elizabeth von Englands Kriegsmarine setzt im Ärmelkanal am 28.
Juli 1588 brennende Feuerschiffe gegen die spanische Armada ein

Abbildung: Royal Museums Greenwich, Public domain, via Wikimedia Commons



In beiden Fällen, dem osmanischen Reich und der Ming-Dynastie, sind es
für Kennedy vor allem strukturelle Gründe, die für den fehlenden
Fortschritt sorgen. Ihm zufolge hat zum Beispiel die enorme Stärke der
hauptsächlich auf eine gut ausgebildete Infanterie setzende
Janitscharenarmee als Institution im osmanischen Reich die Entwicklung
im Bereich der Rüstungstechnologie im allgemeinen und der Artillerie
im besonderen mit fatalen langfristigen Folgen gebremst. In China
steht die traditionsgebundene Staatsverwaltung der Mandarine mit all
ihren über mehr als eintausend Jahre gewachsenen Beharrungskräften der
Übernahme moderner Ideen im Weg.




[image: Schwarzweiße, cartoonartige Landkarte gezeichnet 1921 vom niederländisch-amerikanischen Historiker Hendrik Willem Van Loon - Abbildung: Hendrik Willem Van Loon, Public domain, via Wikimedia Commons]

Der dreißigjährige Krieg - grob gezeichnet

Abbildung: Hendrik Willem Van Loon, Public domain, via Wikimedia Commons



Zwischen 1660 und 1815 ist es vor allem Frankreich, welches die Rolle
des europäischen Hegemons einnehmen will. Dagegen sperrt sich vor
allem England bzw. nach der Union 1707 mit Schottland Großbritannien.
Im Siebenjährigen Krieg (1756-63) kämpfen Großbritannien/Kurhannover
mit Preußen gegen Frankreich, das österreichische Habsburger-Reich und
Rußland. Dieser Konflikt gilt als erster weltumspannender Krieg, denn
die Schauplätze der militärischen Auseinandersetzung beschränken sich
nicht auf Europa, sondern befinden sich - vor allem zwischen Briten
und Franzosen - auch in Nordamerika, der Karibik und Indien. Der
Siebenjährige Krieg endet für Frankreich mit einer schweren
Niederlage, doch kann sich die französische Monarchie wenige Jahre
später durch ihre umfangreiche finanzielle und militärische
Unterstützung für die nordamerikanischen Rebellen im
Unabhängigkeitskrieg (1775-1783) gegen Großbritannien rächen. Doch
Londons herber Verlust der Kontrolle über die dreizehn Kolonien an der
Ostküste der heutigen USA sollte sich für die Bourbonen-Dynastie in
Versailles als Pyrrhussieg erweisen. Nur sechs Jahre später erleidet
Frankreich nicht zuletzt aufgrund der angehäuften Kriegsschulden
Staatsbankrott. 1789 kommt es zur französischen Revolution.




[image: Vogelperspektive der Belagerung Wiens mit dem osmanischen Heer im Süden am Bildrand, die Stadt an der Donau in der Mitte, im oberen Bildteil das Hinterland - Abbildung: Romeyn de Hooghe, Public domain, via Wikimedia Commons]

Die Belagerung Wiens 1683 durch die osmanische Armee - farbiger
Kupferstich des niederländischen Künstlers und Zeitzeugen Romeyn de Hooghe

Abbildung: Romeyn de Hooghe, Public domain, via Wikimedia Commons



Das seismische Ereignis in Frankreich hat gewaltige Kräfte
freigesetzt, die Napoleon Bonaparte unter anderem durch die Einführung
der Wehrpflicht, der sogenannten Levee en masse, geschickt nutzt. Mit
seinen Hunderttausenden gut trainierten Soldaten kann Napoleon fast
ganz Europa erobern und überall dort die revolutionären, antifeudalen
Ideen verbreiten. Nur das britische Inselreich bleibt fern seiner
Kontrolle. Kennedy beschreibt das "strategische Dilemma" der beiden
Erzfeinde Ende des 18., Anfang des 19. Jahrhunderts wie folgt:

Wie der Wal und der Elefant waren beide mit Abstand die größten
 Kreaturen in ihrer Domäne. Weder konnte die britische Kontrolle der
 Seerouten allein die französische Hegemonie in Europa zerstören,
 noch Napoleons militärische Herrschaft die Inselbewohner zur
 Aufgabe zwingen. 
(390,6/eBook - SB-Übersetzung)


Zweifellos war der Rußland-Feldzug der gravierende Fehler des
korsischen Imperators. Im Spätherbst 1812 dezimierte die eisige Kälte
der europäisch-russischen Ebene die Grande Armee und riß Abertausende
Männer und Pferde in den Tod. Doch wie Kennedy richtig festhält, war
es Englands Fähigkeit, aufgrund seines modernen Bankenwesens und
effektiven Steuersystems die Kriegsbeteiligung der anderen drei
Großmächte, Preußen, Habsburg Österreich und Rußland, zu finanzieren,
die letztlich den Ausschlag geben und Napoleon sein Waterloo bereiten
sollte.




[image: Der Imperator von Korsika auf weißem Pferd und seine Truppen durchqueren eine eisige Schneelandschaft; erstarrte Leichen liegen am Wegesrand - Abbildung: Adolph Northen, Public domain, via Wikimedia Commons]

Rückzug der Grande Armee 1812, gemalt vom deutschen Künstler Adolph
Northen 1866

Abbildung: Adolph Northen, Public domain, via Wikimedia Commons



Im 19. Jahrhundert beflügeln die industrielle Revolution und die
großen Kohlevorkommen in Nordengland und Wales den Aufstieg des
British Empire, in dem angesichts seiner schieren Größe bekanntlich
die Sonne nie unterging. Mit Kühnheit und Kanonenbootdiplomatie
unterwerfen die Briten den gesamten indischen Subkontinent, Teile
Arabiens und Indochinas, besetzen und bevölkern Australien und
verpassen mittels zweier Opiumkriege (1839-1842 und 1856-1860) dem
chinesischen Kaiserreich der mandschurischen Qing-Dynastie den
langsamen, aber sicheren Todesstoß. In der zweiten Hälfte des 19.
Jahrhunderts schaffen Meiji-Japan und das von Preußen dominierte
Deutschland den Aufstieg zur Großmacht. Gleichzeitig entsteht unter
den europäischen Kolonialmächten ein furioser Wettbewerb um den
Ressourcenabbau in Afrika, dessen Spannungen mit zum Ausbruch des
Ersten Weltkriegs (1914-1918) beitragen sollten.




[image: Zeichnung des berühmten Karikaturisten Jean-Jacques Grandvilles aus der damals führenden französischen Satirezeitschift Le Charivari - Abbildung: Jean-Jacques Grandville, Public domain, via Wikimedia Commons]

Französische Satirezeichnung zum Ersten Opiumkrieg 1840 zeigt wie ein
arroganter britischer Offizier einem verdutzten chinesischen Mandarin
den Kauf von Opium aufzwingt

Abbildung: Jean-Jacques Grandville, Public domain, via Wikimedia Commons



Im Mittelpunkt sowohl des Ersten als auch des Zweiten Weltkriegs (1939-
1945) steht Deutschland mit seinem Anspruch auf die Führungsposition
in Europa, den zu akzeptieren Großbritannien partout nicht bereit ist.
Laut Kennedy war es im Ersten Weltkrieg das geographische Unglück des
Deutschen Reichs und des mit ihm verbündeten Österreich-Ungarn, von so
vielen gegnerischen Staaten umgeben zu sein. Dieser Umstand machte
nach seiner Einschätzung von vornherein für Berlin, ungeachtet aller
logistischen und militärischen Glanzleistungen des deutschen Heers,
einen Sieg zu einem Ding der Unmöglichkeit. Im Zweiten Weltkrieg
stellt Kennedy auf deutscher Seite eine niemals zu überbrückende Kluft
zwischen Mittel und Ziel fest. Der deutsche Blitzkrieg, der im
infrastrukturreichen Westeuropa so hervorragend funktionierte, konnte
in der gigantischen Region zwischen Weichsel und Ural bzw. Kaukasus
rein physisch nicht dieselbe Wucht entfalten. Zum Donnerhammer der
Nazis fehlte im europäischen Teil der Sowjetunion schlicht der
passende Amboß.




[image: Nach 23 Jahren sind in Afrika keine 'leeren' Flächen oder kleine Königreiche mehr, sondern fast nur noch einige gigantische Kolonialterritorien zu erkennen - Abbildung: davidjl123 / Somebody500, CC BY-SA 4.0, via Wikimedia Commons]

Vergleichende Karten von 1880 und 1913 lassen die willkürliche
Aufteilung Afrikas unter den europäischen Großmächten erkennen

Abbildung: davidjl123 / Somebody500, CC BY-SA 4.0, via Wikimedia Commons



Hinzu kam die sträflich-arrogante Unterschätzung der organisatorischen
und technologischen Fähigkeiten der sowjetischen Bürger durch die
vermeintliche Herrenrasse. Im Juni 1942 - genau ein Jahr nach Beginn
von Operation Barbarossa - hat Reichskanzler Adolf Hitler beim Besuch
des finnischen Verbündeten Großmarschall Carl Gustav Emil Mannerheim
in dessen Heimatland selber eingeräumt, daß er niemals der Wehrmacht
den Befehl zum Einmarsch in die Sowjetunion erteilt hätte, hätte er
vorher gewußt, daß diese in der Lage wäre, ohne Ende Abertausende
Kampfpanzer zu produzieren und in die Schlacht zu werfen. Die
Fähigkeit hierzu hatten die Sowjets dadurch erhalten, daß sie in der
zweiten Hälfte des Jahres 1941 2600 Industriebetriebe vor der
anrückenden deutschen Offensive retten und zusammen mit 12 Millionen
Menschen weit ins Landesinnere hinter den Ural verlegen konnten.




[image: Historisches Schwarz-Weiß-Foto von der frühen Ölförderung in Oklahoma, neben Kalifornien der ölreichste Bundesstaat der USA - Foto: National Archives at College Park, Public domain, via Wikimedia Commons]

"Cleveland - Stadt der Öltürme" - Panoramabild aus Oklahoma von 1905,
ein Jahr nach der dortigen Entdeckung des Öls

Foto: National Archives at College Park, Public domain, via Wikimedia Commons



Der eindeutige Sieger beider Weltkriege waren die USA. Aus dem ersten
Konflikt ging die ölreiche Nation mit der damals mit Abstand führenden
Autoindustrie als stärkste Wirtschaftsmacht und größter Gläubigerstaat
hervor. Ab 1918 waren nicht mehr die Londoner City und das Pfund
Sterling, sondern die Wall Street und der Dollar im internationalen
Handels- und Währungsgeschäft das Maß aller Dinge. Als praktisch
einziges Land haben die USA den Zweiten Weltkrieg unbeschadet - bis
auf die Verwüstungen infolge des "Überraschungsangriffs" der
kaiserlich japanischen Armee auf die Marineanlage Pearl Harbour auf
Hawaii im Dezember 1941 - überstanden. Der Anteil der USA an der
weltweiten Waren- und Lebensmittelproduktion in den ersten
Nachkriegsjahren war so überragend - um die 50 Prozent -, daß
Washington die Ökonomien Westeuropas und Japans wiederaufbauen mußte,
um überhaupt mit ihnen Handel im größeren Maßstab treiben zu können.




[image: Dichte Rauchschwaden verdunkeln den Himmel, während sowjetische Infantristen sich beim Vormarsch hinter ihren Panzern vor Schüssen ducken - Foto: Mil.ru, CC BY 4.0, via Wikimedia Commons]

Sowjetische Soldaten und zwei T-34-Panzer rücken auf deutsche
Positionen am Voronezh-Frontabschnitt während der Kursk-Schlacht im
Juli 1943 vor

Foto: Mil.ru, CC BY 4.0, via Wikimedia Commons



Zudem befanden sich die USA 1945 als einziger Staat im Besitz der
Atombombe. Dies sollte sich jedoch nur vier Jahre später mit dem
ersten sowjetischen Kernwaffentest schlagartig ändern. Der Kalte Krieg
war geboren, der die Welt quasi in zwei Lager teilte. Bis auf einige
Stellvertreterkriege in den Ländern des nicht-industriellen Südens wie
beispielsweise in Vietnam traten beide Seiten niemals direkt
gegeneinander an. Schließlich gewannen die USA das große Ringen
zwischen Kapitalismus und Kommunismus, indem sie erfolgreich die
Sowjetunion in einen gigantischen Rüstungswettlauf verwickelten, den
letztere aufgrund ihrer kleineren Ressourcenbasis niemals gewinnen
konnte. 1987 sah Kennedy bereits das baldige Ende des Kalten Kriegs
gekommen. In "Aufstieg und Fall" weist er auf die fortschreitende
Annäherung von BRD und DDR sowie den angelaufenen "demokratischen
Reformprozeß" im Ostblock, speziell in Moskau, hin.

Kennedy erkannte den Niedergang der Sowjetunion und befürchtete, daß
die Auflösung des Warschauer Paktes verheerende Erschütterungen im
kontinentalen Ausmaß nach sich ziehen könnte. Was er befürchtet hat,
ist jedoch, von regional begrenzten Kriegen in Jugoslawien und
Tschetschenien einmal abgesehen, nicht eingetreten. Nur wenige Jahre
nach dem Fall der Berliner Mauer 1989 war Deutschland wiedervereinigt,
der Warschauer Pakt und die Sowjetunion hatten aufgehört zu
existieren.

Im letzten Teil seines Buchs weist Kennedy auch auf die vielen
Anzeichen hin, die bereits damals für ein Schwächeln der USA sprachen.
Wie bei allen früheren untergegangenen Imperien handelte es sich auch
hier um den wachsenden Abstand zwischen nachlassender
Wirtschaftspotenz und ausufernden militärischen Verpflichtungen. Doch
weil der Gegner des Kalten Kriegs auf dem Ringboden lag und die USA à
la Rocky zwar taumelnd immer noch die Faust in die Höhe recken
konnten, glaubten die neokonservativen Militaristen in Washington
tatsächlich, das "Ende der Geschichte" (Francis Fukuyama) sei
eingetreten, das "unipolare Moment", das heißt die ewige
Alleinherrschaft Amerikas über die restliche Staatengemeinschaft
gekommen. Für die Kassandra-Rufe Kennedys oder die Warnungen des
Meisterdiplomaten George Kennan vor der Osterweiterung der NATO
zeigten sich die USA vollkommen taub und gingen im Rahmen
verschiedener "Koalitionen der Willigen" zur Expansion über.

Dreißig Jahre danach sieht die Lage der USA alles andere als rosig
aus. Gegen das milliardenverschlingende Raketenabwehrsystem des
Pentagons haben Rußland und China nicht abzufangende
Hyperschallraketen entwickelt. Das teuerste Rüstungsprojekt der
Geschichte, der Bau des F-35 Joint Strike Fighter, hat sich als
totaler Flop erwiesen. Der einmotorige Kampfjet ist nach Ansicht
unvoreingenommener Experten eine technologische Fehlkonstruktion, wird
dennoch auf Jahrzehnte hinaus für 100 Millionen Dollar pro Stück
weitergebaut. Mit Kriegen und CIA-Interventionen in Afghanistan, dem
Irak, Syrien, Somalia, dem Jemen und Libyen haben die USA in der
Region zwischen Atlasgebirge und Hindukusch ein gesellschaftliches und
religiöses Chaos angerichtet. Die daraus resultierenden
Flüchtlingsströme haben längst die EU destabilisiert. Durch das
kostspielige militärische Abenteurertum im Ausland haben sich die USA
hoch verschuldet und die eigene wirtschaftliche Basis - Stichwort
Infrastruktur - stark vernachlässigt. Die Massenarmut und die
Polarisierung der amerikanischen Gesellschaft haben ein erschreckendes
Ausmaß erreicht.




[image: Karte der umfangreichen Schnellbahntrassen der Volksrepublik China, Südkoreas, Japans, Taiwans, Vietnams und der Mongolei - Abbildung: FlyAkwa (old png file : WouterH), CC BY-SA 3.0, via Wikimedia Commons]

Ostasiens Hochgeschwindigkeitsbahnnetz im Jahr 2018

Abbildung: FlyAkwa (old png file : WouterH), CC BY-SA 3.0, via Wikimedia
Commons



Währenddessen hat sich die Volksrepublik China, Nachfolgestaat des
Reichs der Mitte, weit schneller als von Kennedy prognostiziert zum
größten Wirtschaftsraum der Welt entwickelt. Mit einer Mischung aus
Neokonfuzianismus und wirtschaftlichem Staatsdirigismus hat man die
zahlenmäßig größte Bevölkerung der Erde extrem produktiv gemacht. Mit
rund 800 Millionen Menschen hat die kommunistische Partei innerhalb von
50 Jahren mehr Menschen aus der Armut geholt als jede andere Institution
in der Geschichte. Die Chinesen schließen immer mehr Staaten an die
Belt and Road Initiative (BRI), auch Neue Seidenstraße genannt, an,
deren Aushängeschild das umfangreichste Schnellbahnnetz der Welt ist.
Im Rahmen des Programms Made in China 2025 will die Volksrepublik zur
führenden Nation in den Bereichen Künstliche Intelligenz (KI), 5G,
Raumfahrt, Halbleiterproduktion, E-Mobilität und Biotechnologie werden
und ist längst auf dem besten Weg dahin.

Einzig noch militärisch sowie in der Unterhaltungsindustrie überlegen,
suchen die USA nach Wegen, den Aufstieg Chinas zu verhindern, und
steuern geradewegs auf einen Krieg mit der Volksrepublik um die Insel
Taiwan zu, welche die Festlandschinesen mit großer Mehrheit für einen
unveräußerliches Teil des chinesischen Staatsgebiets halten. Die USA
mit ihren Industrieruinenlandschaften im eigenen Land und ihrem
weltweiten Netzwerk militärischer Stützpunkte in Übersee weisen alle
Symptome einer "imperialen Ausdehnung" auf, wie sie Paul Kennedy nicht
besser hätte beschreiben können. Sollte es demnächst, wie nicht nur
von führenden Friedensaktivisten, sondern auch von namhaften
Historikern wie John Mearsheimer erwartet, zum Krieg - eventuell unter
Einsatz von Atombomben - zwischen China und den USA kommen, dann wird
der alte Hegel Recht gehabt haben: "Aus der Geschichte der Völker
können wir lernen, daß die Völker aus der Geschichte nichts gelernt
haben."




[image: Blick auf das Deck der Abraham Lincoln, wo mehrere Flugzeuge eingereiht stehen, dahinter die Wüstenlandschaft Ägyptens bei Sonnenuntergang - Foto: Navy Seaman Dan Snow, Public domain, via Wikimedia Commons]

 Der US-Flugzeugträger Abraham Lincoln passiert 2019 den Suezkanal

Foto: Navy Seaman Dan Snow, Public domain, via Wikimedia Commons
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ATTAC/2054: Impfstoff-Patente - Freigabe einzig konsequente Reaktion auf Absage der WTO-Konferenz

Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 1. Dezember 2021

Impfstoff-Patente: Freigabe einzig konsequente Reaktion auf Absage der
WTO-Konferenz

Neue Bundesregierung muss endlich Blockade des TRIPS-Waivers beenden



Attac fordert die angehende Bundesregierung dringend auf, einen zumindest
zeitlich begrenzten Verzicht auf Patente für COVID-19-Impfstoffe nicht
weiter zu blockieren. "Die Verschiebung der WTO-Minister*innenkonferenz ist
ein weiteres dringliches Zeichen, dass die Regierungen endlich in der WTO
die geistigen Eigentumsrechte für Impfstoffe und Medikamente freigeben
müssen, um global leistbare Impfstoffe herstellen zu können", sagt Roland
Süß vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis. Das WTO-Treffen, das vom
letzten Dienstag (30.11.2021) an in Genf hätte stattfinden sollen, wurde
aufgrund der Omikron-Mutation und damit einhergehender Einreiseverbote
verschoben.

Mutationen wie Omikron als Folge globaler Impfungleichheit

Virolog*innen warnen schon lange davor, dass weitere Mutationen als Folge
zu langsamer und zu ungleicher Verteilung der Impfungen aufkommen werden.
Gerade auch Deutschland und die EU haben den Markt an Impfstoffen mit
leergekauft. "Ohne die Freigabe von Patenten werden wir diese Pandemie
nicht lösen können. Entgegen den Argumenten der Pharmaindustrie zeigen
Analysen, dass eine Freigabe der geistigen Eigentumsrechte notwendig wäre,
um die Produktion vom Impfstoffen rasch zu steigen und ihre weltweite
Verteilung zu leisten", stellt Dagmar Paternoga von der Attac-Kampagne
"Gesundheit ist keine Ware" fest.

Trotz Verschiebung der Minister*innenkonferenz kann im General Council der
WTO jederzeit eine temporäre Aussetzung der geistigen Eigentumsrechte
(TRIPS-Waiver) beschlossen werden. Die große Blockiererin ist nach wie vor
die EU, angeführt von Deutschland - befürwortenden Stimmen aus dem 
EU-Parlament und nationalen Parlamenten etwa von Spanien und den Niederlanden
zum Trotz.

Koalitionsvertrag sieht nicht mal zeitweise Freigabe vor

Der Koalitionsvertrag der Ampel sieht eine zeitweise Freigabe der Patente
nicht vor. Sie unterstützt lediglich freiwillige Produktionspartnerschaften
und die globale COVID-19-Impfkampagne COVAX, die nicht ansatzweise ihre
Versprechungen einlöst. Roland Süß: "Indem sie wie die vorherige Regierung
den TRIPS-Waiver blockiert, stellt die Ampelkoalition Profitinteressen der
Pharmaindustrie vor Gesundheit und Menschenleben und macht sich mitschuldig
am Fortbestehen der Pandemie. Sie verwehrt damit den Ländern des globalen
Südens den eigenständigen Aufbau notwendiger Produktion."

Attac engagiert sich im Bündnis #makethemsign, einem Zusammenschluss aus
zivilgesellschaftlichen Akteuren und politischen Initiativen, für die
Aufhebung von Patenten auf Impfstoffe, Medikamente und andere medizinische
Güter zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie.

Weitere Informationen:

Hintergrund: Corona und globale Gerechtigkeit: 

www.attac.de/kampagnen/corona-was-wirklich-wichtig-ist/corona-und-globale-gerechtigkeit

Kampagne Gesundheit ist keine Ware:

www.attac.de/kampagnen/gesundheit-ist-keine-ware

Bündnis Make them Sign:

https://makethemsign.eu

 * 
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ATTAC/2053: Bahn-Zerschlagung verhindert die Klimabahn

Attac Deutschland - Gemeinsame Pressemitteilung

Berlin/Frankfurt am Main, 8. November 2021

Bahn-Zerschlagung verhindert die Klimabahn



Berlin / Frankfurt am Main, 8. November 2021. Angesichts von
Ampel-Nachrichten über eine geplante Zerschlagung der Deutschen Bahn
erklären das Bündnis Bahn für Alle, Attac Deutschland und Gemeingut in
BürgerInnenhand (GiB): Wir brauchen die Verkehrswende, und dazu benötigen
wir die Bahn. Aber keine kaputte, weitgehend privatisierte Bahn, sondern
eine demokratisch gesteuerte Bahn, die Menschen und Güter von der Straße
auf die Schiene bringt: die Klimabahn.

Dazu sagt Carl Waßmuth von Bahn für Alle und GiB: "Die Trennung von Netz
und Betrieb würde im Betrieb einen massiven Privatisierungsschub auslösen.
Finanzinvestoren schätzen es, wenn der Staat die kostenintensive
Instandhaltung flächendeckender Netze übernimmt und sie sich die Rosinen
herauspicken können. Renditen lassen sich auch gewinnen, wenn der Staat
erpressbar wird, zum Beispiel weil er durch eigene Tätigkeit den
Bahnbetrieb gar nicht mehr gewährleisten könnte."

Hendrik Auhagen von Bahn für Alle und Attac führt aus: "Nur eine
integrierte Bahn schafft eine maximale CO2-Reduktion. Nicht die Bahn an
sich ist klimaentlastend, sondern nur eine Bahn, die mit wenig CO2-Ausstoß
sowohl im Betrieb als auch beim Bau der Infrastruktur sehr viel Verkehr von
der Straße auf die Schiene verlagert. 'Viel' heißt angesichts der
gegenwärtig geringen Verkehrsanteile der Bahn eine Verdreifachung innerhalb
kurzer Zeit. Das ist möglich, wenn auf die CO2-lastigen Tunnelbauten,
Großprojekte und neue Rennstrecken verzichtet wird."

Zahlreiche eigennützig operierende Gesellschaften auf einem sehr knappen
Schienennetz führen zur Abwälzung der Verantwortung zwischen DB Netz,
privaten Regionalbahn- und Frachtunternehmen, DB-Fernverkehr und Flixtrain.
Darum ist das beste Bahnsystem Europas, das der Schweiz, eine integrierte
Bahn in einheitlicher gemeinnütziger Verwaltung mit einem einheitlichen
Preissystem, hoher Zuverlässigkeit und hoher gesellschaftlicher Akzeptanz.

Das Bündnis Bahn für Alle setzt sich für dieses einfache, demokratische,
kosten- und klimaeffiziente Bahnprinzip ein. Eine Zerschlagung der Bahn in
noch mehr konkurrierende Gesellschaften wäre keine Lösung, sondern eine
drastische Verschärfung des Problems. Wir kritisieren DB-Netz als
bahnbehindernde Geldmaschine des Konzerns DB AG. Überzogene Trassengebühren
und ein kundenfeindliches Baustellenmissmanagement schwächen die Bahn. Der
ständige Abbau von Weichen und Ausweichgleisen ist eine Hauptursache für
das starke Anwachsen der Verspätungen in den vergangenen 20 Jahren. Die von
der "Ampel" diskutierte Übertragung der Infrastruktur auf eine 
öffentlich-rechtliche Gesellschaft löst diese Probleme nicht. Es droht ein
langwieriger Strukturumbau. Gleichzeitig gibt die Trennung den Startschuss
für eine Privatisierung des DB-Fernverkehrs.

Die Bahn muss bezüglich der Infrastruktur:


	die Trassengebühren deutlich senken, damit die Verlagerung von Verkehr auf die Schiene endlich ökonomisch attraktiv ist.

	endlich Abstand nehmen von der Zerstörung des Klimas durch "graue Energie", also von extrem CO2-verursachenden neuen Tunnelbauten, zerstörerischen Großprojekten wie in Stuttgart, Frankfurt am Main, Hamburg und München. Ein echter Deutschlandtakt braucht keine zusätzlichen Hochgeschwindigkeitsstrecken. Stattdessen müssen durch einen Ausbau mit Augenmaß die großen vorhandenen Potentiale im Bestandsnetz mobilisiert werden.

	viele Strecken reaktivieren und das Netz elektrifizieren.
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REZENSION/051: Lukas Rietzschel - Raumfahrer (SB)

Lukas Rietzschel

Raumfahrer

von Christiane Baumann



"Es war kalt unter diesem Himmel" - Lukas Rietzschels
Raumfahrer dokumentiert Totalausfall deutscher
Wiedervereinigungspolitik

Mit seinem Roman Mit der Faust in die Welt schlagen[1] landete
der in Görlitz lebende Autor Lukas Rietzschel 2018 ein fulminantes
Debüt, das für Schlagzeilen sorgte. Rietzschel gelang eine
sozialkritische Milieustudie, die am Beispiel einer Familie in der
sächsischen Oberlausitz den sozialen Abstieg einer ganzen Region nach
der deutschen Wiedervereinigung infolge von Massenarbeitslosigkeit,
Abwanderung und dem Wegbrechen der sozialen Infrastruktur
nachzeichnete. Die Wirkungsmacht ungelöster sozialer Probleme,
Perspektivlosigkeit und das Gefühl des Abgehängtseins wurden als
Nährboden für Rassismus und rechte Gewalt erkennbar. Rietzschel
entwickelte aus diesen sozialen Verwerfungen, die er als Folge einer
auf Profit ausgelegten Gesellschaft beschrieb, das langsame Abdriften
der Brüder Tobias und Philipp ins rechte Milieu. Nach diesem
literarischen Einstand durfte man auf seinen zweiten Roman gespannt
sein. Dieser nimmt erneut ostdeutsche Lebenswirklichkeit nach dem Ende
der DDR in den Blick.

Raumfahrer erzählt die Familiengeschichte von Jan, der 1989 in
Kamenz in der sächsischen Oberlausitz geboren wurde, dort aufgewachsen
ist und nun, dreißig Jahre nach der Wiedervereinigung, im Krankenhaus
der Stadt beim Hol- und Bringedienst arbeitet. Die Lessing-Stadt
Kamenz hat bessere Zeiten erlebt. Inzwischen sind die Zeichen des
Verfalls unübersehbar. Das Krankenhaus steht vor der Schließung. Die
einstigen Fabriken sind museal. Arbeiter gibt es nicht mehr, nur noch
"alte Männer" die erzählen, "wie das mal war, da an dieser Werkbank,
dort in der Kantine" (84). Die Bevölkerung, sofern sie Arbeit hat,
hält sich mit prekären Arbeitsverhältnissen über Wasser. Jans Vater
war als "der letzte Fischer der Ostzone" (38), wie ein
Boulevard-Journalist titelte, in der nach 1989 überflüssig gewordenen
DDR-Karpfenzucht in Deutschbaselitz beschäftigt, ständig bedroht von
Entlassung, die seine Kollegen bereits ereilt hatte. Jans Mutter wurde
arbeitslos und ging als Alkoholikerin zugrunde. Die Abwanderung der
jungen Bevölkerung hat in Kamenz Spuren hinterlassen. Dort, wo früher
Kinder spielten und reges Leben war, wirkt alles wie ausgestorben.
"Dass es sowas noch gab: ein Kind!" (11), heißt es eingangs. Nicht nur
die Klinik, vielmehr das gesamte Leben scheint in "eine Art Sparmodus"
(17) versetzt. Die soziale Infrastruktur ist marode. Wo früher Jans
Schule stand, befindet sich jetzt ein Möbelhaus. Rufbusse ersetzen den
einstigen regulären öffentlichen Nahverkehr. Was entstanden ist, sind
Einkaufsmärkte als Zeichen der alles dominierenden Warenwelt. Dieser
Stadt, die mit dem großen Aufklärer Gotthold Ephraim Lessing wirbt,
wenngleich dessen Kamenzer Aufenthalt nur eine Kindheitsepisode
umfasste, mangelt es an Kultur und Kunst. Man guckt Fernsehen. "Es war
kalt unter diesem Himmel" (11) - heißt es in der Erzähleröffnung, was
als Metapher für die durchgängig spürbare soziale Kälte und für das
soziale Versagen, den Totalausfall deutscher Wiedervereinigungspolitik
verstanden werden kann. Rietzschels genaue Milieubeschreibungen machen
betroffen. In ihrer sozialen Anklage erinnern sie an naturalistische
Vorbilder. Explizit genannt wird als Fixpunkt Charles Dickens. Die
Menschen in dieser Region, Jans Eltern und auch er selbst sind
Raumfahrer. Sie leben "in einer Zwischenwelt, ihrem Ausgangspunkt
entrissen" (196). Sie wurden sozusagen aus dem Gravitationsfeld
geschleudert, schweben frei im Raum, sind allesamt Entwurzelte.
Raumfahrer gehen jedoch auch auf Erkundung. Jan tut das nicht
freiwillig. Er fällt unwillig in seine Familiengeschichte, die
Schlaglichter auf das soziale Gewordensein bundesdeutscher Gegenwart
wirft.

Jan wird durch einen Patienten aufgefordert, sich Fotos, Akten und
Dokumente anzusehen, die ihn und die Geschichte seiner Familie
betreffen. Der Patient ist der im Rollstuhl sitzende Thorsten Kern.
Sein Vater Günter war der Bruder des berühmten Malers Georg Kern, der
in Anlehnung an seinen Geburtsort Deutschbaselitz den Künstlernamen
Baselitz annahm. Rietzschel bedient sich der Baselitz-Geschichte, die
er jedoch fiktionalisiert. Verknüpft werden zwei Erzählstränge. Zum
einen begibt sich Jan, ausgestattet mit dem ominösen Karton voller
Dokumente, auf Spurensuche. Wer war seine Mutter, was wusste er
tatsächlich von ihr, was verschweigt ihm sein Vater? Zum anderen wird
die Geschichte Günter Kerns erzählt, der seinem Bruder Georg aufgrund
des Mauerbaus 1961 nicht mehr in den Westen folgen konnte und dessen
Sohn Thorsten 1981 als Jugendlicher durch einen unaufgeklärt
gebliebenen Unfall mit Fahrerflucht querschnittsgelähmt wurde und
lebenslang an den Rollstuhl gefesselt blieb. Die Figur Günter Kern
begeht im Roman 1990 Selbstmord, was der Lebensgeschichte der
authentischen Person nicht entspricht. Und hier beginnt das Problem
des Romans. Eingangs weist Rietzschel in einer auffallend
ausschweifenden Vorbemerkung auf den fiktionalen Charakter seiner
Geschichte. Am Schluss dankt er Günter Kern für "Akten, Briefe und
Leben" (287). Aus der freien Erfindung wird das Arrangieren, Umdichten
und Dramatisieren von authentischem Material, was die Fiktion
unterläuft. Mit der Verwendung des verbürgten Namens eines so
berühmten Malers soll das Erzählte beglaubigt werden. Durch diese
Verknüpfung und durch das Spiel mit der Authentizität wird der Roman
allerdings überfrachtet. Die Familiengeschichten Jans und Günter Kerns
geraten zur Kolportage, die mit einem der im Text kritisierten und in
bundesdeutscher Geschichtsschreibung hinlänglich ausgebeuteten
Narrative, das der allumfassenden Stasi-Verstrickung in der DDR, alle
Fragen beantwortet. Doch so einfach war es eben nicht. Während
Rietzschel die Umbruchsituation im Ostdeutschland der 1990er Jahre mit
Massenentlassungen, Existenzangst, sozialem Abstieg und
Identitätsverlust sehr präzise vor allem in ihren Auswirkungen auf die
Kinder-Generation beschreibt, wirken seine Ausflüge in
DDR-Vergangenheit klischeehaft. Die Figuren sind plakativ. Die
Stasi-Verstrickung von Jans Mutter als weiblicher "Romeo", der Dreh-
und Angelpunkt der Geschichte, bleibt nebulös.

Rietzschel hat seinen Roman szenisch angelegt. Dabei folgen die
Episoden keineswegs der Chronologie, sondern springen wie zufällig
durch die Zeiten. Der Autor arbeitet bewusst mit Brüchen, reißt vieles
nur an, wie in einem "Film, rückwärts abgespult" (104). Dazwischen
werden Briefe von Günter an Georg Baselitz eingestreut. Einzelne
Kapitel nähern sich dem Oeuvre des Malers, dessen Markenzeichen die
auf Kopf gestellten Motive sind. Anregend sind jene Passagen, die
Baselitz-Kunstwerke zu seiner Oberlausitzer Heimat in Beziehung
setzen, insbesondere seine in den 1960er Jahren entstandenen
Helden-Bilder, in denen die Kriegsheimkehrer als Verlierer festgehalten sind.
Baselitz erlebte ihre Heimkehr als Kind und gehörte zu jener vom
Zweiten Weltkrieg traumatisierten Kindergeneration, von der
jahrzehntelang in Ost und West nicht gesprochen wurde. Baselitz trug
diese Bilder in sich, setzte sich später in seiner Kunst damit
auseinander. Wenn Rietzschel die Assoziation "Nachkriegszeit,
Nachwendezeit" (270) in den Raum stellt, dann greift dieser
historische Vergleich allerdings zu kurz, auch wenn die Deformationen
und Traumata der Kindergeneration in Zeiten sozialer Umbrüche
Parallelen aufweisen mögen. Diese Traumata lasten auf ihnen, und seine
literarische Hauptfigur Jan sieht sich selbst und "all die Raumfahrer
darin gefangen, kein Vor und kein Zurück" (270). Hier schließt sich
der Kreis zum Roman-Motto, das Rietzschel Günter Grass' Novelle Im
Krebsgang (2002) entnommen hat. Nicht nur die Erzählweise, das
episodische Erzählen, um "der Zeit eher schrägläufig in die Quere"
(9), zu kommen, wie es im Motto heißt, und die Verknüpfung von
authentischem Material und Fiktion weisen auf Grass, sondern
insbesondere dessen Intention, bewusst zu machen, dass die
Vergangenheit niemals vergangen ist und uns immer wieder einholt, vor
allem dann, wenn eine Aufarbeitung der Geschichte gründlich
schiefgegangen ist.


Beitrag im Schattenblick zu Lukas Rietzschels Roman Mit der
Faust in die Welt schlagen von Christiane Baumann:

[1] Schattenblick / INFOPOOL → DIE BRILLE → REDAKTION
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AUSSICHTEN/9035: Und morgen, den 7. Dezember 2021 (SB)

+++ Vorhersage für den 07.12.2021 bis zum 08.12.2021 +++
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Hätt' es den Herbst doch nur gegeben,

dann würde Jean-Luc auch vielleicht

mit Blätter-Kletterhilfe schweben,

damit 's vom Teich zur Pfütze reicht.
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STANDPUNKT/093: Die Humanität der EU (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 18. November 2021

german-foreign-policy.com

Die Humanität der EU

Hilfe für Flüchtlinge wird in der EU mit harten Strafen bedroht. Wer
hingegen Flüchtlinge an den EU-Außengrenzen bei illegalen Pushbacks auf
unbewohnten Inseln aussetzt, geht straflos aus.



ATHEN/BERLIN - Lebensrettende Hilfe für Flüchtlinge wird in der EU mit
einem Vierteljahrhundert Haft bedroht. Am heutigen Donnerstag (18.11.2021) 
beginnt auf der griechischen Insel Lesbos ein Prozess gegen zwei Flüchtlingshelfer,
denen wegen ihrer Hilfstätigkeit unter anderem "Menschenschmuggel" und
"Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung" vorgeworfen wird. Das
Strafmaß: bis zu 25 Jahre Haft. Dabei handelt es sich keineswegs um einen
Einzelfall: Amnesty International hat bereits im vergangenen Jahr
dokumentiert, dass in zahlreichen Ländern Europas vermutlich Hunderte
verfolgt werden, weil sie Flüchtlinge unterstützen. In Deutschland wurde
kürzlich ein Pfarrer zu einer Bewährungsstrafe verurteilt, weil er einem
von Abschiebung bedrohten Iraner Kirchenasyl gewährt hatte. Gleichzeitig
gehen Grenzbeamte, die an den Außengrenzen der EU völkerrechtswidrige
Pushbacks durchführen - nicht nur in Polen und Litauen, auch in
Griechenland sowie in diversen anderen Ländern -, straflos aus. Bei
Pushbacks etwa aus Griechenland werden immer wieder Flüchtlinge auf
unbewohnten Inseln oder in motorlosen Schlauchbooten ausgesetzt.

In den Grenzfluss gestoßen

Völkerrechtswidrige Pushbacks aus Griechenland in die Türkei werden seit
Jahren regelmäßig durchgeführt. Bereits 2014 veröffentlichte die
Flüchtlingsorganisation Pro Asyl einen detaillierten Bericht, in dem sie
Pushbacks sowohl an der Land- wie auch an der Seegrenze zwischen den zwei
Staaten dokumentierte. Sie schätzte die Zahl der betroffenen Flüchtlinge
damals auf 2.000.[1] Pushbacks an der Landgrenze, die über weite Strecken
durch den Grenzfluss Evros festgelegt ist, hat zuletzt Amnesty
International umfassend untersucht. Demnach konnten allein von Juni bis
Dezember 2020 zahlreiche Fälle belegt werden, von denen laut Schätzung der
Organisation rund 1.000 Menschen betroffen waren. Griechische Grenzbeamte,
aber auch nicht identifizierbare Personen in ziviler Kleidung misshandelten
Flüchtlinge dabei mit Tritten sowie Faust- und Stockschlägen; in einigen
Fällen müsse ihr Vorgehen gar als Folter klassifiziert werden, berichtet
Amnesty.[2] Mindestens ein Flüchtling, der nicht schwimmen konnte, wurde in
den Grenzfluss gestoßen und trieb flussabwärts; ob er überlebt hat, ist
unbekannt. Abgeschoben wurden sogar offiziell registrierte Asylbewerber,
die von 700 Kilometer entfernten Orten an die Grenze verschleppt, ihrer
Papiere beraubt und über den Grenzfluss gezwungen wurden.

Auf einem Schlauchboot ausgesetzt

Pushbacks werden seit geraumer Zeit auch an der griechisch-türkischen
Seegrenze dokumentiert - teils sogar von der EU-Grenzbehörde Frontex. So
hielten Frontex-Beamte bereits im vergangenen Jahr fest, wie die
griechische Küstenwache in der Nacht vom 18. auf den 19. April 2020 rund 30
Flüchtlinge auf einem Schlauchboot vor Lesbos aufgriff, sie dann zunächst
auf ein Schiff der Küstenwache, anschließend auf ein anderes Schlauchboot
ohne Motor verfrachtete - und dieses in türkische Gewässer schleppte, wo
die Flüchtlinge schließlich hilflos im Meer trieben, bis sie die türkische
Küstenwache aufnahm. Gelegentlich sind Frontex-Beamte auch selbst in
Pushbacks involviert (german-foreign-policy.com berichtete [3]). Erst vor
kurzem wurde der bisher wohl größte Versuch eines völkerrechtswidrigen
Pushbacks dokumentiert. Dabei griff die griechische Küstenwache südlich von
Kreta - in Sichtweite der Küste - ein in Seenot geratenes Schiff mit 328
Flüchtlingen auf, schleppte es aber nicht auf die griechische
Mittelmeerinsel, sondern in Richtung Türkei. Der Versuch, die türkische
Küstenwache zu einer Übernahme des Schiffs zu veranlassen, scheiterte
jedoch; die Flüchtlinge wurden daher in ein stacheldrahtumzäuntes Lager auf
der griechischen Insel Kos gebracht.[4]

Die Türkei als "sicherer Drittstaat"

Die Mehrzahl von ihnen könnte allerdings umgehend ohne weitere Prüfung
ihres Asylbegehrens in die Türkei abgeschoben werden oder schon dorthin
abgeschoben worden sein. Wie berichtet wird, stammten allein 252 der 328
Flüchtlinge aus Pakistan und aus Bangladesch.[5] Für Flüchtlinge aus diesen
beiden Ländern sowie aus Afghanistan, Syrien und Somalia wird die Türkei
laut einem Beschluss der griechischen Regierung vom 7. Juni 2021 offiziell
als "sicherer Drittstaat" eingestuft. Das wird nicht nur deswegen scharf
kritisiert, weil sich die Menschenrechtslage in der Türkei seit Jahren
dramatisch verschlechtert, sondern auch, weil Ankara die Genfer
Flüchtlingskonvention nur mit Bezug auf Flüchtlinge aus Europa
unterzeichnet hat. Gut zwei Drittel aller Asylsuchenden in Griechenland
kommen aus einem der fünf genannten Staaten. Der rückwirkend geltende
Beschluss vom 7. Juni gestattet es den griechischen Behörden daher
prinzipiell, den überwiegenden Teil der Flüchtlinge aus dem Land zu werfen.
Dabei seien die EU und ihre anderen Mitgliedstaaten faktisch Komplizen,
urteilt die Anwältin Yiota Massouridou von der Hilfsorganisation Refugee
Support Aegean: "Griechenland nimmt die heiße Kartoffel, die alle anderen
fallen lassen, in die Hand - und die EU und ihre Mitglieder sind froh
darüber."[6]

Ein Vierteljahrhundert Haft

Die eklatanten Menschenrechtsverletzungen - nicht nur [7], aber auch - an
der griechischen EU-Außengrenze gehen mit zunehmender Repression gegen
Einzelpersonen und Hilfsorganisationen einher, die Flüchtlingen humanitäre
Hilfe leisten. Am heutigen Donnerstag beginnt auf der griechischen Insel
Lesbos ein Prozess gegen den 27-jährigen Seán Binder und die 26-jährige
Sarah Mardini, die ab 2017 ehrenamtlich für eine Hilfsorganisation auf
Lesbos tätig waren. Sie hielten dort, teilt Amnesty International mit,
"Ausschau nach Flüchtlingsbooten und halfen den Menschen, sicher an Land zu
kommen."[8] Für ihre lebensrettenden Aktivitäten wurden sie unter anderem
wegen "Menschenschmuggels", "Betrugs" sowie "Beteiligung an einer
kriminellen Vereinigung" angeklagt. Im Fall einer Verurteilung drohen ihnen
bis zu 25 Jahren Haft. Juristen stufen den Prozess als Farce ein und weisen
darauf hin, dass sich die griechischen Behörden mindestens im Fall von Seán
Binder gravierender Verstöße gegen internationale Menschenrechtsnormen
schuldig gemacht haben. Beobachter urteilen, das Gerichtsverfahren solle
vor allem abschreckend wirken; tatsächlich hätten mittlerweile "hunderte
Freiwillige" Griechenland verlassen - aus Furcht, sie könnten ebenfalls mit
Prozessen überzogen werden.[9]

Eine Bedrohung der "Nationalen Sicherheit"

Amnesty International hat bereits im vergangenen Jahr eine Untersuchung
vorgelegt, die belegt, dass der aktuelle Prozess kein Einzelfall ist - im
Gegenteil. Demnach wurden Einzelpersonen und Organisationen, "die
Flüchtlingen und Migranten halfen", mit ungerechtfertigten polizeilichen
Untersuchungen überzogen, eingeschüchtert, belästigt und in ihren
Aktivitäten eingeschränkt.[10] Als Beispiele listet Amnesty Fälle in
Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Italien, Kroatien, Malta, der
Schweiz und Spanien auf. Einer Studie zufolge seien für Flüchtlingshilfe in
Europa allein von 2015 bis 2018 mindestens 16 Hilfsorganisationen und 158
Einzelpersonen juristisch belangt worden, teilt Amnesty mit; es komme eine
erhebliche Dunkelziffer hinzu. Die staatliche Repression richte sich dabei
gegen Personen, die mit der Rettung und der Versorgung von Flüchtlingen und
mit der Dokumentation staatlicher Menschenrechtsverletzungen wie Pushbacks
"die Grausamkeit der Migrationspolitik offengelegt haben". "Akte der
Humanität" würden dabei "als Bedrohung der nationalen Sicherheit"
eingestuft.

Bewährungsstrafe für Kirchenasyl

Das trifft auch auf Deutschland zu, wenngleich die Bundesrepublik aufgrund
ihrer geografischen Lage in der Mitte des Kontinents bei der
Flüchtlingsabwehr nicht im Zentrum der Aufmerksamkeit steht. Erst vor
wenigen Tagen wurde der Pfarrer der evangelisch-methodistischen Kirche im
bayerischen Pegnitz, Stefan Schörk, zu einer Bewährungsstrafe von zwei
Jahren und zur Zahlung von 1.500 Euro verurteilt, weil er einem jungen
Iraner zehn Tage lang Kirchenasyl gewährt hatte, um ihn vor einer
Abschiebung nach Griechenland zu schützen. Dort sind Flüchtlinge nicht nur
von willkürlichen Pushbacks bedroht; sie müssen auch unter katastrophalen
Bedingungen leben. So haben in Griechenland, wie die
Flüchtlingsorganisation Pro Asyl konstatiert, "in den vergangenen Monaten
tausende Geflüchtete ihr Obdach verloren" und sind "auf Almosen
angewiesen".[11]


Anmerkungen:

[1] Pro Asyl: Pushed Back. Systematische Menschenrechtsverletzungen an den
griechisch-türkischen See- und Landgrenzen. Frankfurt am Main, August 2014.

 S. auch Der Tod der Genfer Flüchtlingskonvention.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8207/

[2] Greece: Pushbacks and violence against refugees and migrants are de
facto border policy. amnesty.org 23.06.2021.

[3] S. dazu Der permanente Völkerrechtsbruch.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8456/

[4], [5] Helena Smith: Greece accused of 'biggest pushback in years' of
stricken refugee ship. theguardian.com 05.11.2021.

[6] "Brandgefährlich für die Rechtsstaatlichkeit in Europa". proasyl.de
22.10.2021.

[7] S. dazu Flüchtlingssterben im Niemandsland (III).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8764/

[8] Prozessbeginn in Griechenland: Sarah Mardini und Seán Binder sind
angeklagt, weil sie Leben retteten. amnesty.at 15.11.2021.

[9] Helena Smith: On trial for saving lives: the young refugee activist
facing a Greek court. theguardian.com 14.11.2021.

[10] Amnesty International: Punishing Compassion. Solidarity on Trial in
Fortress Europe. London 2020.

[11] Kirchenasyl: Solidarität mit Pfarrer Schörk - PRO ASYL fordert:
Humanitäre Handlungen nicht länger kriminalisieren. proasyl.de 12.11.2021.
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ITALIEN/376: Schockpreiserhöhungen ab 2022 - Gewerkschaften protestieren mit "No Draghi Day" (Gerhard Feldbauer)

Italien steht 2022 vor "Schockpreiserhöhungen"

Allein für Strom und Gas werde eine "typische" Familie 2.141 Euro mehr
zu berappen haben

Gewerkschaften protestieren mit "No Draghi" Day

von Gerhard Feldbauer, 3. Dezember 2021



Nach Berichten des staatlichen Statistikamtes ISTAT steht Italien 2022
vor einer "Rekord-Inflation", mit den "höchsten Werten der letzten 13
Jahre". Die vorläufigen Schätzungen der Behörde sagen "einen Anstieg
der Lebenshaltungskosten auf 3,8% im Laufe des Jahres" voraus, der
aber bald auf 4 durchbrechen könnte. Im Oktober waren 3% "der höchste
Wert seit September 2008". In nur einem Monat sind die Preise um 0,7%
gestiegen", heißt es in dem alarmierenden Bericht, der 9,4 Prozent
Arbeitslose nennt, darunter einen Anstieg der Arbeitslosenzahlen im
Oktober um 200.000. Dramatisch ist die Lage der mittelständischen
Betriebe, von denen im Oktober sage und schreibe 270.000 schließen
mussten. Die Gesamtzahl der in den Ruin getriebenen Selbständigen
stieg laut ISTAT gegenüber dem Vorjahr um eine Million auf 4,9
Millionen.

Zu den "Schockpreiserhöhungen", die die Lebenshaltungskosten in die
Höhe treiben, werden laut der Agentur Nomisma Energia die
Energiekosten beitragen. Sie könnten, wie ihr Präsident Davide
Tabarelli persönlich mitteilte, "bis zu 25 % steigen, darunter ab
Januar Gas um mindestens 50% und Strom um 17%, aber vielleicht sogar
25%. Der Tarif von 0,95 Euro pro Kubikmeter Gas vom Oktober könne von
Januar bis März 2022 1,40 Euro erreichen". Gleiches gelte für die
Stromrechnung, die direkt vom Methanpreis abhängt. Diese
Preistreiberei sei ein Ergebnis davon, dass "die Märkte in
Spekulationshand sind" und die Politik nichts unternehme, so der
Experte. Zwei oder drei Milliarden Euro, die die Regierung zur
Stützung der Verbraucher bereitstellen wolle, seien "eine zu geringe
Sache".

Manifesto hält dazu wenigstens zehn Milliarden Euro für
erforderlich. Und auch der angekündigte Erlass des
Mehrwertsteuersatzes für Gas bleibe für die Haushalte ein Tropfen auf
den heißen Stein. Denn, so hat das linke Blatt errechnet, eine
"typische" Familie werde 2022 allein bei den Energierechnungen bei
einem Anstieg von 1.227 Euro auf den Rekordwert von 3.368 Euro 2.141
Euro mehr zu berappen haben. Carovita (Teuerung) sei in Italien seit
2008 noch nie so hoch gewesen. Das linke Blatt rechnet damit, dass
"diese Inflation nicht vorübergehend ist". Denn sie sei das Ergebnis
der von Draghi betriebenen Doppelgesichtigkeit des "Wachstums", die
nach einem fulminanten Einbruch durch die Quarantänen Rekorde mit
Rebounds schleift, aber die Kaufkraft der Löhne, die bereits von
früheren Krisen aufgezehrt wurden, bewusst niedrighält. Diese
globalisierte fordistische Wirtschaft tue alles zugunsten der
Unternehmer, was eine Senkung der Steuern (für die herrschenden
Klassen und die "obere Mittelschicht") einschließe - aufgrund
der sehr niedrigen Löhne aber zu Massenprekarität führe.

Dank dieser Linie Draghis komme "das Geld aus Europa", denn "sonst
würden sie es uns nicht geben ", kommentiert Contropiano. Aber
selbst die EZB, die jahrzehntelang mit Draghi an der Spitze die Rolle
des "Hüters des Sparens" innehatte , weiß "angesichts der plötzlich
allgegenwärtigen und überall virulenten Inflation nicht mehr, was sie
tun soll", folgert das kommunistische Online-Portal.
Contropiano nennt die "Rekord-Inflation" das Resultat des
"kriminellen Managements der Pandemie", der Durchsetzung der
Richtlinien des Recovery Fund der EU unter "Tränen und Blut", in dem
Italien zu einem "privilegierten Versuchskaninchen" und "Ort des
Experimentierens" gemacht wurde.

Gegen die Abwälzung der Krisenlasten auf die arbeitenden Menschen
haben die Basis-Gewerkschaften für Sonnabend zu Protestdemonstrationen
in ganz Italien (von Mailand, Genua, Turin über Rom bis Neapel und
Palermo) unter der Losung "No Draghi Day" aufgerufen. Der u. a. von
allen COBAS-Organisationen, von OFF MARKET, ORSA, SGB, USI-CIT
erlassene Appell entlarvt die wirtschaftlichen Maßnahmen der
Draghi-Regierung - Entlassungen, Privatisierungen - als einen neuen
Angriff "auf die Lebensbedingungen der schwächsten sozialen Sektoren,
während gleichzeitig die großen Unternehmen zusätzliche
Finanzeinnahmen erhalten".
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ITALIEN/375: Wachsender Kaufkraftrückgang - Französische Handelskette schließt 106 Filialen (Gerhard Feldbauer)

Wachsender Kaufkraftrückgang in Italien

Französische Handelskette Carrefour schließt 106 Filialen

von Gerhard Feldbauer, 1. Dezember 2021



Preiserhöhungen in Rekordhöhe, zunehmende Entlassungen und wachsende
Armut führen in Italien zu einem drastischen Rückgang im Einzelhandel.
Der französische Handelskonzern Carrefour, der davon im ersten
Halbjahr 2021 mit einem Rückgang von 8,9 Prozent betroffen war,
reagiert mit der Schließung von 106 seiner insgesamt 1.485 Filialen in
Italien. 82 davon sind Carrefour Express- und 24 Carrefour
Market-Filialen. Einige der leistungsstärksten Geschäfte werden
verkauft, die meisten aber geschlossen. Carrefour unterhält bisher in
Italien mit einem Multi-Channel-Charakter der verschiedenen Formate
(Hypermärkte, Supermärkte, "Superette", d. h. kleine Flächenmärkte,
und Cash & Carry) über 1400 Direkt- und Franchise-Filialen mit 16.000
Mitarbeitern.

Italien steckt wegen der Auswirkungen der Corona-Pandemie tief in der
Rezession. Die Lebenshaltungskosten sind im Oktober gegenüber dem
Vorjahresmonat um 3,2 Prozent gestiegen, meldete das staatliche
Statistikamt ISTAT und vermerkte, dass "immer mehr Italiener in die
Armut gestürzt" werden. Danach lebten 2020 5,6 Millionen
Italienerinnen und Italiener in absoluter Armut, eine Million mehr als
im Jahr zuvor. Jeder fünfte Italiener kann seine Wohnung nicht mehr
ausreichend heizen. Fleisch ist für 17 Prozent ein Luxusgut. Mehr als
die Hälfte kann nicht einmal eine Woche im Jahr in Urlaub fahren.
Nach einem Bericht von Contropiano droht 150.000 Besitzern von
Eigentumswohnungen, die ihre Raten nicht mehr bezahlen können,
Zwangsräumung und Versteigerung. Die von der EU auferlegten Spar- und
Reformprogramme zur Sanierung des Staatshaushalts haben die Situation
weiter verschärft. Eine darunter fallende "große Steuerreform" kommt,
so das kommunistischen Online-Portal, vor allem den großen Unternehmen
zugute und ist für die meisten Italiener "eine echte Abzocke".

Carrefour ist nach der Schwarz Gruppe (Lidl & Co, Kaufland u. a.) mit
weltweit 321.383 Mitarbeitern und 12.100 Filialen in über 30 Ländern und
einem Umsatz von 80,7 Milliarden Euro 2019 das zweitgrößte
Einzelhandelsunternehmen in Europa. Die stärksten Konkurrenten des
Franzosen sind Walmart, Aldi und Tesco, bei den
Selbstbedienungsgroßmärkten die deutsche Metro Cash & Carry. Wie das
Unternehmen vergangene Woche in Paris mitteilte, haben gute Geschäfte
in Lateinamerika Carrefour im dritten Quartal auf Wachstumskurs
gehalten und einen Zuwachs um 4 Prozent erbracht. Es könnte also die
Einbußen in Italien gut verkraften, entlässt aber stattdessen, wie das
Wirtschaftsblatt Fatto Quotidiano vermerkte, Hunderte von
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen, um Kosten zu senken. Laut dem
LB economy will CEO Christophe Rabatel, der seit September 2020
das Unternehmen leitet, mit den Schließungen in Italien eine
"Verschlankung" der internen Organisation durchsetzen, sie straffen,
damit das Franchising-Modell im Vertriebsnetz "konsolidieren" und
die Wettbewerbsfähigkeit von SB-Warenhäusern und Direktsupermärkten
verbessern. All dies soll zur "Rückkehr in die Profitabilität" der
italienischen Niederlassungen führen.

Während Carrefour von 700 Entlassungen spricht, enthüllte der
stellvertretende Generalsekretär Paolo Andreani von der
UIL-Gewerkschaft für Tourismus-, Handels- und Dienstleistungsarbeiter
(Uiltucs), dass 1.800 Beschäftigte auf der Straße landen sollen, davon
170 am Hauptsitz in Mailand. Im Vertriebssektor würden Frauen den
höchsten Preis zahlen. Bei 16.000 Beschäftigten ist das, so der
Gewerkschafter, ein Personalabbau von über 10 Prozent. "Es ist ein
Blitz aus heiterem Himmel". Carrefour habe das seit längerem geplant,
ohne etwas verlauten zu lassen, kommentiert Andreani. Nicht nur die
Beschäftigung werde zurückgehen. Es drohten schlechtere Löhne und
Arbeitsbedingungen. Nachdem die Arbeiter während der Pandemie die
wesentlichen Dienste gewährleistet und den Betrieb aufrechterhalten
haben, werden sie jetzt, um die Kosten zu senken, auf die Straße
gesetzt. "Ein unglaubwürdiges Unternehmen", diese Entscheidungen
würden so nicht hingenommen.
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ITALIEN/374: "No Draghi-Tag" - Generalstreik am 4. Dezember gegen wachsende Armut (Gerhard Feldbauer)

"No Draghi-Tag

Basis-Gewerkschaften rufen für den 4. Dezember zum Generalstreik gegen
wachsende Armut auf

von Gerhard Feldbauer, 11. November 2021



Die kampfstarken italienischen Basisgewerkschaften haben für den
4. Dezember zum Generalstreik und Nationalen Protesttag "gegen die
wirtschaftlichen Maßnahmen der Draghi-Regierung, gegen Entlassungen,
Privatisierungen, Betriebsverlagerungen und hohe Lebenshaltungskosten"
mit Regionalmärschen in den wichtigsten Städten aufgerufen.
Unterzeichner sind: ADL COBAS, CLAP, COBAS CONFEDERATION, COBAS
SARDINIA, CUB, OFF MARKET, ORSA, SGB, SIAL COBAS, UNICOBAS, USB,
USI-CIT. Der Aufruf, den das kommunistische Online-Portal
Contropiano im Wortlaut bringt, verurteilt auch die
Einschränkung des Demonstrationsrechts in den Städten als "ein nicht
verhandelbares demokratisches Recht".

Das vorgelegte Haushaltsgesetz bestätige "den neuen und heftigen
Angriff auf die Lebensbedingungen der schwächsten sozialen Sektoren
des Landes und stellt gleichzeitig zusätzliche Mittel für große
Unternehmen und Finanzeinnahmen bereit". Der Anstieg der Rohstoff- und
Energiepreise führe "zu steigenden Rechnungen und hohen
Lebenshaltungskosten, von denen die Arbeiter besonders betroffen
werden, deren Löhne durch nicht verlängerte Verträge blockiert sind,
ebenso Rentner und noch schlimmer die ärmsten Bevölkerungsschichten,
darunter Rentner mit Mindesteinkommen. Beim so genannten
Staatsbürgerschaftseinkommen (dem Mindestlohn) wird der Kreis
eingeschränkt und die Empfänger werden gezwungen, jeden Job
anzunehmen: Teilzeit, befristete Zahlungen und weite Entfernungen (bis
zu 80 km) vom Wohnort.

Zur wachsenden Armut gehöre die weiter wachsende "Tragödie der
Räumungen von Wohnungen". In Schlüsselsektoren des gesellschaftlichen
Lebens wie Gesundheit, Schule und Stadtverkehr gebe es kaum
öffentliche Investitionen, ebenso wenig für notwendige Impfstoffe, die
für die Bekämpfung der Ausbreitung der Pandemie unerlässlich sind.
Dagegen werde überall "eine wilde Privatisierung" vorbereitet, zu der
eine weitere "große Privatisierung der Gesundheitsversorgung" gehöre.
Das ist "die endgültige liberalistische Öffnung für das eiserne Gesetz
des Marktes in Missachtung jeglicher Sorge um soziale Rechte, den
Schutz von Gemeingütern, Neugewichtung und soziale Gerechtigkeit".

Mit dem Haushaltsgesetz und dem Entwurf des Wettbewerbsgesetzes "führt
Draghi das Diktat der Europäischen Union aus und kommt allen
Forderungen der Confindustria nach". Er stoße bei CGIL, CISL, UIL auf
keinen "ernsthaften Widerstand". Die Mobilisierung müsse aber
fortgesetzt werden, es gehe um das "Nein zu Entlassungen und
Privatisierungen", den "Kampf um Löhne und garantiertes Einkommen"
sowie ein Nein "zu den hohen Lebenshaltungskosten und dem Diktat der
Europäischen Union". Der 4. Dezember werde ein "No Draghi Day" sein,
um eine "einheitliche und gemeinsame Form" des Widerstandes
aufzubauen.

Die linke Zeitung Manifesto dazu: Wenn Draghi mit der Annahme
des Haushalts scheitert, "drohe das Ende" seiner Regierung.
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ITALIEN/373: Jetzt sind die Rentner dran - 12 Prozent der Altersversorgungen unter 500 Euro (Gerhard Feldbauer)

Jetzt sind die Rentner dran

Nach Draghis Reform sinken die Altersversorgungen für 12 Prozent der
Rentner unter 500 Euro im Monat

von Gerhard Feldbauer, 9. November 2021



Premier Draghi, der seit seinem Amtsantritt im Februar eine bis dahin
beispiellose Ausbeutung der arbeitenden Menschen betreibt, plant einen
neuen Coup. Mit Beginn 2022 soll eine Rentenreform in Kraft treten,
nach der das bisherige Eintrittsalter von 62 Jahren bis 2024 auf 64
Jahre angehoben wird. Gleichzeitig sollen die Beitragsjahre von
derzeit 38 auf 39 im Jahr 2023 und auf 40 Jahre 2024 steigen.

Bis jetzt gilt, dass, wer mindestens 62 Jahre alt ist und über 38
abgeschlossene Beitragsjahre verfügt, Rente erhält. Das Ganze wurde
"Quota 100", die sich aus Alter und Beitragsjahren ergab, genannt.
Dieses außerhalb Italiens gern "Rentnerparadies" genannte Zugeständnis
verdeckte, dass angesichts der in Italien im Vergleich zu den anderen
EU-Staaten besonders hohen Arbeitslosenrate und des Fehlens eines
Sozialhilfesystems (wie in Deutschland) Millionen ältere Menschen nie
eine Rente erhalten hätten und dass sie unter das ohnehin schon im
sozialen Elend dahinvegetierende Millionenheer gefallen wären. Schon
vor der Reform sind viele Menschen durch Arbeitslosigkeit etc. nie auf
die erforderlichen 38 Beitragsjahre gekommen. In den ersten neun
Monaten des Jahres 2021 erhielten nach offiziellen Angaben von 268.599
Männern nur 124.246 eine "Frührente".

Ein weiterer Trugschluss besteht in der Annahme, dass die
Altersversorgung in Italien höher läge als in anderen EU-Staaten oder
gar die in Deutschland überträfe. Die Pläne Draghis betreffen 23,5
Prozent der 60,48 Millionen Italiener, die das Rentenalter erreichen.
Nach Berechnungen des kommunistischen Online-Portals
Contropiano werden 60 Prozent von ihnen weniger als 1000 Euro
erhalten, davon 12 Prozent unter 500 Euro im Monat. Wenn jetzt Zahlen
über eine Rentenhöhe von 1750 Euro herumgeistern, liegt das daran,
dass es sich um Durchschnittswerte handelt, in die einfließt, dass bei
585.000 Rentnern (3,6% der Gesamtzahl) ein Einkommen von
zusammengenommen über 40 Milliarden Euro die Basis bildet.

Mit der Rentenreform setzt der frühere EZB-Chef seine beispiellose
Ausbeutung der arbeitenden Menschen fort. Sie wurde dadurch verdeckt,
dass das Kapital während der Corona-Pandemie, um den
Wirtschaftsrückgang aufzuhalten, gezwungen war, zum Erhalt der
Arbeitskraft einige Zugeständnisse zu machen, so mit einem befristeten
Entlassungsstopp. Er verhinderte nicht, dass u.a. 8.000 Beschäftigte
der liquidierten Fluggesellschaft Alitalia auf die Straße gesetzt
wurden. Laut dem staatlichen Statistikamt ISTAT wird im dritten
Quartal 2021 mit einem Wachstum des BIP bis Jahresende um 6,1 Prozent
gerechnet, während 53 Prozent der Beschäftigten neue Tarifverträge und
Lohnerhöhungen verweigert werden. Und das, so das Amt, bei einer
Preissteigerung, die im Oktober wieder 2,9 Prozent betrug.

Die großen Gewerkschaften GIL, CISL und UIL sind zwar dem von Draghi
mit Confindustria-Präsident Bonomi verfolgten Sozialpakt für "Arbeit
und Sicherheit" bisher nicht beigetreten, haben sich aber still
verhalten. Während Draghi nun die "Frührente" streichen will, sieht
der für 2022 vorgelegte Haushalt einer Forderung der faschistischen
Lega Salvinis entsprechend für deren Unternehmer-Klientel mit der
Streichung der regionalen Wertschöpfungssteuer (Imposta regionale
sulle attività produttive - IRAP) ein Steuergeschenk von 8 Milliarden
Euro jährlich vor. Das brachte das Fass zum Überlaufen.

CGIL-Generalsekretär Landini kündigte gegen die Rentenreform für
Dezember einen Generalstreik an. Laut der Nachrichtenagentur
ANSA hatte Bonomi die Stirn, das "Erpressungsschläge" zu
nennen. Ein solcher Streik sei "nicht der Weg, die Probleme zu lösen",
damit werde "das Gespenst eines Klassenkampfes" heraufbeschworen. Es
sind, so Contropiano, "verdammte Gesetze, die viele Rentner ins
Elend stürzen". Doch damit werden sich die Arbeiter nicht abfinden.
Klassenkampf ist angesagt.
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MEMORIAL/235: Spanischer Bürgerkrieg - Italiens Interbrigadisten schlugen Mussolinis Schwarzhemden in die Flucht (Gerhard Feldbauer)

Spanien, 1937

Bei Guadalajara im Monat März 

schlugen Italiens Interbrigadisten Mussolinis Schwarzhemden in die
Flucht

von Gerhard Feldbauer, 27. November 2021
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José Sanjurjo mit anderen spanischen Putschisten 1932 vor Gericht

Foto: Agence de presse Mondial Photo-Presse, Public domain, via Wikimedia Commons



In Spanien errang die Volksfront aus Kommunisten, Sozialisten, der
Unión General del Trabajadores und Linksrepublikanern bei den
Corteswahlen am 16. Februar 1936 einen glänzenden Wahlsieg. Am
17. Juli 1936 putschte General Sanjurjo von der Kolonie
Spanisch-Marokko aus gegen die rechtmäßig gewählte Regierung der
Volksfront. Nachdem er mit einem Flugzeug abgestürzt war, riss Franco
die Führung an sich. Der Staatsstreich der klerikalfaschistischen
Reaktion brach jedoch auf dem Festland in den meisten Garnisonsstädten
am Widerstand der Volkskräfte zusammen. Seine Niederschlagung wurde
nur durch die sofortige bewaffnete Intervention Hitlerdeutschlands und
Mussolini-Italiens verhindert. Mit 20 Militärtransportern Ju 52 der
Luftwaffe Görings wurden als erstes 15.000 Mann Elitetruppen der
Putschisten von Marokko nach Cádiz eingeflogen.

Nachdem sich Franco am 29. September 1936 zum Chef des "Nationalen
Spanien" proklamiert hatte, wurde er unmittelbar danach von
Deutschland und Italien als "Chef der einzigen legitimen Regierung
Spaniens" anerkannt. Am 24. November schloss Italien mit der
Putschistenregierung ein Abkommen über umfangreiche militärische
Unterstützung. Franco honorierte das vier Tage später, indem er dem
rohstoffarmen Italien ökonomische Ressourcen, darunter aus den
Quecksilberminen von Almadén, offerierte.
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Spanien im Bürgerkrieg Ende Juli 1936 - Gebiete unter Kontrolle der Volksfrontregierung (blau) und der Putschisten (rosa)
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Unter dem Kommando von General Mario Roatta stellte Mussolini ein vier
Divisionen umfassendes Interventionskorps für Spanien auf. Nach
offiziellen italienischen Angaben zählte es zunächst 35.000 Soldaten,
stieg in kurzer Zeit auf 60.000 an und erreichte 120.000 bis 150.000
Mann (Fritz Teppich/Tom Fecht: Spaniens Himmel, 1936-1939, Berlin
1997). Die motorisierten Truppen waren modern ausgerüstet und
verfügten über 800 Kampfflugzeuge sowie 8.000 Panzer und gepanzerte
Fahrzeuge. 90 Kriegs- und Transportschiffe versorgten das eigene Korps
und die Franco-Truppen. Sie blockierten republikanische Häfen und
beschossen Küstenbefestigungen. Die Luftwaffe griff zusammen mit der
"Legion Condor" Hitlerdeutschlands die Stellungen der republikanischen
Armee an und bombardierte Städte. Zeitweise besetzte Italien die
Balearen und bedrohte die Mittelmeerstützpunkte Großbritanniens und
Frankreichs.

Nach dem von Hitler und Mussolini militärisch aktiv unterstützten
Putsch entstand für die Volksfront-Regierung eine tödliche Bedrohung.
Die Faschisten brachten bis Mitte September 1936 das westliche
Andalusien, große Teile im Westen, Nordwesten und Norden unter ihre
Kontrolle. Südlich von Madrid griffen sie entlang des Jarama-Flusses
an, wo die "Legion Condor" und italienische Caproni-Jäger sie mit
massiven Luftangriffen unterstützten.
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Die Ruinen der von der deutschen "Legion Condor" zerstörten Stadt Guernica
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In dieser Situation kamen der Spanischen Republik Antifaschisten aus
aller Welt zu Hilfe, deren Zahl aus 54 Ländern bis Herbst 1938 auf
etwa 40.000 bis 50.000 anwuchs. Neben etwa 10.000 Franzosen, 5.000
Deutschen und Österreichern stellte Italien mit 3.354 Kämpfern das
drittstärkste Kontingent. 1.119 Interbrigadisten gehörten der
Kommunistischen Partei (PCI) an, 310 der Sozialistischen Partei (PSI),
die Übrigen waren größtenteils parteilos. Zu den Interbrigadisten
gehörte der PCI-Vorsitzende Luigi Longo, zunächst Politkommissar des
Bataillons, später der Brigade Giuseppe Garibaldi, das alle
Antifaschisten des Landes vereinigte. Longo übernahm später als
Generalinspekteur im Range eines Divisionsgenerals das Kommando über
alle Internationalen Brigaden. Unter seinem Kampfnamen "Gallo" wurde
er als einer der führenden Militärs der Spanischen Republik bekannt.
Nach einer schweren Verwundung kam er 1939 nach Frankreich, wurde in
Paris verhaftet, ins Konzentrationslager Vernet eingeliefert, von dort
1941 nach Italien ausgeliefert und eingekerkert. Nach dem Sturz
Mussolinis im Juli 1943 übertrug ihm das Nationale Befreiungskomitee
das Kommando des Stellvertretenden Befehlshabers der Partisanenarmee.
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Internierungslager in Südfrankreich nach dem Ende des Spanischen Bürgerkrieges, 1939 - darunter Le Vernet

Graphik: Kryobob, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Am 13. November 1936 prägte Carlo Rosselli, einer der Führer der
Giustizia e Libertà in Radio Barcelona für den Kampf der
Antifaschisten seines Landes die prophetische Losung "Heute in
Spanien, morgen in Italien". Zusammen mit seinem Bruder Nello wurde er
während eines Einsatzes in Frankreich am 9. Juni 1937 von Agenten des
faschistischen Geheimdienstes SIM Mussolinis in Bagnoles-de-l'Orne
(Normandie) ermordet. Seine Losung wurde zum Schwur, mit dem die
italienischen Antifaschisten in den Kampf zogen. Bei der Verteidigung
von Madrid im November 1936, bei Guadalajara nördlich der Hauptstadt
im März 1937, bei Brunete westlich von Madrid im Juli 1937 trafen die
Garibaldiner direkt auf die Mussolini-Truppen.
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links: Luigi Longo, Aufnahme von 1979
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rechts: Carlo Rosselli (1899-1937), Aufnahme von 1935
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Den Vorstoß bei Guadalajara führten im März 1937 vier Divisionen
General Roattas mit etwa 150 Panzern, 250 Geschützen und fast 4.000
Gefechtsfahrzeugen, unterstützt von einer Division Franco-Faschisten,
mehreren Geschwadern der "Legion Condor" und 60 italienischen
Flugzeugen. Zu der Offensive hatte Mussolini persönlich den Befehl
erteilt. Die Angreifer stießen auf der Straße Saragossa-Madrid vor, um
die Hauptstadt vom Nordosten her einzuschließen, sich am Jarama-Fluß
mit Francos Truppen zu vereinigen und dann Madrid einzunehmen. Madrid
wurde an diesem Frontabschnitt von einer Division der Volksarmee mit
rund 10.000 Mann verteidigt, die nur über knapp 6.000 Gewehre, 85
Maschinengewehre und 15 Geschütze verfügte. Während der vom 8. bis
23. März tobenden Schlacht gelang es Roatta, bis etwa 40 km vor Madrid
vorzustoßen und über ein Dutzend Städte im Vorfeld der Hauptstadt zu
erobern.

Den bedrängten Truppen der Volksarmee kamen die Bataillone Jaroslaw
Dabrowsky und Giuseppe Garibaldi der XII. und danach die Bataillone
Ernst Thälmann, Edgar André und Commune de Paris der XI. Interbrigade
zu Hilfe. Außerdem erhielten die Verteidiger mehrere
Artillerie-Batterien und Panzer-Abteilungen (sowjetische T 26 und
BT-5). Am dritten Tag der Schlacht trafen die Garibaldiner direkt auf
die Mussolini-Faschisten und forderten sie zum Überlaufen auf.
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Gefechtsstand des Edgar-Andre-Bataillons
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Obwohl die Zahl der Verteidiger auf über 20.000 anwuchs, waren ihnen
Roattas Truppen mit 60.000 Mann und 10.000 Franquisten sowie an
Panzern und Geschützen weiterhin überlegen. Zur Wende, die nach einer
Woche schwerer Kämpfe einsetzte, trug der Einsatz inzwischen
eingetroffener 100 sowjetischer Jagdflugzeuge sowie von zwei Staffeln
Katjuscha-Bombern, die vom Flugplatz in Albacete starteten, bei. Die
Einheiten der Volksarmee und die Interbrigaden warfen die Faschisten
bis zum 23. März hinter ihre Ausgangsstellungen zurück. Von den 60.000
Soldaten des Mussolini-Korps war ein Drittel gefallen. Die
Verteidiger erbeuteten große Mengen an Kriegsmaterial, darunter
zahlreiche Artilleriegeschütze, gepanzerte Fahrzeuge und
Maschinengewehre.

Mit dem Sieg bei Guadalajara scheiterten die Pläne Francos und seiner
Verbündeten aus Berlin und Rom, mit der Einnahme der Hauptstadt einen
raschen Sieg zu erringen. Der Sieg über die Mussolini-Faschisten, zu
dem die Garibaldiner beitrugen, vermittelte in Italien die Gewissheit,
dass der Faschismus zu schlagen war und gab dem antifaschistischen
Kampf Auftrieb.



Die Kämpfe bei Guadalajara haben ihren Niederschlag gefunden in den
ersten Strophen der "Ballade der XI. Brigade" von Ernst Busch:

In Spanien stands um unsre Sache schlecht,

 Zurück gings Schritt um Schritt,

 Und die Faschisten schrien schon:

 Gefallen ist die Stadt Madrid!

 Da kamen sie aus aller Welt

 Mit einem roten Stern am Hut.

 Am Manzanares kühlten sie

 Dem Franco das zu heiße Blut.


Refrain:

 Das waren Tage der Brigade Elf

 Und ihrer Freiheitsfahne.

 Brigada Internacional!

 Ist unser Ehrenname. 


Bei Guadalajara im Monat März,

 In Kält und Regensturm,

 Da bebte manches tapfre Herz

 Und in Torija selbst der Turm.

 Da stand der Garibaldi auf,

 André, Dombrowsky ihm zur Seit!

 Die brachten bald zum Dauerlauf

 Die Mussolini-Herrlichkeit.
 
  ... 


 * 

Quelle:

© 2021 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 7. Dezember 2021 
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TIERGESCHICHTEN/016: Wir verstehen sich ... (SB)



Der erste Herbststurm tobte über das Land und zerrte an Ästen und
Zweigen. Bald wurde es ruhiger, die Luft klarer und kühler und stetig
taumelten die welken Blätter von den Bäumen. Eine dichte Laubschicht
bedeckte den Boden.

Eines Morgens trat die alte Frau ans Fenster, stützte sich aufs Sims
und blickte aus ihrer warmen Stube hinaus in ihren Garten. "Tja, da
muss ich wohl hinaus und das Laub zusammenharken." Sie setzte sich
kurz an den Tisch, trank ihre Tasse Tee aus, zog sich warme Sachen an
und begab sich an die kühle, frische Luft. Die Tür vom Geräteschuppen
quietschte und klemmte, doch schließlich gelang es ihr, sie zu öffnen.

Als sie nach der Laubharke griff, fiel ihr Blick auf die
Porzellanschüssel. "Ah, ja, Rotkehlchen wird bald kommen. Da werd ich
die Schüssel schon mal draußen an ihren Platz stellen und mit frischem
Wasser füllen", dachte sie und bugsierte Schüssel und Harke in den
Garten. Die alte Frau war schon eine Weile am Harken und hatte bereits
einen sehr ansehnlichen Blätterhaufen zusammen, als sie es plötzlich
plätschern hörte. "Nanu? Das ist aber merkwürdig, da scheinen mir ja
gleich ganz viele Rotkehlchen im Wasser zu baden. Das sehe ich mir doch
mal genauer an", sprach`s, legte die Laubharke hin und schlich sich
vorsichtig in Richtung Schüssel, lehnte sich an die Hausecke und
staunte nicht schlecht. Rotkelchen ging hier nicht zu Werke, nein, ein
struppiger schwarzer Hund schlabberte das Wasser auf. "Hey, was machst
du denn da? Hast du kein Zuhause, wo du trinken kannst? Los,
verschwinde, geh zu Herrchen oder Frauchen, die geben dir bestimmt
etwas!"

Der Hund hob seinen Kopf, legte ihn schief, sah die Frau mit traurigen
Hundeaugen an, blieb stehen und setzte sich dann neben die nun leere
Schüssel.

"Na, jetzt geh schon, du wirst bestimmt schon vermisst. Ksch, ksch,
ksch", fauchte sie etwas energischer. Schließlich trollte sich der
schwarze Hund und verschwand im Gebüsch. Die Frau nahm die
Wasserschüssel auf, ging ins Haus, füllte sie erneut mit Wasser und
stellte sie an den alten Platz. Kaum hatte sie das getan, da raschelte
es, als würde jemand mit Laub werfen. Mit schnellen Schritten bog sie
um die Hausecke und sah die Bescherung. Ihr fein säuberlich
zusammengefegter Blätterhaufen war verschwunden. Zwischen dem weit
verstreuten Laub scharrte der schwarze Hund auf dem Rasen, so dass
Blätter und Grasbüschel nur so flogen. "Hund, was soll das?", bestürzt
schimpfte die alte Frau. Der Übeltäter aber setzte sich brav hin und
winselte. Seine großen, traurigen Augen stimmte sie nachdenklich.
"Irgendetwas stimmt nicht mit dir. Hast vielleicht gar kein Zuhause?",
sprach sie nun sanft zu dem Tier.

Plötzlich lauschte sie, war da nicht ein Plätschern zu hören, nur
diesmal viel leiser? "Hey, Hund, hörst du das auch?" Vorsichtig
schlich sie sich zur Hausecke und freute sich, als sie tatsächlich
Rotkehlen in der Schüssel sah, das vergnüglich ein Bad nahm. Es
plusterte sich auf, tauchte wieder ins Nass, schüttelte sein Gefieder
und hüpfte ein wenig auf und nieder, auf dass das Schauspiel von Neuem
beginnen konnte.




[image: Der kleine Vogel sitzt mit ausgebreiteten Flügeln in der Wasserschüssel - Buntstiftzeichnung: © 2021 by Schattenblick]

Rotkehlchen beim fröhlichen Baden

Buntstiftzeichnung: © 2021 by Schattenblick




Ohne sich zu bewegen, beobachtete die alte Frau den kleinen Vogel, den
sie schon sehnsüchtig erwartet hatte. Während sie so dastand, spürte
sie auf einmal eine leichte, sanfte Berührung von Fellhaaren an ihrem
Bein. Sie blickte hinab auf den schwarzen Hund, der treuherzig zu ihr
hinaufschaute. In diese Stille Trautheit drang ganz überraschend ein
fauchendes "Miau". Geschmeidig sprang das Katzentier auf das badende
Rotkehlchen zu. "Oje", dachte die Frau, "das ist sein Ende ..." und
noch bevor sie Rotkehlchen durch lautes Klatschen in die Hände warnen
konnte, sprang der Hund der Katze in den Weg, so dass sie direkt auf
seinem Rücken landete. Um Halt zu finden, schlug sie ihre Krallen in
sein Rückenfell, kreischte ein giftiges "Miauuuu" und ergriff eiligst
die Flucht in den Nachbargarten. Der schwarze Hund jaulte auf und
trottete winselnd auf die Frau zu. Rotkehlchen war verschwunden.

Traurig beugte sich die Frau zum Hund und untersuchte seinen Rücken.
"Oje, da hat dich die blöde Katze doch erwischt. Ich werde die Kratzer
wohl besser säubern und desinfizieren", erklärte sie dem Hund. Dabei
fiel ihr ein, dass sie gar nicht wusste, wie sie ihn nennen sollte.
Solange du bei mir bist, heißt du ganz einfach "Hund". Geht das in
Ordnung?" Das leise Fiepen nahm sie als ein "Ja" und forderte ihn auf,
mit ins Haus zu kommen. Brav folgte er ihr. Sorgfältig verarztete sie
ihn. "Irgendwo musst du doch eine Hundemarke haben", flüsterte sie,
doch finden konnte sie keine. "Hund, du bleibst erst einmal hier bei
mir. Du kannst bei dem kalten Wetter nicht draußen bleiben!" Dann
knöpfte sie ihre Jacke zu: "Hey, Hund, hast du mich verstanden? Du
bleibst hier und ich harke noch das Laub aus dem Haufen zusammen, den
du so wunderbar zerstört hast!", lachte sie und schloss die Tür hinter
sich.

Draußen wurde sie erwartet. Rotkehlchen saß auf einem Zweig und als es
die alte Frau erkannte, flog es hinab auf den Gartentisch, hüpfte
aufgeregt hin und her und noch ein wenig weiter in Richtung Frau.

"Hallo, Rotkehlchen, da kannst du aber von Glück sagen, dass die Katze
dich nicht erwischt hat!"

"Na ja, eigentlich hat mich der Hund gerettet", piepste der kleine
Vogel.

"Ja, ja, richtig. Willst du dich bei ihm bedanken?"

"Sicher, aber zunächst einmal habe ich riesigen Hunger und würde mich
freuen, wenn du mir etwas zu Fressen geben könntest?", bat Rotkehlchen

"Oh ja, natürlich bekommst du etwas Feines. Ich hab doch schon extra
Vogelfutter eingekauft. Du muss wissen, dass ich dich schon erwartet
habe. Na ja, sagen wir mal, ich habe gehofft, dass du auch dieses Jahr
den Winter wieder bei mir verbringen wirst."

Als die Frau so mit dem Rotkehlchen sprach, erschrak sie plötzlich und
fasste sich an den Kopf. "Was mache ich denn? Ich rede mit einem Vogel
und er antwortet mir. Fange ich nun an zu spinnen?" Sie war ziemlich
verwirrt.

"Was ist mit dir, gute Frau?", wollte Rotkehlchen wissen.

"Tiere, also Vögel können nicht sprechen - und du tust es! Das kann
doch nicht sein, das gibt es nicht", beharrte die alte Frau.

"Nun, wir unterhalten uns doch ganz prima, oder?", lachte das
Rotkehlchen, "aber wenn es dich beruhigt, dann lasse ich das sein, das
mit dem Sprechen. Doch eines möchte ich dir noch mitteilen. Es gibt
Menschen, die die Tiere auf eine ganz eigene Art verstehen und die so
zu uns sprechen, dass wir wissen, was sie uns sagen wollen."

Die Frau traute ihren Ohren nicht und schüttelte den Kopf, als wollte
sie alles darin wieder an den rechten Platz räumen. Als sie zu dem
kleinen Vogel blickte, hörte sie nur ein leises Piepsen, genauso, wie
sie es von Rotkehlchen kannte.

Nachdem sie dem Vogel Futter hingestreut hatte, schritt sie
nachdenklich ins Haus. Dort wurde sie von Hund freudig erwartet, dem
sie nun von ihrem merkwürdigen Erlebnis mit Rotkelchen ausführlich
berichtete.

Ende



30. November 2021
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VORSICHT/025: Augenwischerei ... (SB)



Die CO2 Emissionen müssen dringend gesenkt werden, damit die
Erderwärmung und die damit einhergehende Klimakatastrophe noch
abgemildert werden kann. In diesem Punkt herrscht scheinbar große
Einigkeit. Doch wie kann das erreicht werden? Im Moment scheint ein
wichtiger Schritt, der Weg in die Elektromobilität zu sein. Wenn, wie
geplant, ab 2030 keine Fahrzeuge mit Verbrenner-Motoren mehr
zugelassen werden und sie möglichst schnell durch elektrisch
betriebene Verkehrsmittel ersetzt werden, so die Hoffnung, dann würde
der CO2 Ausstoß erheblich gesenkt werden können.

Die Frage, wer tatsächlich den Löwenanteil an der Klimakrise hat, die
Verbrennungsmotoren, die Industrieanlagen oder der Betrieb von
Kraftwerken, scheint noch nicht geklärt. Ungeachtet dessen wollen wir
hier an einem Beispiel der Frage nachgehen, inwieweit es sich bei den
Elektrofahrzeugen wirklich um umwelt- und klimafreundliche
Gerätschaften handelt. Jedes elektrisch betriebene Fahrzeug braucht
eine Batterie, für deren Herstellung Lithium benötigt wird. Wir sehen
uns zunächst einmal die Produktion eines solchen Akkus an.


Der Akkumulator (die Batterie)

Ein sehr wichtiger Bestandteil eines solchen Akkus ist das Lithium. Es
handelt sich um das leichteste Metall ohne das es keine E-Mobiliät
gibt. Der globale Bedarf an Lithium, Kobalt und Nickel zur Produktion
von Lithium-Ionen-Batterien steigt immer weiter an, denn nicht nur die
Fahrzeuge, sondern auch Handys, Laptops, E-Bikes und sämtliche
batteriebetriebene Geräte aus Haushalt und Freizeit tragen zum
Anwachsen des Lithium-Bedarfs bei. Bis 2028, so aktuelle Schätzungen,
könnte der jährliche Verbrauch von Lithium für den Bau von Akkus 1,6
Millionen Tonnen betragen. Um sich ein Bild von den benötigten Mengen
zu machen, sei ein Beispiel gegeben. Für den Bau eines einziges
Auto-Elektromotors werden zwischen zehn bis zwölf Kilogramm Lithium
verwendet. Da erheblich mehr E-Autos gebaut werden sollen, ist davon
auszugehen, dass die Nachfrage nach diesem Rohstoff immer noch weiter
steigen wird.


Woher stammt der Rohstoff? Wie wird er gewonnen?

In Bolivien, Chile und Argentinien sollen rund 70 Prozent der
weltweiten Lithium-Vorkommen lagern. Zur Zeit ist allerdings
Australien mit ca. 40.000 Tonnen der weltweit größte Produzent von
Lithium. Dort wird es im Hartgesteinbergbau abgetragen, das heißt,
hier befindet es sich in fester Form in Gesteinen.

Sehen wir uns zum Beispiel Bolivien an. Hier erstreckt sich die größte
Salzpfanne der Welt, die Salar de Uyuni, auf einer Fläche von über
10.000 Quadratkilometern. Entstanden ist diese sogenannte Salzpfanne
vor ca. 10.000 Jahren. Einst befand sich dort der Paläosee Tauca, der
allmählich austrocknete, wodurch sich die heutige Salzkruste bildete,
unter der die riesigen Lithium-Reserven lagern sollen.

Aber wie kann das Lithium gewonnen werden? Unter dieser Salzpfanne
befindet sich salzhaltiges Wasser, dass die Lithiumablagerungen
enthält. Diese sogenannte Sole wird von den Minengesellschaften an die
Oberfläche gepumpt und in riesige, flache Becken geleitet. Durch die
Hitze der Wüstensonne verdunstet das Wasser in den Solebecken und
zurück bleibt das begehrte Lithiumcarbonat. Durch weitere chemische
Prozesse wird das für den Bau von wiederaufladbaren Batterien
benötigte Lithium hergestellt. Doch dieser so einfach erscheinende
Prozess birgt gewisse Gefahren für die Umwelt in sich.


Lithiumabbau gefährdet Grundwasservorkommen

Wenn das Wasser aus den Solebecken verdampft ist, wird die
zurückbleibende lithiumhaltige Substanz weiterverarbeitet. Dazu wird
auch Natriumhydroxid verwendet. Und genau das könnte zu einem der
großen Probleme führen, die mit dem Lithiumabbau einhergehen. Das
bekommt besonders die indigene Bevölkerung in dem sogenannten
Lithium-Dreieck (Argentienen, Chile, Bolivien) zu spüren, wo viele
schon jetzt um ihre Existenz bangen. Es wird berichtet, dass seit ein
paar Jahren die Lamas, die hier in großen Herden gehalten werden, und
die wilden Vikunjas (eine Kamelart), erkranken und sterben. Auch die
Kälber, die hier geboren werden, kommen verunstaltet zur Welt und
sterben kurze Zeit später. Im Verdacht steht der feine Staub des
Natriumhydroxids, der über weite Regionen auf die Vegetation absinkt
sowie auch ins Süßwasser gelangt. Die Tiere trinken davon und
vermutlich ist das die Ursache für das Sterben.

Ein weiteres schwerwiegendes Problem liegt in dem geologisch bedingten
Wasserhaushalt dieser Region, in der es unterdurchschnittlich regnet.
Von dem wenigen Wasser gelangt nur ein kleiner Teil in die Erde, wo
sich über Jahrtausende hinweg die Süßwasserreserven (Grundwasser)
gesammelt haben. Hinzu kommt, dass sich in diesem Gebiet Süßwasser und
Salzwasser in einem natürlichen und sehr empfindlichen Gleichgewicht
befinden, wodurch eine Vermischung der Gewässer verhindert wird. Durch
den Lithium-Abbau und die Lithium-Produktion wird dieses Gleichgewicht
gestört. Denn für die Förderung der Salzmasse aus dem Untergrund werden bis zu
80.000 Liter Frischwasser pro Stunde benötigt. Das hat zur Folge, dass
der Grundwasserspiegel absinkt und des Weiteren kommt es zu einer
Durchmischung von Salz- und Süßwasser, das dann nicht mehr als
Trinkwasser genutzt werden kann.

Aber auch der Einsatz der schweren Maschinen, die den Boden aus- und
umgraben, um Brunnen zu heben oder Transportwege zu schaffen,
zerstören die natürlichen Trennschichten zwischen Salz- und Süßwasser.
Die Minenunternehmen bohren auch für ihre Zwecke nach Süßwasser, um
den Betrieb ihrer Anlagen zu gewährleisten. Damit zapfen sie den
Menschen in den umliegenden Dörfern das Wasser ab, das diese zum
Überleben brauchen.


Die Folgen für die indigene Bevölkerung im Land um die Salar
de Uyuni

Sollte die Vermischung von Salz- und Süßwasser voranschreiten und der
Frischwasserverbrauch der Lithiumherstellungs-Unternehmen fortgesetzt
werden, so droht der Bevölkerung extremer Wassermangel. Sie können
keine Landwirtschaft mehr betreiben, um für ihren Lebensunterhalt zu
sorgen. Die Tiere finden nichts mehr zu fressen. Zudem findet eine
großflächige Umgestaltung durch das Anlegen der großen Sole-Becken
statt, wie auch durch den Bau der Fabriken, die Lithium zu einem
gebrauchsfertigen Stoff wandeln oder direkt zu Batterien verarbeiten.
Das Problem besteht darin, dass die Regierungen Verträge mit
ausländischen Firmen schließen und ihnen die Erlaubnis erteilen,
Lithium-Abbau zu betreiben. Der Bevölkerung wird versprochen, dass sie
an dem Gewinn teilhat und alle Vorteile von dem neuen Industriezweig
in ihrem Land hat. Es gibt allerdings auch viel Widerstand aus der
Bevölkerung gegen den Lithiumabbau. Ein Sprecher, der für 33
Gemeinden, die sich gegen den Bau der Lithiumindustrie wenden, das
Wort ergreift, drückt es so aus:

"Der Abbau von Lithium für Europa und der Wechsel zum Elektroauto wird
 unsere Gemeinden und unsere Landschaft umbringen. Und bisher kannten
 wir hier keine Autos. Schon gar keine Elektroautos - die kennen wir
 nur vom Foto. Ihr glaubt, damit könnt ihr die Menschheit retten, aber
 ihr werdet uns alle umbringen."

 Clemente Flores,
 https://www.deutschlandfunk.de/lithium-abbau-in-suedamerika-kehreite-der-energiewende.724.de.html?dram:article_id=447604


So weit muss es nicht kommen. Gibt es keine Alternativen zur
E-Mobiltät? Wäre es nicht möglich, Fahrzeuge mit Verbrenner-Motoren zu
bauen, die nur extrem wenig Treibstoff benötigen, oder die durch
technische Anwendungen, den CO2-Ausstoß filtern oder abmildern?
Wäre es nicht ohnehin besser, weniger Energie zu verbrauchen? Muss
wirklich jedes Gerät, das auch per Hand bedient werden kann, mit
Batterie betrieben werden? (Zahnbürste, Laubbläser, E-Scooter, Messer
oder Eierkocher? Würden die Produkte des täglichen Bedarfs, wie auch
Kühlschränke, Herde, Waschmaschinen und Küchengeräte, in einer
wahrhaft nachhaltigen Weise produziert werden, könnte ihre Lebensdauer
um ein Vielfaches erhöht und eine Menge Rohstoffe und Energie gespart
werden. Niemand bräuchte sich zu sorgen, dass man durch
Energieeinsparung zurück in die Steinzeit versetzt werden würde.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.deutschlandfunk.de/lithium-abbau-in-suedamerika-kehreite-der-energiewende.724.de.html?dram:article_id=447604

https://efahrer.chip.de/news/lithium-vorkommen-diese-laender-haben-die-groessten-reserven-1_101148

https://www.tagesschau.de/wirtschaft/akkuforschung-batterien-101.html
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DAS BLÄTTCHEN/2015: Jahre der Pandemie als Zeitenwende

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

24. Jahrgang | Nummer 24 | 22. November 2021

Jahre der Pandemie als Zeitenwende

von Jürgen Leibiger



Noch nie hat es weltweit und synchron einen solch tiefen
Wirtschaftseinbruch gegeben wie in der Zeit der Pandemie. Zudem war es ein
Einbruch, der bewusst und planvoll in die Wege geleitet wurde, indem die
Unternehmen zu Schließungen gezwungen wurden. Die Staaten finanzieren
diesen Lockdown mittels einer gigantischen Kreditaufnahme, was die
Staatsverschuldung und angesichts gesunkener Wirtschaftsleistung auch die
Schuldenquoten in die Höhe treibt. Obwohl der Lockdown offiziell beendet
ist, oder, wie wir inzwischen wissen, beendet schien, und das
Bruttoinlandsprodukt wieder wächst, ist es wegen der anhaltenden
Lieferengpässe und erneut explodierender Pandemie nicht sicher, was in den
nächsten Monaten passiert. Da kann der Sachverständigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem jüngsten Jahresgutachten
noch so sehr auf Optimismus machen und ein "kräftiges Wachstum"
prognostizieren. Die Zentralbanken, die Staatsanleihen mit frischem Geld
aufkauften, wurden fast wie in Kriegszeiten zu den wichtigsten Gläubigern
der Staaten. Die Preissteigerungsraten nähern sich Werten, wie es sie seit
Jahrzehnten nicht mehr gegeben hat. Die Talsohle der Zinsen scheint
erreicht zu sein; zumindest lässt die US-amerikanische Zentralbank
durchblicken, es könne ein baldiges Ende der lockeren Geld- und Zinspolitik
geben. Der Europäischen Zentralbank wird dann gar nichts anderes
übrigbleiben, als dieser geldpolitischen Kursänderung mit zeitlichem
Abstand zu folgen. Ob es zu dieser Wende wirklich kommt, ist aber
keineswegs sicher. Im Vertrauen darauf, dass Zentralbanken und Regierungen
auf den Nationalreichtum zurückgreifen können, gilt auch das frische Geld
als weitgehend wertstabil; aber was, wenn ...?

Das irre, seit vierzig Jahren verkündete Dogma, Staatsschulden und
wirtschaftliche Tätigkeit des Staates seien Gift für die Wirtschaft,
scheint ins Wanken zu geraten. Noch wird an den europa- und
verfassungsrechtlich verankerten Schuldenbremsen offiziell festgehalten,
aber faktisch haben sich die Regierungen davon verabschiedet und suchen
nach Wegen und Tricks, wie diese Regelungen umgangen werden können. Das ist
natürlich besser als ein starres Festhalten an überholten Auffassungen,
aber das soll hier gar nicht die Frage sein. Worauf vor allem hingewiesen
werden soll, ist die Zäsur, die mit diesem wirtschaftspolitischen Schwenk
verbunden ist.

Die vergangenen ein, zwei Jahre erweisen sich aber auch in anderer Hinsicht
als eine Zeitenwende. Es zeigte sich, dass nicht nur die Bekämpfung der
Pandemie und ihrer wirtschaftlichen Folgen, sondern auch die Bewältigung
der weltweiten Umweltkrise und eine "Systemkonkurrenz" gegenüber China mit
marktwirtschaftlichen Mitteln allein nicht möglich sind. Eine paradoxe
Situation: Es wird die Überlegenheit marktwirtschaftlicher gegenüber
staatswirtschaftlichen Ordnungsprinzipien beschworen, aber praktisch ist
man gezwungen, das partielle Versagen von Marktlösungen anzuerkennen und zu
mehr oder weniger harten staatlichen Regulierungsmaßnahmen zu greifen:
Handelsschranken, Investitionslenkung, mehr staatliche Forschung und
Entwicklung, mehr Subventionen für Innovationen, Embargos, Boykotte,
Sanktionen, Verbote und Auflagen.

Um den Zugriff chinesischer Unternehmen auf deutsche Firmen und deren
Innovationspotenzial zu verhindern, will sich die Regierung nicht etwa auf
den vielbeschworenen Markt verlassen, sondern hält Verstaatlichungen für
die Ultima Ratio. Die weltweiten Militärausgaben sind auch in diesen
schwierigen, finanziell höchst angespannten Jahren erneut gewachsen und
haben historische Höchststände erreicht. Das ist ein staatliches
Konjunkturprogramm sondergleichen. Und das provokative, militärpolitische
Gebaren der NATO-Staaten dient dem Vernehmen nach zwar der Sicherung
"westlicher Werte", darunter auch der Marktwirtschaftsordnung, hat aber mit
Marktwirtschaft überhaupt nichts zu tun; früher sprach man in diesem
Zusammenhang von Rüstungskeynesianismus.

Zur gleichen Zeit, da die Staaten und Regierungen in ihrem Handeln
gefordert sind wie selten zuvor, haben sie an Autorität verloren. Gewalt
gegen Polizisten, Lehrer, Krankenschwestern, Ärzte, Staatsanwälte und
Finanzbeamte sind nur die eine Seite; in der Pandemie kam und kommt es in
vielen Ländern zu vielfach geteilten Aufrufen und Demonstrationen gegen
Maßnahmen des Staates, wie es sie in dieser Breite gegen die verfehlte
Sozialpolitik der Regierung in der Vergangenheit nur selten gegeben hat.
Das föderale System Deutschlands zeigt bei all seinen Vorzügen in der
Pandemie auch seine Schwächen; wie fast nie zuvor standen sich der Bund und
verschiedene Länder so konträr gegenüber wie in diesen Monaten. Die
ausgehandelten Kompromisse verhüllten ihre Gegensätze kaum. Auf vielen
Gebieten haben die Regierungen versagt, was gerade auch in der Pandemie
zutage getreten ist. Das Vertrauen in sie, wenn es das denn gegeben hatte,
ist in breiten Bevölkerungskreisen weiter erodiert. In den USA konnte ein
Präsident Trump, wenn es in sein politisches Kalkül passte, offen zu
ungesetzlichem Verhalten aufrufen und gegen die Staatsgewalt räsonieren und
Millionen folgten ihm darin. Steuerflüchtlinge, Steuerhinterzieher und
hochvermögende Wirtschaftskriminelle führen die Behörden zwar seit Jah
r und Tag an der Nase herum, aber die jüngsten Vorfälle - darunter
dreisteste Korruption bei Mitgliedern des Bundestags - suchen in ihrer
Frechheit doch ihresgleichen. In einigen osteuropäischen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union werden deren Regeln durch die dortigen Regierungen
in einigen Fällen mehr oder weniger offen verletzt.

In Deutschland hat es mit den Wahlen einen politischen Erdrutsch gegeben.
Sich manchmal als links von der Mitte verstehende Parteien - SPD und
Bündnis 90/Die Grünen - haben zwar zuletzt zugelegt. Aber täuschen wir uns
nicht: Zumindest bei der SPD ist das kein auf einem Zuwachs an eigener
Stärke beruhender Erfolg. Er ist Ausdruck der Schwächung der Union, die
sich in und mit der beschriebenen Zeitenwende vollzogen hatte.
Längerfristig betrachtet hat sich der Abwärtstrend sowohl von Union als
auch der SPD fortgesetzt. Der Zuwachs letzterer von unter zwanzig auf
fünfundzwanzig Prozent ist aus dieser längerfristigen Perspektive wenig
mehr als ein Hüpfer. Die neuen politischen Kräfteverhältnisse - Ausdruck
der Zerrissenheit der Wählerschaft - sind unausgewogen und wenig stabil;
sie spiegeln die wirtschaftliche und politische Unsicherheit angesichts der
Komplexität und Widersprüchlichkeit der Situation, die Unentschiedenheit
und Unübersichtlichkeit wider, wie sie Zeitenwenden immer mit sich bringen.
Die Zukunft ist offener denn je, oder, wie Shakespeare seinen Hamlet
verzweifelt sinnieren lässt: "Die Zeit ist aus den Fugen, Fluch zu denken,
dass ich geboren war, sie einzurenken."

 * 
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Bücher - Ballast aus früheren Zeiten?

von Ulrich Busch



Die großen Events, die Buchmessen in Frankfurt am Main und zuvor schon in
Leipzig, sind vorüber. Ein neuer Lese-Winter steht bevor. 2020 wurden in
Deutschland 77.272 Titel als Erst- und Neuauflage verlegt. Für 2021 wird
ein ähnlich hoher Produktionsumfang erwartet. Die Vorfreude darauf bietet
aber auch Anlass, sich den im Zeitverlauf gründlich gewandelten Umgang mit
Büchern in Erinnerung zu rufen. Dabei wird deutlich, dass sich in den
zurückliegenden Jahrzehnten nicht nur die Lesevorlieben und -gewohnheiten
erheblich gewandelt haben, sondern auch die Art und Weise des Erwerbs, des
Sammelns, der Aufbewahrung, der Weitergabe und schließlich der Entsorgung
von Büchern. Dies ist nicht nur den durch Marktwirtschaft und Internet
veränderten Kauf- und Nutzungsmöglichkeiten geschuldet, sondern ebenso
einem Wertewandel in der Gesellschaft und einer Revolutionierung der
Medienkultur.

Heute kauft man Bücher immer häufiger online, über Amazon, Abebooks, ZVAB,
Medimops und so weiter. Knapp die Hälfte aller Bücher gelangen durch den
Versandbuchhandel oder direkt durch die Verlage an die Kunden, 42 Prozent
durch den stationären Sortimentsbuchhandel und rund 10 Prozent auf
"sonstigen" Wegen. Das große Geschäft machen eindeutig die großen 
Online-Händler, allen voran Amazon, ferner Handelsketten wie Hugendubel und
Thalia. Daneben gibt es noch eine Jahr für Jahr kleiner werdende Anzahl
lokaler Buchläden, aber deren Umsatz ist, gemessen an den Marktführern der
Branche, verhältnismäßig gering. Die insgesamt noch beachtlichen, wenn auch
in realer Rechnung (also preisbereinigt) stagnierenden oder sogar
rückläufigen Umsätze im Buchhandel (2020: 9,3 Milliarden Euro, 2010: 9,7
Milliarden, 2000: 9,4 Milliarden Euro) dürfen nicht darüber hinwegtäuschen,
dass es sich beim gedruckten Buch inzwischen um ein Relikt früherer
Jahrhunderte, um ein Auslaufmodell der Medienkultur handelt. Seine
historische De-Inszenierung weist viele Facetten auf. Sie reicht von der
sukzessiven Zurücksetzung und Vernachlässigung im Vergleich zu anderen
Medien bis zur verbalen Entwertung des Buches als kulturelles Objekt. Dies
zeigt sich nicht zuletzt darin, dass gebrauchte Bücher heute vielfach als
"unverkäuflich" gelten und daher nur noch gegen eine Spende oder zu einem
symbolischen Preis von einem Euro oder weniger gehandelt werden. Aber
selbst neue Bücher lassen sich bereits ein Jahr nach ihrem Erscheinen
oftmals nur noch mit hohen Preisabschlägen verkaufen. Insgesamt werden,
gemessen an den Umsätzen anderer Medien, wo kräftige Zugewinne zu
verzeichnen sind, immer weniger Bücher produziert, verkauft und gelesen.
Letzteres vermutlich noch in weit höherem Maße als die Produktions-,
Verkaufs- und nominalen Umsatzzahlen erkennen lassen.

Bezeichnend für die veränderte Situation ist ein Erlebnis, dass ich
kürzlich in H., einer märkischen Kleinstadt, hatte. Bei einem Stadtrundgang
fiel mein Blick zufällig auf ein Schaufenster voller Bücher. Die nähere
Erkundung ergab, dass es sich hierbei um eine Tauschbörse für gebrauchte
Bücher handelte. Es war aber auch möglich, gegen Entrichtung einer kleinen
Spende eine beliebige Anzahl Bücher mitzunehmen, ohne selbst welche
abzugeben. Während der nächsten Stunde betraten mindestens zehn Anwohner,
beladen mit Kartons und Taschen voller Bücher, die "Tauschbörse". Sie
wollten ihre Bücher aber nur loswerden; keiner nahm auch nur ein einziges
Buch mit. Diesbezüglich ergangene Aufforderungen des Personals wurden
entweder ignoriert oder empört zurückgewiesen: Man brauche heutzutage keine
Bücher mehr, Lesen sei "out". Bücher seien ein Ballast vergangener Zeiten.
Sie würden nur herumstehen, Platz wegnehmen und einstauben. Also: Weg
damit! - Ich hatte mir bald einen ordentlichen Stapel an Büchern
zusammengesucht und den dafür vorgesehenen Obolus in das am Ausgang
bereitstehende Sparschwein gesteckt, wurde dann aber vom Personal daran
gehindert, die Tauschbörse zu verlassen: Man wollte, dass ich noch mehr
Bücher mitnehme und begründete dies damit, dass sich Kunden wie ich höchst
selten, eigentlich fast nie, in die Tauschbörse verirrten und man deshalb
bald am Überfluss an Büchern "ersticke".

Ein Erlebnis ganz anderer, ja gegensätzlicher Art ist mir aus der Zeit der
DDR in Erinnerung. Als ich Ende der 1970er Jahre wieder mal mein
Lieblingsantiquariat in M. besuchte, staunte ich nicht schlecht, vor leeren
Regalen zu stehen. Goethe, Schiller, Lessing, Heine, Tieck, Ganghofer,
Meyer, Storm, Raabe, Reuter, Hauptmann, Gorki und die anderen Ladenhüter -
alles weg! Sollte die DDR über Nacht doch noch zu einem "Leseland" geworden
sein? - Eher nicht, denn mit einem Anstieg des "Lesehungers" breiter
Bevölkerungsschichten hatte der Run auf die "alten Klassiker" wenig zu tun.
Der Besitzer des Ladens erklärte mir: Die Ursache für die plötzlich
gestiegene Nachfrage nach raumfüllenden Klassikerausgaben sei Honeckers
Wohnungsbauprogramm. Viele junge Familien würden jetzt Neubauwohnungen
beziehen und hätten in ihren Wohnzimmern Schrankwände, aber nichts
Passendes zum Hineinstellen. Als probate Lösung dafür würden sich die
überzähligen "Klassiker" anbieten, die seit Jahrzehnten in Antiquariaten
und Buchläden stünden und verstaubten. In Leder und Pergament gebundene
Gesamtausgaben aus dem 19. Jahrhundert waren ebenso gefragt wie die
schlichteren Auswahlbände in Leinen oder farbiger Pappe aus DDR-Verlagen.
Dass die Ausstattung der Bücher veraltet war und die altdeutsche
Frakturschrift nur schwer lesbar, störte nicht, da es den Käufern mehr auf
den raumfüllenden und dekorativen Effekt als auf den Inhalt ankam. Sie
wurden also gekauft. Ob dabei mitunter auch die Vorspiegelung klassischer
Bildung eine Rolle gespielt hat, soll dahingestellt bleiben. Auf jeden Fall
wurde der "Prestigewert" der Klassiker damals höher veranschlagt, als dies
heute der Fall ist.

Gäbe es das Antiquariat in M. noch, würden sich die Klassiker dort
vermutlich inzwischen wieder eingefunden haben. Vielleicht aber wären sie
auch längst recycelt worden oder auf dem Müll gelandet. Wie die
Schrankwände auch, die inzwischen Projektionsflächen für das Heimkino oder
Antikmöbeln weichen mussten. - Die Zeiten ändern sich. Und mit ihnen die
Vorlieben. Nicht zuletzt auch die für Bücher.

 * 
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graswurzelrevolution Nr. 463, November 2021

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Ableismus betrifft alle

Über Positionierungen und Leistungsfähigkeit, Sprache und Technik

von Elisabeth Voß



Wenn ich Leuten erzähle, dass ich an einem Artikel über Ableismus
schreibe, fragen fast alle erstaunt nach und können nichts mit dem
Wort anfangen. Dann erkläre ich, dass es darum geht, dass Menschen
aufgrund einer "Behinderung" (ein schwieriger Begriff) benachteiligt
werden, weil Ability - verstanden als das Vorhandensein umfassender
körperlich-geistig-seelischer Fähigkeiten - als gesellschaftliche Norm
dominant ist und alle Lebenswelten prägt. Für die meisten scheint das
ziemlich weit weg vom eigenen Alltag zu sein, dabei betrifft es viele,
potenziell alle.


Fast 10 Prozent der Bevölkerung in Deutschland haben einen
Schwerbehindertenausweis, aber sehr viel mehr sind in manchen
Fähigkeiten mehr oder weniger eingeschränkt, ohne einen solchen
Ausweis zu haben, denn für diesen ist ein "Grad der Behinderung" von
mindestens 50 Prozent erforderlich. Vor vielen Jahren sagte mir mal
eine Arbeitskollegin, sie würde keinen Schwerbehindertenausweis
beantragen und verzichte damit auch auf zusätzliche Urlaubstage,
verbilligte Fahrkarten etc. Denn es seien in Deutschland schon einmal
Menschen aufgrund ihrer Behinderung ermordet worden, sie wolle nicht
solcherart registriert werden. Sie hatte Diabetes, eine verbreitete,
aber nicht sichtbare Behinderung.

Manche leben schon frühzeitig oder von Geburt an mit Einschränkungen,
bei anderen treten diese erst später auf. Eine dauerhafte oder
vorübergehende Behinderung kann nach einem Unfall oder nach einer
Erkrankung jede*n jederzeit treffen. Manche Anfallsleiden kommen und
gehen. Spätestens beim Älterwerden, wenn die körperlichen Kräfte
nachlassen und so manches, was bisher selbstverständlich war, nicht
mehr so gut funktioniert, ist jede*r davon betroffen, dass in der
Gesellschaft viel zu wenig Rücksicht auf die besonderen Bedürfnisse
und Notwendigkeiten von Menschen mit Einschränkungen genommen wird. So
genannte Behinderungen sind also - zumindest zu einem Teil - auch
gesellschaftlich gemacht und Ergebnisse eines ableistischen, Menschen
mit Einschränkungen ausgrenzenden sozialen und administrativen
Umfelds.

Das geht auch mich an

Die Kolumne von Monty "Unsichtbare Beeinträchtigungen
- Schwerhörigkeit" (GWR 455, Januar 2021) (1) hat mich
berührt. Ich schreibe zu diesem Thema nicht sachlich-distanziert,
frage mich ebenfalls, "wie oft ich denn anderen Menschen - mit oder
ohne Beeinträchtigung - Unverständnis oder Ungeduld entgegen bringe".
Umgekehrt spüre ich am eigenen Leibe, was es bedeutet, wenn nach und
nach meine eigenen Fähigkeiten nachlassen. Ich kann nicht mehr so
schwere Sachen tragen, werde unbeweglicher, brauche eine Brille,
Hörgeräte, Zahnersatz ... Mein Alltag erinnert mich täglich daran,
dass ich in einer Gesellschaft lebe, die es mir ermöglicht, diese
nachlassenden Fähigkeiten zumindest teilweise auszugleichen (und mir
vieles mehr gibt, was die meisten Menschen auf dieser Welt nicht
haben) - allerdings nur, weil ich krankenversichert bin (was viele
auch hierzulande nicht sind) und solange ich in der Lage bin, die
erforderlichen Zuzahlungen zu leisten. So gilt beispielsweise das
Sehen anscheinend nicht als Grundrecht, denn seit vielen Jahren müssen
Brillen (mit wenigen Ausnahmen) komplett selbst bezahlt werden.
Für manches brauche ich Unterstützung. Früher habe ich anderen
geholfen, beispielsweise beim Umzug ihre Waschmaschine zu tragen. Um
manches bitte ich heute meinen Sohn. Keine*r kommt ganz allein durchs
Leben - das Verhältnis von gegenseitiger Hilfe, Leistungsansprüchen
und Markt wäre ein eigenes Thema. Mit seinem Satz "Wir müssen endlich
raus aus dem Leistungsdenken" hat Monty einen wichtigen und
vielschichtigen Punkt angesprochen, denn Ableismus und
individualisierende Leistungsgesellschaft sind eng verwoben.

Manchmal bleibe ich an Sätzen oder Wörtern hängen, die Fragen
aufwerfen. So ging beispielsweise kürzlich ein Aufruf zur Beteiligung
an einem Zine über eine Mailingliste: "Wir, das sind zwei weiße queere
Menschen, die Lust haben, euch und was euch empowert und bewegt kennen
zu lernen. Und ihr seid BIPoC, be_hindert, refugees, queer, FINTA,
dick und was es noch so alles schönes gibt. Ihr seid nicht cis,
hetero, able-bodied, weiß und ein Mann auf einmal (:". Diese Umkehrung
gesellschaftlicher Normen hat mich ähnlich irritiert, wie wenn ich in
WG-Anzeigen lese, dass sich Leute als "able-bodied" bezeichnen. Sie
zeigen damit vielleicht, dass sie "ihre Privilegien gecheckt haben",
wie es so schön heißt. Die individuelle Selbstbefragung und
Positionierung hat ja heute einen großen Stellenwert, aber führt sie
auch zu kollektiver Selbstermächtigung? Im schönen Kurzfilm "Wo Darwin
falsch lag und was das mit einem Prinz zu tun hat" vom Kollektiv
BonBon Stimmung (einfach auf youtube suchen) geht es um das
Aufeinander-Angewiesen-Sein, um gegenseitige Hilfe, und darum, dass es
besser wäre, von "temporarily able-bodied" (TAB) zu sprechen.

Gesund und leistungsfähig?

"In einem gesunden Körper wohnt ein gesunder Geist" ist einer der
Sätze, die mich durch meine Kindheit begleitet haben. Damit wurde
begründet, dass es wichtig sei, gesund zu essen und mit einer gesunden
Lebensführung - frische Luft, Bewegung, kein Alkohol und keine Drogen
- den "Naturgesetzen" entsprechend zu leben. Damals klingelte öfter
ein Mann im Rollstuhl an unserer Gartentür, und meine Eltern sprachen
freundlich mit ihm, ohne ihn hereinzubitten. Er verkaufte Seife, und
eines Tages schnappte ich auf, dass er deswegen im Rollstuhl sitze,
weil er in einem früheren Leben "schlechtes Karma" auf sich geladen
hätte, indem er irgendein Unrecht begangen hatte. In dieser
Überzeugung schien er sich mit meinen Eltern ganz einig zu sein.

In unserer Ökodorf-Gruppe Ende der 80er/Anfang der 90er (mehr dazu in
der Serie "Träume und Versuche zu Wendezeiten", GWR 443-445)
(2) war auch eine ältere Frau, die Asthma hatte. Bei einer Diskussion
über Selbstversorgung sagte ein junger Mann ganz unverfroren zu ihr,
dass sie ja wohl nicht für so ein Projekt geeignet sei, weil sie ja
gar nicht mehr richtig mit anpacken könnte. Ich werde das nie
vergessen, habe aber komplett verdrängt, ob ich oder irgendwer anderes
darauf reagiert hat. Ich fürchte, wir haben alle betreten geschwiegen.
Zum "Come Together"-Gemeinschaftstreffen im Sommer 1994 in Groß-Chüden
(Vorläuferprojekt des Ökodorfs Sieben Linden) kam ein Vertreter der
INWO (Initiative für Natürliche Wirtschaftsordnung) aus der Schweiz
und versuchte, uns für deren Komplementärwährung "Talente" zu
gewinnen. Mich schreckte schon der Name ab, denn Wirtschaft wird von
Menschen gemacht und ist nicht "natürlich". Talente hieß die Währung,
weil jede*r das Talent hätte, anderen etwas zu geben, was dann mit
dieser Währung verrechnet werden könnte. Auf meine Frage, was denn mit
denen wäre, die zum Beispiel wegen einer Behinderung nicht so
leistungsfähig seien, meinte er, wer im Rollstuhl sitze, könne ja
immer noch Zeit anbieten und anderen zuhören, wenn sie Probleme
hätten. Mich hat das nicht überzeugt, denn was ist, wenn eine*r sich
das alles gar nicht anhören möchte? In der Kommunebewegung, und auch
in manchen Ökodorf-Gruppen, waren wir da schon weiter mit Diskussionen
um die Entkoppelung von Lohn und Leistung. Diese Talente kamen mir vor
wie ein Ersatzgeld ohne Utopie, mit dem auch noch die letzten
Lebensbereiche monetär verrechenbar gemacht werden sollten.

Zum Beispiel Sprache

Es gibt viele Barrieren, die Menschen auf ganz unterschiedliche Weise
einschränken und benachteiligen. Zum Beispiel sind Gehörlose in vielen
Lebenssituationen darauf angewiesen, dass ihnen ein*e
Gebärdendolmetscher*in zur Seite steht. Analphabet*innen können
mündlich, aber nicht schriftlich kommunizieren. Eine immer größere
Bedeutung hat in den letzten Jahren auch die Wortwahl erfahren, wobei
ich nicht einschätzen kann, wie viele Leute außerhalb politischer
Bewegungen und intellektueller Szenen wirklich Interesse an
Diskussionen über Sprachwahl - beispielsweise ob es Flüchtlinge oder
Geflüchtete heißen soll - oder über das Gendern haben.
Sprache ist überhaupt nicht egal, sondern steht in Wechselbeziehung zu
gesellschaftlich dominanten Überzeugungen, Gewohnheiten und
Machtverhältnissen. Insofern sehe ich einen zivilisatorischen
Fortschritt darin, dass Frauen schon seit einigen Jahrzehnten, und
andere Geschlechter seit einigen Jahren, aus der sprachlichen
Unsichtbarkeit herausgetreten sind. Allerdings können rigide
Sprachregelungen auch neue Barrieren bauen, wenn sie Leute
verunsichern und verhindern, dass sie sich überhaupt noch trauen zu
sprechen oder zu schreiben.

Schon das Gendern mit Binnen-I, Sternchen oder Unterstrich muss
gelernt werden. Immerhin sind die Schriftzeichen eindeutig, ihr
Einsatz allerdings nicht immer. Mit dem Doppelpunkt kann ich mich
nicht anfreunden. Er hat in ein und demselben Text zwei
unterschiedliche Bedeutungen, stammt - soweit ich das herausfinden
konnte - nicht aus der queeren Community, und manche bevorzugen ihn
wegen seiner Unauffälligkeit - ich schreibe lieber laut und sichtbar.
Wirklich barrierefrei ist weder gegenderte Schrift - bei der es
Probleme mit Sprachprogrammen, aber auch mit dem kognitiven
Verständnis geben kann - noch das generische Maskulinum - mit dem nur
ein Geschlecht angesprochen wird. Es gibt viele kluge Versuche,
Kompromisse zu finden, aber viel zu oft scheint es schwer zu sein,
fröhlich und kreativ damit zu experimentieren. Ob Gendern oder nicht,
beides kann Stürme der Empörung hervorrufen, und wer beim älteren
binären weiblich-männlichen Sprachgebrauch bleibt, riskiert, als
transphob beschimpft zu werden.

In politischen Zusammenhängen, wo solche Streitereien ausgetragen
werden, sind diejenigen benachteiligt, die nicht über elaborierte
sprachliche Fähigkeiten verfügen. Insofern würde ich auch die in
solchen Konflikten aufscheinende intellektuelle Überheblichkeit als
ableistisch bezeichnen. Jedoch gibt es ebenfalls Ansätze in
politischen Gruppen, Texte in einfacher Sprache zu verfassen, die von
allen verstanden werden können. Der Deutschlandfunk bietet mit seinem
Portal nachrichtenleicht.de Informationen in einfacher Sprache an. Der
Name verwirrt, denn Leichte Sprache (als Eigenname groß geschrieben)
ist etwas anderes. Sie richtet sich an Menschen mit
Lernschwierigkeiten, hat eigene Regeln, und es gibt Übersetzer*innen
dafür.

Mit Corona hat sich nicht nur die Empörungskultur verschärft, sondern
auch die Ausgrenzung. Zum Beispiel beschneiden Masken die
Kommunikation um wesentliche Teile, denn im persönlichen Kontakt
zählen nicht nur die Worte, sondern ebenso die Mimik. Durch ihr Fehlen
können Menschen, die psychisch beeinträchtigt sind, schwerwiegend
verunsichert werden. Wer schlecht hört, ist auch für das rein
inhaltliche Verstehen darauf angewiesen, die Mundbewegungen des
Gegenübers zu sehen.

Technische Errungenschaften und Abgründe

Für diejenigen, die aufgrund angeborener oder erworbener Erkrankungen
oder nach einem Unfall nicht sprechen können, gibt es ausgefeilte
technische Hilfsmittel. Wem es nicht möglich ist, eine Tastatur zu
bedienen, kann vielleicht mit Hilfe eines einfachen Kippschalters,
einer Kopfmaus oder einer Augensteuerung einen PC oder eine
Sprachausgabe bedienen. Jedoch braucht das Gegenüber Geduld, denn eine
solche Kommunikation ist langsamer, als es Sprechende gewöhnt sind.

Auch Prothesen werden heute mit digitaler beziehungsweise bionischer
Steuerung hergestellt, das heißt, sie werden so mit dem Körper
verbunden, dass sie Nervenimpulse aufnehmen und Signale an das
Nervensystem und damit ins Gehirn rückkoppeln können.
Cochlea-Implantate können das Hören ermöglichen, Implantate für die
Sehfähigkeit sind in der Erprobung, teils kombiniert mit Gentechnik.
Sportler*innen mit Beinprothesen können schon höhere Leistungen
erzielen als Nichtbehinderte. So hilfreich diese Hilfsmittel sind,
kann doch der Ausgleich von Behinderungen zum Einfallstor für
transhumanistische Ideen von Cyborgs mit übermenschlichen Fähigkeiten
werden. Das geht in eine vollkommen andere Richtung als der Abbau
ableistischer gesellschaftlicher Barrieren.

Das Bild vom allzeit leistungsfähigen, perfekten Menschen lässt keinen
Raum für das Individuelle, sondern ähnelt eher einer Industrienorm, im
Idealfall mit Null-Fehler-Toleranz. Die genetische Pränataldiagnostik
zur Erkennung von Erbkrankheiten ist auch ein Schritt in diese
Richtung. Statt ein gesellschaftliches Umfeld zu schaffen, in dem
verschiedenste Menschen mit ihren unterschiedlichen Fähigkeiten und
Einschränkungen gut leben können, bleibt es den Einzelnen überlassen,
sich um ihr individuelles Funktionieren zu kümmern, ganz im Sinne der
neoliberalen Eigenverantwortungs-Ideologie.

Dieser Druck, funktionieren zu müssen, lastet auf allen, ganz
unabhängig von ihren Abilities. Allerdings gibt es verschiedene Arten
von Betroffenheit und daraus sich ergebende unterschiedliche
Notwendigkeiten. Die duale Zuschreibung - able: ja oder
nein - verschleiert diese Vielfalt und folgt eher der technokratischen
0-1-0-1-Digitalwelt. Es wäre wahrscheinlich für alle befreiend,
repressive Menschenbilder mit radikaler Subjektivität zu verjagen und
auf Genuss und Lebensfreude statt Leistung zu setzen. Aber das ist
leichter gesagt als getan.


Anmerkungen:

(1) https://www.graswurzel.net/gwr/2020/12/unsichtbare-beeintraechtigungen/

(2) https://www.graswurzel.net/gwr/2019/11/zwischen-panik-und-utopien/
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GRASWURZELREVOLUTION/1959: Todesgrenze - Pushbacks an der polnisch-weißrussischen Grenze

graswurzelrevolution Nr. 463, November 2021

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Todesgrenze

Pushbacks an der polnisch-weißrussischen Grenze

vom "No Borders Team"



Seit zwei Wochen unterstützt das anarchistische "No Borders
Team" Geflüchtete im Grenzgebiet zwischen Polen und Weißrussland.
Durch eine Politik der systematischen Pushbacks werden die Refugees
von beiden Seiten brutal abgewiesen. Sie sitzen in der Falle und irren
schutzlos in den Wäldern umher, leiden unter Hunger und Kälte.
Geschwächt und krank wartet auf viele nur der Tod. Über die
erschütternden Ereignisse an der polnisch-weißrussischen Grenze
berichten für die Graswurzelrevolution die vor Ort anwesenden
Aktivist:innen des "No Borders Team". (GWR-Red.)


Die weißrussische Route soll vermeintlich der einfachste Weg für
Geflüchtete aus den kriegsgebeutelten Teilen der Welt sein, um nach
Deutschland und Frankreich zu gelangen. Sie sei kurz, sicher und vor
allem billig und ermutigte ganze Familien, sich auf den Weg zu machen
und ihren Platz in einer besseren Welt zu suchen. Sie wurde jedoch für
viele zum Grab.

Als der weißrussische Präsident Alexander Lukaschenko vor zwei Monaten
als Reaktion auf die von der EU verhängten Sanktionen damit begann,
die Visumspflicht für die meisten afrikanischen und asiatischen Länder
abzuschaffen, hatte niemand erwartet, dass die Dinge so schlecht
ausgehen würden. In vielen armen Ländern wie Jemen, Kongo und Irak
wurden im Eiltempo Reisebüros gegründet, die sehr günstige Reisen nach
Belarus verkauften. Sie boten einen Flug, eine Besichtigungstour durch
Minsk und eine Busfahrt zur Grenze an. Die Reiseprospekte informierten
auch darüber, dass es einfach sei, die EU zu durchqueren, und dass ein
Taxi nach Berlin schon von der polnischen Seite aus genommen werden
könnte. Im Vergleich zur Balkanroute schien dieser Weg ideal. Der
"Reiseboom" begann. Tausende von Tickets wurden gekauft, und ganze
Familien machten sich mit mehreren Generationen auf die Reise in die
EU.

Sie landeten in Minsk, bekamen eine kurze Stadtbesichtigung und wurden
mit dem Bus zur Grenze gefahren. Hier stellte sich jedoch heraus, dass
die Realität anders aussah, als ihnen versprochen worden war. Sie
wurden dort von den Grenzbeamt:innen durchsucht und aller Geld- und
Wertgegenstände beraubt, die sie bei sich trugen. Dann wurden sie in
Gruppen in Richtung der polnischen grünen Grenze getrieben, die sie
zwei Tage lang in der Hoffnung auf das sagenumwobene Eldorado zu Fuß
überquerten. Doch die polnischen Behörden, die die Geflüchteten nicht
hereinlassen wollen, errichteten Stacheldrahtzäune und schickten Armee
und Polizei an die Grenze.

Der Befehl lautete, niemanden hereinzulassen, alle in den
Niemandsland-Streifen zu bringen und über den Stacheldraht nach
Weißrussland zurückzudrängen. In einem zehn Kilometer breiten Streifen
entlang der Grenze wurde der Ausnahmezustand verhängt.

Journalist:innen, Hilfsorganisationen und Rettungsdiensten ist der
Zutritt untersagt. Damit wurde Aktivitäten freien Lauf gelassen, die
gegen alle internationalen Rechtsnormen und Vereinbarungen verstoßen.
Tausende von Menschen sitzen in der Falle, denn sobald sie den
Grenzstreifen betreten haben, können sie diesen nicht mehr verlassen.
Auf polnischer Seite patrouillieren Einheiten mit Spürhunden,
Hubschraubern und Geländewagen mit Nachtsichtgeräten in der Sperrzone,
und wenn Geflüchtete oder deren Leichen gefunden werden, werden sie
auf die belarussische Seite gedrängt bzw. gebracht. Laut lokalen
Augenzeug:innen und Geflüchteten werden Leichen von der polnischen
Seite auf Wagen gesammelt und über den Grenzzaun geworfen oder in den
Wäldern liegengelassen und dort teils mit Blättern und Ästen bedeckt,
um sie zu tarnen, so dass sie im Winter von Tieren gefressen werden.
Die lebenden Menschen werden mit Militär- oder Zivilfahrzeugen zur
weißrussischen Seite gebracht. Die Weißruss:innen reagieren darauf,
indem sie Geflüchtete schlagen und in Wellen zurück nach Polen
drängen. Laut jüngsten Berichten nutzen sie dabei Taser. Nach Angaben
von Geflüchteten werden Gruppen von bis zu 300 Menschen gesammelt und
an Stellen gefahren, die auf polnischer Seite weniger bewacht sind, wo
sie wieder zum Grenzübertritt gezwungen werden. Manche wurden bereits
15 Mal von beiden Seiten abgewiesen. Viele würden am liebsten nach
Minsk zurückkehren, aber dieser Weg ist ihnen versperrt. Die
Grenzpatrouillen auf beiden Seiten nehmen alles Wertvolle an sich, was
sie finden. Die Menschen beginnen vor Erschöpfung zu sterben, und ihre
Leichen liegen entlang der Grenze. Am schlimmsten ist die Situation
der Kinder, die sich oft in den Wäldern verirren und deren Schreie man
nachts hören kann.

Entlang des Streifens, über den der Ausnahmezustand verhängt wurde,
versuchen einige Nichtregierungsorganisationen, Lebensmittel und
Wasser zu verteilen. So auch das anarchistische "No Borders Team", das
aus über 50 Personen aus ganz Polen besteht, von denen sich nach dem
Rotationsprinzip immer etwa ein Dutzend vor Ort befindet und 24
Stunden am Tag Hilfe leistet.

Dies ist ein Bericht, der ein paar Stunden ihrer Arbeit
beschreibt:

Wir erhalten die Information, dass sich mehrere Personen aus dem Jemen
in den Wäldern bei Lipsk versteckt halten. Sie sind erschöpft und
werden vielleicht in Polen um Asyl bitten. Wir schreiben auf Zettel:
"I want asylum in Poland. I want international protection in Poland".
Wenn wir die Geflüchteten finden, sollen wir ein Video von ihnen
drehen, während sie ihren Asylantrag mündlich stellen und dabei diesen
Zettel halten. Dies ist oft der einzige Beweis dafür, dass eine Person
existiert hat. Wenn sie nur die Asyldokumente ausfüllen, können die
Grenzbeamt:innen diese zerreißen und wegwerfen. So funktioniert das
Asylverfahren in Polen.

Wir sind 150 Kilometer von unserem Ziel entfernt, die Fahrt dauert
anderthalb Stunden, unterwegs passieren wir eine Patrouille der
Sperrzone - die Polizei kontrolliert uns bei der Ein- und Ausfahrt aus
der Zone. Wir erklären, dass wir von Teremiski zu unserer
Privatunterkunft in Lipsk zurückkehren. Wir sind zu viert
- Freund:innen, Pilzsammler:innen, Tourist:innen. Sie lassen uns
passieren. Man kann den Transit nehmen, wenn "der Polizist einen
mag" - wenn du ihm nicht gefällst, wirst du abgewiesen. Die Gesetze
besagen, dass man durch die Sperrzone fahren darf, es sei denn ... man
erweckt Verdacht.

Wir halten auf einem schmalen Pfad zwischen Feldern an, die mit
Metalldraht eingezäunt sind. Es ist fast 23 Uhr. Wir betreten den Wald
mit Kopflampen und Rucksäcken, die mit unseren "Lebensrettungspaketen"
gefüllt sind: Thermodecke, Nutridrink, Riegel, etwas Salziges,
Stiefelwärmer, Socken und eine Flasche Wasser. Unsere Kolleg:innen
finden drei junge Erwachsene. Sie sind müde, sie leben seit 15 Tagen
im Wald, sie wurden vier Mal von Belarus Richtung Polen
zurückgedrängt.

Rami, ein junger Programmierer aus dem Jemen, erzählt uns, wie er und
andere Geflüchtete von weißrussischen Grenzsoldaten in den Fluss
gestoßen wurden. Die Soldaten sagten, das Wasser sei seicht, aber er
spürte keinen Boden unter den Füßen. Er ließ seinen Rucksack mit all
seinen Habseligkeiten fallen, darunter auch sein Telefon, mit dem er
seine Familie kontaktieren und den Standort an Helfer:innen
übermitteln konnte. In nassen Kleidern und bei Temperaturen von knapp
über Null Grad machten sich Rami und seine Gruppe auf den Weg zur
polnischen Seite. Sie hatten die Weißrussen gebeten, sie in den Jemen
abzuschieben. Sie verstanden, dass die Transitroute durch Weißrussland
und Polen unmöglich war und dass alle anderen noch schlimmeren
Migrationsrouten eine bessere Chance boten. Die Einreise nach Polen
bedeutet, im Wald zu sterben.

Wir setzen uns auf die Wiese und füllen drei Asylanträge aus. All dies
geschieht im Licht der US-amerikanischen ABC-Fernsehkameras, die
hinzugekommen sind. Dank dieses Lichts kann ich sehen, was ich
schreibe. Ich sehe mir ihre Pässe an und trage ihre Namen ein. Rami
spricht hervorragend Englisch und erklärt seinen Begleitern, dass
heute ein guter Zeitpunkt ist, um Asyl zu beantragen. Wir haben ein
internationales Fernsehteam dabei. Dadurch kann es nicht unter den
Teppich gekehrt werden. Diese Menschen wurden bereits gefilmt, es ist
also klar, dass sie existiert haben. Die Journalist:innen versichern
uns, dass sie das Thema nicht ruhen lassen, dass sie Rami, Momen und
den 19-jährigen Turki nicht vergessen werden. Turkis Schuhe sind
kaputt, Momen trägt nur noch Socken. Wir sagen, dass wir trotz der
Anwesenheit des Fernsehens nicht versprechen können, dass die
polnischen Grenzschützer:innen sie nicht gleich zum fünften Mal 200
Kilometer weit wegbringen und im Wald zurücklassen werden. Wir haben
bereits Aktivist:innen getroffen, die weinten, wenn sie daran dachten,
wie die Geflüchteten sie um Rettung anflehten und sie nichts tun
konnten. Es gibt viele solcher Geschichten. Der Schrei eines Kindes,
den man im Wald auf der weißrussischen Seite hört und auf den man
nicht mütterlich, schwesterlich oder einfach menschlich reagieren
kann. Wenn man auf die andere Seite wechselt, können die
belarussischen Grenzbeamt:innen eine:n erschießen.

Wir sind zum ersten Mal hier und voller Hoffnung, und deshalb
verstehen wir zunächst nicht, dass der 19-jährige Turki beschließt, in
den Wald zurückzukehren. Er versteckt den gefalteten Asylantrag auf
seiner Brust und sagt, dass er zurückgeht, zu seinem Bruder ... der
auf der anderen Seite zehn Kilometer entfernt in Weißrussland im Wald
geblieben ist.

Wir packen ihm einen Rucksack, Militärrationen, Powerbanks,
Schlafsäcke und Zelte. Der Rucksack ist sehr schwer. Wir geben ihm
eine Mütze, Ewelina ihre Handschuhe, Albert seine Schuhe, wodurch
diesmal er in Socken im Wald zurückbleibt, aber dank dieser Schuhe hat
Turki eine bessere Chance, nachts zehn Kilometer durch den Wald zu
laufen. Er muss sehr vorsichtig sein, denn die Weißrussen haben
angekündigt, dass sie ihn töten werden, wenn sie ihn noch einmal
erwischen.

Das amerikanische Fernsehteam ist gerührt von Alberts Geste, und am
Ende dieser Nacht fragen sie uns, warum wir das tun, warum wir helfen.
Ich antworte, wenn meine Tochter im Wald wäre, würde ich mich auch für
sie einsetzen. Wenn mein Bruder im Wald wäre, erschöpft und vor Kälte
und Hunger sterbend, würde ich mich auch für ihn einsetzen. Dass sie
gleichwertige Menschen sind - die Töchter, Brüder, Mütter, Väter von
jemand anderem.

Turki prüft sein Telefon. Wenn er Kontakt zu seinem Bruder hätte,
könnte er ihm schreiben, dass er Asyl beantragt, dass wir ihm einen
Rucksack unter einem Baum platziert haben und ihm den Standort
durchgeben, aber das Telefon ist tot, denn die Leute auf der
weißrussischen Seite haben nur ein Handy und einen sehr schwachen
Akku. Turki geht in den Wald. Der Kontakt bricht ab. Ich frage mich,
wer er war, was er mochte, wovon er träumte. Der 19-jährige Turki.

Wir rufen die Grenzbeamt:innen an und sagen ihnen, dass wir mit
Geflüchteten und dem amerikanischen Fernsehteam warten. Wir warten
mehrere Stunden auf ihre Ankunft. Sie rufen an und sagen, dass sie uns
nicht finden können, obwohl wir ihnen einen Standort mitgeteilt haben.
Schließlich gehen wir zu ihrer Station, um sie abzuholen. Sie geben
sich sehr viel Mühe und sind menschlich. Wir haben nur schlechte
Geschichten gehört, über Schreie und Drohungen, über die
Gleichgültigkeit. Jetzt behandeln sie jeden mit Respekt. Wir wissen
nicht, ob das an den internationalen Kameras liegt oder einfach an den
menschlichen Reflexen. Das spielt keine Rolle. Rami und Momen sind vom
Wild wieder zu Menschen geworden - jemenitische Staatsbürger, die in
Polen internationalen Schutz suchen.

Wir kehren um 7 Uhr nach Hause zurück. Es heißt, Aktivist:innen
schlafen nicht. Das ist wahr. Ein weiterer Tag bedeutet, in Lipsk
anzurufen, um Informationen über die Situation unserer Jemeniten zu
erhalten. Asylverfahren werden eröffnet. Ich bin ihre Bevollmächtigte
und werde daher von den Grenzschutzbeamt:innen problemlos über die
Ereignisse informiert. Wir vereinbaren einen Termin für den nächsten
Tag in Lipsk, 150 Kilometer von unserem Standort entfernt. Wir dürfen
Kleidung und Hygieneartikel für Rami und Momen mitbringen. Ich bin
dankbar. Ich habe das Gefühl, dass es vielleicht klappen wird.

Unmenschliche Gesichter

Am zweiten Tag unseres Einsatzes werden wir informiert, dass eine
größere Gruppe kongolesischer Geflüchteter in der Bibliothek in Gródek
aufgetaucht ist. Wir fahren hin. Die Polizei und der Grenzschutz
informieren uns, dass wir uns den Ausländer:innen nicht nähern sollen,
da bei einem von ihnen Covid diagnostiziert wurde und wir in
Quarantäne müssten.

Ein Mädchen liegt regungslos auf dem nassen Gras. Wir werden von einem
französischsprachigen Journalisten von Onet [Online-Infoportal - Anm.
d. Übers.] begleitet. Es stellt sich heraus, dass das Mädchen Amélie
heißt, 16 Jahre alt und seit seinem sechsten Lebensjahr krank ist. Das
Mädchen bewegt sich nicht, und ich frage, ob ein Krankenwagen gerufen
wurde. Ein Grenzschutzbeamter erklärt, dass Amélie keinen Bedarf
angemeldet hat. Es ist schwierig, Bedarf anzumelden, wenn man unter
Schmerzen und kaum bei Bewusstsein auf dem nassen Boden liegt. Ich
rufe den Notdienst an:

"Ich möchte einen Krankenwagen für ein 16-jähriges Mädchen rufen, das
vor der Bibliothek in Gródek liegt", beginne ich.

"Atmet sie?", fragt mich die Mitarbeiterin.

"Ich weiß es nicht."

"Was für Menschen!" Sie ist entrüstet über meinen Mangel an
Empathie.

"Bitte gehen Sie zu ihr und überprüfen Sie das!", weist sie mich
an.

"Aber ich kann nicht, weil die Grenzbeamten mich nicht zu ihr
lassen..."

Stille kehrt ein.

"Ist sie keine Polin?"

"Ich weiß es nicht ...", antworte ich, weil ich schon spüre, dass
niemand kommen wird, wenn die 16-Jährige keine Polin ist. In Polen, in
der Region Podlasie, kommen die Krankenwagen nur zu polnischen
Kindern.

"Wenn die Grenzschutzbeamten da sind und nicht um Hilfe gerufen haben,
bedeutet das, dass sie nicht gebraucht wird!"

"Aber das Mädchen ist bewusstlos und friert, ich bestehe darauf, dass
der Krankenwagen kommt."

"Nun, er wird kommen, aber ich weiß nicht wann, denn wir haben viele
Anrufe!"

Das Gespräch endet. Später, als das Mädchen bereits zum
Grenzschutzwagen geschleppt wird, bekomme ich einen Anruf vom
Rettungsdienst. Mein Anruf sei ungerechtfertigt gewesen. Ich müsste
lernen, in welchen Situationen ich einen Krankenwagen rufen muss! Ich
frage, wann der Anruf gerechtfertigt sei, wenn nicht im Fall einer
bewusstlos auf dem Boden vor der Bibliothek liegenden Jugendlichen?

Grenzbeamt:innen und Polizist:innen werden still, wenn TVN [polnischer
Privatsender - Anm. d. Übers.] seine Kameras einschaltet. Die Kameras
wirken wie ein Beruhigungsmittel. Unsere Personalien werden wieder
aufgenommen, die Kongoles:innen werden nach Bobrowniki
zurückgetrieben, und ihre Spur verschwindet. Ich frage mich, wer sie
war, was sie mochte, wovon sie träumte. Die 16-jährige Amélie.

Übersetzung: moku


Anmerkung:

Namen wurden von der Graswurzel-Redaktion teilweise geändert.

Die im Text beschriebene Situation im Wald wurde von ABC gefilmt
und ist unter dem folgenden Link zu finden:

https://bit.ly/3mYWrL3
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OSSIETZKY/1114: Inflation - Qui bono?

Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 23 vom 20. November 2021

Inflation - Qui bono?

von Manfred Sohn



Als im Frühjahr die meisten Medien in Deutschland das Thema
"Inflation" noch nicht auf dem Schirm hatten oder es als eine sowohl
vorübergehende als auch nicht besonders gewichtige Erscheinung
abtaten, hat Ossietzky (Heft 5/2021) bereits klar vor der
"kommenden Inflation" gewarnt. Inzwischen ist sie da - mit
Preissteigerungsraten im 5-Prozent-Bereich. Die Möglichkeiten der
herrschenden Klassen, sich elementaren ökonomischen Prozessen
entgegenzustemmen, ohne durch Einsatz ihrer Mittel neue Probleme zu
erzeugen, sind begrenzt. Dennoch ist auffallend, wie zäh sich sowohl
die amerikanische Notenbank und entschiedener noch die Europäische
Zentralbank (EZB) jedem Appell verweigert, durch Erhöhung der
Leitzinsen Geld aus den Märkten zu nehmen. Ist das das Ergebnis einer
noch nicht abgeschlossenen theoretischen Debatte, ob der gegenwärtige
Preissteigerungsschub nun wirklich im Laufe des kommenden Jahres
abebbt oder nicht? Andere - wie beispielsweise die Zentralbanken in
Neuseeland, Polen oder Tschechien - haben im Gegensatz dazu kürzlich
ihre Leitzinsen heraufgesetzt, um wenigstens den Willen zu
signalisieren, etwas gegen die Inflation zu tun und so auch deutlich
zu machen, dass sie sie nicht für eine Erscheinung halten, die im
nächsten Frühjahr von selbst wieder verschwindet.

Bei unklaren Gemengelagen hilft nach wie vor die alte römische Frage
"Qui bono?" - wem nützt es? Der kategorische Ausschluss einer
Leitzinserhöhung für das gesamte kommende Jahr, den die
EZB-Präsidentin Christine Lagarde verkündet hat, bedeutet die
Verweigerung jeder noch so kleinen Maßnahme gegen die vom Schritt zum
Trab übergegangene Geldentwertung. Leidtragende sind alle diejenigen,
die kein Eigentum an Grund und Boden oder Produktionsmitteln haben und
deren ganze Existenz an regelmäßigen Gehalts-, Lohnersatzleistungen
oder Rentenzahlungen hängt. Diese Zahlungen stagnieren überwiegend
oder haben Steigerungsraten von zwei oder drei Prozent. Da der
Kaufwert der in Euro ausgewiesenen Einkommen aber im Herbst 2021 schon
fünf Prozent weniger beträgt als im Herbst 2020, schrumpfen ihre
Einkommen in spürbarem Umfang. Den Besitzern großer, abbezahlter
Immobilien, Golddepots oder gar ganzer Fabriken kann der Preisverfall
reichlich egal sein - der nominelle Wert ihrer Besitztümer steigt
gegenwärtig weit über die fünf Prozent hinaus, auf die sich der
Geldwertverlust einzupendeln scheint. Vor allem aber profitieren die
hochverschuldeten Staatshaushalte der USA, Großbritanniens, Japans und
der Eurostaaten von der jetzigen Konstellation: Die Zinsen bleiben von
Lagarde und ihren Kollegen gedeckelt und so auch die Gefahr, dass die
Haushalte bei steigenden Zinsen ihre Rückzahlungsverpflichtungen
vielleicht nicht mehr ganz so locker erfüllen könnten wie in den
letzten zehn Jahren. Eine beständige Inflation von fünf Prozent würde
in weiteren zehn Jahren die Staatsschulden nahezu halbieren. Der
deutsche Staat war zum Jahresende 2020 insgesamt mit 2.173 Milliarden
Euro verschuldet. Fünf Prozent Geldwertminderung bedeuten, dass die
Rückzahlung dieser Summe, erfolgte sie im Jahre 2021, nominell zwar
diesen Betrag erforderte, hinter ihm aber nur noch eine reale Leistung
von 1.961 Milliarden nach heutigem Geldwert stünde. Ein Jahrzehnt
Inflation von 5 Prozent bedeutet für 2031 - weitere Verschuldungen
unberücksichtigt - einen Wert von 1.236 Milliarden nach heutiger
Kaufkraft.

Leidtragende dieser Politik wären vor allem die Lohnabhängigen und
diejenigen, die von Leistungen abhängen, die an die Lohnentwicklung
gekoppelt sind - also Arbeitslose und Rentner. Wirkungsvoll wehren
können sich von ihnen vor allem diejenigen, die wenigstens das Mittel
des Streiks in ihren Händen halten, um sich gegen die Erosion ihres
Lebensstandards zu wehren.

Der Zufall will es, dass die Gewerkschaft ver.di in der
laufenden Lohnrunde zu den Gehältern der Landesbediensteten eine
Forderung von fünf Prozent auf den Tisch gelegt hat. Auf ihrer
Durchsetzungskraft ruhen die Hoffnungen aller, die - anders als
Lagarde - in ihrem eigenen Interesse nicht tatenlos zusehen dürften,
dass sie die Gürtel enger zu schnallen haben, damit die Vermögenden
noch vermögender werden und die Staatsmaschinen sich auf ihre Kosten
entschulden.

 * 
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OSSIETZKY/1113: Am Nullpunkt der Digitalisierung

Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft
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Am Nullpunkt der Digitalisierung

von Teresa Sciacca



Es mag befremdlich klingen, aber die Geschichte der Digitalisierung
beginnt lange vor unserer Zeit, vor gut 5000 Jahren, als vermutlich
die Sumerer die Null in ihr Zähl- und Rechensystem einfügten. Dieselbe
bedeutende Weichenstellung geschah später, unabhängig davon, auch in
Indien, wo die Null zum ersten Mal als Kreis auftaucht - entstanden
aus dem Abdruck eines rundes Steins in einem mit Sand bedeckten
Rechenbrett -, und von wo aus sie schließlich die arabische Welt
erreichte. Die Umstände all dessen liegen weitgehend im Dunkeln. Die
Null ist gewissermaßen ein Gedanke ohne Denker, sie ist plötzlich
da - wie übrigens auch das für unsere Kultur so maßgebliche Alphabet,
das der Legende nach vom phönizischen Königssohn Kadmos, dem späteren
Gründer Thebens, nach Griechenland gebracht wurde, als er auf Geheiß
seines Vaters Agenor nach seiner von Zeus in Gestalt eines weißen
Stiers nach Kreta entführten Schwester Europa suchte.

So kam auch der Kontinent zu seinem Namen und gelangte nicht zuletzt
durch eben jene Befähigung zum Schreiben und Rechnen zu großer Blüte,
weil sich dadurch das Spektrum der Möglichkeiten, "Wissen" zu sammeln
und weiterzugeben, enorm vergrößerte. Wie das alles im Einzelnen vor
sich ging, lässt sich, wie angedeutet, nicht lückenlos rekonstruieren.

Die Zahlen und das Alphabet, so wird allgemein angenommen, sind
ursprünglich vor allem erdacht worden, um Handel und Austausch zu
ermöglichen. Gab es zunächst zahllose piktografische Codes und
Sprachen - das sprichwörtliche babylonische Sprachgewirr -, so
brauchte man, um auch außerhalb der eigenen Gruppe Waren zu tauschen,
eine gemeinsame Verständigungsbasis. Entsprechend handelt es sich bei
den ersten überlieferten, die Sprachgrenzen durch ein universelles
Zeichensystem überwindenden Informationen zumeist um Lager- und
Ladelisten, um Maße, Gewichte und Abrechnungen. Erst langsam wurde aus
solchem "Zählen" dann auch das "Erzählen", weil sich die universelle
Zeichenbasis ja nicht nur eignete, um Kataloge und Lieferlisten zu
erstellen oder Bestellungen aufzugeben, sie konnte auch genutzt
werden, um Gedanken, Wünsche und Geschichten niederzuschreiben.

Zunächst einmal wurde jedoch vor allem nicht er-zählt, sondern
ge-zählt, allerdings in weiten Teilen der Welt über viele Jahrhunderte
ohne die Null. Die Null galt nicht als Zahl, sondern bis weit ins
Mittelalter hinein allenfalls als Zeichen. Und gerade das deutsche
Wort "null" kann diese ursprüngliche Zuschreibung kaum verleugnen; es
gründet auf dem lateinischen Ausdruck "nulla figura" (keine Zahl).
Gleichwohl war die Bedeutung des Wortes durchaus bekannt, weil
bildlich nachvollziehbar: Es stand für die Leere, die ein aus einer
Zahlenreihe des Rechenbretts entfernter Stein zurückließ. Aber dieses
Nichts, das sich keinem Ding, keinem wahrnehmbaren Objekt zuordnen
ließ, war buchstäblich nicht zu fassen und machte deshalb Angst. Die
Abwesenheit von jedem sinnhaften Bezug hatte etwas Teuflisches. So
stellte man sich die Hölle vor.

Das machte das Zählen und Rechnen allerdings kompliziert, denn sobald
man ein Ergebnis festhalten wollte, benötigte man hierfür ein Symbol.
Als Grundeinheiten dienten wahrscheinlich unsere zehn Finger, die sich
beispielsweise durch zehn Striche symbolisieren ließen. Was aber, wenn
das Ergebnis die Zehn überschritt? Man musste immer weitere Striche
hinzufügen, was dann schnell vollständig unübersichtlich wurde. Die
Römer kamen deshalb bekanntlich auf die Idee, verschiedene Buchstaben
mit Zahlenwerten zu belegen: V für fünf, X für zehn, L für 50, C für
100 und so fort. Durch Kombination dieser Symbole ließen sich dann
auch andere Werte einigermaßen elegant ausdrücken - XL für 40, LX für
60 -, aber wirklich rechnen konnte man mit den Ziffern nicht, sondern
lediglich das Ergebnis darstellen. Und je größer die Zahlen wurden,
desto umständlicher gestaltete sich die Angelegenheit; wir kennen das
von frühen Kirchenbauten, deren Fertigstellungsjahr ins Mauerwerk
gemeißelt wurde. Selbst die vergleichsweise überschaubare Zahl 1697
stellt sich dann als MDCXCVII (also 1000 + 600 + 90 + 7) dar.

Ohne die Zahl Null ist ein Stellenwertsystem, wie wir es nutzen, nicht
denkbar, das die erste 6 in der Zahl 1697 als 600 kenntlich macht,
ohne sie als 600 bezeichnen zu müssen, weil sie sich an der
Hunderterstelle befindet. Erst mit der Null wird das Rechnen aus
seinen Fesseln erlöst und das Reich der Zahlen immens erweitert, so
dass sich die Mathematik in ungeahnte Höhen aufschwingen kann. Dienten
die Zahlen bis dahin zur Beschreibung von Objekten, so wurden sie nun,
wie die Null, gewissermaßen selbst zu Objekten, selbständig. Das
änderte die Sicht auf die Welt ganz grundlegend und markiert einen
kulturellen Nullpunkt, aus dem die uns bekannte Welt hervorgeht. War
es bislang nicht möglich, beispielsweise 1 durch 4 zu teilen und als
Resultat 0,25 auszugeben, weil sich das Ergebnis der Aufgabe, ohne
Kenntnis der Null, nur durch eine andere Proportion - 1 : 4 verhält
sich wie 2 : 8 - beschreiben ließ, so entstehen nun die Idee einer
"objektiven" Betrachtung und die Logik der Repräsentation. Aus dem
Denken in Analogien wird Wissenschaft, aus analog wird repräsentativ.

Wann dies geschah, ist nicht exakt zu datieren. Wiederum spielte
hierbei ein Kaufmann, Leonardo von Pisa, genannt Fibonacci, eine
wichtige Rolle, der die arabischen Zahlen, inklusive der Null, aus
seinen Reisen durch Ägypten, Syrien und Sizilien nach Europa
mitgebracht hatte. Seine 1202 in dem "Buch des Abakus" (Liber
Abaci) veröffentlichten Kenntnisse hatten große Wirkung, weil
durch eine stete Zunahme des Handels auch eine wachsende Nachfrage
nach präzisen Berechnungen entstanden war. Es sollte zwar noch einmal
mehrere hundert Jahre dauern, bis sich die Null als Zahl, nicht mehr
nur als Zeichen endgültig durchgesetzt hatte, aber ihr Aufstieg war
nicht aufzuhalten.

Wiederum waren hierbei Händler und Kaufleute die treibenden Kräfte.
Eine enorme Ausweitung der Handelsaktivitäten insbesondere in den
aufstrebenden italienischen Stadtstaaten Venedig, Genua und Florenz
hatte die damit einhergehenden Datenmengen derart wuchern lassen, dass
eine präzise, jederzeit auch von einem Dritten nachvollziehbare
Buchführung immer dringlicher wurde. Die Idee war denkbar
einfach - und ist im Wesentlichen bis heute unverändert geblieben:
Soll und Haben, Ausgaben und Einnahmen, Verluste und Gewinne werden in
parallelen Spalten nebeneinander dokumentiert und am Ende saldiert.
Das ist im Grunde schon alles. Erst als diese "doppelte Buchführung"
zu Beginn des 14. Jahrhunderts in Italien erfunden wurde und sich
rasch in allen Handelsdynastien etablierte, trat die Null schließlich
ihren Siegeszug als zweite Königszahl der Mathematik - neben
der 1 - an. Als Minimalziel und als Beweis seriöser Buchhaltung galt
fortan, wenn Ausgaben und Einnahmen ausgeglichen waren, die Differenz
also null betrug. Die Null war nun der Wendepunkt zwischen negativen
und positiven Mengen, zwischen Gewinn und Verlust, zwischen
Vergangenheit und Zukunft.

Tatsächlich ist hiermit zugleich der Grundstein dafür gelegt, was wir
heute Digitalisierung nennen. Denn deren inneres, ganz und gar
einfaches Geheimnis besteht darin, dass alles, was es gibt oder geben
könnte, alles, was geschieht oder geschehen könnte, durch eine
Kombination von nur zwei Zuständen beschrieben werden kann: "ein" und
"aus", anwesend und abwesend. Indem ich diese zwei Zustände mit den
Ziffern 1 (ein) und 0 (aus) benenne, erhalte ich ein binäres
Zeichensystem, mit dem sich buchstäblich alles, auch das alphabetisch
Unsagbare, also das Unmögliche, sagen lässt. Das mag zunächst
kryptisch klingen, eröffnet aber einen praktisch unendlichen
Möglichkeitsraum. Wie das?

Die kleinste Informations- oder Dateneinheit dieser neuartigen
Universalsprache ist ein Bit - das ist eine Abkürzung des englischen
"binary digit", Binärziffer. Dieses Bit kann zwei Zustände haben, es
ist entweder geladen (ein) oder nicht geladen (aus). Belegen wir das
Bit mit einem Zahlenwert, stünde der nicht geladene Zustand für die 0,
der geladene für die 1. Fügen wir ein Bit hinzu, kämen wir bis 3 (die
Kombination aus geladen/nicht geladen wäre die 2, aus geladen/geladen
die 3); wir hätten also, inklusive der Null, nun vier Zahlen
beschrieben. Mit jedem weiteren Bit würden sich die möglichen Zustände
- in unserem Fall also die Zahlen - verdoppeln, wir verzeichnen ein
exponentielles Wachstum. Mit 4 Bits lassen sich 16 Zahlen, mit 8 Bits
bereits 256 Zahlen notieren, und mit 32 Bits wären wir schon im
Milliarden-Bereich angekommen, exakt bei 4.294.967.296 Zahlen.

Und was ist damit gewonnen? Nun, sobald die Elektrizität ins Spiel
kommt, eine ganze Menge, im Grunde alles. Denn alles, was sich in
elektrische Spannungszustände übersetzen lässt - und was wäre das
nicht? - kann selbstverständlich in eine Serie von Einsen und Nullen
überführt werden. Die gerade beispielhaft angeführten
Bit-Zustandskombinationen lassen sich ja nicht nur mit Zahlen belegen,
sondern auch mit Farbpixeln oder Bildpunkten, mit Tönen und
Bewegungsabfolgen, mit Temperatur- und Positionsdaten oder mit
Buchstaben. Sobald es also gelingen würde, solche Daten zu
verarbeiten, zu speichern und zu übermitteln, würde sich ein Reich aus
zahlenmäßig nahezu unbegrenzten Möglichkeiten eröffnen. Und genau das
ist der Nährboden, auf dem die Digitalisierung gedeiht und aus dem sie
ihre Dynamik bezieht. Kaum etwas, was uns heute unmöglich erscheint,
wird noch Bestand haben. Der Fantasie (des Programmierens) sind keine
Grenzen gesetzt. Eine Art "Schöpfung 2.0". Ob das gut oder schlecht
ausgeht, ist ungewiss. Umso wichtiger ist es, nicht nur über das
"Neue" zu jubeln oder zu schimpfen, sondern unseren digitalen
Analphabetismus zu überwinden und uns mit der Herkunft und der
Funktionsweise all dessen möglichst vertraut zu machen, um es kritisch
begleiten zu können.

 * 
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Schuld sind immer auch die eigenen Fehler

Das Desaster der LINKEN bei der Bundestagswahl

von Helmut Born



Nach dem Debakel bei der Bundestagswahl tobt in der Linkspartei die
Debatte über deren Ursachen und die notwendigen Schlussfolgerungen.
Dabei wird je nach Lager- oder Strömungszugehörigkeit dem jeweils
anderen die Hauptschuld am Wahlergebnis gegeben. Am deutlichsten haben
das noch in der Wahlnacht Sahra Wagenknecht und in der Folge Matthias
Höhn ausgesprochen, wobei die eine ihre seit langer Zeit vorgetragene
Kritik an der Linie der Partei wiederholte und der andere einer
weiteren Räumung von Positionen, vor allem in der Frage von Krieg und
Frieden das Wort redete.


Die Aufarbeitung der eigenen Fehler im Wahlkampf bleibt häufig
außer Betracht. Stattdessen wird auf die "Fehler" der letzten Jahre
verwiesen. Diese können aber nur zum Teil das schlechte Wahlergebnis
erklären, es muss auch über die Wahlkampfstrategie und deren Umsetzung
gesprochen werden.

Meiner Meinung nach hat dieses Debakel mehrere Ursachen:

- Die wiederholten Angriffe von Sahra Wagenknecht und ihrem Umfeld
gegen die eigene Partei, noch verstärkt durch ihr Buch Die
Selbstgerechten, haben den Eindruck erweckt, dass die Partei sich
nicht mehr für die "kleinen" Leute einsetzt und nur noch für Themen
der "Lifestyle"-Linken interessiert - Identitätspolitik, Klima,
Pandemie, Migration, Demokratie. Wegen des Bekanntheitsgrads von
Wagenknecht und ihrer hohen Medienaufmerksamkeit erreichte dies eine
breite Öffentlichkeit. Sämtliche Beschlüsse der Partei, sowohl zum
Wahlprogramm wie auch sonstige vom Parteivorstand, verkündeten genau
das Gegenteil, konnten aber selten transportiert werden.

Die Gegner der Wagenknecht-Positionen wollten ihre Kandidatur in NRW
nicht unterstützen, ihre Unterstützer:innen fanden ihre Positionen im
Wahlprogramm nicht wieder. De facto haben wir es mit einer realen
Spaltung der Partei zu tun.

- Im Vorfeld der heißen Phase des Wahlkampfs fand die Abstimmung im
Bundestag zum letzten Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan statt, in
der die Fraktion ein gespaltenes Bild abgab. Die Mehrheit enthielt
sich, zehn Abgeordnete stimmten dagegen und drei sogar mit CDU, SPD,
Grünen und FDP dafür. Es setzte ein öffentlicher Shitstorm ein, dem
kaum etwas entgegengesetzt werden konnte. Danach strickten Baerbock
und Scholz ihre Argumentation gegen eine Regierungsbeteiligung der
LINKEN und verlangten eine bedingungslose Loyalität gegenüber der
NATO. Anstatt die Mehrheitsmeinung der Fraktion und den Beschluss des
Parteivorstandes zu verteidigen, blieb die Reaktion der Parteiführung
und der beiden Spitzenkandidat:innen unklar. Das kam in der
Friedensbewegung nicht gut an.

- Mit dem Erscheinen des Sofortprogramms etwa vier Wochen vor der Wahl
wurde der Eindruck erweckt, die Partei räume ihre Positionen und sehe
ihre Hauptaufgabe darin, die wesentlichen Forderungen aus den
Wahlprogrammen von SPD und Grünen (12 Euro Mindestlohn, Kohleausstieg
bis 2030, Rentenstabilisierung, Abschaffung von Hartz IV) zu
verwirklichen, um Regierungsbeteiligung zu erreichen. Selbst
Auslandeinsätze der Bundeswehr seien verhandelbar. Das Sofortprogramm
wurde in der linken Öffentlichkeit als Anbiederei an SPD und Grüne
verstanden und auch in der Partei kritisiert.

Stephan Hebel gab seinem Kommentar in der Frankfurter Rundschau
dazu die Überschrift "Die Linke macht es SPD und Grünen zu leicht".
Nach der Veröffentlichung des Sofortprogramms sackte die Partei in
allen Meinungsumfragen von 7 bis 8 auf 6 Prozent ab. Bei der Wahl
gaben die Wähler:innen ihre Stimme dann gleich der SPD oder den
Grünen.


Die Fraktion

Wegen der drei Direktmandate und des Wahlergebnisses von 4,9 Prozent
kommt Die LINKE weiterhin in den Genuss des Fraktionsstatus, wenn ihre
Fraktion auch mit nun 39 Mitgliedern um mehr als die Hälfte
geschrumpft ist. Darin gibt es Vertreter:innen des Forums
demokratischer Sozialismus (FdS), des Wagenknecht-Flügels und der
Bewegungslinken. Aus der Antikapitalistischen Linken (AKL) ist niemand
mehr dabei, da verschiedene ihrer Mitglieder ausgeschieden sind (Niema
Movassat, Hubertus Zdebel, Ulla Jelpke) bzw. das Lager gewechselt
haben (Andrej Hunko).

In der Fraktion wird es wahrscheinlich weiterhin ein Bündnis zwischen
dem FdS und dem Wagenknecht-Flügel geben. Wie sich die Vertreter:innen
der Bewegungslinken (Janine Wissler, Bernd Riexinger usw.) einbringen
werden, bleibt abzuwarten. Eine Vorentscheidung wird sicherlich die
Neuwahl des Fraktionsvorstands bringen. Davon wird auch abhängen, ob
der Beschluss des Parteivorstands, die Fraktion soll sich an dessen
Beschlüsse halten, von der Fraktion anerkannt und umgesetzt wird.

In der ersten Sitzung der Fraktion gab es bereits den ersten Eklat,
als der Abgeordnete aus Rheinland-Pfalz, Alexander Ulrich aus dem
Wagenknecht-Lager, den Rücktritt der beiden Parteivorsitzenden und des
Bundesgeschäftsführers forderte und andernfalls mit seinem Austritt
drohte. Die Fraktion muss nur drei Mitglieder verlieren, um auf den
Status einer Gruppe herabgestuft zu werden. Dann könnte allerdings
auch Wagenknecht nicht mehr die Rolle spielen, die sie seit mehreren
Jahren spielt: die Partei von innen zu zerstören.


Das Problem mit der Verankerung

Symptomatisch für die Debatte in der Partei ist eine Erklärung der BAG
Betrieb und Gewerkschaft, sie mahnt an, die Partei müsse sich mehr in
den Betrieben und Gewerkschaften verankern. Für das schlechte
Wahlergebnis bei den abhängig Beschäftigten macht sie alles mögliche
verantwortlich, aber kaum die eigene Veranwortung für die
Nichtverankerung. Stattdessen verweist sie auf den beschlossenen
Gewerkschaftsrat. Damit ist aber hauptsächlich der Austausch mit den
Gewerkschaftsvorständen gemeint, was sie aber ganz normal findet.

Die fehlende Selbstkritik beim Thema Verankerung verweist allerdings
auf ein Dilemma, das auch in anderen Strukturen der Partei existiert.
Unter Verankerung versteht die Partei zumeist nur, die "richtigen"
Forderungen zu stellen. Wie Mitglieder unter den Kolleg:innen im
Betrieb Fuß fassen und gewerkschaftliche Positionen besetzen können,
spielt keine Rolle. Es wird viel mehr Wert darauf gelegt, eine
Hauptamtlichenstelle in den Gewerkschaften zu erlangen. Dass sie dort
politisch eher behindert werden, merken sie offensichtlich nicht.

Ähnlich sieht es mit der Arbeit in den sozialen Bewegungen aus: Der
Anspruch, sich dort zu verankern und mitzuarbeiten, ist durchaus
vorhanden, aber Aktivitäten in und um die Partei haben dabei meist
Vorrang. Deshalb werden Mitglieder von Parteien in den sozialen
Bewegungen auch eher mit Skepsis gesehen.


Welche Schlussfolgerungen?

Seit Jahren entwickelt die Fraktion ein eigenständiges Leben neben der
Partei. Das ist zum großen Teil dem öffentlichen Interesse an der
Arbeit in und um das Parlament geschuldet, hat aber auch interne
Ursachen. Eine linke Partei muss dafür sorgen, dass in allen
wesentlichen Fragen die Positionen zwischen den Vorständen der
Fraktion und der Partei abgestimmt werden und die Fraktion diese im
Parlament umsetzt. Dass dies nicht gemacht wird, ist für die Partei
inzwischen zu einem Riesenproblem geworden.

Die beiden ehemaligen Parteivorsitzenden, Kipping und Riexinger,
sitzen beide im Bundestag, jetzt sind auch die beiden amtierenden
Vorsitzenden, Wissler und Henning-Wellsow dabei. Für die
Durchsetzbarkeit von Parteibeschlüssen ist das eher hinderlich, denn
die Parteivorsitzenden fühlen sich dann auch der Fraktion gegenüber
verpflichtet.

Inhaltlich muss die Partei in den nächsten Jahren ihr linkes Profil
schärfen. Wenn sie wieder ein Gegengewicht zu SPD und Grünen bilden
will, kann sie programmatisch nicht abrüsten, weder in der sozialen
Frage, noch bei den Themen Klima, Migration oder Frieden. Und sie
braucht neue Personen, die in der Öffentlichkeit für die Partei oder
Fraktion sprechen.

Über die Regierungsbeteiligung muss kritisch nachgedacht werden. Auch
wenn viele Wähler:innen es für richtig halten, sich an Regierungen zu
beteiligen, bleibt die Frage: Warum wird dies nicht honoriert? Gibt es
da nicht auch viele Vorbehalte, vor allem unter explizit linken
Wähler:innen? Ist es nicht besser, sich andere Möglichkeiten der
Mehrheitsfindung in Parlamenten offen zu halten wie etwa die
Tolerierung? Oder reicht es nicht einfach zu sagen, wir werden uns
Gesprächen nicht verschließen, wir stehen aber zu unserem Programm?

Die Verankerung in Betrieben und sozialen Bewegungen ist ein
Dauerthema. Dafür braucht es vor allem mehr Transparenz über die
Struktur der Mitgliedschaft, nicht nur über Alter und Geschlecht. Und
über die Umsetzung dieses Ziels muss eine breite Debatte mit den
Mitgliedern stattfinden. Unabwendbar ist vor allem die Frage, wieso
die Partei so wenig Stimmen von Gewerkschafter:innen bekommen hat.
Dies scheint auch nicht nur interne Ursachen zu haben. Offensichtlich
hat Die LINKE für die Gewerkschaftsführungen ihren Zweck erfüllt:
Druck auf die SPD auszuüben. Die betrachten sie wieder als ihre
Partei. Eine Linke, die lammfromm im Apparat mitarbeitet und kaum
Kritik an der Politik der Gewerkschaftsführung übt, bietet da kaum
Alternativen an.

Schließlich muss die Partei dafür sorgen, dass sie einheitlicher nach
außen auftritt. Sollte der jetzige Zustand anhalten, dass prominente
Parteimitglieder in der Öffentlichkeit sich bewusst parteischädigend
äußern, dann wird dies die Partei zerstören. Deswegen ist eine klare
Grenze notwendig, auch wenn dies bedeutet, dass es im Bundestag nur
noch ein Gruppe und keine Fraktion mehr gibt.

 * 
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Digitalisierung der Schule

Auf den Bedarf der Konzerne zugerichtet


Der Digitalisierungswahn im Bildungsbereich verfehlt die technischen
und die pädagogischen Ziele

von Larissa Peiffer-Rüssmann



Lehrkräftemangel und die Corona-Pandemie haben die Diskussion um
eine durchdigitalisierte Schule in einer Weise beflügelt, dass der
Eindruck entsteht, ohne Tablets und Lernsoftware geht im
Bildungsbereich gar nichts mehr. Hinter dieser Euphorie verschwindet
die Realität an unseren Schulen.


Tablets und digitale Lernprogramme haben sich als unfähig
erwiesen, die vielfältigen Probleme im System Schule zu lösen - zumal
während der Coronakrise, wo sich Distanz- und Präsenzunterricht
ablösten. Die IT-Industrie jubelte und wollte glauben machen, allein
die digitale Ausstattung könne die Probleme lösen. Dabei wurde sie vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung unterstützt.

Die Ministerin Anja Karliczek meinte: "Die Coronakrise bietet
Deutschland in Sachen digitaler Bildung eine große Chance ... Wir
sehen, wie nützlich digitale Lernangebote sein können." Aber es hat
sich gezeigt, dass der Einsatz digitaler Medien die Kluft zwischen den
sozialen Gruppen verstärkt hat, nicht nur weil die Lernenden mit
digitalen Endgeräten unzureichend ausgestattet sind, sondern auch weil
ihnen während des Home Schooling die Unterstützung fehlte. Auch gibt
es bis heute keine valide wissenschaftliche Studie, die den Nutzen der
Digitaltechnik im Unterricht belegen kann.

Im Mai 2019 trat nach Zustimmung der Länder der DigitalPakt mit
5 Milliarden Euro in Kraft. Von diesen 5 Milliarden wurden bisher nur
189 Millionen abgerufen - u.a. eine Folge der komplizierten und
aufwendigen Antragsverfahren. Dabei müssen die Schulen ein
technisch-pädagogisches Konzept ausarbeiten, und das geriet durch die
Pandemie ins Stocken. Infolge der pandemiebedingten Schulschließungen
und des Home Schooling wurde eine Aufstockung um weitere 1,5
Milliarden beschlossen, u.a. für ausleihbare mobile Endgeräte. Ende
Juni 2021 wurden von den jetzt insgesamt 6,5 Milliarden des Bundes nur
852 Millionen abgerufen. Dagegen wurden die Gelder für Leihgeräte fast
ausgeschöpft, während von den 500 Millionen Euro für
Schuladministration fast nichts abgeflossen ist. Da fehlt wohl das
Personal!


IT-Konzerne fallen in die Schulen ein

Der Bundesverband der Verbraucherzentralen beklagt "immer mehr
Lehr- und Lernangebote, die überhaupt nicht qualitätsgesichert sind".
Die Lernangebote der großen IT-Konzerne dienen vor allem den
Unternehmen, sie gelangen ungefiltert in die Schulen und ermöglichen
eine einseitige Beeinflussung. Das unterscheidet sie von den
herkömmlichen, staatlich geprüften und von Werbung freien
Schulbüchern.

Schule sollte ein Raum für Interaktion sein, für ein gemeinsames
Lernen in authentischen Situationen, wo Ergebnisse mit dem Nachbarn
oder in der Gruppe zusammengetragen und ausgewertet werden - ohne
Kontrolle und permanente Lernstandserhebung. An den Ergebnissen sind
alle beteiligt, entsprechend ihren individuellen Möglichkeiten. Als
Schüler:innen aller Schulformen zu Beginn des Präsenzunterrichts nach
den diesjährigen Sommerferien nach ihren Wünschen befragt wurden,
erklärten alle, sich vor allem auf das gemeinsame Lernen in der
Klassengemeinschaft zu freuen. Von positiven Erfahrungen am PC war in
keiner Aussage die Rede.


Kontrolle und Steuerung

Es geht um die Privatsphäre und den Schutz der Persönlichkeitsrechte
im Bereich der Schulen. Ralf Lankau von der Hochschule Offenburg
fordert "Gegenmodelle zu dem, was mit der vom Bildungsministerium
finanzierten HPI-Schul-Cloud vom Hasso-Plattner-Institut oder Systemen
von Anbietern wie Apple, Google oder Microsoft angestrebt wird". Nicht
die Geschäftsmodelle der großen IT-Konzerne sollten im Vordergrund
stehen, sondern die Autonomie und Freiheit des Einzelnen.

Um den Zugriff auf alle schulischen Arbeitsergebnisse zu verhindern,
wird der Rückkanal für Daten gekappt und lokal mit Offline-Rechnern
gearbeitet. Nicht benötigte Ergebnisse können anschließend gelöscht
werden. "Persönlichkeits- und Leistungsprofile werden weder erstellt
noch vermarktet. Technisch wird das mit offenen Betriebssystemen wie
Linux und Open-Source-Software realisiert." Alle Arbeitsergebnisse,
Beurteilungen, Zeugnisse aus dem schulischen Bereich bleiben in den
Händen der Lernenden (im "Schulranzen"). Sie gehören nicht in eine
"digitale Öffentlichkeit".

Im Rahmen dieser Diskussion vermisse ich eine kritischere Haltung vor
allem der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW). Sie sorgt
sich mehr um die "Abgehängten" während der Coronakrise, die nicht über
die nötige technische Ausstattung verfügen, anstatt sich grundsätzlich
Gedanken über Digitalisierungskonzepte für die einzelnen Altersgruppen
zu machen.


Digitalisierung im Schulbereich ist nicht alternativlos

Kinder im Kindergarten und in der Grundschule sollten ohne digitale
Medien lernen. Gemeinsames Lernen und Präsenzlehre entspricht ihrer
Entwicklungsstufe viel mehr. Werner Seppmann hat in seiner Kritik
des Computers aufgezeigt, "dass in den (digital-)technik-affinen
Vereinigten Staaten aufgrund einer längeren Erfahrung mit dem
Computer-Lernen Laptop- und Tabletklassen mangels Nutzen wieder
aufgelöst werden, während der Deutsche Bundestag (auf der Basis von
'Denk'- und Artikulationshilfen der IT-Industrie) bereits Grundschüler
dem Netz ausliefern will".

Es gibt aber keine unabhängigen Studien, die nachweisen, dass durch
digitale Medien in den Schulen besser gelernt wird. Deshalb nennt
Manfred Spitzer sie in seinem Buch Digitale Demenz auch
"Lernverhinderungsmaschinen". Vorliegende Studien bieten umgekehrt
guten Grund zur Annahme, "dass Laptops und Smartboards in Schulen den
Lernerfolg beeinträchtigen und damit den Kindern schaden".

Das Geld für die Anschaffung von Informationstechnik in den Schulen
sollte besser für mehr Lehrpersonal zur Verfügung gestellt werden. Zu
einem ähnlichen Ergebnis kommt auch Ralf Lankau: "Lernen ist ein
sozialer Prozess. Dazu braucht man keine Technik, sondern Präsenz und
Aufmerksamkeit aller Beteiligten" (Kein Mensch lernt digital).

Alle Autoren sind sich einig darin, dass Kinder nicht vor dem
12. Lebensjahr mit Computern arbeiten sollten, andernfalls würden
digitale Medien ihnen mehr schaden als nutzen. In der Sekundarstufe
sollten die Jugendlichen in die Funktionsweise digitaler Technik mit
ihren vielen Manipulationsmöglichkeiten eingeführt werden. Dazu gehört
auch eine kritische Auseinandersetzung mit der totalen Kontrolle der
Nutzer:innen durch die IT-Konzerne. Es verwundert, dass im Rahmen des
Home Schooling der damit verbundene exzessive Gebrauch von
Videokonferenzen zusätzlich zu den Hausaufgaben bei den
Verantwortlichen kein Thema war. Auch gesundheitliche Gefahren wie
Haltungsschäden, Sehstörungen und Strahlenbelastung werden ignoriert.


Eine kindgerechte Lernumgebung

Jetzt, wo Präsenzunterricht - wenn auch eingeschränkt - wieder möglich
ist, sollte sich die Schule wieder stärker der ästhetischen Erziehung
widmen. In früheren Jahren hatte die GEW häufig Fortbildungen für den
Bereich Theater, Kinderbuch, Natur, Musik und kreatives Schreiben in
ihrem Programm. Das fehlt derzeit ganz und sollte schleunigst
wiederbelebt werden.

Es waren interessante, anregende Begegnungen über mehrere Tage, die
ich als besonders gewinnbringend für den Unterrichtsalltag empfunden
habe. Ein gemeinsam geplantes Theaterstück, eine Kunstaktion, eine
musikalische Aufführung oder die Bemalung einer Schulwand bieten
soviel gelebte Kreativität, an der alle ihren Spaß haben. Ein fester
wöchentlicher Exkursionstag - in Frankreich ist er eine
Selbstverständlichkeit - wäre eine gute Gelegenheit, Schule zu öffnen.
Dazu gehört freier Eintritt in alle Museen, Zoos, Gärten, zu
Musikdarbietungen - natürlich bei freier Fahrt mit öffentlichen
Verkehrsmitteln. Solche Erlebnisse mit allen Sinnen ersetzt kein
digitales Medium.

Die Gesellschaft sollte in die sozialen Systeme investieren und nicht
immer weiter in eine technische Infrastruktur, die Unsummen
verschlingt. Wir benötigen vor allem qualifizierte Lehrkräfte,
Betreuer, Sozialarbeiter und Psychologen für den Bereich Schule. Das
wäre eine Investition für die Zukunft!
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INTERNATIONAL/236: Mexiko - Alle 13 Stunden ein Angriff auf Medienschaffende (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Alle 13 Stunden ein Angriff auf Medienschaffende

Von Wolf-Dieter Vogel



Die Organisation für Pressefreiheit Artículo 19 zog zum
Internationalen Tag gegen Straflosigkeit für Verbrechen an
Journalist*innen ein trauriges Resümée.

(Oaxaca, 3. November 2021, npla) - Anlässlich des Internationalen Tags
gegen die Straflosigkeit für Verbrechen an Journalist*innen am 2.
November zog die Organisation für Pressefreiheit Artículo 19 [1]
ein trauriges Resümée. 145 Medienschaffende wurden in Mexiko seit dem
Jahr 2000 wegen ihrer Arbeit ermordet. Allein in diesem Jahr seien es
bereits sieben gewesen, informierte Artículo 19. Zuletzt traf es den
Fotoreporter Alfredo Cardoso Echeverría. Er wurde am 29. Oktober in
der Pazifikstadt Acapulco verschleppt und später mit Schusswunden
aufgefunden. Am 31. Oktober erlag er in einem Krankenhaus seinen
Verletzungen. Am 28. Oktober erschossen Unbekannte den Journalisten
Fredy López in San Cristóbal de las Casas im südmexikanischen
Bundesstaat Chiapas.


Schikanen der Sicherheitskräfte sind alltäglich

Alle 13 Stunden wird nach Artículo-19-Angaben in Mexiko ein
Medienschaffender angegriffen. Auch Schikanen der Sicherheitskräfte
sind alltäglich. So stoppten Polizisten Anfang Oktober den
Journalisten Jacob Morales in Acapulco. Sie inspizierten sein Auto,
fotografierten ihn, den Wagen und die Nummernschilder. Morales, der
sich mit Menschenrechten, Korruption und Kriminalität beschäftigt,
konnte nach der Kontrolle weiterfahren. Dennoch hat er allen Grund zur
Angst: Wo werden die Informationen landen? Mit wem arbeiten die
Beamten zusammen? Bereits vor vier Jahren musste er die Touristenstadt
vorübergehend verlassen, weil er massiv bedroht worden war.

Schon lange zählt Mexiko mit Syrien, Afghanistan und dem Irak zu den
gefährlichsten Ländern für Medienschaffende. Weil die Angriffe auf
Journalist*innen selten strafrechtlich verfolgt werden, ist meist
nicht bekannt, wer dahinter steckt. Anfang Oktober hat der
Menschenrechtsbeauftragte der Regierung, Alejandro Encinas, jedoch
einen deutlichen Hinweis gegeben. Es sei "besonders alarmierend", dass
das größte Risiko für Journalist*innen von Sicherheitskräften ausgehe,
die auf kommunaler Ebene mit kriminellen Gruppen kooperierten, sagte
er bei der Vorstellung eines Berichts über Angriffe auf
Menschenrechtsverteidiger*innen und Medienschaffende.


Wer in Sachen Korruption recherchiert, lebt gefährlich

Zwischen 40 und 50 Prozent der Agressionen gegen Journalist*innen
gehen demnach von Beamten aus. Fast die Hälfte der Angegriffenen
hätten sich mit Themen im Bereich Politik und Kriminalität
beschäftigt. "Besonders gefährlich leben jene, die in kleinen
Gemeinden die korrupten Verbindungen zwischen Politikern, Polizisten
und der organisierten Kriminalität aufdecken", erklärt Ignacio
Rosaslanda vom Journalistennetzwerk Periodistas de a Pie [2].

Encinas zufolge starben 47 Reporter*innen eines gewaltsamen Todes,
seit Präsident Andrés Manuel López Obrador im Dezember 2018 sein Amt
übernommen hat. Das würde bedeuten, dass in dieser Zeit
durchschnittlich noch mehr Medienleute ums Leben kamen als zuvor,
obwohl der als links angesehene Staatschef mehr Sicherheit für
Journalist*innen versprochen hatte. Reporter ohne Grenzen [3] und
Artículo 19 geben jedoch geringere Zahlen an. "Wir gehen etwa von 22
Todesopfern in diesem Zeitraum aus", sagte Leopoldo Maldonado von
Artículo 19. "Der Unterschied erklärt sich dadurch, dass wir nur die
Ermordeten registrieren, von denen definitiv sicher ist, dass sie
aufgrund der Ausübung ihres Berufs umgebracht wurden."

Wie Encinas betont auch Maldonado, dass die anhaltenden Morde dem
hohen Maß an Straflosigkeit geschuldet seien. 89,37 Prozent der in dem
Bericht erwähnten Todesfälle wurden nicht juristisch verurteilt. Kommt
es doch zu einer Strafe, landen meist nur die unmittelbaren Täter,
etwa die Todesschützen, hinter Gittern. Die Hintermänner bleiben
straffrei.


"Es fehlt noch immer am politischen Willen der lokalen
Behörden"

Der Reporter Morales befindet sich seit Jahren in einem staatlichen
Schutzprogramm, in das derzeit 136 Journalistinnen und 359
Journalisten eingebunden sind. Überwachungskameras, Nottelefone und
Bodyguards sollen gefährdete Journalist*innen schützen. Viele wurden
dennoch Opfer von Angriffen. Auch Morales rief umsonst Beamten an, als
er in die Kontrolle geriet. Niemand kam. "Es fehlt noch immer am
politischen Willen der lokalen Behörden, die oft selbst die Täter
sind", erklärt Maldonado. "Zudem steht für das Schutzprogramm zu wenig
Geld und Personal zur Verfügung."

Manche Journalist*innen gäben angesichts der Gefahren ihre Arbeit auf
oder übten Selbstzensur, sagt PdP-Sprecher Rosaslanda. "Andere
verlassen ihre Heimat." Sein Netzwerk hat eine Mexiko-weite Allianz
mit lokalen Kolleg*innen aufgebaut, damit die Reporter*innen woanders
und unter sicheren Bedingungen veröffentlichen können. "Aber einen
wirklich sicheren Ort gibt es nicht", betont er.


Anmerkungen:

[1] https://articulo19.org/

[2] https://periodistasdeapie.org.mx/

[3] https://www.reporter-ohne-grenzen.de/
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MELDUNG/1098: Julian Assange wird Ehrenmitglied des deutschen PEN (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

London: Julian Assange wird Ehrenmitglied des deutschen PEN

von Pressenza Berlin, 7. November 2021



Das deutsche PEN-Zentrum ernennt den investigativen Journalisten Julian
Assange zum Ehrenmitglied. Assange befindet sich seit April 2019 im
Londoner Hochsicherheitsgefängnis Belmarsh in Einzelhaft, nachdem er 2012
in der ecuadorianischen Botschaft in London Asyl beantragt und dort fast
sieben Jahre als politischer Flüchtling gelebt hat.

Der 1971 in Australien geborene Julian Assange ist der Gründer sowie
Sprecher der Enthüllungsplattform WikiLeaks. Mit der Veröffentlichung von
geheimen Militärdokumenten prangerte WikiLeaks 2010 die systematische
Folter und weitere Kriegsverbrechen der US-Militärstreitkräfte in
Afghanistan sowie im Irak an. Wenige Monate später begannen die
Ermittlungen gegen Assange, die schließlich zu seiner Verhaftung durch die
Londoner Polizei führten.

Die Ernennung zum Ehrenmitglied des deutschen PEN-Zentrums ist verknüpft
mit der Sorge um die Gesundheit von Julian Assange, dessen Haftbedingungen
von Amnesty International als Folter bezeichnet werden. Die Justizwillkür
und der Freiheitsentzug von Assange sind eine ungeheuerliche
Menschenrechtsverletzung - und dies geschieht inmitten einer
westeuropäischen Demokratie und nicht etwa in einem despotischen Regime.
Das deutsche PEN-Zentrum nimmt die Vorwürfe der sexuellen Übergriffigkeit
ernst, wir wissen aber auch um die von Nils Melzer, dem
UN-Sonderberichterstatter für Folter, wiederholt formulierten Zweifel an
diesen Beschuldigungen und die Gefahr ihrer unzulässigen
Instrumentalisierung.

"Wir fordern die zuständigen Behorden in England auf, unser Ehrenmitglied
Julian Assange nicht an die Vereinigten Staaten von Amerika auszuliefern,
wo ihm bis zu 175 Jahre Haft drohen, sondern ihn sofort und bedingungslos
aus dem Gefangnis zu entlassen. Seine fortdauernde Haft ist einzig
politisch begrundet und daher weder hinnehmbar noch berechtigt. Sie
widerspricht dem Recht auf Meinungsfreiheit und daher der Charta des
internationalen PEN. Wir versichern ihm, wie unseren anderen
Ehrenmitgliedern, unsere uneingeschränkte Solidarität", erklärt Ralf
Nestmeyer, Vizepräsident und Writers-in-Prison-Beauftragter des deutschen
PEN.

 * 
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STANDPUNKT/086: "Klimaschutz" - Die Kleinen Leute bezahlen, die Reichen zocken ab (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)

"Klimaschutz":


Die Kleinen Leute bezahlen, die Reichen zocken ab

Die Tagesschau fragt nicht, warum eine Minderheit Weltraum-Juxflüge
unternehmen kann und Umweltschutzpolitik nur teures "Weiter so!"
bewirkt

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam - 12. November 2021



Von alten Affen darf man keine neuen Grimassen erwarten und von
ARD-aktuell keine systemkritischen Nachrichten. Die Redaktion beweist
das täglich. Besonders enervierend mit ihren konformistischen
Berichten über die schwachbrüstige Politik gegen die Klimakatastrophe:
Hilfestellung fürs Publikum, damit es das bisschen Wesentliche im
substanzlosen Politiker-Geschwätz entdeckt, gibt unser Staatsfunk
nicht. Die Dramaturgie der Nachrichtengestaltung pendelt zwischen
gelegentlichem Alarmismus und häufiger Lobhudelei: "Seht her, wir sind
die Guten! Wir machen es richtig, wir sind Vorbild für die Welt!"
Darüber stehen dann Schlagzeilen wie diese: Deutschland hält
Klimaziele 2020 ein. (1)

Im Vorspann der hier genannten Nachricht auf Tagesschau.de heißt es:

"40,8 Prozent weniger Emissionen im Vergleich zum Jahr 1990 -
 das übertrifft sogar die im Klimaschutzgesetz vereinbarte Zielmarke
 leicht."


"Beschtens!", sagt da der gebildete Schwabe. Obwohl die Tagesschau
einräumt, der Rückgang sei hauptsächlich dem coronabedingten Lockdown
zu verdanken. Titel und Text des gesamten Beitrags regen eben nicht
dazu an, kritisch zu reflektieren, was das regierende
Dilettanten-Ensemble in Berlin als umweltpolitisches Theater aufführt.

ARD-aktuell berichtet über die "Klimapolitik" nichts Unzutreffendes,
lässt aber falsche Eindrücke entstehen. Zusammenhänge werden nicht
aufgezeigt, an die Wurzeln der Probleme geht man nicht. Manipulative
Beschränkung auf ausgewählte und zum Wünschenswerten passende Fakten
reicht schon aus, um regierungsdienliche, aber realitätsferne
Fantasievorstellungen zu erzeugen. Im konkreten Fall wurde zum
Beispiel unterschlagen, was eine von der Bundesregierung selbst in
Auftrag gegebenen Studie ergeben hatte: Die bis 2020 geplanten und
eingeleiteten Maßnahmen genügen zur Verringerung der sogenannten
Treibhausgase hinten und vorne nicht. (2)

Die Gutachter gaben nämlich auch heuer wiederum aussagestarke
Prognosen ab, die den zuständigen Politikern einen Berufswechsel
nahelegen müssten:

Das Ziel der Reduzierung der Treibhausgase in der
 Energiewirtschaft - der größte Belastungsfaktor - wird mit 58
 gegenüber den angestrebten 77 Prozent (im Vergleich zu 1990) bis
 2030 deutlich verfehlt werden. (3) 


Noch schlechter fällt die Öko-Bilanz der Verkehrspolitik aus. Hier
können die bereits beschlossenen Maßnahmen laut "Projektionsbericht
der Bundesregierung 2021" noch nicht einmal die Hälfte des anvisierten
Emissionsrückgangs bis 2030 erzielen. Das Gesamturteil ist
vernichtend:

"Auch, wenn die bisher beschlossenen Klimamaßnahmen vollständig
 und erfolgreich umgesetzt werden, kann Deutschland seine
 selbstgesetzten Klimaziele für die nächsten 20 Jahre nicht
 erreichen." (ebd.) 



Gesäusel statt klarer Ansage

Über diese jüngste Studie berichtete ARD-aktuell zwar, griff aber
schon beim Titel der Meldung zum Weichzeichner:

"Klimaziele dürften verfehlt werden" (4) 


Wesentliche Aussagen der Untersuchung wurden im Weiteren relativiert
und mit regierungsamtlichen, wahlkampfbedingten Anmerkungen
entschärft:

"... die Aussagekraft der Inhalte sei 'sehr begrenzt'. ... Seit
 Ende August 2020 habe sich 'beim Klimaschutz so viel getan, dass
 der Projektionsbericht mit Blick auf 2030 als veraltet angesehen
 werden kann'". (ebd.) 


Die Tagesschau verstellt den Blick darauf, dass die Bundesregierung
sich von ihrem Versagen zu entlasten versucht, indem sie selbst den
von ihr beauftragten Experten über den Mund fährt. Ihr ebenso
arrogantes wie substanzloses "es hat sich viel getan" lullt die
Fernsehzuschauer ein, statt sie begreifen zu lassen, was das Gutachten
tatsächlich prophezeit: eine unverändert katastrophale
Klima-Entwicklung. Ein grundlegendes Verständnis von dem, was ist und
dem, was sein müsste, vermittelt die Tagesschau auf diese Weise nicht.

Statt erkenntnisförderlicher Information bietet ARD-aktuell Nutzloses
zum Thema Klimakatastrophe in Hülle und Fülle. Und auch das nur für
Tagesschau.de-Leser: Auf der Internet-Seite Tagesschau.de erschienen
im Zeitraum zwischen 31. Oktober und 9. November satte 80
diesbezügliche Berichte. Mehr als dreiviertel handelten internationale
Aspekte ab: den Gipfel in Glasgow, die Probleme Kanadas, Indiens, der
VR China, die Unzulänglichkeiten in Russlands Umweltschutzpolitik (für
die russophobe Redaktion natürlich ein Muss) oder die tiefgründigen
Genderprobleme in der Westsahara (Titel: "Die Hüterinnen der
Saaten"[5])

Themen von nationalem Interesse waren in der Minderzahl. Die ollen
Kamellen, an denen da wieder und wieder gelutscht wurde, waren
natürlich gesüßt mit umweltpolitisch neunmalklugen O-Tönen der
Kanzlerin Merkel. Der klimapolitische Schwanengesang der vormaligen
Umweltministerin im Kabinett Kohl, den sie nun am Ende ihrer 16
eigenen Kanzlerjahre anstimmt, ermutigte die Tagesschau-Redaktion zum
Primitivangriff auf den gesunden Menschenverstand:

"Klimakonferenz: Deutschland verbessert sich im
 Klimaschutz-Index auf Platz 13. ..." und:

 "Deutschland (habe) ehrgeizige Klimaziele formuliert". (6) 
 Tätää, tätää!



Wo der Hund begraben liegt

Die Tagesschau entwickelt und fördert dergestalt die Mär, dass
vollmundige Ankündigungen und vereinzeltes Herumdoktern an Symptomen
die Umweltzerstörung schon irgendwie aufhalten werde. Die Redaktion
bringt es einfach nicht fertig, die zentrale Ursache anzusprechen: die
kapitalistische Wirtschaftsweise und deren Wachstumsreligion. Waren
und Dienstleistungen werden leider nicht ausschließlich zur
umsichtigen Bedarfsbefriedigung der Menschheit produziert, sondern
auch zwecks Profitsteigerung der Kapitalbesitzer, ob es der Mitwelt
nun dient oder nicht.

Zwangsläufig führt das zu Konkurrenz und Überschussproduktion, nicht
nur in der Landwirtschaft oder Lebensmittelindustrie. Je nach Branche
müssen 20 Prozent und mehr der Erzeugnisse wieder vernichtet werden.
Nach Expertenschätzung beispielsweise 30 Prozent der fabrikneuen
Kleidung. (7)

Der Arbeitsaufwand für ihre Herstellung war überflüssig, die
Ressourcen wurden verschwendet. Eine geschlossene Kreislaufwirtschaft
ist auf keinem Gebiet mehr möglich. Für die erzielten
Kapitalüberschüsse ist eine Wiederinvestition in die Realwirtschaft
ebenfalls fast ausgeschlossen. Der Staat schöpft sie sowieso nicht ab,
obwohl er sie für den dringlichen Ausbau und die Pflege seiner
Infrastruktur verwenden könnte. Sie blähen deshalb einen parallelen
"Finanzmarkt" auf.

All das geschieht jenseits der Notwendigkeiten unseres kleinen
Planeten und seiner vielerorts verelendenden Bevölkerung. Die
Hintergründe kann die Tagesschau natürlich nicht in jedem
Einzelbeitrag ansprechen. Aber sie ignoriert ihren Informationsauftrag
in der Gesamtheit ihrer Darstellung dieser Thematik. Sie vermeidet
überdies grundsätzlich jede Aussage zu den entscheidenden Fragen:

Wer wird die schwersten Lasten zu tragen haben beim Versuch, die
 Klimakatastrophe noch einzugrenzen? Und wer wird unter den Folgen
 der nicht verhinderten Umweltschäden tatsächlich leiden?


McKinsey & Company, die in mehr als 60 Staaten vertretene
US-amerikanische Unternehmens- und Strategieberatungsfirma, gibt die
Problematik als simpel lösbar aus, malt eine Schöne neue Welt und wird
sich dank solcher Sirenenklänge an vorhersehbaren Folgeaufträgen
weiterhin eine goldene Nase verdienen: Sie behauptet, mit dem Aufwand
von einer Billion Euro ließen sich der Klimawandel und seine Folgen
bewältigen. (8) Das vordergründige Gedröhne findet großen Gefallen,
weil jeder Hinweis darauf fehlt, wer die gigantische Rechnung
letztlich bezahlen muss.


Nix Neues für Zahlemann und Söhne

BDI-Präsident Siegfried Russwurm macht es für Deutschland um ein paar
Milliarden billiger, wird aber zur Frage "wer zahlt wieviel?"
ebenfalls nicht wirklich konkret:

"Das klimaneutrale Industrieland gibt es nicht zum Nulltarif".
 Die nötigen Mehrinvestitionen von 860 Milliarden Euro verteilen
 sich auf den Staat, Bürger und Unternehmen. ... Für die Unternehmen
 brauche es noch Anreize." (9) 


Der Staat soll Russwurm zufolge vor allem in die Infrastruktur
investieren, was bis 2030 allein 240 Milliarden Euro kosten dürfte -
unter anderem für bessere Stromnetze, mehr erneuerbare Energie,
Ladesäulen, Wasserstoffkapazitäten und Ausbau der Schienenwege.
Immerhin lässt der Mann durchblicken, worauf er hinauswill: Der
Steuerzahler soll herhalten, nicht die Unternehmen; die seien, im
Gegenteil, noch weitergehend als bisher zu privilegieren. Ja freilich.

Propagandistisch geschickter verfolgt McKinsey eine Akzeptanzstrategie:

"Für die Bürgerinnen und Bürger Europas werden sich die Kosten
 insgesamt nicht erhöhen: Heizen und Kühlen sowie Mobilität würden
 günstiger, während die Preise für Lebensmittel und Ferienflüge
 zunehmen könnten. Haushalte mit geringerem und mittlerem Einkommen
 werden sogar etwas entlastet, wohlhabende Haushalte etwas stärker
 belastet sein". (10) 


Das wirkt so wohlwollend-milde wie die Rede von der "Landluft", wenn
die Abgase eines Güllewagens gemeint sind. Unwillkürlich fragt man
sich, wann hinter solchen Sätzen und auf Tagesschau.de endlich die
ersten Emojis auftauchen.

Allein die im deutschen Börsen-Index DAX versammelten 30 Unternehmen
schütten pro Jahr mehr als 30 Milliarden Euro Dividende aus. (11)
Würde dieses Geld in einen Solidarfonds der Unternehmen eingezahlt,
ließe sich damit bis zum Jahr 2030 ein Drittel der notwendigen Summe
erzielen, die für halbwegs effektiven Klimaschutz vonnöten wäre.


Da wäre noch viel mehr zu holen

Je nach Zählweise gibt es in Deutschland jedoch außer den 30
börsennotierten noch weitere 3,2 Millionen Unternehmen, davon
mindestens 18.000 Großfirmen. (12) Den naheliegenden Gedanken, auch
sie nach Möglichkeit an den Kosten zur Bewältigung der Umweltschäden
zu beteiligen, verfolgt die Tagesschau erwartungsgemäß nicht, obwohl
das fraglos zu ihrem Informationsauftrag gehörte. Vorbei die Zeiten,
als eine weitsichtige sozialliberale Bundesregierung noch forderte
(anno 1971):

"Jeder, der die Umwelt belastet oder sie schädigt, soll für die
 Kosten aufkommen" (13) 


Heutzutage bewerben führende Politiker lieber Projekte, die dem
selbstgehäkelten Klodeckelbezug gleichen: Sie machen optisch was her,
sind zu nichts nutze und auf Dauer unhygienisch.

Für ARD-aktuell keineswegs Anlass zu konfrontativer Befragung der
Verantwortlichen: Reiche Umweltfrevler werden geschont, für die
Schadenreparatur hat das gemeine Volk zu blechen, die Tagesschau
befasst sich damit nicht. Eine Untersuchung der Organisation Oxfam
zeigt Details:

In Deutschland waren die reichsten 10 Prozent (8,3 Millionen
 Menschen) im Jahr 2015 für mehr CO2-Ausstoß verantwortlich als die
 gesamte ärmere Hälfte der Bevölkerung (41,3 Millionen Menschen).
 Von den Gesamt-Emissionen seit 1990, für die die deutsche
 Bevölkerung verantwortlich ist, gehen 26 Prozent auf das Konto der
 reichsten 10 Prozent; die gesamte ärmere Hälfte der deutschen
 Bevölkerung ist nur für wenig mehr verantwortlich. (14) 


Eine Umweltbelastungssteuer nach Verursacherprinzip und gestaffelt
nach Vermeidbarkeitsgrad im jeweiligen Fall gibt es bekanntlich nicht.
Oxfam:

"Die katastrophalen Folgen der Klimakrise sind schon heute
 vielerorts spürbar. Verantwortlich (für die Schäden) ist eine
 Politik, die auf Konsumanreize setzt, immerwährendes Wachstum
 verspricht und die Welt ökonomisch in Gewinner und Verlierer
 spaltet. Für den Konsumrausch einer reichen Minderheit zahlen die
 Ärmsten den Preis." (ebd.) 


Im Gegensatz zum restlichen deutschen Mainstream hat Tagesschau.de
nicht über diese Studie berichtet. Das macht eben den
Qualitätsjournalisten aus: Er hält gerade dann das Maul, wenn er's am
weitesten aufmachen müsste.


Informations-Placebos

ARD-aktuell ist längst mitverantwortlich dafür, dass es keinen
nennenswerten gesellschaftlichen Diskurs über gerechte
Lastenverteilung bei der Bekämpfung und Begrenzung der
Umweltschädigung gibt. Die Redaktion liefert lieber
Informations-Placebos wie die Meldungen über ein bisschen mehr
Pendlerpauschale oder ein paar Euro Zuschuss für Bürger, die ihre
Heizkosten nicht mehr bezahlen können. Dass das an der strukturellen
Ungerechtigkeit nichts ändert, wird nicht vermittelt.

Keine Regel ohne Ausnahme, fairnesshalber sei erwähnt: Die nur noch
geschäftsführende Bundeskanzlerin hat kürzlich die Bepreisung von
CO2-Emissionen als ihre Herzenssache beschrieben, sich aber
wohlweislich gehütet, zuzugeben, wer die Preise bezahlt. Das holte die
ARD-aktuell zumindest in ihrer Leser-Nische Tagesschau.de nach:

"Tatsächlich bezahlen eine CO2-Bepreisung am Ende die
 Verbraucher. Durch die in Deutschland zu Jahresbeginn eingeführte
 Abgabe ist Benzin um etwa sieben Cent und Diesel um rund acht Cent
 pro Liter teurer geworden. Auch die Heizkosten steigen." (15) 


Dass Merkel vorzugsweise die Kanzlerin des Geldadels war und sich vom
Schicksal der "kleinen Leute" nicht erschüttern ließ, wird allerdings
einem Tagesschau-Sprecher niemals über die Lippen kommen.

Nach der Tsunami-Katastrophe am japanischen Atomkraftwerk Fukushima
(2011) proklamierte Merkel den Atomausstieg, ohne die Öffentlichkeit
darauf hinzuweisen, dass die Kraftwerksbetreiber nun für entgangene
Gewinne Entschädigungen in Milliardenhöhe verlangen können. (16) Beim
beabsichtigten Ausstieg aus der Kohleverstromung zeichnet sich die
gleiche Malaise ab: Der Steuerzahler muss auch für unerfüllte
Gewinnaussichten der Kohleindustrie zahlen. Die in Rede stehenden
Summen gehen weit über den Ausgleich für verlorene Arbeitsplätze
hinaus. Vorstöße, diesen Exzess per Gesetz zu verhindern, gab und gibt
es nicht.


Rechtsprechung im Hinterzimmer

Über die bei uns übliche protektionistische Wirtschaftspolitik wird
kaum öffentlich geredet, aber in aller Heimlichkeit nach ihren Regeln
verfahren und entschieden. Die sogenannte
Investor-Staats-Schiedsgerichtsbarkeit, ISDS, macht's möglich. (17,
18) Seit den 90er Jahren gibt es darüber hinaus noch eine weitere
Rechtsgrundlage, den Energy Charta Treaty, ECT (19). Dieser
Vertrag erlaubt es speziell den privaten Investoren der
Energiewirtschaft, Mitgliedsstaaten der EU zu verklagen und darüber
hinter verschlossenen Türen verhandeln zu lassen.

Die Gründe dafür, die regulären nationalen und europäischen Gerichte
zu umgehen, liegen auf der Hand: Aussicht auf höheren "Schadensersatz"
bei gleichzeitig fehlender Transparenz und Kontrolle seitens der
ordentlichen Gerichtsbarkeit. Das höhlt die Rechtsstaatlichkeit aus,
widerspricht dem öffentlichen Interesse fundamental und belastet den
Steuerzahler. Fast die Hälfte der 47 in diesem Rahmen bereits
geführten Klagen wurde von Investoren mit Verbindungen zur Kohle-,
Öl-, Gas- und Atomindustrie eingereicht. (20) Die beklagten
Regierungen (= Staaten) wurden dazu verurteilt oder haben auf dem
Vergleichsweg zugestimmt, mehr als 52 Milliarden US-Dollar
Schadensersatz aus öffentlichen Mitteln zu zahlen.

Unter dem Titel Geheimprozesse gegen den Klimaschutz berichtet der
frei arbeitende Journalist Henrik Rampe:

"... 'Dieser Vertrag ist frontal gegen Klimaschutz, und deshalb
 muss er auch sehr tief reformiert werden,' äußerte der
 luxemburgische Minister Claude Turmes, ließ die Bald-Ex-Kanzlerin
 allerdings unbeeindruckt." (21) 


Klagen gegen Deutschland führte und führt beispielsweise der Konzern
Vattenfall, und zwar wegen nachträglicher Umwelt-Auflagen für das
Kohlekraftwerk in Hamburg-Moorburg und wegen der Stilllegung der
Atomkraftwerke Krümmel und Brunsbüttel (4 Milliarden Euro
Schadensersatz).

"Aus Erfahrung wird man klug", behauptet der Volksmund. Die Kanzlerin
Merkel kann er dabei nicht bedacht haben. Die lehnte es beharrlich ab,
aus dem ETC-Vertrag auszusteigen, obwohl ihr klar gewesen sein muss,
welch ein gewaltiges finanzielles Hindernis für jegliche die
Klimaschäden begrenzende Energiepolitik er darstellt. Pia Eberhard von
der Brüsseler NGO Corporate Europe Observatory kommentiert diesen
Starrsinn unverblümt:

"Zu sagen, wir beschäftigen uns noch nicht einmal mit der Option
 eines Ausstiegs aus diesem Vertrag, ist auch nicht so anders, als
 den Klimawandel zu leugnen. Das sagt ja im Prinzip, es gibt kein
 Problem, wir können so weitermachen wie bisher." (22) 


ARD-aktuell berichtet einfach nicht seriös über den deutschen
Politiksumpf. Wer etwas über Probleme der Umweltpolitik wissen will,
liest deshalb besser den Gaszähler ab. Das ist interessanter und
aufschlussreicher als Tagesschau gucken. Wer über die schräge
Klimapolitik schreiben will, kommt sowieso nicht in Versuchung,
geistigen Diebstahl am Tagesschau-Angebot zu begehen. Frei nach
Bertolt Brecht ist im Armenhaus schlecht klauen.

Aber Merkels Ruf als beliebteste Kanzlerin aller Zeiten bleibt
gewahrt. Bald wird es Änschii-Miniaturen für den Vorgarten geben.
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DERMATOLOGIE/762: Hautkrebs - Interview mit dem Präsidenten der "Melanoma World Society" Professor Axel Hauschild (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 11, November 2021

"Ein Teufelskreis für vernachlässigte Regionen"

Interview mit Prof. Axel Hauschild von Dirk Schnack



HAUTKREBS. Der zehnte "World Congress on Melanoma" musste - wie so
viele Kongresse - virtuell stattfinden. Unter der Leitung von Prof.
Axel Hauschild (UKSH-Klinik für Dermatologie, Venerologie und
Allergologie und niedergelassen im Dermatologikum Kiel) nahmen in
diesem Jahr 2.200 Ärzte aus mehr als 60 Ländern weltweit teil.
Hauschild wurde außerdem für die vier nächsten Jahre zum neuen
Präsidenten der Melanoma World Society (MWS) - der
Nachfolgegesellschaft der WHO Melanom-Gruppe - gewählt. Vergangenen
Monat trat er diese Funktion offiziell an und gab im Interview mit
Dirk Schnack Auskunft über seine Ziele.


Der Weltkongress hatte ein umfangreiches Themenangebot mit
breitem Spektrum. Was waren aus Ihrer Sicht die wichtigsten
Inhalte?

Prof. Axel Hauschild:  Das breite Programm beschäftigte sich
mit Themen wie der primären Prävention (Kampagnen für UV-Schutz), der
Früherkennung mit neuester Technologie, aber auch der künstlichen
Intelligenz (KI) in der Diagnostik des Melanoms. Unzweifelhaft stellt
die KI bei der Unterscheidung von benignen Pigmentnävi zu malignen
Melanomen eine Bereicherung in der Hand jedes Dermatologen dar. Die
Videoauflichtmikroskopie mit entsprechenden Software-Programmen mit
Bildanalysesystemen ist der eindeutige Goldstandard in der
Melanomdiagnostik, ersetzt aber den Hautarzt nicht. Unabhängig davon
standen ganz klar die neuen therapeutischen Entwicklungen im
Vordergrund, die in den vergangenen zehn Jahren zu insgesamt elf
Neuzulassungen beim fortgeschrittenen metastasierten Melanom geführt
haben. Zielgerichtete Therapien bei BRAF-mutierten Melanomen und die
Immun-Checkpoint-Inhibitoren sind jetzt mehr oder weniger in jeder
Therapiesituation die Standards in den Leitlinien. Die
5-Jahres-Überlebensrate hat sich von 5 % auf 52 % verbessert. Dies
bedeutet einen Quantensprung!


Welche Botschaften gehen nach Ihrer Wahrnehmung von dem online 
abgehaltenen Kongress aus?

Hauschild:  Der Online-Kongress wurde mit 2.200 Teilnehmern aus
insgesamt 60 verschiedenen Ländern hervorragend angenommen. Eigentlich
hätte die Tagung in einem neuen Kongresszentrum in Rom stattfinden
sollen, aber COVID hat uns einen Strich durch die Rechnung gemacht.
Dennoch hat ein exzellenter Austausch zwischen den Referenten und
Teilnehmern am Bildschirm stattgefunden und ich hatte zusammen mit den
anderen Kongresspräsidenten die Gelegenheit, eine lebendige Diskussion
aus einem Studio in Berlin heraus zu moderieren. Die Botschaft, dass
das Melanom im Jahr 2021 keine schicksalhafte, todbringende Erkrankung
mehr ist, sondern bei einer Früherkennung in mehr als 90 % geheilt
werden kann, gilt natürlich vor allem für die westlichen Staaten. In
vernachlässigten Regionen der Welt, zu denen leider auch einige
osteuropäische Staaten gehören, versterben nach wie vor viel zu viele
Melanompatienten an diesem Tumor. Die Früherkennung durch geschulte
Dermatologen scheint hier nicht zu funktionieren, weil es dort
entweder zu wenige Dermatologen gibt oder die Kollegen eher an Botox
und Fillern als an Hautkrebsfrüherkennung interessiert sind. Dazu
kommt, dass die Hausärzte in diesen Regionen keine entsprechenden
Schulungen - wie in Deutschland - zur sicheren Erkennung von Hautkrebs
erhalten haben. Ich würde das als einen Teufelskreis bezeichnen.


Sie wurden für vier Jahre zum Präsidenten der Melanoma World
Society gewählt. Welche Aufgaben sind damit verbunden und welche Ziele
haben Sie sich gesetzt?

Hauschild:  Ich freue mich sehr über diese neue
verantwortungsvolle Position. Die Präsidentschaft einer wahrlich
globalen Organisation mit Vorstandsmitgliedern in allen Erdteilen und
aus Ländern mit völlig unterschiedlichen Gesundheitssystemen ehrt
mich. Wir wollen die Aufmerksamkeit für Hautkrebs im Allgemeinen und
das Melanom im Speziellen in den Ländern Lateinamerikas, in Asien und
z. B. auch in Südafrika weiter verbessern und beabsichtigen verstärkt
dort Schulungskurse mit Falldemonstrationen durchzuführen.


Welche Bedeutung haben die Studien zu "Real World", und wie
ist die Situation in ausgewählten Ländern?

Hauschild:  Ich möchte die "Real World Evidence" durch
retrospektive und prospektive Studien zu allen Fragen rund um das
Melanom verbessern. Darunter verstehen wir, dass im Gegensatz zu
prospektiven Zulassungsstudien nicht eine, sondern alle Fragen an
einem realistischen Patientenkollektiv ohne zu starke
Selektionskriterien beantwortet werden sollen. Auch Fragen zur
unterschiedlichen Zulassung und vor allem Erstattung von neuen
innovativen Medikamenten gehören zu diesem Fragenkomplex. Dies ist ein
hochinteressantes Themengebiet, dem heutzutage immer mehr
Aufmerksamkeit nicht nur beim Hautkrebs geschenkt wird. Auch die
Etablierung von Leitlinien und Hautkrebsregistern in strukturschwachen
Regionen sind Ziele der MWS.


Kommen wir zur Situation bei uns in Deutschland. Sie haben in
früheren Interviews die immensen Fortschritte in Forschung und
Versorgung betont, die es schon gegeben hat. Haben wir weitere
Fortschritte zu erwarten?

Hauschild:  Ich hatte bereits die zunehmend bedeutende Rolle
der künstlichen Intelligenz in der Diagnostik des Hautkrebses genannt.
Wir werden in Kürze aber weitere Fortschritte in der medikamentösen
Therapie mit weiteren Neuzulassungen erleben dürfen. Dann wird sich
auch zeigen, ob wir die 5-Jahres-Überlebensrate für das
fernmetastasierte Melanom von jetzt 52 % noch wesentlich verbessern
können oder nur ein Finetuning möglich wird. Die Hoffnung ist, dass
sich die Therapien in frühen Tumorstadien, beispielsweise bei
Melanom-Primärtumoren, die noch keine Lymphknotenmetastasen gesetzt
haben, noch weiter verbessern. Im AJCC-Stadium IIB/C gab es im
September die Veröffentlichung einer positiven Zulassungsstudie zum
PD1-Antikörper Pembrolizumab. Dies wäre die erste Substanz, die somit
auch ohne Hinweise für eine Metastasierung appliziert werden könnte.
Weitere Studien sind auch hier zu erwarten. Ganz große Hoffnungen
setze ich auch auf neue Genexpressionstests (GEP), die eine bestimmte
Gensignatur am Primärtumor untersuchen. Damit könnte das Rezidivrisiko
besser vorhergesagt werden und die Patienten, die eine adjuvante
Therapie wirklich benötigen, diese auch erhalten. Umgekehrt kann eine
gewisse Toxizität denjenigen erspart bleiben, die einen niedrigen
Risiko-Score bei dem GEP-Test zeigen. Die Zukunft wird also auf eine
immer weiter personalisierte onkologische Versorgung hinauslaufen.


Was bedeutet das für die ambulante Versorgung und die Arbeit der 
niedergelassenen Dermatologen?

Hauschild:  Der niedergelassene Dermatologe übernimmt bei
Niedrigrisiko-Melanomen schon zum jetzigen Zeitpunkt sowohl die
ambulante Operation als auch die weitere Nachsorge. Die systemische
medikamentöse Therapie von Hochrisiko- oder metastasierten Patienten
ist die Domäne der ambulanten Versorgung an Spezialzentren, den
interdisziplinären zertifizierten Hauttumorzentren an den
Krankenhäusern. Die Verzahnung zwischen Praxis und Klinik im
ambulanten Bereich wird also auch zukünftig eine sehr große Bedeutung
haben. Ohne die Hautkliniken wird es keine Ausbildung für Dermatologen
und Dermato-Onkologen und auch keine Rund-um-die-Uhr-Versorgung von
komplexen (metastasierten) Melanom-Patienten geben. Ohne
niedergelassene Dermatologen wären weder ein Hautkrebsscreening noch
eine ambulante Versorgung von Tausenden von Patienten mit hellem und
schwarzem Hautkrebs vorstellbar. Eine kollegiale Zusammenarbeit
zwischen Klinik und Praxis ist also der Schlüssel zum Erfolg!


Welche Folgen hat die Pandemie für die Bekämpfung des
Hautkrebses - ist das Screening seltener in Anspruch genommen worden?

Hauschild:  Ja, in der Tat sind etwa 25 % weniger Patienten vor
allem in der Anfangsphase der Pandemie zum Hautkrebsscreening
gekommen. Insbesondere aus Italien gibt es interessante
Folgeuntersuchungen, die gezeigt haben, dass die Tumordicke als der
wichtigste Prognoseparameter des Melanoms zugenommen hat. Ob das auch
in Deutschland Folgen haben wird, die sich in Zahlen im Hinblick auf
das Überleben ausdrücken, wissen wir noch nicht. Die medikamentöse
Versorgung der metastasierten Patienten hat aber während der
COVID-Krise keinen Dämpfer bekommen, sie konnte in unseren Landen von
Anfang an unverändert fortgeführt werden. Studien haben gezeigt, dass
die beim Melanom eingesetzten zielgerichteten und immunmodulatorischen
Medikamente keine Erhöhung des COVID-Risikos beinhalten und im Falle
einer COVID-Infektion die Prognose auch nicht verschlechtern.


Wie können wir das wieder aufholen?

Hauschild:  Ich glaube, dass wir uns hier als Dermatologen
nicht zu weit hinauslehnen sollten, da es im Bereich des
Mammografie- und vor allem auch des Koloskopie-Screenings viel größere
Defizite mit bis zur 85 % Rückgang während der COVID-Pandemie gegeben
hat. Beim Hautkrebsscreening haben sich die Zahlen mittlerweile wieder
fast auf dem alten Niveau eingependelt und ich glaube nicht, dass der
ca. 1-jährige Knick bei unserem Screening erhebliche Auswirkungen auf
die Überlebenskurven haben wird.

Vielen Dank für das Gespräch.

 * 
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BILDUNG/1200: Clinician Scientist Academy Kiel - Gute Forschung, gute Ärzte (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 11, November 2021

Gute Forschung, gute Ärzte

von Stephan Göhrmann



FORSCHUNG UND LEHRE. Um das Nachwuchsproblem an den medizinischen
Forschungsstandorten in Schleswig-Holstein zu lösen, wurde 2019 die
Clinician Scientist Academy Kiel gegründet. Sie bündelt Programme für
Weiterzubildende, die eine Zukunft in der Forschung anstreben. Auf dem
ersten Research Day der Kieler Academy konnten sie nun ihre
Forschungsbeiträge vorstellen.


Die medizinische Forschung soll attraktiver werden. Vier
Programme, die in die Clinician Scientist Academy Kiel eingebettet
sind, sollen jungen Weiterzubildenden den Weg in die Forschung
ermöglichen. Die medizinischen Fakultäten der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) und die Sektion Medizin
der Universität zu Lübeck (UzL) haben in Zusammenarbeit mit dem
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) und mit Unterstützung
der Ärztekammer Schleswig-Holstein (ÄKSH) strukturierte Clinician
Scientist Programme entwickelt, die Klinik und Forschung verbinden.
Während des Research Days in Kiel konnten 37 Clinician Scientists aus
Kiel, Lübeck und Borstel, die an einem der vier
Weiterbildungsprogramme der Kieler Academy teilnehmen, ihre
Forschungsbeiträge vorstellen.

"Wir haben diesen Tag veranstaltet, um diesen talentierten jungen
Leuten an der Schnittstelle zwischen Klinik und Forschung eine
Möglichkeit zum intensiven Dialog mit den Kolleginnen und Kollegen zu
geben", sagte Mitorganisator Prof. Ulrich Kunzendorf, Leiter der
Kieler Klinik für Innere Medizin IV mit den Schwerpunkten Nieren- und
Hochdruckkrankheiten am Universitätsklinikum Schleswig-Holstein
(UKSH).

Mit dem Ziel, wissenschaftlichen Nachwuchs für translationale
Forschung zu rekrutieren und so die klinische Grundlagenforschung mit
der Patientenversorgung zu verzahnen, wurde 2019 die Clinician
Scientist Academy Kiel gegründet. Unter ihrem Dach sind die
Weiterbildungsangebote durch die vier Clinician Scientist Programme
des Exzellenzclusters "Precision Medicine in Chronic Inflammation"
(PMI), das durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderte
"Clinician Scientist Program in Evolutionary Medicine (CSEM)", das
Else Kröner-Forschungskolleg Kiel (EKFK) "Darm-Hirn-Achse" sowie das
interdisziplinäre Programm der Medizinischen Fakultät vereint. Motor
für diese Entwicklung war der Exzellenzcluster (PMI). Die Überführung
in ein gemeinsames Programm mit Lübeck ist geplant.

Da die jungen Mediziner früh Zugang zur Forschung erhalten sollen,
setzen die Programme an der universitären Ausbildung an. So sollen
sämtliche Anteile der universitätsmedizinischen Forschung sowie der
wissenschaftlich orientierten Tätigkeit sinnvoll mit der klinischen
Aus- und Weiterbildung verknüpft werden. Damit weiterbildungsrelevante
Inhalte mit der Forschung funktionieren, verlängert die Ärztekammer
die Weiterbildungszeit der Programmteilnehmer je nach Disziplin um 12
bis 24 Monate. Sie schließen das Programm mit einem Facharzt ab und
haben während der Weiterbildung zusätzlich Zeit für die Forschung.

"Die Weiterbildung ist ein prägendes Element der Arztwerdung. Hier
müssen alle notwendigen Facharztqualitäten erworben werden, die später
in der Versorgung gebraucht werden", so Prof. Henrik Herrmann,
Präsident der ÄKSH. Mit der Zertifizierung der Weiterbildungscurricula
der Clinician Scientist-Programme unterstützt die Ärztekammer das
Vorhaben, Forschungszeiten und den Erwerb von Handlungskompetenzen
zusammenzuführen. So soll die Forschung in Schleswig-Holstein gestärkt
und gleichzeitig Planungssicherheit bei den Programmteilnehmern
hergestellt werden. Denn nicht jeder, der in das Programm aufgenommen
wurde, wird in der Forschung bleiben. Die Verknüpfung mit der
Weiterbildung sichert den Abschluss als Facharzt. Doch auch mit
abgeschlossenem Programm ist die Forschungskarriere nicht vorgegeben.
Absolventen sollen ebenso als qualifizierte Leitungspositionen in
Oberarztpositionen tätig werden können.

Als Medizinerin und Forscherin weiß Prof. Simone Fulda, Präsidentin
der CAU, um die Schwierigkeit, Forschung, Lehre und Weiterbildung zu
vereinen: "Es braucht Freiräume, um Talent in der Forschung entwickeln
zu können." Die Clinician Scientist-Programme würden für die
notwendigen Freiräume sorgen. Mit dem Senior Clinician
Scientist-Programm wurde während des Research Days zudem ein weiteres
Förderinstrument vorgestellt, das sich in die bestehenden
Förderprogramme der Universität und das Clinician Scientist Programm
einreiht. Die in Schleswig-Holstein vom Exzellenzcluster PMI
initiierten Programme sollen das Thema Führung näher in den Fokus
rücken. Fulda sprach den anwesenden Weiterzubildenden Mut zu und riet:
"Machen Sie weiter. Die Medizin braucht Sie."

Prof. Joachim Thiery, Dekan der medizinischen Fakultät der CAU, machte
auf den steigenden Bedarf an klinisch und naturwissenschaftlich
ausgebildeten Ärzten aufmerksam. In der Pandemie sei deutlich
geworden, wie effizient und gleichzeitig verletzlich und unvollkommen
die medizinische Wissenschaft und Versorgung seien. Gleichzeitig
würden immer weniger Leitungspositionen besetzt. "Der Wettkampf um die
besten Köpfe wird weiter zunehmen", sagte Thiery.

Einer, der den Weg in die Forschung über ein Clinician
Scientist-Programm gefunden hat und während des Research Days sein
Forschungsprojekt vorstellen konnte, ist Schekeb Aludin. Der
Weiterzubildende der Radiologie ist seit 2019 in dem Programm und
untersucht derzeit einen möglichen Zusammenhang zwischen Parkinson und
Darmerkrankungen. Ein Thema, das Neurologie, Innere Medizin und
Radiologie miteinander verbindet. Im Rahmen des Programms konnte
Aludin an interdisziplinären Gesprächsrunden teilnehmen. Erst durch
die Zusammenarbeit mehrerer Disziplinen ergab sich sein
Forschungsthema. Von den interdisziplinären Gesprächsrunden profitiert
er auch im Zuge der Betreuung seines Forschungsvorhabens. "Als
Einzelkämpfer hätte man das gar nicht umsetzen können. Die Mentoren in
den Programmen nehmen einen an die Hand und zeigen, wie Wissenschaft
auf hohem Niveau funktioniert", so Aludin.

Aludin verfolgt in seinem Forschungsbeitrag die These, dass ein Teil
der Parkinsonerkrankungen nicht im Kopf, sondern im Darm entstehen.
Noch bevor sich die Erkrankung durch einen Tremor bemerkbar macht,
könnte die Krankheit bei einem Teil der Patienten frühzeitig anhand
vorausgehender Verdauungsstörungen diagnostiziert werden. Seine Studie
könnte eine frühzeitige Diagnosestellung und Therapierbarkeit mit sich
bringen. Denn darum geht es in den Programmen auch: Die
Projektergebnisse der Clinician Scientists sollen bestenfalls
positiven Einfluss auf die Patientenversorgung nehmen.

Aludin wird noch bis 2026 an dem Programm teilnehmen. Nach
Programmabschluss und absolvierter Facharztweiterbildung möchte er in
der Forschung bleiben, am besten in einem Senior Clinician
Scientist-Programm. Aludin ist von dem Programm überzeugt und
empfiehlt es jedem, der sich für die klinische Wissenschaft
interessiert.

 * 
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SOZIALES/047: Medizinische Fachangestellte - Berufsgruppe unter Druck (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 11, November 2021

Berufsgruppe unter Druck

von Stephan Göhrmann



MFA. Als erste Kontaktpersonen zu den Patienten sehen sich die
Medizinischen Fachangestellten (MFA) ungefiltert dem Unmut der
Patienten ausgesetzt. Die Pandemie hat den Ton am Tresen verschärft.
Gerade junge Menschen schreckt das ab, sodass manche bereits während
der Ausbildung mit dem Beruf abschließen. Abwanderung in andere
Gesundheitsberufe oder der Ausstieg aus dem Gesundheitswesen sind die
Folge und führen zunehmend zu Personalnot.


Terminorganisation, Praxisverwaltung und Erstkontakt mit den
Patienten - damit die Praxis läuft, sind niedergelassene Ärzte auf ein
eingespieltes und gut funktionierendes Team von medizinischen
Fachangestellten (MFA) angewiesen. Eine hohe Arbeitsdichte, der
Erstkontakt zu fordernden Patienten am Praxistresen und eine geringe
Wertschätzung setzten MFA vielerorts schon vor der Corona-Pandemie
unter Druck. Kein Job wie jeder andere, der nicht für jeden etwas ist?
Was muss man für den Beruf mitbringen und welche Auswirkung hat die
Pandemie auf den Praxisalltag der MFA? Die Entscheidung, als MFA in
der Praxis zu arbeiten, geht oft mit dem altruistischen Grundgedanken
einher, Menschen helfen zu wollen. Viele angehende MFA haben zudem ein
grundsätzliches Interesse für medizinische Themen. Ebenso überzeugt
sie die Vielfältigkeit des Arbeitsalltags, auch langfristig als MFA
tätig zu bleiben. Ob sie tatsächlich eine Zukunft als MFA haben, hängt
von weiteren Faktoren ab. Dr. Olav Schaefer, Facharzt für
Allgemeinmedizin, ist Mitglied des MFA-Prüfungsausschusses der
Akademie der Ärztekammer Schleswig-Holstein. Er beobachtet, dass
manche den Arbeitsplatz in der Praxis gegen das Krankenhaus tauschen
oder im Anschluss an die Ausbildung Medizin studieren möchten. "Es
lässt sich ein Wandel des Bildungshintergrundes feststellen. Hatten
vor einigen Jahren noch 80 Prozent der angehenden MFA keine allgemeine
Hochschulreife, sind es heute etwa 60 Prozent. Die jungen Menschen mit
Abitur wollen häufig nach der Ausbildung weiter lernen und entscheiden
sich für ein Studium", so Schaefer. Wieder andere merken schnell nach
Ausbildungsbeginn, dass die Arbeit mit und am Patienten doch nichts
für sie ist, sodass ein Jobwechsel in den Bereich der Verwaltung
angestrebt wird. Hat der Beruf ein Attraktivitätsproblem?

Für Mette Krug (zweites Ausbildungsjahr zur MFA) sowie ihre
MFA-Kolleginnen Shirin Ditewig und Svea Daudert ist ihr Beruf genau das
richtige. Sie arbeiten im MVZ Blücherplatz in Kiel, in dem auch Dr.
Schaefer praktiziert. Mit zehn MFA (Praxismanagement, Auszubildende,
Empfang und MFA zusammengerechnet) hält Schaefer das MVZ zwar
personell für gut aufgestellt, weiß jedoch auch um das hohe
Arbeitspensum im Team: "Oft müssen die MFA mit vier oder fünf Aufgaben
gleichzeitig zurechtkommen."

Nicht jede angehende MFA kommt damit zurecht. "Vielen ist die Arbeit
zu stressig. Auch die Praxisstruktur hat manche abgeschreckt. Schon zu
Beginn haben viele in der Klasse mit dem Gedanken gespielt, nicht
weiter als MFA tätig zu bleiben. Nach drei Jahren Ausbildung war die
Klasse nur noch halb so groß wie zu Ausbildungsbeginn", berichtet
Ditewig aus ihrem ehemaligen schulischen Umfeld.

Nicht allein das Arbeitspensum führt zu einer Unzufriedenheit der MFA.
Im Kontakt mit den Patienten nehmen sie eine Geringschätzung ihres
Berufsbildes wahr. "Gerade ältere Menschen haben oft noch die
Arzthelferin im Kopf ", erzählt Daudert. Die Ansagen der MFA fallen
nicht ins Gewicht. "Wir werden nur als kleines Licht wahrgenommen",
beschreibt sie die mangelnde Anerkennung. Im Gespräch am Tresen merkt
sie, dass man als MFA häufig länger diskutieren muss, um den Patienten
von bestimmten Abläufen zu überzeugen. Das kostet Zeit und Kraft.
"Abends ist unser sozialer Akku leer", meint auch Ditewig.

Mit den ersten Fällen von SARS-CoV-2 in Schleswig-Holstein haben das
Arbeitspensum und die Erwartungen gegenüber medizinischem Personal
zugenommen. "Wir erleben einen unglaublichen Personalmangel, der durch
die Pandemie noch einmal deutlich verschärft worden ist", beschreibt
Dr. Johannes Gerber, Facharzt für Allgemeinmedizin auf Fehmarn, die
aktuelle Situation. Die seit nun über eineinhalb Jahren bestehende
Belastung durch die Pandemie führe zu einer andauernden körperlichen
und seelischen Belastung des Praxispersonals und damit zu einer
weiteren Zuspitzung am Arbeitsmarkt.

Die schnelle Anpassung des Praxisbetriebs an die sich verändernden
Hygienemaßnahmen hat unweigerlich zu einem gesteigerten Arbeitsaufwand
der MFA geführt. Zwar waren die Patientenzahlen mit Beginn der
Pandemie aufgrund der Maßnahmen in den Praxisräumen und der
zunehmenden telefonischen Abwicklung von Patientenkontakten zeitweise
überschaubar, doch war der Aufwand pro Patient durch Hygienemaßnahmen
höher. Notwendige Umstrukturierungen der Praxisorganisation wie eine
veränderte Terminvergabe führten nicht nur zu einem organisatorischen
Mehraufwand. "Oftmals zeigen die Menschen kein Verständnis für
Maßnahmen", berichtet Mette Krug. Immer wieder müsse auf die
Sinnhaftigkeit der Maßnahmen hingewiesen werden. "Es gab schon immer
schwierige Leute. Aber mit Corona sind es mehr geworden", beschreibt
Daudert die gereizte Stimmung. Mit dem Test- und Impfangebot in den
letzten Monaten sei diese Gereiztheit auch an einer zunehmend
fordernde Haltung gegenüber dem Praxispersonal spürbar gewesen. Wie
also mit dem zunehmenden Stress umgehen?

Im Gespräch helfen Schaefer zufolge freundliche, aber bestimmende
Ansagen: "Zwischenmenschlich feinfühlige MFA sind wünschenswert,
müssen sich aber im Umgang mit schwierigen Patienten ein dickes Fell
wachsen lassen. Manche bringen dies schon mit in den Beruf. Anderen
wächst dies erst nach drei, vier oder fünf Jahren oder gar nicht."
Nicht alles kann in der Ausbildung erlernt werden, vieles ist
typabhängig. Kommunikative Fähigkeiten, Freude im Umgang mit Menschen
und Herausforderungen des Praxisalltags ist Grundvoraussetzung für
eine langjährige Tätigkeit als MFA.

Was allerdings erlernt werden kann, ist der Umgang mit Stress. Wichtig
erscheint die Schaffung von Grundlagen strukturierten Arbeitens, um
den Überblick über die Aufgaben im Praxisalltag zu behalten und das
individuelle Stressempfinden zu verringern. Dies muss früh vermittelt
werden - in der Schule, in der Akademie der Ärztekammer und in der
Ausbildungsstätte. "Was in der Ausbildung gelernt wird, kann in der
Praxis gelebt werden", so Schaefer. In der Praxis helfen Supervisionen
und regelmäßige Feedbackrunden im Team. Um den Umgang mit
herausfordernden Gesprächssituationen künftig leichter bewältigen zu
können, plant das Kieler MVZ Kommunikationstrainings für das Team.
Ebenso können auch erfahrene MFA von Fortbildungen zur
Stressbewältigung und Resilienztrainings profitieren.

Damit das Team und im Resultat die ganze Praxis von Fortbildungen
profitiert, ist auch der Praxisinhaber gefragt. Gerber hat auf Fehmarn
Eigeninitiative gezeigt. Mit dem Ziel, seine Angestellten körperlich
sowie seelisch gesund durch die Ausnahmesituation der Pandemie zu
bekommen, schloss er die Praxis für zwei Tage, mietete Räume und
Zimmer zur Übernachtung und ließ sich und das Team im Bereich
Resilienz und Achtsamkeit coachen. Mit Atemübungen, Bodyscans,
Yogaübungen und Meditation fühlt man sich damit für die Zukunft
deutlich besser gerüstet.
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EPIDEMIE/202: Der Corona-General - Krisenstabsleiter mit Einsatzerfahrung (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 1. Dezember 2021

german-foreign-policy.com

Der Corona-General

Corona-Krisenstab der künftigen rot-grün-gelben Bundesregierung wird von
einem General mit Afghanistan-Erfahrung geleitet.



BERLIN - Ein General mit Erfahrung aus Einsätzen im Kosovo und in
Afghanistan und aus der Vorbereitung der Defender Europe-Großmanöver führt
künftig den Corona-Krisenstab der rot-grün-gelben Bundesregierung.
Generalmajor Carsten Breuer hat seit dem vergangenen Jahr als Kommandeur
des Kommandos Territoriale Aufgaben die Amtshilfemaßnahmen der Bundeswehr
im Kampf gegen die Covid-19-Pandemie organisiert; zu den Aufgaben seines
Kommandos gehören zudem der Betrieb von Truppenübungsplätzen und praktische
Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Host Nation Support, also dem Aufenthalt
von Truppen verbündeter Staaten in Deutschland und ihre Durchreise. In
diesem Zusammenhang war Generalmajor Breuer mit der Unterstützung des
Vormarschs von US-Truppen in Richtung russische Grenze während der Defender
Europe-Manöver befasst. Den neuen Corona-Krisenstab, ein grundsätzlich
ziviles Gremium, führt er von einem Büro im Bundeskanzleramt aus. Mit der
Postenvergabe an einen General treibt die neue Regierung, in der die Grünen
eine starke Stellung innehaben, die gesellschaftliche Normalisierung des
Militärischen weiter voran.

Krisenstabsleiter mit Einsatzerfahrung

Generalmajor Carsten Breuer ist nicht der erste Soldat, der einen
eigentlich zivilen deutschen Corona-Krisenstab führt. Der bisherige
Corona-Krisenstab im Bundesgesundheitsministerium wird ebenfalls von einem
Offizier geleitet - von Generalstabsarzt Hans-Ulrich Holtherm, den
Gesundheitsminister Jens Spahn am 1. März 2020 zum Chef der neuen Abteilung
"Gesundheitsschutz, Gesundheitssicherheit, Nachhaltigkeit" im
Gesundheitsministerium ernannt hatte. Holtherm, der zuvor Kommandeur und
Ärztlicher Direktor im Bundeswehrkrankenhaus in Ulm gewesen war, verfügt
über umfangreiche Einsatzerfahrung; er hat an Auslandseinsätzen in
Kroatien, im Kosovo, im Irak, in Afghanistan und in Dschibuti teilgenommen.
Zudem gehörte er 2014 dem ressortübergreifenden Ebola-Krisenstab an, den
die Bundesregierung eigens eingerichtet hatte, um den deutschen Beitrag zum
internationalen Vorgehen gegen die Ebola-Epidemie in Westafrika zu
koordinieren.[1] Die Bundeswehr führte damals zahlreiche Transportflüge
durch und entsandte außerdem Soldaten als freiwillige Helfer in die von
Ebola betroffenen Gebiete.

Covid-Kommissar in Militäruniform

Die Einsetzung des neuen Krisenstabs ist im Koalitionsvertrag von SPD, FDP
und Bündnis 90/Die Grünen festgelegt worden. In dem Papier heißt es, man
wolle "unverzüglich einen gemeinsamen Krisenstab der Bundesregierung"
schaffen, um so "die gesamtstaatliche Bekämpfung der Corona-Pandemie besser
zu koordinieren".[2] Der Krisenstab soll dem scheidenden Regierungssprecher
Steffen Seibert zufolge unter anderem die "Koordinierung und Zusammenarbeit
bei der Steuerung der Impfkampagne, bei Impfstofflieferung und -verteilung
stärken". Als Vorbild für den Plan, den Vorsitz des Krisenstabs einem
Militär zu übertragen, wird in Berlin Italien genannt. Dort setzte die
Regierung, um die niedrige Impfquote zu erhöhen, im März den
Dreisternegeneral Francesco Figliuolo zum "Covid-Sonderkommissar" ein.
Figliuolo gelang es tatsächlich, die Impfquote erheblich zu steigern. Dabei
tritt der Kosovo- und Afghanistanveteran gewöhnlich in Uniform auf; er
steht zudem im Ruf, es mit den vorgeschriebenen Kompetenzverteilungen im
staatlichen Gefüge nicht sonderlich genau zu nehmen. Auf Kritik an seinen
Auftritten in Militäruniform erklärte Figliuolo: "Ich hoffe, dass diese
Uniform Vertrauen schafft."[3]

Katastrophenhilfe und Host Nation Support

Generalmajor Breuer, der den neuen Krisenstab vom Kanzleramt aus leiten
wird, hat - wie Holtherm und Figliuolo - Einsatzerfahrung im Kosovo und in
Afghanistan, dort, wo mittlerweile eine Vielzahl von Soldaten aus
Deutschland und aus weiteren europäischen Ländern stationiert waren. Nach
Tätigkeiten im NATO-Hauptquartier wurde Breuer am 23. März 2015 von der
damaligen Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen zum
Beauftragten für das neu zu verfassende Bundeswehr-Weißbuch ernannt, das im
Sommer 2016 veröffentlicht wurde. Seit Anfang 2018 fungiert er als
Kommandeur des Kommandos Territoriale Aufgaben der Bundeswehr, das für die
Katastrophenhilfe der deutschen Streitkräfte zuständig ist. Dabei sind dem
Kommando Territoriale Aufgaben die einzelnen Landeskommandos in den
Bundesländern unterstellt. Zu seinen Zuständigkeiten zählt unter anderem
der Betrieb sowie die Weiterentwicklung von Truppenübungsplätzen. Darüber
hinaus kümmert es sich auch um den sogenannten Host Nation Support für
Truppen verbündeter Staaten, wenn diese sich in Deutschland aufhalten oder
das Land durchqueren. Zuletzt war das Kommando Territoriale Aufgaben unter
anderem mit der Abwicklung der Defender Europe-Großmanöver befasst.[4]

Amtshilfemaßnahmen

Insbesondere leistet das Kommando Territoriale Aufgaben allerdings
Amtshilfe im Kampf gegen die Covid-19-Pandemie. Gesteuert hat das
maßgeblich Generalmajor Breuer, von dem es heißt, bei der Bundeswehr nenne
man ihn inzwischen gewöhnlich "General Corona".[5] Dabei haben die
Streitkräfte, denen anfänglich noch Kritik entgegenschlug, von den rund
9.000 Amtshilfeanträgen, die bislang bei ihnen eingegangen sind, ungefähr
8.000 bewilligt; gegenwärtig sind sie mit rund 400 Amtshilfemaßnahmen
befasst. Die Aktivitäten reichen vom Aufbau der Impfzentren über Beiträge
zur Kontaktnachverfolgung bis zur Mitarbeit in der Seniorenpflege. Zu
Jahresbeginn waren bis zu 25.000 Soldaten involviert. Zuletzt ist ihre Zahl
von 3.000 wieder auf rund 8.000 erhöht worden. Öffentliche Aufmerksamkeit
erhalten dabei besonders die Transportflüge, mit denen die Luftwaffe 
Covid-19-Intensivpatienten zu Krankenhäusern fliegt, in denen noch Plätze auf
Intensivstationen frei sind.

Sympathiewerbung

Mit der Durchführung von Hilfsmaßnahmen im Kampf gegen Naturkatastrophen
ist es der Bundeswehr immer wieder gelungen, Sympathien in der Bevölkerung
zu gewinnen; eines der bekanntesten Beispiele ist der Beitrag, den die
deutschen Streitkräfte im Sommer 1997 zum Kampf gegen das Oder-Hochwasser
leisteten. Mit der Vergabe des Leitungspostens im neuen Corona-Krisenstab
der Bundesregierung an einen General verschafft die neue Koalition, in der
Bündnis 90/Die Grünen - einst friedensbewegt - eine starke Stellung
innehaben, einem deutschen Militär die Chance, sich an prominenter Stelle
in eigentlich zivilen Strukturen zu profilieren; sie treibt damit die
gesellschaftliche Normalisierung des Militärischen weiter voran.[6]


Anmerkungen:

[1] BMG beruft Bundeswehrgeneral als Leiter der Abteilung Gesundheitsschutz. 
aerzteblatt.de 21.02.2020.

[2] Mehr Fortschritt wagen. Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und
Nachhaltigkeit. Koalitionsvertrag 2021-2025 zwischen der
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), Bündnis 90/Die Grünen und
den Freien Demokraten (FDP).

[3] Jörg Seisselberg: Der General hinter Italiens Impferfolg. tagesschau.de
18.11.2021.

[4] S. dazu Testmobilmachung gen Osten (III)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8164/

und Kein Lockdown für Militärs (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8592/

[5] Matthias Gebauer: General Corona soll es nun richten. spiegel.de
30.11.2021.

[6] S. auch "Damit Gewehre schießen"

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8457/

und Die neue Aufrüstungskoalition

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8747/

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com
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HERZ/1261: Kieler Herzchirurgen implantieren ein neues Kunstherzsystem (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 11, November 2021

Vorreiter für Kunstherz

von PM/RED



HERZCHIRURGIE. Implantation eines neuen Kunstherzsystems durch Kieler
Herzchirurgen. Das UKSH hat das System als erstes Haus in Deutschland
implantiert.


Im Gegensatz zu den etablierten und in der Vergangenheit
implantierten Systemen, welche im überwiegenden Fall linksventrikulär
eingesetzt werden und als sogenanntes LVAD (Left Ventricular Assist
Device) ein permanentes Linksherzunterstützungssystem darstellen, ist
das jüngst in Kiel implantierte Device ein echtes Kunstherzsystem oder
TAH, Total Artificial Heart. Die beiden Systeme unterscheiden sich
grundsätzlich voneinander: Beim LVAD verbleibt das Patientenherz
insitu und eine Pumpe unterstützt den linken Ventrikel, wohingegen
beim TAH beide Herzkammern vollständig reseziert und durch das
Kunstherzsystem ersetzt werden. Somit können auch Patienten mit
terminalem biventrikulärem Pumpversagen versorgt werden.

"Das System stellt eine entscheidende Weiterentwicklung in der
Therapie der dauerhaften Herzunterstützungssysteme dar, da es uns
erlaubt, die damit versorgten PatientInnen im Regelfall mit guter
Lebensqualität nach Hause zu entlassen", sagt Prof. Assad Haneya,
stellvertretender Direktor der Klinik für Herz- und Gefäßchirurgie.
"Die technischen Weiterentwicklungen der letzten Jahre, die sich in
dem System widerspiegeln, erlaubten eine weitere Miniaturisierung und
Optimierung, sodass gezeigt werden konnte, dass eine Entlassung nach
Hause bei dem neuen System mehrheitlich gelingt und explizit
angestrebt werden kann", sagte Haneya.

Der Patient litt an einer terminalen biventrikulären, rechts-führenden
Herzinsuffizienz, weshalb er Monate zuvor bereits im niederländischen
Leiden für eine Herztransplantation gelistet wurde. In den vergangenen
Wochen kam es aber zu einer Verschlechterung seines Zustandes, der
trotz eingeleiteter intensivmedizinischer Maßnahmen nicht stabilisiert
werden konnte. Bei eingesetztem Sekundärorganversagen entschied das
Heart Team gemeinsam mit dem Patienten, die Implantation als Ultima
Ratio-Operation durchzuführen.

Die neunstündige Operation des bereits am Herzen voroperierten
Patienten verlief erfolgreich und der Patient befindet sich auf dem
Weg der Besserung. "Dass diese völlig neuartige Operation so gut
gelang, lag insbesondere auch an der hervorragenden interdisziplinären
und interprofessionellen Zusammenarbeit der Experten aus den
verschiedenen beteiligten Fachbereichen", sagte Haneya. PD Dr. Gunnar
Elke, Oberarzt der Klinik für Anästhesiologie und Operative
Intensivmedizin, der die Operation anästhesiologisch begleitete,
ergänzte: "Neben den bekannten anästhesiologischen Besonderheiten, die
bei komplexen Herzoperationen beachtet werden müssen, waren vor allem
die andersartigen Regulationsmechanismen der Hämodynamik eine neue
Herausforderung."

"Unmittelbar nach Aktivierung des Systems kam es bereits zum
Operationsende zu einer deutlichen Kreislaufstabilisierung bei unserem
Patienten, und die kreislaufwirksame Medikation konnte binnen weniger
Stunden signifikant reduziert werden. Das Kunstherz läuft stabil und
unterstützt den Patienten zu hundert Prozent. Die Funktionsweise des
TAH basiert auf Membranpumpen mit hervorragenden hämokompatiblen
Eigenschaften, da ausschließlich biologisches Gewebe in Blutkontakt
kommt", sagte Dr. Bernd Panholzer, Leiter der herzchirurgischen
Intensivstation des UKSH in Kiel. "Es kann analog zum nativen Herzen -
und im Unterschied zum LVAD - ein pulsatiler Fluss erzeugt werden, und
das System passt sich den Bedürfnissen des Patienten durch einen
Autoregulationsmechanismus an. Wir können sogar auf die Gabe
hochdosierter Blutverdünnung verzichten und sind überzeugt, auch
weiteren PatientInnen zu besserer Lebensqualität verhelfen zu können",
so Panholzer.

Die Herzinsuffizienz zählt zu den Volkskrankheiten und ist eine der
häufigsten Todesursachen der westlichen Welt. Je nach Ursache stehen
unterschiedliche Behandlungsmöglichkeiten sowohl der Grunderkrankung
als auch der Herzinsuffizienz in Ihrer Ausprägung zur Verfügung. "In
der Regel gelingt es, Patienten mit Medikamenten oder
interventionellen Verfahren, wie der Versorgung mit implantierbaren
Herzschrittmachern oder Defibrillatoren, von Ihren Symptomen zu
befreien oder diese zu lindern. In schweren Fällen können wir durch
die Implantation von Herzunterstützungssystemen als letzte
Behandlungsoption neben der Herztransplantation die Prognose der
Patienten entscheidend verbessern. Da LVAD primär der Unterstützung
der linken Herzkammer dienen, profitieren Patienten mit rechts- oder
biventrikulärem Herzversagen oft nicht von diesen Systemen", sagte Dr.
Alexander Reinecke, Leiter der Ambulanz für Terminale Herzinsuffizienz
am UKSH in Kiel.

Der Patient ist nach Implantation des Kunstherzens weiterhin ein
Kandidat für eine Herztransplantation, welche unverändert die
angestrebte Behandlungsoption darstellt und in den nächsten Monaten
oder Jahren erfolgen soll. Mithilfe des Kunstherzens als überbrückende
Langzeitlösung im Rahmen der terminalen biventrikulären
Herzinsuffizienz konnte man dem Patienten nun wieder Zeit verschaffen,
bis das geeignete Spenderherz zur Verfügung steht.

 * 
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Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 11, November 2021

74. Jahrgang, Seite 33

Herausgeber: Ärztekammer Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-0, Fax: 04551/803-101

E-Mail: info@aeksh.de

Internet: www.aeksh.de

 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 7. Dezember 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





INITIATIVE/134: Fett-Aktivismus - Mehr Raum den Dicken (megafon) 

megafon - Die Zeitschrift aus der Reitschule | Bern | N° 473 | November 2021

Fett-Aktivismus - Mehr Raum den Dicken

Text: Paula Grüter | Illustration: Lynn Balli



"Diät-Kultur" und inadäquate Normvorstellungen von Gesundheit sind
verantwortlich für die Diskriminierung dicker Menschen. Fett-Aktivismus
vertritt die Haltung, dass Dickenfeindlichkeit schlimmer ist als Dicksein.
Wieso es nicht #bodypositivity, sondern ein Akt politischer Rebellion ist,
den eigenen dicken Körper gut zu finden.

Triggerwarnung: In diesem Text wird Diskriminierung und psychische
Krankheit (Ess- und Angststörung, Depression und Suizid)
thematisiert.




[image: Die Zeichnung mit dem Titel 'How to Maintain a Healthy BMI in One Step' zeigt mit wenigen Strichen ein 'Vorher' (eine dicke, nur mit einem Slip bekleidete, weibliche Person, die die Hände in die Hüften stützt und etwas indifferent lächelt) und ein 'Nachher' (gleiche Person in der selbstbewussten Pose eines Maori Kriegers, tief in den Knien stehend, die Zunge weit herausgestreckt und den Stinkefinger zeigend) - Illustration: by Lynn Balli]

Illustration: by Lynn Balli



Ruby ist dick. Sie ist ausserdem Mitte zwanzig, braunhaarig und liebt
Musik. Dick war Ruby schon immer. Oder zumindest, soweit sie sich erinnern
kann. Doch eigentlich sieht sie als Kind gar nicht wirklich dick aus,
findet Ruby, wenn sie Kinderfotos von sich betrachtet. Sie "fühlte" sich
schon im zarten Alter von sechs Jahren zum ersten Mal dick, als die Kinder
in ihrer Schulklasse begonnen hatten sie zu hänseln, weil Ruby
zufälligerweise einen grösseren und kräftigeren Körper als die anderen
hatte. Rubys Papa schickte sie deswegen zu einer Ernährungsberaterin. Er
hatte den Wunsch, dass das Mobbing aufhören würde, sobald Ruby etwas dünner
wäre. Das war für Ruby - obwohl der Papa das Beste für seine Tochter im
Sinn hatte - der Beginn einer langwierigen und schmerzlichen
Auseinandersetzung mit sich selbst und ihrem Körper. Als Teenie nahm Ruby
wiederholt mühsam und zwanghaft an Gewicht ab, worauf hin sie wieder
zunahm, sogar mehr als sie ursprünglich abgenommen hatte. Sie entwickelte
verschiedene Essstörungen und litt unter Depressionen. Nachdem sie Jahre
von Selbsthass und gescheiterte Versuche, sich "trotz des Dickseins", als
wertvoll zu betrachten, überlebt hatte, erkannte Ruby dank der
Auseinandersetzung mit "Fatliberation"-Literatur endlich die Gutheit ihres
dicken Körpers. Die langwierige und schmerzliche Auseinandersetzung ist
allerdings noch lange nicht vorbei, denn sie findet nicht bloss in Rubys
Innerem statt, sondern spielt auf gesellschaftspolitischer Ebene.

Dickenfeindliche Strukturen

"Diät-Kultur" ist tief in westlichen, neo-liberalen Gesellschaften
verankert. Durch deren Fixierung auf schlanke Körper, sowie die Angst und
den Hass vor Fett(-sein) werden Menschen mit dicken Körpern verachtet und
ausgeschlossen.

Es gibt unterschiedliche Gründe, wieso manche Körper dick sind. Die meisten
davon sind abhängig von Faktoren, auf welche dicke Menschen kaum Einfluss
haben. Genetik spielt eine grosse Rolle: auf gleiches Bewegungs- und
Essverhalten reagieren verschiedene Körper von sich aus unterschiedlich.
Dazu kommen Faktoren wie ökonomische und soziale Voraussetzungen, welche
auch Einfluss auf die Erscheinungsformen von Körper haben. Ausserdem leiden
viele dicke Menschen an Essstörungen, deren Ursachen unter anderen
sozio-kulturell bedingt sein können. Der allgegenwärtige Vergleich mit gängigen
Schönheitsidealen kann nämlich dazu führen, dass das eigene Selbstbild
verzerrt und der Selbstwert beeinträchtigt wird.



Anfang Texteinschub

Viola (24): "Habe auch schon zu hören bekommen, dass es für mich als
Schwarze ja nicht so schlimm sei, dick zu sein, weil meine Kultur das ja
zelebriere. Excuse me?! Erzähl mir nicht, wie ich mich fühlen soll und was
ist bitteschön "meine" Kultur?"

Ende Texteinschub



Die Binge-Eating-Disorder ist eine solche Essstörung. Betroffenen verfallen
in wiederholte Episoden unkontrollierten Essens und in vielen Fällen kommt
es deswegen zu Gewichtszunahmen. Während solchen Essattacken stellt sich
eine kurzfristige Erleichterung ein, danach folgen sofort Ekel-, Scham- und
Schuldgefühle. Betroffene verlieren an Lebensqualität, weil sie ständig
unfreiwillig an Essen, ihren Körper und dessen Gewicht denken müssen.
Dieses Essverhalten und die Auswirkungen, die es auf den Körper hat,
beeinflussen das Leben und Erleben von Betroffenen massiv. Langfristig kann
das zu starken Depressionen und Angststörungen führen.



Anfang Texteinschub

Malin (9): "Nein, ich darf kein Popcorn essen, wenn ich ins Kino
gehe. Meine Mama sagt, das macht dick und ich will sicher nicht noch dicker
werden, sondern lieber ein bisschen abnehmen."

Ende Texteinschub



"Diät-Kultur" ignoriert individuelle Gründe für Dicksein und deren
Abhängigkeit von Faktoren, die ausserhalb der Kontrolle von dicken Menschen
liegen. Ein Körper, der in dicker Form erscheint, wird kategorisch als
schlecht beurteilt. Dicksein wird als selbstverschuldetes Versagen
angesehen und dicken Menschen werden Stigmatisierungen wie "faul",
"unhygienisch", "hässlich" und "undiszipliniert" zugeschrieben. Das
akzentuiert die Intersektionalität von Diskriminierungen, denn genau solche
Zuschreibungen werden auch rassistisch, ableistisch und klassistisch
belegt. Fett-Aktivismus entstand ursprünglich in den 1960ern vor allem aus
feministischen Bewegungen, die mehrheitlich von Schwarzen Frauen geführt
wurden. Dickenfeindlichkeit wird auch als Mittel zu rassistischer und
patriarchaler Unterdrückung verstanden. Denn meistens sind es
marginalisierte Gruppen, die den ökonomischen und sozialen Nachteilen,
welche zu Dicksein führen können, ausgeliefert sind. Zudem sind es vor
allem "Frauenkörper", von denen erwartet wird, dass sie Erwartungshaltungen
und Idealvorstellungen entsprechen. Gerade deshalb ist es problematisch,
wenn priviliegierte Influencer*innen, die als normativ hübsch
gelten, den Hashtag #bodypositivity unter ein Bild ihres schlanken Bauchs
setzen. Das wirkt, als ob selbst das Fettpölsterchen ihres Bauchs
"imperfekt" ist, aber sie mittels persönlicher Einstellungen mit dieser
Unannehmlichkeit zurechtkommen können. Dieses Verhalten verstärkt die
strukturelle Marginalisierung der unterprivilegierten Gruppen, die sich
Mittel wie solche Hashtags ursprünglich hart erkämpfen mussten.

Das wirkliche Problem am Dicksein

Ruby hätte sich als Teenie so gerne mit Mode und Kleidern befasst und
ausgedrückt. Aber für Sechzehnjährige sind sackförmige Kleider in
"kaschierendem" schwarz nicht wirklich geeignet, um sich auszudrücken und
Freude an Mode zu entwickeln. Sie sind "hässlich". Viel anderes bleibt
allerdings in konventionellen Läden ab Kleidergrösse 46 aufwärts - wenn
überhaupt - gar nicht übrig. Es ist aber verdammt noch mal nicht Rubys
Körper, der in die "normalgrossen" Kleider zu passen hat, sondern es hat
Kleider zu geben, die auf Rubys Körper passen! Das gilt auch für Sitzplätze
in öffentlichen Orte oder für Ambulanzen, die Dicken wegen mangelndem Platz
keine Nothilfe garantieren können.



Anfang Texteinschub

Ruth (54): "Viele begrüssen mich mit "Wow, häsch abgno?". Als wäre
es ein Kompliment. Ausserdem habe ich nicht abgenommen, aber sie also
wahrscheinlich ein viel dickeres Bild von mir abgespeichert."

Ende Texteinschub



Politische Machtverhältnisse und gesellschaftliche Strukturen schaffen und
reproduzieren Diskriminierung, indem sie Menschen (-gruppen), die von der
gängigen Norm abweichende Eigenschaften besitzen, ausschliessen und als
minderwertig erachten und dementsprechend behandeln. "Das Problem" wird an
der Existenz dieser Eigenschaften festgemacht, nicht an der
Ungerechtigkeit, dass die gegenwärtige Gesellschaft keinen Platz für
Menschen mit diesen Eigenschaften schafft und ihre Norm nicht auf sie
ausweitet. Die Verantwortung wird abgeschoben und das Problem zu einem des
Individuums gemacht.

Die negative Dimension vom Dicksein wird durch dickenfeindliche
Gesellschaften von aussen an dicke Körper herangetragen. Und trotzdem wird
es als selbstverschuldet dargestellt, dass sich Dicksein so schlimm
anfühlt.

"Ihr wisst aber schon, dass Dickenfeindlichkeit ungesund ist?"

Seit Ruby den Hass auf ihren dicken Körper ablegen konnte und selbstsicher
als Dicke lebt, wird sie oft auf ihre Gesundheit angesprochen. Sogar von
nahestehenden Menschen, von denen Ruby gedacht hätte, sie verstünden, was
sie durch den Hass aufs eigene Dicksein jahrelang durchgemacht hatte.
Jetzt, wo sie endlich dick UND glücklich lebt, ist die typische Reaktion
auf Rubys Akzeptanz ihres dicken Körpers: "Du weisst aber schon, dass es
ungesund ist, dick zu sein?".

Die Grundüberzeugung von Schlanksein als Normvorstellung von Gesundheit ist
irrtümlich. Auch die Gegenüberstellung von dick = krank versus schlank =
gesund, stimmt einfach nicht. Newsartikel, die katastrophale
"Adipositas-Epidemien" ankünden oder Broschüren in medizinischen Praxen
warnen immer wieder vor "schwerwiegenden Folgen von Übergewicht":
Herz-Kreislauf-Probleme, Organversagen und Stoffwechselerkrankungen. An
Aussagen solcher Art gibt es drei Sachen auszusetzen. Erstens impliziert
der Begriff "Übergewicht", dass das Gewicht eines betroffenen Menschen über
einem "Idealgewicht" liegt. Noch heute orientieren sich solche
vermeintlichen Idealgewichte an einem Index - bekannt unter
"BMI" -, der 1832 von einem Mathematiker und Astronomen entwickelt wurde.
Der BMI bezieht nur Gewicht und Grösse mit ein und ist absolut mangelhaft.



Anfang Texteinschub

Pia (24): "Mich regt auf, dass ich mich konstant für meinen dicken
Körper rechtfertigen muss. Das verstärkt die Hyperfixierung auf etwas, das
ich gar nicht als das Interessanteste an mir sehen möchte. Auf den Sozialen
Medien betreibe ich die radikale Selbstakzeptanz, die ich vor 12 Jahren
gebraucht hätte und ich nutze diese Selbstinszenierung, um den angelernten
Selbsthass immer mehr abzulegen."

Ende Texteinschub



Fett-Aktivist*innen kritisieren ausserdem, dass "Übergewicht" oftmals
verwendet wird, als ob der Begriff objektiv beschreibend wäre, obwohl er
offensichtlich eine Werthaltung ("zu viel Gewicht") vertritt. Zweitens
werden in solchen Aussagen die psychisch schwerwiegenden Folgen, die
Dickenfeindlichkeit hat, schlichtweg ignoriert. Obwohl Studien belegen,
dass die Suizidrate bei dicken Menschen überdurchschnittlich hoch
ist. Drittens sind Herz-Kreislauf-Probleme, Organversagen und
Stoffwechselerkrankungen Folgen von ungesundem Essen und unzureichender
Bewegung und zudem genetisch bedingt. In Wirklichkeit sollte die
Gegenüberstellung also lauten: krank = schlechte Ernährung und wenig
körperliche Fitness versus gesund = Ausgewogene Ernährung und genügend
körperliche Fitness.

Essgewohnheiten von dicken Menschen sind genauso heterogen wie die von
schlanken. Es gibt Dicke, die sich viel bewegen und gesund Essen und
gleichzeitig gibt es Schlanke, die ungesund essen und sich kaum bewegen.
Diäten und gescheiterte Versuche langfristig abzunehmen - sogenannte
"Jojo-Effekte" - sind im Übrigen bewiesenermassen gesundheitsschädlicher als
konstant hohes Gewicht, da Instabilität dem Körper mehr schadet als blosse
Existenz von Fett und hohem Gewicht. Gesundheit ist also keine Frage des
Gewichts, sondern von Genen und Verhaltensweisen. Es ist ausserdem
ableistisch, nur gesunde, Schönheitsideal konforme und leistungsfähige
Körper als gut und wertvoll zu beurteilen. Der naturwissenschaftlichen
Frage nach Gesundheit sollte sowieso nicht mit einer moralischen
Werthaltung geantwortet werden.

Wer sich ehrlich Sorgen um Rubys Gesundheit macht, sollte sich lieber über
Dickenfeindlichkeit informieren und keine Aussagen treffen, die auf
falschen Annahmen beruhen. Denn Ruby und andere Dicke leben insgesamt
gesünder, wenn ihre dicken Körper unkommentiert so sein dürfen, wie sie
sind.

Akzeptanz muss zunehmen

Seit dem Beginn von Fett-Aktivismus in den Sechzigern hat sich vieles
getan. Weltweit werden fettpositive Inhalte produziert und konsumiert. Es
gibt Tanzaufführungen bei denen nur Dicke mitmachen oder aktivistische
Pornos mit dicken Darstellenden. Es wird versucht, die Norm immer mehr auch
auf dicke Körper auszuweiten. Aktivist*innen beanspruchen Begriffe wie
"dick" oder "fett", mit denen sie ursprünglich beleidigt wurden, als
Eigenbeschreibungen. Im Internet vernetzen sich Dicke aus der ganzen Welt
und zeigen, wie schön es sein kann, in dicken Körpern zu leben.

Und trotzdem leben dicke Menschen noch immer in einer Gesellschaft, von der
sie mehrheitlich verachtet werden und in der leichtfertig mit ihrer
(psychischen) Gesundheit umgegangen wird.



Anfang Texteinschub

Lotta (22): "Ich mache mir manchmal einen Spass daraus, Leute zu
fragen, ob sie wissen, dass Fussball ungesund ist. Ich meine, da reisst
sich doch fast an jedem Match jemensch ein Kreuzband oder so. Die
Gesundheit von Fusballer*innen ist vielen scheinbar egal, aber bei Dicken
machen die Heuchler*innen sich plötzlich gaaanz viele Sorgen..."

Ende Texteinschub



Ruby, die unterdessen selbst Fett-Aktivistin ist, spürt noch immer die
verurteilenden Blicke, wenn sie in der Öffentlichkeit etwas isst. In
solchen Momenten verspürt sie ab und an Scham und Selbstzweifel. Doch sie
weiss, dass nicht sie und ihr Fett schlecht sind. Es ist schlecht, dass ihr
und ihrem Fett nicht gebührend Raum gegeben wird.

 * 
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SUCHT/717: Die substitutionsgestützte Behandlung Opioidabhängiger - anspruchsvoll, bereichernd und befriedigend (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 11, November 2021

Anspruchsvoll, bereichernd und befriedigend

von Hans-Georg Hoffmann, Kiel



SUBSTITUTION. Die substitutionsgestützte Behandlung Opioidabhängiger
ist geprägt vom Engagement der Ärzte. Hans-Georg Hoffmann aus Kiel ist
einer von ihnen. Hoffmann beschreibt in einem Rückblick Fortschritte
und Rückschläge und den Einfluss gesetzlicher Maßnahmen und zieht ein
persönliches Fazit.


Bis Ende der 80er Jahre war der Königsweg in der Behandlung der
Opioidabhängigkeit in der Bundesrepublik wie bei allen anderen
Suchterkrankungen die stationäre Abstinenztherapie mit vorgeschalteter
Motivationsprüfung und Nachsorge. Sowohl die Ärzteschaft als auch die
Drogenhilfe waren strikt gegen die substitutionsgestützte Behandlung
mit Methadon, obwohl es durchaus positive Berichte der beiden New
Yorker Psychiater Dole und Nyswander gab, die bereits 1964
opioidabhängige Patienten mit Methadon behandelten.

Einem Arzt, der in der BRD Opioidabhängigen Methadon verschrieben
hätte, welches dem Betäubungsmittel(BTM)gesetz unterstellt war, drohte
der Entzug der Approbation. Einige Ärzte nutzten eine Gesetzeslücke
und verschrieben Opioidabhängigen Codein und Dihydocodein, allerdings
in großen Mengen. Die Krankenkassen weigerten sich in der Regel, die
Kosten zu übernehmen. Ein Kieler Allgemeinmediziner wurde mit
zahlreichen Regressprozessen überzogen. Auch die stark ansteigende
Zahl der Drogentoten, eine deutlich sichtbare Drogenszene in deutschen
Großstädten und zunehmende Beschaffungskriminalität führten zunächst
nicht zu einem Umdenken. Die Auseinandersetzung zwischen Befürwortern
und Gegnern eines Methadonprogramms nahm an Schärfe zu. Erst die
rasante Ausbreitung der Infektionen mit dem HI-Virus, das im
Endstadium zur Immunschwächekrankheit AIDS führt, führte in den 80er
Jahren zu einem gewissen Umdenken. Der intravenöse Konsum von Drogen
wurde neben Sexualkontakten als wesentliches Übertragungsrisiko
erkannt. Mitte der 80er Jahre wurde in Nordrhein-Westfalen ein
wissenschaftliches Methadonprogramm installiert, kurz darauf auch in
Hamburg, Bremen und Berlin. Die Erfolge wurden zunächst als negativ
bewertet, weil dauerhafte Abstinenz nur sehr selten erreicht werden
konnte. 1987 beschloss die Gesundheitsministerkonferenz, dass die
Verordnung von Methadon an AIDS-kranke Drogenabhängige unter strenger
ärztlicher Kontrolle zulässig sei. Die Gesetzliche Krankenversicherung
(GKV) stimmte einer Finanzierung zu, und die Kassenärztliche
Bundesvereinigung entwickelte die NUB-Richtlinien (Richtlinien über
neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden.) 1992 wurde das BTM-Recht
revidiert. Bis 2002 akzeptierten die Kassen die Heroinabhängigkeit
nicht als alleinige Indikation, sondern es musste zusätzlich eine
weitere schwere chronische Erkrankung vorliegen wie AIDS, Hepatitis C
oder eine Schwangerschaft. Dies führte dazu, dass viele
Drogenabhängige eine Infektion mit Hepatitis C bewusst riskierten, da
das Hepatitis C-Virus ein weniger gefährliches Image hatte als das
HI-Virus, um so an die begehrten Plätze eines Substitutionsprogramms
zu kommen. In den 90er Jahren substituierten vorwiegend
sozialpsychiatrisch engagierte, niedergelassene Allgemeinmediziner,
z. T. in Schwerpunktpraxen. Psychiater beteiligten sich nur selten,
und wenn, in Ambulanzen oder Kliniken, obwohl Sucht - auch die
Drogensucht - eine psychiatrische Erkrankung ist (ICD 10: F11.2).

Heute stellt sich die Situation so dar: Die Substituierten werden
immer älter, mit zunehmender somatischer und psychiatrischer
Komorbidität. Neben dem illegalen Heroin spielen legale Opioide wie
Oxycodon, Tramadolol, Tilidin und Fentanyl eine zunehmende Rolle, auch
auf dem Schwarzmarkt gehandelte Substitute. Dies gilt insbesondere in
Regionen, in denen der nächste substituierende Arzt schwer zu
erreichen ist und eine begrenzte Aufnahmekapazität hat. Auch die
substituierenden Ärzte werden älter, das Durchschnittsalter liegt
aktuell bei 58,5 Jahren. Sie finden oft keinen Nachfolger, der die
Substitution fortführen will.

Anfang Texteinschub

Info


Zu den Zielen der substitutionsgestützten Behandlung zählen: die
Sicherstellung des Überlebens, die Stabilisierung und Besserung des
Gesundheitszustandes, die Unterstützung der Behandlung somatischer und
psychischer Begleiterkrankungen, die Reduktion riskanter
Applikationsformen von Opioiden, die Reduktion des Konsums unerlaubt
erworbener oder erlangter Opioide, die Reduktion des Gebrauchs
weiterer Suchtmittel, die Abstinenz von unerlaubt erworbenen oder
erlangten Opioiden, die Verringerung der durch die Opioidabhängigkeit
bedingten Risiken während einer Schwangerschaft sowie während und nach
der Geburt, die Verbesserung der gesundheitsbezogenen Lebensqualität,
die Reduktion der Straffälligkeit und die Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft und am Arbeitsleben. Ob und in welchem Zeitrahmen diese
Ziele auch jeweils einzeln erreicht werden können, hängt wesentlich
von der individuellen Situation des Opioidabhängigen ab. Die
aufgeführten Ziele sind nicht konsekutiv zu verstehen.

Ende Texteinschub

Derzeit befinden sich 81.300 Menschen in der BRD in einer
substitutionsgestützten Behandlung, bei geschätzten 166.000
Opioidabhängigen. 2020 wurden in Schleswig-Holstein 3.434 Patienten
von 119 Ärzten substituiert. An der regelmäßig stattfindenden
Fortbildung "Suchtmedizinische Grundversorgung" der Ärztekammer
Schleswig-Holstein nehmen ca. 25 - 30 Ärzte teil. Diese Fortbildung
ist u. a. Voraussetzung dafür, substituieren zu dürfen. Von den
Teilnehmern kommen die wenigsten aus Schleswig-Holstein. Die
Rückmeldungen sind überwiegend positiv, zur Substitution entschließen
sich jedoch nur sehr wenige. Folgende Bedenken der Ärzte sind die
Gründe:

• Die Notwendigkeit, anwesend sein zu müssen,

• Schwierigkeiten, im Urlaubs- oder Krankheitsfall, Vertretungen zu finden,

• Respekt vor den vielen Gesetzen und Richtlinien,

• Angst vor Regress und Strafverfolgung.

Diese Fälle gingen mehrfach durch die Presse. Ärzten wurde zum Vorwurf
gemacht, nicht energisch genug das bis 2002 obligatorische
Behandlungsziel der Abstinenz verfolgt zu haben, und sogenannten
Beikonsum toleriert zu haben. Allgemeinmediziner beklagen, dass es
wenig Möglichkeiten zur Kooperation mit niedergelassenen Psychiatern
gibt, die sich an der Behandlung der psychiatrischen Komorbidität
beteiligen. Immer weniger Apotheken sind bereit zur Vergabe der
Substitute in Apotheken. Auch die nächste Suchtberatung, v. a. auf dem
Lande, mit der man kooperieren könnte, liegt oft nicht um die Ecke.
Die 2013 abgeschlossene Premos Studie der TU Dresden zeigt
beeindruckend, dass die Substitution Opiodabhängiger effektiv ist und
überwiegend die primären Ziele erreicht: 7 Jahres-Haltequote 70 %, mit
1 % niedriges Mortalitätsrisiko, deutliche Verringerung des
Schweregrads der Abhängigkeit, Reduktion des kritischen Beigebrauchs
auf 10 %, die somatische Komorbidität wird stabilisiert, die
chronische Hepatitis sogar gebessert. Die psychiatrische Komorbidität
bleibt allerdings weitgehend unverändert. Die substituierenden Ärzte
geben an, dass bei 70 % der Patienten die individuell gesetzten
Therapieziele erreicht werden. In der Präambel der Richtlinien der
Bundesärztekammer wird 2002 noch formuliert: "Das alleinige
Auswechseln des Opiats durch ein Substitut stellt keine geeignete
Behandlungsmethode dar und ist von der Leistungspflicht nicht erfasst.
Oberstes Ziel ist die Suchtmittelfreiheit." 2017 werden sowohl die
Betäubungsmittelverschreibungsverordnung als auch die Richtlinien der
Bundesärztekammer dem aktuellen Stand der Wissenschaft angepasst. Die
Präambel der BÄK lautet jetzt so: "Die Opioidabhängigkeit ist eine
schwere chronische Krankheit. Sie bedarf in der Regel einer
lebenslangen Behandlung, bei der körperliche, psychische und soziale
Aspekte gleichermaßen zu berücksichtigen sind." Die
substitutionsgestützte Behandlung ist eine wissenschaftlich gut
evaluierte Therapieform und stellt für die Mehrheit der Patienten die
Therapie der Wahl dar. Tim Pfeiffer-Gerschel, Leiter der Deutschen
Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht, formulierte 2011 den
heute noch gültigen Satz: "Die medikamentengestützte Substitution in
Kombination mit psychosozialer Betreuung gilt unbestritten als die
wirksamste Option für die Behandlung von Opiatabhängigen."

Eine persönliche Bilanz: Von 2004 bis 2019 war ich als Psychiater in
der zu Beginn "Drogenambulanz Schleswig-Holstein", zuletzt "DIAKO
Fachambulanz-Kiel" genannten Einrichtung tätig. Fachkollegen äußerten
ihre Verwunderung, dass ich eine leitende Funktion in einer der ersten
Tageskliniken in Schleswig-Holstein gegen eine Tätigkeit in der
Drogenmedizin eintauschte. Weder im Studium noch in der
Facharztweiterbildung noch in Tätigkeiten in Klinik und Tagesklinik
hatte ich mit Drogenabhängigen zu tun, zumindest nicht wissentlich.
Nicht selten wurde eine Aufnahme abgelehnt, wenn die Drogenproblematik
bekannt wurde. Privat hat mich das Thema allerdings interessiert. Ich
habe in der zweiten Hälfte der 70er Jahre in Berlin studiert, mit
einer deutlich sichtbaren Drogenszene und der ersten stationären
Therapieeinrichtung für Drogenabhängige. Nach dem Abitur hatte ich
viele Länder im mittleren und fernen Osten bereist, in denen der
Konsum von Drogen, v. a. von Cannabis, zur Kultur gehörte wie bei uns
der Konsum von Alkohol, aber mit deutlich weniger sozialen und
psychiatrischen Problemen. Schon am ersten Tag meiner neuen Tätigkeit
war ich vom hohen Anteil somatischer und psychiatrischer Komorbidität
überrascht und von der hohen Zahl der Kinder unserer Patienten.
Positiv überrascht war ich von der Freundlichkeit und Höflichkeit der
allermeisten Patienten. Allerdings wurde wohl auch in den ersten
Wochen getestet, wo meine Grenzen waren, z. B. in der Gewährung
sogenannten Take-Home-Rezepte. Der Einstieg in die neue Tätigkeit
wurde mir wesentlich erleichtert durch ein Team aus Arzthelferinnen,
Sozialarbeitern und einem Psychologen mit langjähriger Erfahrung in
diesem Bereich. Kollegen, die sich neu für diese Tätigkeit entscheiden
und die nicht auf ein erfahrenes Team zurückgreifen können, sollten
vor Beginn bei einem erfahrenen Kollegen hospitieren und sich einem
Qualitätszirkel anschließen. Wichtig ist auch ein Netz mit Kollegen
verschiedener Fachrichtungen, Hepatologen, Dermatologen u. a., die
diese Patienten vorurteilsfrei annehmen. Entscheidend für den Erfolg
der Behandlung ist eine vertrauensvolle, akzeptierende Beziehung. Dies
fängt schon mit dem Aufnahmegespräch an, in dem der um Unterstützung
bittende Mensch nicht auf sein Suchtproblem reduziert wird, sondern in
dem man sich als Behandler für die ganze Person, sein ganzes Leben,
seine Herkunft, die Stationen seines Lebens interessiert. Dies nimmt
vor allem Ausländern Ängste. Therapieziele sollte man mit den Menschen
individuell vereinbaren. Bei Rückfällen sollte man nicht strafend und
moralisierend reagieren, schon gar nicht die Behandlung abrupt
beenden, sondern den Patienten durch Krisen begleiten. Tödliche
Überdosierungen sind nicht selten die Folge, auch wenn Ämter oder
Gerichte zur Abstinenz drängen. Kritische Situationen wie
Beschimpfungen und aggressives Verhalten sind selten und oft durch
Entzug zu erklären, wenn der Patient die Vergabe verpasst hat oder ihm
das Substitut verweigert wird, weil er etwas Alkohol in der Atemluft
hat. Die meisten Patienten haben hochempfindliche Antennen gegenüber
Stigmatisierung, die sie schon oft erlebt haben. Die Novellierungen
der Betäubungsmittelverschreibungsverordnung § 5 und der
Richtlinien der Bundesärztekammer haben dem wissenschaftlichen Stand
Rechnung getragen und die rechtlichen Hürden wesentlich entschärft, z.
B. durch Erhöhung der Dauer eines Take-Home-Rezeptes auf bis zu 30
Tage, wenn der bisherige Verlauf es ermöglicht. Das gilt z. B. für
Berufstätige auf Montage oder in der Seefahrt oder Fischerei; auch
besteht die Möglichkeit der Vergabe in Pflegeheimen und in
Drogenberatungsstellen oder die Möglichkeit der Erhöhung der
Substitution im Konsiliarverfahren.

Ich habe die Substitution als eine anspruchsvolle, aber sehr
befriedigende, bereichernde Tätigkeit erlebt. Es gibt nicht viele
medizinisch-psychiatrische Tätigkeiten, in denen Patienten über Jahre
begleitet werden können, ohne durch Fallpauschalen oder Verweildauern
begrenzt zu werden. Ich bin 14 Jahre jeden Tag gerne zur Arbeit
gegangen und hätte diese Tätigkeit gerne fortgesetzt, wenn Alter und
Gesundheit mir nicht Grenzen gesetzt hätten.

Anfang Texteinschub

Info


Für eine substitutionsgestützte Behandlung qualifizieren sich Ärzte
mit dem Erwerb der Zusatz-Weiterbildung "Suchtmedizinische
Grundversorgung." Die Inhalte der Zusatz-Weiterbildung
Suchtmedizinische Grundversorgung sind integraler Bestandteil der
Weiterbildung zum Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie und
-psychotherapie oder Psychiatrie und Psychotherapie. Erfüllt ein Arzt
nicht die Mindestanforderungen an eine suchtmedizinische
Qualifikation, muss er sich zu Beginn der Behandlung mit einem
suchtmedizinisch qualifizierten Arzt abstimmen sowie sicherstellen,
dass sich sein Patient zu Beginn der Behandlung und mindestens ein Mal
in jedem Quartal bei dem suchtmedizinisch qualifizierten Arzt im
Rahmen einer Konsiliarbehandlung vorstellt (Begrenzung auf 10
Substitutionspatienten).

Ende Texteinschub

Anfang Texteinschub

Info


Rechtliche Grundlage für die Substitution sind u. a. das
Betäubungsmittelgesetz (BtMG) und die
Betäubungsmittelverschreibungsverordnung (BtMVV), die die Grundlage
für die Verschreibung und Abgabe von Betäubungsmitteln regelt,
insbesondere der § 5 Substitution, Verschreiben von
Substitutionsmitteln. Im Jahr 2017 wurde diese umfassend novelliert,
um mehr Rechtssicherheit für substituierende Ärztinnen und Ärzte zu
schaffen. Der Bundesärztekammer wurden darin weitreichende Kompetenzen
zur Ausgestaltung des Behandlungsrahmens auf Grundlage des
medizinisch-wissenschaftlichem Erkenntnisstandes übertragen.
Sachverhalte, die unmittelbar ärztlich-therapeutische Bewertungen
betreffen, wurden aus § 5 des BtMVV in die "Richtlinie der
Bundesärztekammer zur Durchführung der substitutionsgestützten
Behandlung Opioidabhängiger" übertragen. Hinsichtlich des in der
Vergangenheit geforderten Therapieziels der Abstinenz heißt es in
§ 5 Absatz 2 BtMVV: "Im Rahmen der ärztlichen Therapie soll eine
Opioidabstinenz des Patienten angestrebt" werden.

Ende Texteinschub
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SUCHT/716: Substitution - Mit Methadon & Co. zurück ins Leben (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 11, November 2021

Mit Methadon & Co. zurück ins Leben 

von Dirk Schnack



SUBSTITUTION. Seit 20 Jahren ist Andreas Canal in der Substitution.
Ohne Ersatzstoffe würde er heute wahrscheinlich nicht mehr leben. Sie
lösten ihn vom Heroin und ermöglichen ihm inzwischen ein Engagement in
der Selbsthilfe.


Er könnte von seiner schweren Kindheit erzählen und damit das
Abrutschen in die Drogen erklären. Andreas Canal schmunzelt bei diesem
Gedanken. Er redet nicht lange um sein persönliches Problem herum:
"Ich war nicht besonders umgänglich, wenn ich getrunken habe. Der
Gebrauch von Heroin war eine Möglichkeit für mich, mit meinen
psychischen Problemen einigermaßen klarzukommen Der ursächliche Grund
für den Konsum war damals der Versuch einer Eigentherapie und eine Art
Selbstmedikation."

Canal ist sich bewusst, dass er ohne Ersatzstoffe wie Methadon mit
hoher Sicherheit erst vor dem Richter, dann im Gefängnis und später
möglicherweise auf dem Sterbebett gelandet wäre. Maßloser Drogenkonsum
hat seinem Leben eine Richtung gegeben, die man sich nicht aussuchen
würde.

Drogen begleiten Canal durch sein Leben. Mit sieben Jahren fing er an
zu rauchen, mit 13 zu trinken. Alkohol half dem Jugendlichen zunächst,
mit dem Alleinsein zurechtzukommen. Dass er unter Angststörungen und
Depressionen litt, war niemandem bekannt oder es interessierte nicht.
Mit immer größeren Mengen Alkohol verdrängte er, Anschluss in der
Gesellschaft aber wurde für den verschlossenen jungen Mann immer
schwerer. Eine Ausbildung brach er ab, eine Ehe scheiterte. "Ich habe
jeden Tag große Mengen getrunken und wollte das nicht mehr. Ich war
schon lange neugierig, wie Heroin wirkt, wie es sich "anfühlt". Ich
habe mir davon versprochen, dass es mir gelingt, durch den Konsum
meine psychischen Problem in den Griff zu bekommen", sagt Canal.
Tatsächlich gelang dies auch, allerdings nur kurzzeitig.

Das Gefühl des ersten Rauschs kann Canal noch heute, 25 Jahre später,
schildern. "Das erste Mal hat mich umgehauen. Mein Leben wechselte von
schwarzweiß zu bunt. Plötzlich behinderte mich die Angststörung nicht
mehr, stattdessen war ich glücklich." So einfach glücklich sein: Das
gelang ihm wenige Monate. Er konnte den Alkoholkonsum deutlich
reduzieren, solange er Heroin nahm.

Erst nach ein paar Monaten realisierte Canal, dass er - wie zuvor beim
Alkohol - in eine Abhängigkeit gerutscht war. Die Intervalle wurden
kürzer, die Mengen größer. Irgendwann benötigte er täglich Heroin,
dann mehrmals täglich. Sein Geld war aufgebraucht, er "beschaffte"
sich die notwendigen Mittel. Die mit diesem Leben verbundenen Risiken
waren ihm bewusst, aber egal. "Meine Alternativen wären Alkoholtod
oder Suizid gewesen. So betrachtet hat mir Heroin zu diesem Zeitpunkt
das Leben gerettet", glaubt Canal.

Äußere Zwänge führten dann später zu einer Wende: Er hatte schlicht
kein Geld mehr, die Beschaffung wurde immer problematischer für ihn:
"Ich war komplett pleite, hatte nichts mehr zu verkaufen und für den
Überfall auf eine Apotheke oder eine Bank fehlte mir schlicht der
Mut."

Canal kannte jemanden, der bei einem Kieler Arzt im
Substitutionsprogramm war. Ohne diesen Bezug hätte er sich keinem Arzt
geöffnet, die Hemmschwelle war riesig. "Ich hatte kein Vertrauen und
keine guten Erfahrungen zu und mit Ärzten. Meine Erwartungen an die
Substitution waren sehr gering. Aber ich hatte kein Geld mehr für
Heroin, wollte den Druck der Beschaffung loswerden und vor allem nicht
mehr entzügig sein."

Er war 31 Jahre alt, als er sich zur Substitution entschied. Es begann
mit einer Enttäuschung - er musste einen Behandlungsvertrag
unterschreiben in einer Situation, die nach seiner Ansicht dafür nicht
geeignet war. "Ich war auf Entzug und die Aufklärung ging komplett an
mir vorbei. Ich war nicht aufnahmefähig und hätte alles getan und
alles unterschrieben, um an Methadon zu kommen. In einer solchen
Situation darf man einen Menschen keinen Vertrag unterschreiben
lassen", findet er auch heute noch.

Nach der ersten Einnahme von Methadon ging es ihm sofort besser. "Das
trat sofort ein, bevor es überhaupt wirken konnte. Es war eine reine
Kopfsache." Später stellte sich dann der "Methadon-Rausch" ein, den
Canal aber als Enttäuschung wahrnahm, weil er so ganz anders ausfiel
als unter Heroin. Er blieb trotzdem dabei: "In erster Linie war ich
glücklich, weil es zumindest irgendein Rausch war. Und ich war endlich
nicht mehr entzügig."

Er wurde zwar auf andere Ersatzstoffe umgestellt, blieb aber in der
Substitution. Später spielten dann langfristige Überlegungen eine
Rolle: "Ich habe mich gefragt, ob ich langfristig damit klarkomme und
was die Alternativen wären."

Dennoch befielen ihn im Laufe der Jahre immer wieder Zweifel. "Ich
habe oft geschwankt und war unzufrieden. Ich wollte abbrechen, aber
ich wusste, dass ich mir die Schwarzmarktpreise nicht leisten konnte.
Ich wollte auch nicht mehr, dass sich mein Leben nur noch um die Frage
drehte, woher ich das Geld für das nächste Gramm oder den nächsten
Beutel nehmen sollte." Auch seine psychischen Krisen kommen immer
wieder. Er zieht sich dann komplett von der Außenwelt zurück - eine
regelmäßige Tätigkeit in einem Beruf ist für ihn damit trotz
Substitution unmöglich. Eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, wie
es für viele Menschen normal ist, bleibt schwierig.

Als die substituierende Allgemeinarztpraxis, in der er anfangs betreut
wurde, an eine Nachfolgerin übergeben wurde, wechselte Canal aus
persönlichen Gründen zur Drogenambulanz in der Boninstraße. Er ist
zwar froh, dass es solche Anlaufstellen gibt, hat aber kein
Verständnis, dass drogensüchtige Patienten zum großen Teil noch immer
nicht wie andere chronisch Erkrankte in Praxen versorgt werden. Ärzte
außerhalb der Fachambulanz sucht er gar nicht mehr auf, weil er
erwartet, stigmatisiert zu werden. Getrennte Wartezimmer, wie es sie
zum Teil bei substituierenden Ärzten gibt, empfindet er als
diskriminierend. "Wir sind krank, nur mit einer anderen Problematik
als andere Patienten", sagt er.

Das Thema treibt ihn so um, dass sich Canal inzwischen in der
Selbsthilfe engagiert. Er ist Koordinator für Norddeutschland für den
JES (Junkies - Ehemalige - Substituierte) Bundesverband. Das Netzwerk
aus regionalen Selbsthilfegruppen und Einzelkämpfern setzt sich für
eine regulierte Freigabe aller Substanzen und gegen Kriminalisierung
und Stigmatisierung drogenbrauchender Menschen ein. Die Tätigkeit
empfindet er als wichtig und erfüllend - vielleicht die erste in
seinem Leben, die er so wahrnimmt. 20 Jahre Substitution haben es
möglich gemacht.

 * 
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SUCHT/715: Substituierende Ärzte in Schleswig-Holstein - Unterstützung durch eine Qualitätssicherungskommission (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 11, November 2021

Begleitung in der Substitution

von Dirk Schnack



KOMMISSION. Substituierende Ärzte werden in Schleswig-Holstein von
einer Qualitätssicherungskommission begleitet. Ärzteseite und
Krankenkassen sind paritätisch vertreten.


Wer sich als Arzt entscheidet, in der Substitution tätig zu
werden, erhält kollegiale Unterstützung: Die bei der KV angesiedelte
Qualitätssicherungskommission besteht aus sechs Mitgliedern. Neben den
drei von der KV gestellten Ärzten sind auch die Vertreter von
Krankenkassen und MDK in aller Regel Mediziner.

Suchtmediziner Dr. Peter-Hans Hauptmann, Chefarzt im
Heinrich-Sengelmann-Krankenhaus, ist einer der Ärzte, die sich in der
Kommission engagieren. "Wir beraten die KV bei der Erteilung von
Substitutionsgenehmigungen, überprüfen stichprobenartig, ob die
geforderten Qualitätsanforderungen eingehalten werden, und wir
verstehen uns weniger als Kontrolle denn als Begleitung und
Ansprechpartner der substituierenden Ärzte", fasst Hauptmann zusammen.
Wer als Arzt in der Substitution tätig ist, hat es mit besonderen
Bedingungen und einer besonderen Klientel zu tun. "Das bedeutet auch
eine höhere psychische Belastung für die Ärzte", sagt Hauptmann.
Diejenigen, die sich dafür entscheiden, sind nach seinen Erfahrungen
aber auch besonders engagiert: "Diese Kollegen wollen etwas
verändern."

Wie viele Ärzte sind in diesem Segment engagiert? Astrid Patscha aus
der Qualitätssicherung der KV Schleswig-Holstein kennt die Zahlen: Im
ersten Quartal gab es in Schleswig-Holstein 102 substituierende Ärzte
in 75 Praxen, die zusammen 3.297 Patienten betreuten. Das
Durchschnittsalter der Ärzte lag bei fast 58 Jahren - ein
Nachwuchsproblem ist unverkennbar. "Sorgen bereitet uns aktuell
Neumünster, perspektivisch die Regionen Plön, Rendsburg und
Flensburg", sagt Patscha. "Dort wäre die Substitutionstherapie
gefährdet, wenn ein Arzt aufhören würde."

Voraussetzung für die Substitution ist die Zusatz-Weiterbildung
"Suchtmedizinische Grundversorgung". Diese wird erlangt durch ein
50-stündiges Curriculum sowie ein Fachgespräch bei der Ärztekammer,
die Kosten dafür übernimmt die KV. Wer diese Bedingungen erfüllt, darf
bis zu 50 Patienten substituieren. Wer über diese Zahl hinausgeht,
muss dies beantragen. Bis zu zehn Patienten dürfen in einer Praxis
auch ohne Zusatz-Weiterbildung substituiert werden, sofern ein Arzt
mit Zusatz-Weiterbildung als Konsiliararzt fungiert. In
Schleswig-Holstein gibt es 60 Ärzte, die bis zu zehn Patienten
betreuen, und 100 Ärzte, die über diese Zahl hinausgehen.

Die Kommission verfolgt nicht nur aufmerksam, ob es genügend Ärzte für
die Substitution gibt, sondern berät diese auch anhand der Formulare,
die diese stichprobenartig über die bei ihnen vorgenommenen
Behandlungen einreichen. Gedanken macht sie sich außerdem über das
stets breiter werdende Konsumspektrum der Drogenabhängigen.
Insbesondere synthetische Substanzen werden häufiger konsumiert und
sind eine Herausforderung für Ärzte und Drogenberatungsstellen. Die
Arbeit mit Drogenabhängigen kann nach Hauptmanns Erfahrungen erfüllend
sein, wenn es gelingt, diese in der Substitution körperlich und
seelisch zu stabilisieren. Deshalb ist seine Hoffnung, dass
Drogenabhängige mithilfe der Substitution weiter entstigmatisiert
werden.

Anfang Texteinschub

Info


Für den Sonderfall, dass Ärzte selbst ein Drogenproblem haben, gibt es
eine beratende Kommission Sucht und Drogen, die bei der Ärztekammer
angesiedelt ist. Kontakt über Telefon (04551/803 302) oder per
E-Mail

(aerzte-und-sucht@aeksh.de).

Ende Texteinschub

 * 
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Mexiko 

Maya-Rap: subversiv, politisch und erfolgreich



Sie rappen in ihrer eigenen Sprache über ihre Weltanschauung und
ihre Traditionen, um ihre Lebensweise und ihre Identität als Maya zu
behaupten.
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(Mérida, 4. Oktober 2021, desinformémonos) - Sie rappen in ihrer
Muttersprache, sagen, was sie über die Welt denken, und protestieren
gegen ethnische Diskriminierung und geschlechtsspezifische Gewalt: Mit
subversiven Klängen hinterfragen junge Musiker*innen wie Pat Boy, Dino
Chan und Yazmín Novelo aus Yucatán vorgefasste Meinungen über die Maya
und erobern sich einen Bekanntheitsgrad, der über die mexikanischen
Landesgrenzen hinausgeht. Auch in Quintana Roo und Campeche räumen
Rapper*innen mit traditionellen Klischees auf. Sie sind Teil einer
Bewegung, die sich mit Musiker*innen aus anderen Regionen und sogar
aus anderen Ländern vereint.


Eine gerappte Neudefinition der Maya-Identität

Diesen Sounds, die die Narrative der indigenen Musiktradition zu
"Lärm" machen, haftet etwas Subversives an, findet Nidelvia Vela Cano,
promovierte Mesoamerikanistin der mexikanischen Universität UNAM.
"Subversiv deshalb, weil sie Rap und Pop-Rock in der Sprache der Maya
produzieren und uns zwingen, die Jugend dieses Volkes aus einem
anderen Blickwinkel zu betrachten. Sie rappen in ihrer eigenen
Sprache, um ihre Weltanschauung, ihre Traditionen und ihre Lebensweise
auszudrücken; um ihre Identität als Maya zu behaupten. Zugleich
formulieren sie ihren Wunsch, weiterhin Maya sein zu können." Dass sie
in der Maya-Sprache rappen, verleihe den Künstler*innen eine ganz
eigene Identität, so Vela Cano, die ihre Doktorarbeit über rebellische
Musik von Maya-Jugendlichen der Gegenwart geschrieben hat. Rappen "auf
Maya" ist subversiv, weil die Sprache nur zu Hause und innerhalb des
eigenen sozialen Umfelds gesprochen wird. Wer beispielsweise in der
Stadt Mérida eine indigene Sprache spricht, muss mit Diskriminierung
rechnen. Mit ihrer Musik sind die Rapper*innen jedoch weit über die
Grenzen der Stadt Mérida hinaus bekannt geworden. Aber sie gehen noch
viel weiter, protestieren mit diskursiver und musikalischer
Kreativität gegen Diskriminierung, geschlechtsspezifische Gewalt und
die sozialen und wirtschaftlichen Probleme, die sie in ihrem Alltag
erleben. Bis 2014 war ihr Stil noch weitestgehend unbekannt;
inzwischen werden sie jeden Tag lauter und begeistern Jung und Alt,
denn "Maya-Rap ist nicht nur etwas für junge Leute", ergänzt die
Anthropologin.


Große Begeisterung, wenig Gage

Dem Rhythmus dieser Musik und den gerappten Texten können sich nur
wenige verwehren, so auch nicht beim Konzert Sangre Maya, mit Pat Boy
und dem Sinfonieorchester aus Campeche. Auf dem internationalen
Maya-Kongress, der 2016 von der UNAM in Izamal organisiert wurde,
tanzten sogar die Akademiker*innen zum Rhythmus von Pat Boy, Yazmín
Novelo und der Gruppe Yok'el'jk'umaltik, einer Band aus Las Margaritas
im Bundesstaat Chiapas, die Ska, Rock und Reggae mischt und auf
Tojol-Ab'al, Tzotzil, Zoque und Tzeltal textet. Bei einem Konzert im
Jahr 2019 im Gran Museo del Mundo Maya in Yucatán traten
Yok'el'jk'umaltik, Chan Santa Roots und Pat Boy aus Quintana Roo, die
Gruppe Juumil Moots (Sonido de raíz) aus Mérida und El Maya aus dem
Bundesstaat Yucatán auf. Immer häufiger werden die Bands für Events im
In- und Ausland gebucht. Dennoch: Bis sie von ihrer Musik leben
können, ist es vermutlich noch ein weiter Weg. Die Jugendlichen
komponieren nicht nur Musik und improvisieren erstklassige Texte, sie
drehen auch ihre eigenen Videos und stellen sie ins Netz. Sie leben
für den Rap, Pop-Rock, Ska und Ethno-Reggae, doch für den
Lebensunterhalt reicht die Musik nicht. Die meisten dieser jungen
Künstler*innen erhalten lediglich eine Aufwandsentschädigung für
Fahrtkosten und Unterkunft pro Auftritt. Nicht einmal Pat Boy, Dino
Chan oder Yazmín Novelo, die internationale Bekanntheit erlangt haben,
verdienen so viel wie andere Musiker*innen und Sänger*innen in der
Stadt.


Jede Region hat ihre Trends

In Chiapas und Quintana Roo spielen indigene Gruppen Rock mit
Blechblasinstrumenten und einigen traditionellen Instrumenten, wie
etwa der Rascabuche, dem Tunkul und den Caracoles, oder sie mischen
ihre traditionellen Rhythmen. Der Rap aus Yucatán legt besonderen Wert
auf Texte, die unter die Haut gehen. Dino Chan zum Beispiel
thematisiert mit großer Sensibilität die Stärke, die man braucht, um
Maya zu sein. Frauen sind in dieser sozialkritischen Musikbewegung
weniger stark vertreten, möglicherweise weil der öffentliche Raum für
sie gefährlich ist. Die Nah-Schwestern aus Akil treten beispielsweise
unter dem Namen der Band auf, die sie zusammen mit ihrer Familie
gegründet haben. Eine Ausnahme ist Yazmín Novelo: Mit ihrer Gruppe
Juumil Moots spielt sie Pop und Rock und fusioniet ihre experimentelle
Musik mit Gitarrenklängen der yukatekischen Trova, und vielleicht
kommt eines Tages noch das traditionelle Klangholz Tunkul dazu. Der
sehr schnelle, rhythmische Rap von Pat Boy transportiert eine Message,
mit der viele junge Leute etwas anfangen können, die sich für Maya-Rap
interessieren. In seinem Bundesstaat Quintana Roo ist er ein wichtiger
Vertreter dieser Musikrichtung.

Doch die modernen, frechen Sounds der Jugendlichen gibt es nicht nur
auf der Halbinsel Yucatán: "Auch in anderen Regionen des Landes hört
man Hip-Hop, Rock, Reggae, Blues und sogar Mariachi in indigenen
Sprachen", so Nidelvia Vela Cano.
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Musik dekolonisieren heißt auf Schubladen verzichten

Von Omar Páramo



"Wir begehen immer wieder den Fehler zu denken, es gebe nur eine
Form von Kolonialismus, und zwar die von vor 500 Jahren."

(Mexiko-Stadt, 3. Oktober 2021, Gaceta UNAM) - "In der Musik, wie in
fast allen Künsten, gibt Europa vor, welche Ästhetik zulässig ist, und
alles, was davon abweicht, wird im besten Fall als 'exotisch'
etikettiert." Im Rahmen einer Diskussionsrunde zu Kolonialismus und
Dekolonialisierung in der zeitgenössischen Konzertmusik wies Gabriela
Ortiz Torres, Professorin für an der Fakultät für Musik der
mexikanischen Universität UNAM, auf die Fortsetzung von
Machtverhältnissen in der Kunst hin: "Offensichtlich haben wir uns
daran gewöhnt, europäische Komponisten zu studieren, während man sich
in Europa wenig oder gar nicht dafür interessiert, was in Mexiko oder
Lateinamerika passiert." Ausgehend davon, dass die europäischen Mächte
den Kolonien ihre Weltsicht aufgezwungen hatten, ging die
Diskussionsrunde der Frage nach, inwiefern sich Wissenschaftler*innen
und Kunstschaffende in Lateinamerika heute mit dem Begriff der
Universalität auf eine Denkweise beziehen, die die Weltsicht der
"alten Welt" widerspiegelt und nicht die eigene. Laut Ortiz Torres ist
dies der Grund, warum die Aufführung klassischer Kompositionen einer
mexikanischen Komponistin in Europa gewöhnlich als
"Lateinamerikanische Fiesta" oder sowas in der Art beworben wird.
"Warum nennen sie bei ihrer Ankündigung nicht einfach Mahler oder
Beethoven, statt so einen Kontext aufzubauen? Debussy fand es
überhaupt nicht gut, als impressionistischer Komponist bezeichnet zu
werden, und ich mag es gar nicht, wenn man mich als
lateinamerikanische oder postmoderne Komponistin bezeichnet. Natürlich
ist es einfacher, zu verallgemeinern, anstatt zu reflektieren. Ich
würde mir aber wünschen, dass unsere Arbeiten differenzierter
wahrgenommen würden."


Exotisierung: Die Konstruktion des Fremden

Mit einem Beispiel veranschaulicht Ortiz, wie Exotisierung
funktioniert: "1997 komponierte ich ein 30-Minuten-Stück namens Altar
de muertos für das Kronos Quartett. Die letzten drei Minuten basieren
auf einem Huichol-Thema, das ich mal auf einer Schallplatte gehört
hatte. Wegen dieser drei Minuten wurde mein Werk als Folklore
bezeichnet, obwohl 90 Prozent der Partitur ganz anders waren. Bei der
Beurteilung so oberflächlich zu sein finde ich regelrecht gefährlich."
Wieso sie die Bezeichnung "lateinamerikanische Komponistin" nicht mag?
"Nun, diese Kategorie ist nicht gerade universell und fokussiert auf
die Nicht-Zugehörigkeit zum kulturellen Kanon. Das ist aber auch schon
der einzige Grund. Wie könnte ich mich Lateinamerika nicht zugehörig
fühlen? Meine Eltern sind die Gründer der Gruppe Los Folkloristas,
Inti Illimani und Víctor Jara gingen bei uns ein und aus. Eins meiner
Werke habe ich Violeta Parra gewidmet. Ich bin mit ihrer Musik
aufgewachsen, und manchmal arbeite ich auch damit. Was ich nicht
leiden kann, ist das Schubladendenken".


Der Klang der Vielfalt

José Luis Castillo Rodríguez, selbst Europäer und Leiter des Ensamble
Cepromusic des Nationalen Instituts für Bildende Kunst und Literatur,
gibt freimütig zu: "Das Orchester ist einer der kolonialsten
Mechanismen der Konzertmusik". Nur wo die Musik sich der Vielfalt
öffne, könne der Dekolonisierungsprozess einsetzen. "Die iberische
Halbinsel war 800 Jahre lang von Arabern besetzt. Dadurch wurde sie
zur Wiege der Kultur, des Denkens und zum Schmelztiegel verschiedener
Klänge. Der Dialog der Kulturen verlieh der Musik der damaligen Zeit
ein neues Gesicht. Tunesien übernahm beispielsweise sevillanische
Traditionen, Algerien die von Córdoba und Fez die von Valencia. Es war
kein globales Phänomen, aber immerhin ein Plurilokales". Der Bau
dieser Klangbrücken ist nach Ansicht Rodríguez' unvermeidlich und
bedeutet früher oder später das Ende für jeden auferlegten Kanon.
"Wenn es etwas gibt, das uns Musiker*innen auszeichnet, viel mehr als
die Philosophen, Politiker oder womöglich die Ökonomen, dann ist das
unser Hang zum Nomadentum". Die Geschichte der Musik ist nach Ansicht
des Professors voll von Geschichten über Grenzüberschreitungen und die
Eroberung von Räumen; unbedingt zu erwähnen seien in diesem Kontext
die Komponisten Guillaume de Machaut und Orlando di Lasso. "Wir
begehen immer wieder den Fehler zu denken, es gebe nur eine Form von
Kolonialismus, und zwar die von vor 500 Jahren. Tatsächlich existiert
jedoch eine Vielzahl von Kolonialismen, die darauf ausgerichtet sind,
einen Standard durchzusetzen, statt Vielfalt zuzulassen. Deshalb bin
ich ein Anhänger des Nomadentums in der Musik: Es ist ein Weg, der uns
zur Dekolonisierung führt und hilft, mit monolithischen Festlegungen
zu brechen und dem Klang der Vielfalt zu lauschen".
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Das außenpolitische Journal

Analyse

Die zentralasiatischen Staaten und Afghanistan

von Marlies Linke



Die Macht in Afghanistan ist in den Händen der Taliban. Ende August
zogen die USA ihre Truppen aus Afghanistan ab, andere westliche
Staaten schon früher. Bereits zuvor flüchteten circa 2,2 Millionen Personen
in Nachbarländer, 90 Prozent nach Iran und Pakistan. Nach
UN-Schätzungen kommen dazu 3,5 Millionen Binnenflüchtlinge. In Zentralasien
verfolgen die Nachbarstaaten diese Entwicklungen aufmerksam. Es geht
für sie um die eigene Sicherheit und den Umgang mit den neuen
Machthabern in Kabul, wobei auch Chancen für die wirtschaftliche
Kooperation bestehen.

Mit der Machtübernahme der Taliban wurden in Europa Flüchtlinsströme aus
Afghanistan als potentielle Bedrohung in Europa gesehen, nicht
so jedoch in Zentralasien. Das kasachische Außenministerium bestätigte
Gespräche mit US-Außenminister Blinken, aber nicht die Bereitschaft,
2.000 Menschen aus Afghanistan aufzunehmen, die für die USA
gearbeitet hatten. Das Land war bereit, 80 Visa an afghanische Studierende
auszugeben, ohne damit Stipendien zu verknüpfen. Im September nahm
Kasachstan 35 ethnische Kasachen aus Afghanistan auf. Mit dem Ziel,
"das Eindringen von unerwünschten Personen" auf das Territorium des
Landes und die "massenhafte Einreise von Asylsuchenden" zu vermeiden,
begrenzte Kirgistan zeitweilig die Erteilung von Einreisevisa für Bürger
Afghanistans. Visaanträge afghanischer Studierender werden geprüft, für
150 afghanische Studierende der American University of Central Asia
stellen die USA Stipendien bereit. Vor dem Hintergrund möglicher
Infiltration schränkte Kirgistan auch die Visavergabe an pakistanische
Bürger ein und errichtete zusätzliche temporäre Grenzposten an den
kirgisisch-tadschikischen und kirgisisch-usbekischen Grenzen.

Die Äußerung des turkmenischen Präsidenten Berdimuhamedow, dass
es angesichts der epidemiologischen Situation notwendig sei, vernünftige
Entscheidungen über die Aufnahme von Flüchtlingen zu treffen, dürfte
bedeuten, dass die Grenzen Turkmenistans für afghanische Flüchtlinge
geschlossen bleiben. Auch ethnische Turkmenen aus Afghanistan, die
bereits früher im Nachbarland Zuflucht gesucht hatten, wurden
zurückgeschickt.[1]

Tadschikistan und Afghanistan verbindet nicht nur eine 1.433
Kilometer lange Grenze, sondern auch, dass die tadschikische Minderheit die
zweitgrößte ethnische Gruppe in Afghanistan ist. Tadschikistan war bis
Oktober 2021 das einzige Land Zentralasiens, das keine Verhandlungen
mit den Taliban führte, die in der Mehrheit Paschtunen sind, die größte
Bevölkerungsgruppe Afghanistans. Präsident Rahmon bot Ahmad
Massoud, dem Führer der Nationalen Widerstandsfront von Afghanistan
(NRF), einem ethnischen Tadschiken, Zuflucht in Tadschikistan an, wo
dieser das zweite Büro der NRF eröffnete - nur Stunden nach der
Eröffnung des Büros in den USA. Die Positionierung Rahmons als Verteidiger
der tadschikischen Minderheit in Afghanistan wird von der Bevölkerung
seines Landes wohlwollend aufgenommen. Unwahrscheinlich ist, dass dies
zur Unterstützung eines Widerstands in Afghanistan wird. Das ärmste
Land Zentralasiens war als einziges Land der Region bereit, Flüchtlinge
aus Afghanistan aufzunehmen. Die meisten der circa 10.000 Personen, die
im Juni/Juli 2021 in Tadschikistan Zuflucht gesucht hatten, kehrten im
August wieder in ihre Heimat zurück, auch weil sie in Tadschikistan nicht
ausreichend versorgt wurden. Die Chefs der an Afghanistan grenzenden
administrativen Gebiete Chatlon und Berg-Badachschan waren bereit,
mit internationalen Organisationen Vorbereitungen für die Aufnahme
von Geflüchteten zu treffen.

Usbekistan, das wie Turkmenistan nicht der
UN-Flüchtlingskonvention von 1951 beigetreten ist, hatte es wie sein
Nachbarland im Juni/Juli abgelehnt, Geflüchtete aus Afghanistan
aufzunehmen. Es reagierte jedoch positiv auf eine Anfrage, in der Nähe der
usbekisch-afghanischen Grenze eine Vertretung des Hohen
Flüchtlingskommissariats der UN einzurichten. Der deutsche Außenminister
Heiko Maas warb darum, dass Nachbarländer Menschen aus
Afghanistan aufnehmen. Usbekistan ist bereit, denjenigen Menschen aus
Afghanistan den Transit zu gestatten, die eine Zusage für die Aufnahme
in Deutschland haben.[2] Taschkent war in der zweiten Augusthälfte auch
Drehkreuz für deutsche Evakuierungsflüge aus Afghanistan.

Afghanistans Grenzregionen nach Norden hin sind oft schwer
kontrollierbare Berg- und Steppengebiete. Dies wird mit Besorgnis
betrachtet, weil damit die Möglichkeit zur Infiltration von Personen und
Werten und extremistische Bedrohungen verbunden werden. Die Öffnung der
Grenzen für Personen aus Afghanistan ohne Visa wird nicht nur von den
Nachbarländern selbst abgelehnt. Auch der russische Präsident Putin
betonte, dass zwischen der Situation in Afghanistan und der Sicherheit
Russlands eine direkte Verbindung bestehe. Die Staaten Zentralasiens seien
die nächsten Partner und Verbündeten Russlands, das zu ihnen zwar
gemeinsame Grenzen, aber keine Visabeschränkungen hat.[3]


Verhältnis zum Islam

Die Mehrheit der Bevölkerung Zentralasiens ist muslimisch geprägt,
zumeist sunnitischen Glaubens, wie auch die in Afghanistan lebenden
Paschtunen, Tadschiken und Usbeken. Den Eliten der Region ist es in
den 30 Jahren nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion nicht
ausreichend gelungen, von der Bevölkerung durchgehend mitgetragene eigene
Werte nicht nur zu postulieren, sondern selbst nachvollziehbar in
Übereinstimmung damit zu leben. Daraus entsteht mangelndes Vertrauen
zum säkularen Staat und ein Wertevakuum. Wenn dazu in anhaltend
schwierigen ökonomischen Situationen nicht ausreichend Arbeitsplätze
für eine schnell anwachsende Bevölkerung entstehen, sucht besonders
die Jugend nach anderen Angeboten. Hierzu zählt auch die
Hinwendung zu anderen Auslegungen des Islam. Wie Vladimir Yevseyev, Leiter
der Abteilung für eurasische Integration und Entwicklung des Instituts
der GUS-Länder, anmerkt, haben die Taliban nach ihrem Sieg
momentan die Kraft, andere Gruppierungen zu beeinflussen, sogar den
"Islamischen Staat" "umzuformatieren".[4] Die Taliban sind keine homogene
Gruppe, sondern bestehen aus verschiedenen regionalen
Stammesgruppierungen und unterschiedlich radikalen Untergruppen. Einige
ihrer Vertreter machten Erfahrungen im Ausland, andere waren als
Kommandeure oder Kämpfer im Land. Wer von ihnen die Zukunft Afghanistans
bestimmt, was sie nach dem Wegfall des gemeinsamen Ziels, westliche
Akteure und Ideen aus dem Land zu vertreiben, eint und inwieweit sie
anderen extremistischen Gruppierungen Rückzugs- und Operationsräume
überlassen, wird auch das Verhältnis zu Zentralasien
mitbestimmen.

In den letzten 30 Jahren waren die Staaten und Menschen
Zentralasiens auf der Suche nach jeweils eigenen Identitäten. Dazu gehörten
die eigene Geschichte und die Hinwendung zu Traditionen der ethnischen
(Mehrheits-)Gruppen, die oft eine Retraditionalisierung von Werten
einschlossen. Deutlich wird dies beim Verhältnis der Geschlechter. Ob die
Einschränkungen der Rechte von Frauen in Afghanistan langfristig für
einige zentralasiatische Muslime Anstoß werden, die Rechte von Frauen
auf der Grundlage von strenger ausgelegten islamischen
Glaubensvorschriften zu definieren, sollte beobachtet werden.

Usbekistans erster Präsident Karimov ging 1991 strikt gegen die
Islamische Bewegung Usbekistans vor, die die Gründung eines Gottesstaates
nach der Scharia gefordert hatte. Seine Sicherheitskräfte bekämpften auch
andere Träger islamistischen Gedankenguts mit Härte. Die Haltung der
Regierung: Religion ist Privatsache. Sein Nachfolger Shavkat Mirziyoyev
will Usbekistan als Land eines modernen Islam positionieren, staatliche
Kontrolle eingeschlossen.

Tadschikistans Präsident Emomali Rahmon hatte nach einem blutigen
Bürgerkrieg (1992-1997), in dem es eher um Machtpositionen denn um
Ideologien ging, seine Gegner zunächst in die Regierung integriert und
ließ für einige Zeit die Partei der Islamischen Wiedergeburt im Parlament
zu. Seit 2015 ist diese Partei verboten. In Zentralasien wird aufmerksam
verfolgt, ob sich einheimische strenggläubige Muslime als loyale Bürger
verhalten.

Bereits früher war festzustellen, dass die Wahrnehmung
extremistischer Bedrohungen durch staatliche Entscheider genutzt wurde, um
Handlungsräume für zivilgesellschaftliche Akteure einzuengen. Der Verweis
auf die Zunahme solcher Bedrohungen kann zur Begründung weiterer
Einschränkungen verwendet werden.


Beziehungen zu den Taliban

Die Taliban sind eine materiell gut ausgestattete Bewegung, die ihre
Einkünfte aus internationalen Spenden, Drogenhandel, Steuern und
Abgaben aus den von ihnen kontrollierten Gebieten sowie dem Verkauf
von Bodenschätzen bezieht. Dass Zentralasien Transitstecke und
teilweise Abnehmer von Drogen aus Afghanistan sein kann, wird in der
Region als Gefahr wahrgenommen. Auch wenn die Taliban
verkündeten, sich auf die Errichtung eines Islamischen Emirats in Afghanistan zu konzentrieren, ist für die Nachbarn die Menge moderner Waffen, die die afghanische Armee weitgehend kampflos übergab, beunruhigend. Inwieweit die Taliban diese Waffen
einsetzen können, ob sie dazu vom Westen trainierte Personen der afghanischen Armee kooptieren, ob sich aus Teilen dieser Armee künftig neue militärische Kräftegruppierungen
bilden oder diese Waffen in die Hände anderer islamistischer Akteure
geraten, ist offen.

Usbekistan unterhielt als einziger Staat der Region seit 2017
Gesprächskontakte zu den Taliban. Diese können auch so gelesen werden, dass man auf eine andere Einflussoption als über den inzwischen eher der Türkei
verbundenen General Dostum setzte. Dieser gehört der usbekischen
Minderheit Afghanistans an und war Teil der Nordallianz, die in den 1990er
Jahren als "Puffer" zwischen den Taliban und Usbekistan wirkte.

Insgesamt ist den Regierungen Zentralasiens klar, dass sie sich darauf
einstellen müssen, dass Afghanistan von den Taliban beherrscht wird. Bis
auf Tadschikistan führen sie Gespräche mit ihnen, auch wenn bisher die
Taliban noch auf ihren Listen von Terrororganisationen stehen und mit
den Gesprächen keine offizielle Anerkennung verbunden wird.


Militärische Aufrüstung in der Region

Jedes der Länder Zentralasiens versucht, sich bestmöglich zu schützen.
Die Voraussetzungen dafür sind unterschiedlich. Kasachstan
beobachtete die Entwicklungen in Afghanistan anfangs scheinbar "nur von der
Seitenlinie".[5] Am 1. September 2021 machte Präsident Tokajew jedoch
deutlich, dass man sich im Zusammenhang mit Afghanistan auf "externe
Schocks und die schlimmste Variante der Ereignisse" vorbereiten
müsse - dazu brauche es eine deutlichsten Stimmen für die
Neuordnung des militärisch-industriellen Komplexes und der
Verteidigungsdoktrin.[6] Tadschikistan hatte im Juli zusätzlich zu seinen
15.000 regulären Militärangehörigen 20.000 Reservisten in die
Grenzregion beordert. Turkmenistan wird wenig über die Situation informieren: die turkmenisch-afghanische Grenze könnte sich als wenig geschützt und entgegen der offiziellen Ansage als durchlässig erweisen.

Den Taliban allein entgegenzutreten, wird wenig aussichtsreich sein.
Deshalb wird auf bilateraler und multilateraler Ebene nach Unterstützung
gesucht. Auf dem außerordentlichen Gipfel der Organisation des Vertrags
über kollektive Sicherheit (OVKS) am 23. August 2021 betonten
Armenien, Belarus, Kasachstan, Kirgistan, Russland und Tadschikistan die
Notwendigkeit, die staatliche Macht in Afghanistan durch einen friedlichen
Dialog unter Berücksichtigung der Interessen aller Gruppen des Landes
wiederherzustellen.[7] Die Suche nach Sicherheit in diesem Rahmen wurde
auch in Militärübungen deutlich (Anfang September fand etwa in
Kirgistan eine Truppenübung der Kollektiven Schnellen Eingreifkräfte der
Zentralasiatischen Region der OVKS statt, in der zweiten Augusthälfte übten
in Tadschikistan circa 1.000 russische Militärangehörige der Militärbasis
201, der größten Basis außerhalb Russlands).

Russland ist ein wichtiger äußerer Akteur in dieser Region, jedoch
nicht der einzige. Auch wenn China nur circa 40 Kilometer Grenze am
Wachan-Korridor mit Afghanistan verbinden, dürfte es kein Zufall sein,
dass im August 2021 tadschikische und chinesische Spezialeinheiten im
Westen Tadschikistans gemeinsam die Terrorabwehr übten - zu einem
Zeitpunkt, als die Taliban erklärten, in Afghanistan auch gegen die
Islamische Bewegung Ostturkestan kämpfen zu wollen. Das tadschikische
Parlament billigte den Bau einer von China finanzierten Basis für tadschikische Militärs. Präsident Rahmon schlug die Übergabe einer bestehenden militärischen Struktur an China vor.[8]


Wiederaufbau in Afghanistan und Chancen für Zentralasien

Die Taliban müssen jetzt Afghanistan organisieren. Internationale
Währungsinstitute haben ihren Zugang zu Finanzquellen gesperrt. Es muss
darüber verhandelt werden, wie Hilfe für die Bevölkerung organisiert, die
Wirtschaft wieder in Gang gebracht werden kann. Nach UN-Angaben
leidet mehr als die Hälfte der Bevölkerung unter Lebensmittelmangel. Auch
aus Zentralasien kamen Zusagen für humanitäre Hilfe. Ein großer Teil der
internationalen Hilfslieferungen wird über das usbekische Termez Cargo
Centre gelenkt werden, wenn die Taliban eine Einfuhrerlaubnis für die
dort gelagerten Hilfsgüter erteilen.

Aufmerksam wird verfolgt, wie sich die Voraussetzungen für eine
Wiederaufnahme oder den Ausbau wirtschaftlichen Austausches entwickeln.
Im ersten Halbjahr 2021 gingen 65,5 Prozent aller Mehlexporte aus
Kasachstan nach Afghanistan. Bricht dieser Markt weg, wenn die
Empfänger keine Zahlungen leisten können? Sind die Taliban in der Lage zu
garantieren, dass importierte Güter und deren Transportmittel sicher den
Adressaten erreichen, ohne dass erneut an 50 Checkpoints Abgaben zu
leisten sind? Der Landwirtschaftsminister Kasachstans erklärte jüngst,
dass sein Land weiter Weizen und Mehl nach Afghanistan liefern werde.

Bei aller Sorge um die eigene Sicherheit sind aus Usbekistan am
ehesten Stimmen für eine Normalisierung der Beziehungen mit Afghanistan
zu hören. Präsident Mirziyoyev erklärte vor der
UN-Generalversammlung, dass sein Land wieder Öl und Elektroenergie ins Nachbarland liefere. Man könne Afghanistan nicht isolieren und mit seinen Problemen allein lassen. Er rief auf dem SOZ-Gipfel im September 2021 zur Freigabe der afghanischen
Guthaben bei internationalen Banken auf. Afghanistan importiert den größten Teil seines Stroms, mehr als die Hälfte davon aus Usbekistan. Ein Großteil der internationalen Hilfe wird über Usbekistan nach Afghanistan laufen und Usbekistan rechnet mit
den Transitgebühren. Im Kontext angestrebter Kooperationen mit China wurden größere Infrastrukturprojekte diskutiert wie der (Aus)bau von Eisenbahnverbindungen durch Afghanistan nach Pakistan (Masar-i-Sharif - Peschawar). Vertreter der Taliban sagten
bereits die Sicherheit der an der Realisierung beteiligten usbekischen Experten zu. Auch Turkmenistan ist an Großprojekten wie der Gasleitung TAPI
(Turkmenistan-Afghanistan-Pakistan-Indien),
an Strom- und Glasfaserleitungen zwischen
Turkmenistan-Afghanistan-Pakistan und Eisenbahntrassen zwischen Turkmenistan und Afghanistan interessiert.

Wasser kann zu einer Schlüsselfrage in den tadschikisch-afghanischen
Beziehungen werden: Bestehende Vereinbarungen zum Schutz der Umwelt
im Ökosystem der Flüsse Pandsch und Amurdarja können Grundlage für
das Wassermanagement und die gemeinsame Nutzung der Ressourcen der
Grenzflüsse werden.

Könnten zusätzliche Transportkorridore von Zentralasien über
Afghanistan gebaut und deren Stabilität gewährleistet werden, würden sie
sowohl zur Entwicklung der beteiligten Länder als auch des
internationalen Handels beitragen. So könnten Stränge der Neuen Seidenstraßen stärker vernetzt werden. Um chinesische Investitionen in Afghanistan zu sichern, ist China auch bereit, mit dem Taliban Gespräche zu führen.

Gemeinsam wahrgenommene Bedrohungen könnten zu einer
Annäherung von staatlichen Akteuren und einer verbesserten
Zusammenarbeit in Zentralasien beitragen. Ob sie angesichts der Punkte, die
innerhalb Zentralasiens Kooperationen entgegenstehen, langfristig eine
tragfähigere Grundlage für erfolgreiches Zusammenwirken werden,
bleibt zu sehen.


Marlies Linke

Dipl.-Staatswissenschaftlerin (Institut für Internationale Beziehungen Moskau),
Leiterin des Regionalbüros Zentralasien der Rosa-Luxemburg-Stiftung in Almaty
(Kasachstan)


Anmerkungen:

[1] https://rus.azathabar.com/a/31435215.html.

[2] https://www.tagesschau.de/ausland/asien/deutschland-ortskraefte-evakuierungen-101.html.

[3] https://tass.ru/politika/12190405.

[4] Interview Sputnik - Yevseyev 13.08.2021

https://www.youtube.com/watch?v=ylLzc-o8wXA.

[5] Dostym Satpayev, 365info.kz 17.08.2021, vgl. 

https://365info.kz/2021/08/v-voprose-afganistana-nelzya-rasschityvat-na-voennye-zontiki-rossii-kitaya-i-ssha-ekspert.

[6] Kassym-Shomart Tokajew in der gemeinsamen Sitzung der Parlamentskammern
Kasachstans am 01.09.2021, vgl.

https://www.inform.kz/ru/perezagruzit-oboronno-promyshlennyy-kompleks-rk-poruchil-prezident_a3830767.

[7] Vgl. https://odkb-csto.org/news/news_odkb/ob-itogakh-vneocherednoy-sessii-soveta-kollektivnoy-bezopasnosti-odkb-posvyashchennoy-situatsii-v-af.

[8] https://www.rferl.org/a/tajikistan-approves-chinese-base/31532078.html.
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Honduras 

Xiomara Castro zur Präsidentin gewählt



Bei der Präsidentschaftswahl in Honduras liegt die Kandidatin
des Linksbündnisses Alianza, Xiomara Castro, auf dem ersten Platz und
erklärte sich bereits zur Siegerin.

(San Pedro Sula, 29. November 2021, radio progreso) - Bei der
Präsidentschaftswahl in Honduras liegt die Kandidatin des
oppositionellen Linksbündnisses Alianza, Xiomara Castro, mit 53,61
Prozent der Stimmen auf dem ersten Platz. Das teilte die honduranische
Wahlbehörde CNE auf ihrer Website nach Auszählung von gut der Hälfte
der Stimmen mit.

Demnach kommt Xiomara Castro bislang auf 961.294 Stimmen. Die rechte
Nationalpartei, die bislang an der Macht war, kommt mit ihrem
Kandidaten Nasry "Tito" Asfura mit 607.492 Stimmen nur auf 33,87
Prozent. Auf dem dritten Platz liegt die Liberale Partei und ihr
Präsidentschaftskandidat Yani Rosenthal mit nur 9,2 Prozent.

Castro erklärte [1] sich bereits zur Siegerin und zeigte sich
entschlossen, eine Regierung der Wiedergutmachung, des Friedens und
der Gerechtigkeit anzuführen. Sie werde für eine partizipative
Demokratie sorgen, versprach sie, in der die Frauen eine aktive Rolle
spielen sollten. Die 62-Jährige Castro [2] ist die Ehefrau des 2009
gestürzten linkspopulistischen Präsidenten Manuel Zelaya.

Nach Angaben des CNE hatte dieser Wahlgang mit über 68 Prozent eine
historisch hohe Wahlbeteiligung. Das liege an der hohen
Wahlbeteiligung unter jungen Menschen, erklärte der Rechtsanwalt
Joaquín Mejía gegenüber Radio Progreso: "Das ist eine junge
Generation, Söhne und Töchter des Putsches (von 2009, Anm. d.
poonal-Red.), die den Wahlbetrug und die illegale Wiederwahl (des
scheidenden Präsidenten Juan Orlando Hernández, Anm. d. poonal-Red.)
miterlebt haben und die machtlos mit ansehen mussten, wie diese
korrupte und straflose politische Klasse getan hat, was sie wollte -
auf dem Rücken der Interessen der Gesellschaft."


Anmerkungen:

[1] https://radioprogresohn.net/aplicacion-movil/xiomara-castro-propone-formar-un-gobierno-de-reconciliacion-paz-y-justicia/

[2] https://en.wikipedia.org/wiki/Xiomara_Castro
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Chile 

Der Rechtsextreme Kast und der Linke Boric kommen in die
Stichwahl



Auf den dritten Platz schafft es in der Präsidentschaftswahl
überraschend Franco Parisi, der während des gesamten Wahlkampfs nicht
in Chile war. Seine Rolle könnte fortan entscheidend sein.

(Montevideo, 21. November 2021, la diaria) - Die Ergebnisse des ersten
Wahlgangs der Präsidentschaftswahlen in Chile am 21. November haben
bestätigt, was Umfragen bereits prognostiziert hatten: Der
rechtsextreme Kandidat José Antonio Kast, Vorsitzender der von ihm
gegründeten Partei Partido Republicano (PLR), erhielt die meisten
Stimmen. Zweitplatzierter ist Gabriel Boric, ehemaliger Präsident der
Studierendenvereinigung Fech und Kandidat des linken Bündnisses
Apruebo Dignidad. Beide Kandidaten haben jedoch bei weitem nicht die
nötigen 50 Prozent erreicht, sodass sie am 19. Dezember in einer
Stichwahl gegeneinander antreten werden.

Nach Auszählung fast aller Stimmen kam der 55-jährige Anwalt Kast auf
27,91 und Boric auf 25,83 Prozent der Wählerstimmen. In absoluten
Zahlen bedeutet das: Kast erhielt knapp über anderthalb Millionen
Stimmen und damit ca. 146.000 mehr als Boric. Dass diese beiden
Kandidaten in die Stichwahl gehen, bedeutet eine politische Wende in
Chile: Zum ersten Mal seit der Rückkehr zur Demokratie wird der
Präsident nicht einer der zwei großen Koalitionen angehören, die sich
am bzw. nach dem Ende der Pinochet-Diktatur formiert hatten. Die
Mitte-links-Koalition Concertación de Partidos por la Democracia (kurz
Concertación) und das Bündnis aus rechten Parteien, das mit Sebastián
Piñera den amtierenden Präsidenten stellt.


Überraschender Dritter: Franco Parisi

Die große Überraschung bei diesen Wahlen war jedoch der
drittplatzierte Franco Parisi, Kandidat der eher rechtspopulistischen
Partei Partido de la Gente (PDG). Der 54-jährige Ökonom, der in den
USA lebt und während des Wahlkampfs nicht ein einziges Mal nach Chile
gereist ist, sicherte sich dank einer starken Kampagne in den sozialen
Medien 12,8 Prozent der Stimmen, wobei er vor allem in den nördlichen
Regionen des Landes punkten konnte.

Sebastián Sichel, Kandidat der regierenden Koalition Chile Podemos
Más, positionierte sich mit 12,79 Prozent knapp hinter ihm. An fünfter
Stelle liegt mit 11,61 Prozent Yasna Provoste von der Koalition Unidad
Constituyente (UC), der Nachfolgerin der ehemaligen Concertación. Nach
ihr folgt mit 7,61 Prozent Marco Enríquez-Ominami des Partido
Progresista (PRO). Gerade einmal 1,47 Prozent der Stimmen erhielt der
Letztplatzierte Eduardo Artés von der ultralinken Unión Patriótica
(UPA), der keinen Hehl aus seiner Sympathie für Stalin und die
Regierung Nordkoreas macht sowie ultranationalistischen, xenophoben
und antisemitischen Tendenzen anhängt.


Regierungsparteien unterstützen Kast

Sebastián Sichel, Kandidat des regierungsnahen Rechtsbündnisses, war
der erste, der sich nach Bekanntgabe der Ergebnisse öffentlich
äußerte. Der Kandidat dankte den Wähler*innen, gab seine Niederlage zu
und kündigte bereits an, dass er seine Stimme im zweiten Wahlgang
nicht Boric geben werde. "Es war sehr unwahrscheinlich, dass ein
Unabhängiger wie ich es in diese Position schaffen würde, aber wir
gehen erhobenen Hauptes und in der Überzeugung, alles Mögliche getan
zu haben, um Chile zu helfen. Ich habe José Antonio Kast schon
beglückwünscht. Ich werde nicht für Boric stimmen, aber ich bin
bereit, mit Kast Gespräche zu führen", versicherte Sichel, so La
Tercera. Er ergänzte: "Ich will nicht, dass in Chile die extreme
Linke gewinnt."

Nach ihm sprach Kast, der laut Berichten lokaler Medien verlauten
ließ: "Ich möchte allen Chilenen und Chileninnen danken, die heute auf
uns vertraut haben. Wir werden euch nicht enttäuschen, wir werden
unseren Weg weiterverfolgen, wir haben die Mehrheit der Stimmen
erhalten [...], wir werden wieder für Frieden, Ordnung und Fortschritt
sorgen." Der Kandidat, der mit der Ideologie der Pinochet-Diktatur
sympathisiert, fügte noch hinzu: "Wir wissen, dass Chile Veränderungen
braucht, aber in Freiheit, in Frieden und Gerechtigkeit.
Veränderungen, die verantwortungsvoll und geordnet vonstatten gehen,
auf der Grundlage von Gesprächsbereitschaft, Zusammenarbeit und dem
Willen, sich zu einigen."


Boric: "Ich will Energie und Hoffnung entfachen."

Nur einige Minuten später meldete sich Boric zu Wort: "Diese
Herausforderung, die wir voller Bescheidenheit annehmen, umfasst alle.
Vor uns steht die Aufgabe, die Demokraten zu einen. Ich will Energie
und Hoffnung entfachen." Dann stimmte der Kandidat auf den zweiten
Wahlgang ein: "Es wird nicht das erste Mal sein, dass wir allen
Widrigkeiten zum Trotz etwas erreichen. Das war schon der Fall, als
wir für die Bildung kämpften und niemand an uns glaubte und als wir
dem binominalen Wahlsystem ein Ende setzten [...]. Ich habe keinen
Zweifel, dass das auch bei der kommenden Stichwahl der Fall sein
wird", sagte der Kandidat von Apruebo Dignidad und schloss mit der
Bekundung seiner Zuversicht bezüglich des zweiten Wahlgangs im
Dezember: "Wir wissen, dass die Stichwahl knapp und schwierig wird,
aber wir werden sie gewinnen", betonte er.

Álvaro Elizalde, Vorsitzender des Partido Socialista (PS) und
Unterstützer von Provoste, rief seinerseits alle Chilen*innen dazu
auf, "im zweiten Wahlgang ohne Umschweife für den Kandidaten Gabriel
Boric zu stimmen" und warnte: "José Antonio Kast stellt eine Bedrohung
und einen deutlichen Rückschritt für das Land dar. Wir appellieren an
die Chilenen, die Gefahr nicht zu unterschätzen, die von einer
rechtsextremen Regierung ausgeht. Was gerade auf dem Spiel steht, ist
zu wichtig."


Parisi wird in der Stichwahl ein entscheidender Faktor

Angesichts der Ergebnisse dieses ersten Wahlgangs ist ungewiss, wie
die Stichwahl ausgehen wird. Kast kann wohl mit der ungeteilten
Unterstützung der aktuellen Regierung rechnen, Boric mit der der
ehemaligen Concertación sowie der Mehrheit der Unterstützer*innen
Enríquez-Ominamis. Allerdings ist nicht klar, was mit denjenigen
passieren wird, die ihre Stimme Parisi gegeben haben, der bereits
mitgeteilt hat, dass er in den nächsten Tagen nach Chile reisen werde,
um politische Kontakte zu knüpfen.

Bei den Wahlen am 21. November standen neben dem Präsidentenamt auch
alle Mitglieder des Abgeordnetenhauses und 27 der 50 Senator*innen aus
den Regionen Antofagasta, Coquimbo, Metropolitana de Santiago,
O'Higgins, Ñuble, Biobío, Los Ríos, Los Lagos und Magallanes sowie
Regionalräte zur Wahl.
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Lateinamerika 

Ex-Präsident Lula spricht vor EU-Parlament



(Brüssel, 16. November 2021, brasil de fato/poonal).- Am 15. November war
der brasilianische Ex-Präsident Lula da Silva im Europäischen Parlament in
Brüssel zu Besuch. Er nahm an einem Treffen zwischen europäischen und
lateinamerikanischen Politiker*innen teil, zu dem die "S&D" genannte
Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialdemokrat*innen [1] eingeladen
hatte. In seiner Rede [2] vor dem EU-Parlament sprach sich Lula für eine
soziale Inklusion in seinem Land aus, um die brasilianische Wirtschaft
wieder anzukurbeln. Es sei "notwendig, die Demokratie zu retten und die
Armen beim Haushaltplan mitzuberücksichtigen", betonte der ehemalige
Präsident Brasiliens. Dafür will Luiz Inácio Lula da Silva im Rahmen seiner
Präsidentschaftskandidatur im kommenden Jahr kämpfen.

"Wenn die Armen genug Geld haben, wird die Wirtschaft wieder
funktionieren", ließ er verlauten und versprach, im Falle seiner Wiederwahl
eine starke Politik der sozialen Inklusion in Brasilien zu fördern. Er
fügte hinzu, dass man nicht nur die Armen mit in den Haushalt einbeziehen,
sondern auch die Reichen entsprechend besteuern müsse, um die soziale
Gerechtigkeit im Lande zu fördern.


Keine Spekulationen über Alckmin

Auf einer Pressekonferenz [3] äußerte sich Lula auch bezüglich der
Spekulationen um den ehemaligen Gouverneur von São Paulo, Geraldo
Alckmin, als seinen potenziellen Vizepräsidentschaftskandidaten. Auf die
Frage, ob er befürchte, dass Alckmin den den Verrat des damaligen
Vizepräsidenten Michel Temer wiederholen werde, der das
Amtsenthebungsverfahren gegen Dilma Rousseff 2015/16 vorantrieb, antwortete
Lula, dass noch keine Namen bestimmt wurden und er nicht auf der Suche nach
einem Vizepräsidentschaftskandidaten sei.

Die Spekulationen in der Presse kommentierte Lula wie folgt: "Es gibt 22
Kandidaten für das Amt des Vizepräsidenten und acht Wirtschaftsminister,
und ich habe mich noch nicht einmal entschieden zu kandidieren." Was den
möglichen Vizepräsidenten betrifft, sollte es laut Lula eine herausragende
Persönlichkeit sein. Zu Alckmin sagte er, dass er eine "außergewöhnliche
Beziehung" zu dem ehemaligen Gouverneur genieße, und es nichts gebe, was
einer Verständigung zwischen ihnen im Weg stünde. "Ich habe tiefen Respekt
vor ihm", stellte er fest.

An der Pressekonferenz im Europäischen Parlament war neben Lula auch die
Vorsitzende der S&D-Fraktion Iratxe Garcia Pérez beteiligt. Die Spanierin
ist seit 2004 Mitglied des Europäischen Parlaments.


Treffen mit Stiglitz

Am 14. November traf Lula außerdem den EU-Außenbeauftragten Josep Borrell
[4] sowie den Wirtschaftsnobelpreisträger Joseph Stiglitz. "Wir haben über
die Überwindung des Neoliberalismus und den dringend notwendigen Aufbau
einer Zukunft gesprochen, die das Wohlergehen der Menschen berücksichtigt",
wurde Lula in den sozialen Medien zitiert.

Am 15. November nahm der ehemalige brasilianische Präsident auch an einem
vom sozialdemokratischen Block des Europäischen Parlaments organisierten
Treffen [5] in Brüssel teil, um zu diskutieren, wie die Welt mit Hilfe
einer progressiven Agenda gestärkt aus der Pandemie hervorgehen kann.
Außerdem wurden auf dem Treffen die Annäherung und die Vertiefung der
Beziehungen zwischen den europäischen und den lateinamerikanischen Staaten
erörtert.


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Fraktion_der_Progressiven_Allianz_der_Sozialdemokraten_im_Europ%C3%A4ischen_Parlamentaten_im_Europ%C3%A4ischen_Parlament

[2] https://lula.com.br/leia-o-discurso-de-lula-no-parlamento-europeu/

[3] https://multimedia.europarl.europa.eu/de/press-conference-by-iratxe-garcia-perez-s-d-president-and-luiz-inacio-lula-da-silva-former-president_20211115-1615-SPECIAL-PRESSER_vd -s-d-president-and-luiz-inacio-lula-da-silva-former-president_20211115-1615-SPECIAL-PRESSER_vd

[4] https://remonews.com/venezulaeng/josep-borrell-spoke-with-lula-da-silva-from-brazil-mercosur-nicaragua-and-venezuela/

[5] https://socialistsanddemocrats.eu/events/latin-america-day-high-level-meeting-15-november-2021
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Brasilien 

Indigene Selbstversorgung und anhaltende Bedrohung

Von Niklas Franzen
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Abgeschirmt von ihren Arbeitsplätzen, ohne staatliche Hilfe und
Einnahmen aus der Tourismusbranche sind indigene Dörfer auf
Selbsthilfe angewiesen.

(Manaus, 11. November 2021, npla) - Die Corona-Pandemie hat Brasilien
schwer getroffen. Gerade die Region rund um die Millionenstadt Manaus
ist schwer gebeutelt. Mittlerweile hat sich die Infektionslage
entspannt. Doch für viele indigene Gemeinden sind die Auswirkungen
der Pandemie dramatisch.


Lebensmittelspenden statt Einnahmen aus der Tourismusbranche


Genivaldo Castro Meira beugt sich vom Holzsteg in das Schnellboot
herunter, schnappt sich ein Paket und gibt es an einen anderen Mann
weiter. Dann ein weiteres Paket. Und noch eins. In den Paketen finden
sich Reis, Bohnen, Öl und Nudeln. Die aufgereihten Männer sind
Indigene des Tujuca-Volkes. Sie haben kunstvolle Zeichnungen auf den
Körpern, tragen Perlenketten um den Hals und Blätterröcke um die
Hüfte. Ihr kleines Dorf liegt am Rio Negro, rund eine Stunde von der
Amazonas-Metropole Manaus entfernt. Hinter den kleinen Hütten des
Dorfes erstreckt sich dichter Urwald. Bunte Papageien kreischen in der
Luft.


"Die staatliche Indigenenbehörde hat uns vergessen."

Die Lebensmittelpakete werden über Spenden finanziert und von der
indigenen Organisation Copime mit dem Boot geliefert. Viele Indigene
im Bundesstaat Amazonas sind darauf angewiesen, denn die
Corona-Pandemie hat ihre Gemeinden hart getroffen. Genivaldo Castro
Meira ist Cacique des Dorfes. So werden die Vorsteher*innen in
indigenen Gemeinden genannt. In der maloca, einer traditionellen
Versammlungshütte mit Dach aus Palmenblättern, macht er eine Pause und
nimmt sich Zeit, mit uns zu sprechen. Ein paar Alte dösen in
Hängematten, Kinder tollen herum. Vor der Pandemie haben sie hier
Tourist*innen empfangen. Sie haben für sie getanzt, ihre Kultur
präsentiert, Kunsthandwerk verkauft. "Der Tourismus wurde wegen der
Pandemie gestoppt. Jetzt ist es sehr schwer für uns. Bis heute kommen
die Touristen nicht. Seit einem Jahr und neun Monaten, seit fast zwei
Jahren.", so der Cacique. Die Corona-Pandemie hat Brasilien schwer
getroffen. Mehr als 600.000 Menschen starben an dem Virus. Monatelang
war Brasilien weltweites Epizentrum. Mittlerweile hat sich die
Situation entspannt. Die Infektions- und Todeszahlen sind in den
letzten Monaten stark zurückgegangen. Viele Brasilianer*innen sind
geimpft. Doch die Auswirkungen der Pandemie sind verheerend,
insbesondere für die indigenen Gemeinden. "Es gab Notfallhilfen, aber
niemand hier hat sie erhalten. Die Funai hat uns nicht geholfen.",
erzählt Meira. Die staatliche Indigenenbehörde Funai habe viel
versprochen, sei jedoch schon lange nicht mehr im Dorf aufgetaucht.
"Viele Leute haben uns Hilfe zugesagt. Aber bis jetzt haben wir keine
bekommen. Gott sei Dank kommt die Copime seit dem Beginn der Pandemie
und hilft uns."


Unterstützung kommt von der indigenen Selbst-Organisierung


Die Copime [1] ist eine Indigenen-Organisation aus Manaus, die 2011
gegründet wurde. Mitbegründerin Marcivana Rodrigues gehört zum Volk
der Sateree. "Die Gemeinden rund um Manaus leben vom Tourismus. Als
der Lockdown losging und die Touristen nicht mehr kamen, haben die
Gemeinden gehungert", berichtet die 50-Jährige. Die sozialen
Auswirkungen der Pandemie sind dramatisch. Immer mehr
Brasilianer*innen können sich nicht mehr selbst ernähren und sind auf
Spenden angewiesen. Fast alle bekommen die Krise zu spüren. Doch
wieder einmal sind die indigenen Gemeinschaften besonders stark
betroffen. Dazu Aktivistin Rodrigues: "Die Copime hat mit Hilfe
verschiedener Organisationen ungefähr 7.000 Lebensmittelpakete
verteilt. Die indigenen Organisationen machen das, was eigentlich die
Stadtverwaltung tun müsste."


Abgeschirmt von der Stadt und vom Arbeitsplatz

Mit dem Boot der Indigenen-Organisation Copime geht es weiter auf dem
Rio Negro. Die nächste Gemeinde kommt in Sicht. Ein kahler Abhang
führt zu einer Ansammlung von kleinen Hütten. Das Boot legt an. Zuerst
werden die Pakete ausgeladen. Ein Mann in Fußballtrikot und Surfshorts
steht am Ufer, der die Aktion koordiniert. Es ist Joel do Nascimento,
der Cacique des Dorfs. Hier leben rund 100 Familien, fast alle sind
Indigene des Apurinā-Volks. Hier stellt der Tourismus keine
Einnahmequelle dar. "Corona war sehr schwer für uns, weil viele von
uns vorher Gelegenheitsjobs in Manaus gemacht haben. Wir konnten nicht
mehr auf die andere Seite fahren, weil sie eine Barriere im Wasser
hochgezogen haben", so der Cacique Nascimento. Mit dem Boot sind es
nicht einmal 30 Minuten nach Manaus. Doch mit dem Beginn der Pandemie
durften sie nicht mehr dorthin. Ein harter Schlag für die Gemeinde.
"Diejenigen, die festangestellt waren, wurden alle entlassen. Jetzt
versuchen wir, Arbeit zu finden, aber es klappt nicht."


"Die Regierung will nichts weiter als unser Land
ausbeuten"

Für die Indigenen am Rio Negro war Corona in mehrerer Hinsicht eine
Katastrophe. Neben der Pandemie macht den Indigenen auch die
Bolsonaro-Regierung zu schaffen. Der Rechtsradikale polterte bereits
im Wahlkampf, "keinen Zentimeter mehr" als indigene Territorien
ausweisen zu lassen. Regelmäßig beschimpft er Umweltschützer*innen. Er
vergleicht Indigene mit "Zootieren" und leugnet den Klimawandel. Auch
Marcivana Rodrigues beobachtet die Bolsonaro-Regierung mit Sorge.
"Keine Regierung hat sich jemals um unsere Rechte gekümmert. Aber mit
Bolsonaro gab es große Rückschritte", betont die Aktivistin der
Indigenen-Organisation Copime. Zusammen mit der mächtigen Agrarlobby
hat die Regierung wortwörtlich die Axt angelegt. Wenn es nach
Bolsonaro ginge, würden durch den ganzen Regenwald Bagger rollen.
Derzeit diskutiert der Oberste Gerichtshof die sogenannte
Stichtagsregelung [2]. Sollte diese durchgehen, droht vielen indigenen
Gemeinden die Auslöschung. "Diese Regierung und fast alle Regierungen
denken nur daran, die Region auszubeuten. Sie wollen zerstören, was
wir, die indigenen Völker, in mehr als 500 Jahren aufrechterhalten
haben", empört sich Marcivana Rodrigues.


Anmerkungen:

[1] https://www.facebook.com/pages/category/Interest/Copime-Copime-187295711809188/

[2] https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/gesetzesentwurf-bedroht-die-rechte-indigener-voelker/


Ein Audiobeitrag zur indigenen Selbstorganisierung ist zu hören unter:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/indigene-selbstorganisation-in-zeiten-der-pandemie/
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Mexiko: Autonome Sekundarschule der EZLN in Chiapas in Brand
gesteckt

von Philipp Gerber, 4. November 2021



Chiapas. Im südlichsten Bundesstaat Mexikos hat die zapatistische Bewegung
am 21. November erneut schwere Übergriffe auf ein Dorf namens Moisés Gandhi
registriert. Die zapatistischen Bewohner:innen wurden mit Schusswaffen
angegriffen. Dieselben Täter verübten einen Brandanschlag auf die dortige
autonome Sekundarschule. Sie sind laut lokaler Berichte Mitglieder der
Regionalen Organisation der Kaffeebauern von Ocosingo (Orcao), die sich
seit über 20 Jahren im Konflikt mit der Zapatistischen Armee der Nationalen
Befreiung (EZLN) befindet.

Die Täter und mutmaßlichen Mitglieder der Orcao beschossen die Gemeinde
zuerst am vergangenen Sonntagmorgen mit schweren Waffen. Drei Häuser wurden
getroffen und deren Bewohner:innen gefährdet, wie das Widerstandsnetz Ajmaq
berichtet. Anschließend attackierte die Gruppe das Gebäude der
Sekundarschule, die Teil der autonomen Schulbildung der Zapatistas ist.
Drei Klassenräume wurden durch das Feuer zerstört. In der Nacht des 14.
Oktober verübte die Orcao einen ersten bewaffneten Angriff auf das Dorf
Moisés Gandhi.

Die EZLN hat sich zu den Ereignissen noch nicht öffentlich geäußert. Im
September 2021 wurden in derselben Region zwei Zapatistas für mehrere Tage
von der Orcao entführt wurden. Nach deren Freilassung erklärte die EZLN,
dass sie keine weiteren Aggressionen gegenüber ihren Unterstützer:innen
mehr tolerieren werde und es bei einem nächsten Mal keine Presseerklärungen
mehr gebe: "Mit anderen Worten, es werden keine Worte, sondern Taten
folgen", warnte die EZLN. Die Entführung der beiden Zapatistas blieb bisher
straffrei.

Zwischen der EZLN und der Orcao schwelen seit Jahren Konflikte um ein Stück
Land, das die beiden Organisationen im Zuge des Aufstands von 1994
gemeinsam besetzten. Im Jahr 2001 akzeptierte die Orcao die
Regierungsprogramme der Landprivatisierung, während ihre zapatistischen
Nachbar:innen eine Parzellierung des ehemaligen Großgrundbesitzes
verweigerten und weiterhin auf die Fortführung von kollektiver
Landwirtschaft bestehen. Immer wieder kommt es zu Angriffen: Im August 2020
sind in der Ortschaft Cuxuljá zwei Lagerhallen der EZLN ausgeraubt und
anschließend niedergebrannt worden, in denen Mais und Kaffee gelagert wurde
[1].


Anmerkung:

[1] https://amerika21.de/2020/08/242964/mexiko-chiapas-zapatisten-kaffee-brand

Quellen: 

https://redajmaq.org/es/ataque-armado-y-quema-de-la-secundaria-autonoma-zapatista-de-moises-y-gandhi-por-para-de-la-orcao

https://redajmaq.org/es/nuevas-agresiones-del-grupo-paramilitar-de-la-orcao-en-territorio-zapatista


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2021/11/255657/mexiko-chiapas-zapatisten-brand
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El Salvador 

Nayib Bukele - Autokrat oder demokratischer Revolutionär?

Von Alfredo Carías und Markus Plate
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Nayib Bukeles Strategien sind im besten Falle unkonventionell
und oft am Rande der Legalität. Die Meinung über den Präsidenten
spaltet das Land.

(Berlin/San Salvador, 27. Oktober 2021, npla) - El Salvador hat eine
jahrzehntelange Gewalterfahrung. Erst Diktatur und Bürgerkrieg, dann
nach Friedensschluss Anfang der 1990er Jahre der Aufstieg der "Maras"
genannten Jugendbanden. Vor knapp drei Jahren hatten die
Salvadorianer*innen genug und wählten einen jungen, unkonventionellen
Typen zum Präsidenten. Nayib Bukele will mit Gewalt, Korruption und
postkolonialen Strukturen aufräumen und ist in der Wahl seiner Mittel
nicht zimperlich. Auch nicht im Kampf gegen die Pandemie. Ist Bukele
nun Autokrat oder demokratischer Revolutionär? El Salvador ist darüber
gespalten.

Eduardo Barahona ist ein Clown. Als solcher arbeitet er in der
Gewaltprävention mit Jugendlichen und als Laune-Aufheller auf Demos.
Aber auch ohne Verkleidung wirkt der junge Mann mit den leuchtenden
Augen und dem einnehmenden Wesen wie eine unerschütterliche Frohnatur.
Selbst, wenn er aus seinem Leben erzählt, seiner Jugend in den
Barrios, den ärmeren Vierteln von El Salvadors Hauptstadt San Salvador
- und wie das mit der Bandenkriminalität über die Jahre immer
schlimmer wurde: "Ich war mal wieder joggen. Da hat mich ein Typ
angehalten und meinen Personalausweis verlangt. Dann kamen mehr dazu.
Die sind über mich hergefallen, ich dachte, ich sterbe jetzt. Sie
haben mich über Treppen tief in die Siedlung hinein geschleppt.
Irgendwann habe ich mich losgerissen und bin durchs halbe Barrio
gerannt, bis ich in einen Abwasserkanal gesprungen bin. Da hab ich
mich versteckt, bis die Luft rein war. Ich hatte Riesenangst. Das war
das erste Mal."
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'Lachen ist ein Muss' - Der Democlown Eduardo Barahona
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Es folgten weitere Male. Eduardo musste mehrfach umziehen, hat oft bei
Freunden und manchmal auf der Straße übernachten müssen. Fast Jede und
Jeder in El Salvador hat Gewalt der hier Maras genannten Banden
entweder selbst erfahren oder kennt die Geschichten von Verwandten und
Bekannten.


Das Ende der Zweiparteienherrschaft - der Anfang von Nayib
Bukele

Die Gewalt und die Perspektivlosigkeit sind gewichtige Gründe dafür,
dass El Salvador Anfang 2019, nach fast 30 Jahren
Zweiparteienherrschaft genug hatte - und Nayib Bukele zum Präsidenten
wählte: damals gerade 37 Jahre alt, palästinensischer Abstammung,
beliebter Hauptstadtbürgermeister. Und Bukele inszeniert sich auch
nach der Wahl als derjenige, der El Salvador endlich von den Maras
befreit. So wendet er sich Mitte 2019 über das Fernsehen und Social
Media an die Banden: "Hört auf zu morden. Wenn nicht, kommt ihr alle
ins Loch." Seine Regierung sei bereit, die Gefängnisse in
Rehabilitationszentren zu verwandeln, aber erst, wenn die Mordraten
drastisch runtergingen.

El Salvador litt Jahrzehnte unter einer brutalen, rechten
Militärdiktatur. Als Antwort darauf bildeten sich ab Ende der 1960er
Jahre Guerrilla-Gruppen. Als Reaktion auf die zunehmende Repression,
auf Auftragsmorde und Massaker, führte die FMLN Guerrilla dann ab 1979
Krieg gegen die Militärjunta, der zwölf Jahre dauern sollte.
Mindestens 70.000 Menschen haben in dieser Zeit ihr Leben verloren,
die meisten Toten gehen auf das Konto von Armee und rechten
Todesschwadronen. Seit dem Friedensschluss 1992 hatten zwei Parteien
die salvadoranische Politik dominiert: Die stramm rechte ARENA und die
zur Partei gewandelte ehemalige Guerrilla FMLN.


Politischer Frieden heißt nicht gleich sozialer Frieden

Aber aus politischem Frieden wurde nie sozialer Frieden, sagt die
Journalistin Angélica Cárcamo, aktuell Präsidentin der
salvadoranischen Journalistenvereinigung APES. Denn die Gewalt, die
Banden und der Drogenhandel seien das Produkt der Armut und einer
Politik, die sich nie um die Ungleichheit gekümmert habe. Es habe nie
langfristige politische Strategien gegen Armut und Gewalt gegeben, im
Gegenteil: "Vor allem unter den rechten ARENA-Regierungen gab es nur
die Politik der harten Hand, aber auch unter der Linken wurde das
Militär entgegen der Verfassung immer wieder im Inneren eingesetzt."
So habe sich der Krieg zwischen Banden und Sicherheitskräften weiter
angeheizt, so Cárcamo."
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'Pressefreiheit!' - Die Journalistin Angélica Cárcamo
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Bukele ist in der Wahl seiner Mittel nicht zimperlich. Polizist*innen
haben eine Lizenz zum Töten, Bandenmitglieder werden in Gefängnissen
auf engstem Raum zusammengepfercht, auch in Pandemiezeiten. Die
Bandenkriminalität hat sich zwar verringert, dafür wird gegen die von
Bukele gestärkten Sicherheitskräfte immer wieder wegen Übergriffen
ermittelt. Allein im vergangenen Jahr fast 1.000 Mal, wegen
Beleidigungen, sexuellen Übergriffen, Freiheitsberaubung bis hin zu
Mord und Verschwindenlassen.


"Wir sollten den Banden mit einer intelligenten Strategie
entgegentreten"

Dagoberto Gutiérrez hält die Politik Bukeles dennoch für
alternativlos. Der mittlerweile 76-jährige ehemalige
Guerrilla-Kommandant und Mitverhandler der Friedensabkommen ist heute
Vizerektor der lutherischen Universität El Salvadors. Zu seiner
ehemaligen politischen Heimat, der FMLN, ist Gutiérrez in den letzten
Jahren auf Distanz gegangen. Stattdessen verteidigt er den Präsidenten
regelmäßig. Die Jugendbanden seien das Produkt der zwischen Militärs
und FMLN ausgehandelten neuen Ordnung in El Salvador. Das damals
vereinbarte neoliberale Wirtschaftsmodell habe Zehntausende junger
Menschen außen vor gelassen. Heute seien die Maras ein
wirtschaftlicher, politischer und militärischer Machtfaktor. Bukele
wolle mit einer intelligenten Strategie die Macht im Land
zurückzugewinnen. Denn den Banden den Krieg zu erklären, das habe
ebensowenig funktioniert wie in Mexiko. Stattdessen sagt er: "Wir
sollten auch nicht einfach mit den Banden verhandeln, sondern ihnen
mit einer intelligenten Strategie entgegentreten, mit einem einzigen
Ziel: Das Land zu befrieden. Und ich glaube, die Regierung tut einiges
dafür."
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Ein Markt im Zentrum von San Salvador in Pandemiezeiten
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Bukele handelt in vielen Politikbereichen. Das ist unstrittig. Aber
seine Strategien sind im besten Falle unkonventionell, oft am Rande
der Legalität und immer begleitet von massiver PR in sozialen Medien,
von bezahlten Werbeclips der Regierung und von Bukele selbst. Beispiel
Pandemie: Vor einem überlebensgroßen Portrait des 1980 ermordeten und
2018 heilig gesprochenen Erzbischofs Oscar Romero blickt Bukele im
März 2020 direkt durch die Kamera in die Wohnzimmer und sagt: "Für
drei Monate haben wir die Rechnungen eingefroren. Für Strom, Wasser,
Telefon, Internet, Miete, Bankkredite, Autos und Motorräder, alles ist
für drei Monate gesetzlich gestundet. Niemand muss sich Sorgen machen.
Alle bekommen ihr Gehalt weiter. Und wenn Du kein Gehalt bekommst und
natürlich weiter Essen kaufen musst, dann bekommen alle, die keinen
festen Job haben, 300 US-Dollar pro Haushalt. Und jeden der
Funktionäre, der davon auch nur einen Penny stiehlt, werde ich
persönlich in den Knast werfen."

Für diese Rede gab es internationale Beachtung und in El Salvador viel
Beifall. Die Kehrseite der Medaille: Bukele riegelt das Land ab. Ab
Ende März 2020 wird ein totaler Lockdown ausgerufen, allen
Bürger*innen El Salvadors ist es untersagt, ihre Häuser und Wohnungen
zu verlassen. Auf Nichtbeachtung reagierte die Regierung mit
zahlreichen Verhaftungen und Zwangsinternierungen. Wieder eingereiste
Salvadoraner*innen mussten für 30 Tage in Quarantäne, nicht in
häusliche, sondern in Spezialeinrichtungen, oft unter Bewachung durch
das Militär.


Keine Hygiene, kein Essen, kein Platz

Dino Safie, Sänger einer katholischen Band, veröffentlichte ein
Internetvideo, in dem er die untragbaren Zustände im Quarantänelager
anprangerte: "Die haben hier alle Leute zusammengepfercht, die aus den
unterschiedlichen Ländern zurückgekehrt sind." Es gebe keine Hygiene,
nichts zu essen, nicht mal Moskitonetze an den Fenstern, nicht
genügend Ärzte und zu wenige Betten.

Zaira Navas, Anwältin und ehemalige Menschenrechtsbeauftragte der
Nationalen Zivilpolizei, sieht hier ein Beispiel dafür, dass sich die
bisweilen rabiate Politik Bukeles auch gegen die einfache Bevölkerung
richtet: "Wir erkennen an, dass El Salvador sehr früh den
Gesundheitsnotstand ausgerufen hat. Aber mindestens 2.500 Menschen
sind als Rückkehrer oder angebliche Lockdown-Brecher ihrer Freiheit
beraubt worden." Verschiedene Menschenrechtsorganisationen haben
dagegen geklagt und vom Verfassungsgericht Recht bekommen. Aber bis
Ende August 2020 wurden Menschen weiterhin festgenommen.


Bukele wird vorgeworfen, die Pandemie zu eigenen Gunsten
auszunutzen

Die im lateinamerikanischen Vergleich niedrigen Infektions- und
Sterberaten in El Salvador mögen dem Präsidenten vielleicht Recht
geben. Doch es gibt noch schwerwiegendere Vorwürfe. Der
Wirtschaftswissenschaftler César Villalona,
dominikanisch-salvadorianischer Abstammung und gerade in
linksliberalen Kreisen sehr geschätzt, wirft ihm sogar vor, die
Pandemie auszunutzen und Gesetze durch das Parlament zu peitschen, die
am Ende ihm selbst nutzen. Mit dem Gesetz über medizinische Produkte
und Behandlungen in Ausnahmesituationen der öffentlichen Gesundheit,
wie sie durch Covid-19 verursacht wurden, würden Personen und
Unternehmen im Gesundheitssektor von strafrechtlicher Verantwortung
und Schadensersatzansprüchen freigestellt. "Das bedeutet: Alle
Korruptionsfälle, die sich im Gesundheitswesen ereignet haben oder für
die es Indizien gibt, werden nicht weiter ermittelt und bleiben
straflos. Diesen Gesundheitsnotstand kann Bukele bis zum Ende der
Legislaturperiode aufrecht erhalten."
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Polizistin im Zentrum von San Salvador
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Solche Stimmen haben es momentan in El Salvador schwer, gehört zu
werden. Bukele geht zumindest verbal rabiat mit der kritischen Presse
um. Vor allem aber nutzt er mit tatkräftiger Unterstützung von einer
Hundertschaft junger YouTuber und Influencer*innen die
Kommunikations-Kanäle seiner Partei von Facebook bis Tik-Tok, aber
auch die Kanäle der öffentlichen Institutionen für das "Gespräch" mit
der Bevölkerung, oder vielleicht besser: für Eigendarstellung und
Eigenlob. Eine wahre PR-Maschinerie.


Allmählich regt sich Widerstand gegen Bukele

Lange traf diese Mobilisierung im Internet und den sozialen Medien die
politische Konkurrenz unvorbereitet. Doch mittlerweile regt sich
Widerstand. Mitte September demonstrierten weit mehr als 10.000
Menschen in San Salvador. Mit dem Argument, die Institutionen von der
Diktatur der korrupten Altparteien zu befreien, hatte Bukele den
Oberstaatsanwalt und oberste Richter abgesetzt und durch ihm genehme
ersetzt. Illegalerweise, meinen nicht nur Fachleute, sondern auch
viele einfache Salvadoraner*innen. Aber der Unmut reicht weiter:
Frauen und die LGBTIQ*-Community protestieren dagegen, dass Bukele in
El Salvador keinen Stein auf dem anderen lassen will, aber an der
Kriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen und am traditionellen
Ehebild festhält. Noch meint Bukele, es reiche, die Demonstrierenden
als Konterrevolutionäre der Altparteien zu beschimpfen.

Auch Clown Eduardo Barahona hat schon schlechte Erfahrungen unter
Bukele gemacht. Barahona arbeitet heute in der Umweltorganisation
UNES, die Bukele ebenfalls äußerst kritisch gegenübersteht. Eduardo
schreibt pointierte Texte und ist humorvoller Einheizer bei
Demonstrationen. Im April wurde er festgenommen. Drei Wochen saß er im
Gefängnis, die ersten Tage zusammengepfercht in einem fensterlosen
Raum, genau wie die Bandenmitglieder, die gerne im Fernsehen
vorgeführt wurden. Nach Protesten im In- und Ausland wurde er wieder
freigelassen. "Wir sind nur einen Schritt von Nicaragua entfernt. Wir
haben einen Präsidenten, der weiß, wie man sich gut verkauft und
gleichzeitig Journalisten und missliebige Stimmen zum Schweigen
bringt. Die Räume werden immer enger. Ich glaube, der einzige Weg, wie
Menschen ihr Leben, ihre Realität verändern können, ist es auf die
Straße zu gehen! Journalismus ist ein Muss, Aktivismus ist ein Muss.
Und ja: Lachen ist ein Muss!"
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URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/nayib-bukele-autokrat-oder-demokratischer-revolutionaer/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 7. Dezember 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/2026: Kolumbien - Neuer UN-Bericht über Friedensprozess (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

Neuer UN-Bericht über Friedensprozess



(Bogotá, 9. Oktober 2021, pressenza) - Zum fünften Jahrestag des
Friedensabkommens zwischen dem kolumbianischen Staat und der Guerilla
FARC wurde von der Verifizierungsmission der Vereinten Nationen in
Kolumbien ein neuer Bericht über die Fortschritte des
Friedensprozesses veröffentlicht. In dem Bericht werden die Ereignisse
zwischen Juni und September dieses Jahres berücksichtigt. Im
Vordergrund stehen in diesem Zeitraum entstandene Herausforderungen
bei der Umsetzung des Abkommens in einigen Gebieten und das
Wiederaufkommen der Gewalt durch bewaffnete Akteure. Darüber hinaus
wird darauf hingewiesen, dass sich die Auseinandersetzungen zwischen
der FARC, der Nationalen Befreiungsarmee (ELN) und dem Golf-Clan über
die Kontrolle von Territorien und Routen des illegalen Drogenhandels
verschärft haben. In den Regionen von Antioquia, Bolívar, Cauca,
Chocó, Córdoba und Nariño kam es außerdem zu zahlreichen Vertreibungen
und Zwangsmaßnahmen.

Die Mission bestätigte die Ermordung von 14 ehemaligen FARC-Kämpfern
zwischen Juni und September 2021. Insgesamt wurden seit der
Unterzeichnung des Friedensabkommens 283 Männer und neun Frauen
getötet. Aus den Gebieten Cauca, Nariño und Valle del Cauca wurde eine
Zunahme von Angriffen und Drohungen illegaler bewaffneter Gruppen
gegen Betreuer*innen der Eingliederung ehemaliger FARC-Mitglieder in
Produktionsprozesse gemeldet. Daher werde die Stationierung der
Nationalpolizei und der kolumbianischen Armee beibehalten, die die
Sicherheit der Exkombattant*innen in den 24 ehemaligen Ausbildungs-
und Wiedereingliederungsgebieten Sicherheit gewährleisten sollen, so
der Bericht.


Die Situation der Menschenrechtsverteidiger*innen

Die UN-Hochkommissarin für Menschenrechte erklärte, ihr lägen
Informationen über die Tötung von 43 Menschenrechtsverteidiger*innen
in verschiedenen Regionen des Landes vor. Sieben Opfer waren Frauen,
davon eine indigene Anführerin, zwei waren afrokolumbianische
Anführer, weitere zwölf Personen waren in indigenen Gemeinschaften
aktiv. Als besonders kritisch und besorgniserregend wird die Lage in
der an Venezuela angrenzenden Region Norte de Santander eingeschätzt.
In der Gemeinde Tibú wurden mehr als 60 Drohungen und zehn Morde an
Frauen registriert, die von kriminellen Banden begangen wurden. Die
Anführer*innen und Organisationen der Zivilgesellschaft reagierten mit
einem Aufruf an die Regierung und die aufständischen Gruppen. Sie
forderten die Wiederaufnahme von Gesprächen und ein Ende der Kämpfe,
die vor allem der Zivilbevölkerung zusetzen und die Menschen aus ihren
Gebieten vertreiben.


Fortschritte in den Produktionsprozessen

Das Friedensabkommen ermöglichte die Durchführung von Ideen und
Projekten, bei denen sich die ehemaligen Kämpfer*innen in der Leitung
von Produktionsprozessen einbringen konnten. Der Nationale Rat für
Wiedereingliederung (CNR) genehmigte neun kollektive Initiativen,
während die Agentur für Wiedereingliederung und Normalisierung (ARN)
481 individuelle Ideen umsetzen ließ. Insgesamt genehmigte der CRN 99
Projekte, von denen 84 bereits Mittel erhalten haben. 3478 der
ehemaligen FARC-Mitglieder konnten bisher von der Förderung
profitieren.

Derzeit existieren landesweit 155 Kooperativen ehemaliger
Kämpfer*innen. Davon werden 31 von Frauen geführt, und 13 bestehen
ausschließlich aus Frauen. In den letzten Monaten bekamen sie
fachliche Unterstützung von verschiedenen nationalen und
internationalen Einrichtungen. Nach eigenen Angaben betreut die ARN
insgesamt 2230 ehemalige Mitglieder zwischen 18 und 28 Jahren (1457
Männer und 773 Frauen), wovon 45 Prozent in produktive Projekte
eingebunden sind, davon mehr als die Hälfte in individuelle Projekte.
80 Prozent leben außerhalb der ehemaligen territorialen Ausbildungs-
und Wiedereingliederungsgebiete (Stand Ende August 2021). Bezüglich
des Nationalen Programms zur freiwilligen Substitution des illegalen
Koka-Anbaus gab die Regierung bekannt, dass bis Ende Juli 44.294
Hektar mit der freiwilligen Unterstützung von 100.000 Familien
vernichtet wurden.


Einrichtung von Friedenswahlkreisen

In den letzten Monaten wurde die Einrichtung von 16
Übergangswahlkreisen für den Frieden umgesetzt. Nach dem Urteil des
Verfassungsgerichts wurde die Einrichtung dieser neuen Sitze im
Repräsentantenhaus genehmigt. Das Ziel ist an erster Stelle, die
Beteiligung der Opfer des bewaffneten Konflikts zu ermöglichen.
Vertreter*innen der Regierung und der ehemaligen Kämpfer*innen der
FARC nahmen oft an gemeinsamen Treffen teil, um sich mit dem Umfang
und der Arbeitsweise der Kommission für Beaufsichtigung, Förderung und
Verifizierung der Umsetzung des endgültigen Abkommens
auseinanderzusetzen, dennoch wurden keine neuen Maßnahmen beschlossen.


Kürzungen der Fördermittel

Der UN-Bericht verweist auf künftige Kürzungen in einigen Bereichen
des Abkommens; betroffen sind unter anderem die Mittel für die
Bekämpfung des illegalen Drogenhandels sowie für die zuständige
Sonderstaatsanwaltschaft und die Nationale Schutzeinheit. Ebenso sind
unter anderem bei der Agentur für Wiedereingliederung und
Normalisierung, der Nationalen Landagentur und der Agentur für
Bodenerneuerung Kürzungen zu erwarten. Der Entwurf, der dem Kongress
im August präsentiert wurde, sieht hingegen eine Erhöhung der
Fördermittel für die Friedensarbeit um 3,1 Prozent gegenüber 2021 vor.
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MILITÄR/978: Rote Linien (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 18. November 2021

german-foreign-policy.com

Rote Linien

NATO-Außenminister erhöhen Druck auf Moskau; Blinken fordert Russland
zur Verlegung seiner Truppen auf. Putin dringt auf Vereinbarungen zum Stopp
der Konflikteskalation.



MOSKAU/BERLIN/WASHINGTON - Mit neuen Drohungen gegen Russland ist am
gestrigen Mittwoch (1.12.2021) das Treffen der NATO-Außenminister in der
lettischen Hauptstadt Riga zu Ende gegangen. US-Außenminister Antony
Blinken verlangt, Moskau müsse seine Truppen umgehend von der Grenze zur
Ukraine abziehen. Sein scheidender Amtskollege Heiko Maas lobt, man habe
"zu den russischen Truppenbewegungen" eine "gemeinsame" Sprache gefunden.
Worauf die NATO-Außenminister den Anspruch gründen, Moskau den Aufenthalt
seiner Streitkräfte an einem bestimmten Ort auf seinem Territorium
verbieten zu wollen, ist unklar. Gleichzeitig bringen mehrere NATO-Staaten
neue Truppen gegen Russland in Stellung; Großbritannien stationiert
Kampfpanzer in Deutschland, um bei einer Eskalation schneller in Richtung
russische Grenze aufbrechen zu können. Russlands Präsident Wladimir Putin
warnt die NATO-Staaten eindringlich, Moskaus rote Linien nicht zu
überschreiten, fordert, das "Vorschreiten der NATO nach Osten" zu beenden,
und dringt auf Vereinbarungen mit "Sicherheitsgarantien", um die
Konflikteskalation zu stoppen.

Oktober 1962

Mit Blick auf das gestern (1.12.2021) zu Ende gegangene Treffen der
NATO-Außenminister hatte Russlands Präsident Wladimir Putin die Warnung vor
dem Überschreiten der roten Linien seines Landes wiederholt. Putin hatte
bereits im April erklärt, Moskau werde diese roten Linien verteidigen und
dazu, falls nötig, mit massiver Vergeltung reagieren. Zuletzt hatte er das
am 18. November bekräftigt, hatte präzisiert, es gehe etwa um den Ausbau
militärischer NATO-Infrastruktur in der Ukraine, und kritisiert, die
westlichen Staaten nähmen seine Warnungen nicht ernst. Am Dienstag
konkretisierte der russische Präsident die roten Linien weiter und nannte
als Beispiel eine etwaige Stationierung eines Raketenabwehrsystems vom Typ
Aegis Ashore, wie es in Rumänien bereits aufgestellt ist und im kommenden
Jahr in Polen in Betrieb gehen soll, in der Ukraine.[1] Abschussrampen von
Aegis Ashore können genutzt werden, um offensive Marschflugkörper in Gang
zu setzen.[2] Diese wären, würden sie in der Ukraine abgefeuert, binnen
weniger Minuten in Moskau, das dann kaum noch zu verteidigen wäre. Welche
Folgen es haben kann, wenn solche roten Linien überschritten werden, ist
auch im Westen seit der Kubakrise vom Oktober 1962 bekannt.

"Voranschreiten nach Osten"

Gestern (1.12.2021) hat Putin ergänzend angekündigt, Moskau werde sich um
Vereinbarungen mit den westlichen Mächten bemühen, die auf Dauer Sicherheit
schaffen könnten; darin müssten die NATO-Staaten allerdings "verlässliche
und langfristige Sicherheitsgarantien" abgeben, die "jedwedes weitere
Vorschreiten der NATO nach Osten und die Stationierung von bedrohlichen
Waffensystemen in unmittelbarer Nähe des Gebiets der Russischen Föderation
ausschließen".[3] Worauf Putin mit "Vorschreiten der NATO nach Osten"
abzielte, hat am Dienstag in anderem Zusammenhang NATO-Generalsekretär Jens
Stoltenberg skizziert. Stoltenberg schilderte, wie das Militärbündnis nach
der Eskalation des Konflikts um die Ukraine erstmals "kampfbereite Truppen
in den östlichen Teil der Allianz" geschickt habe - "nicht nur in die
Ostseeregion, auch zum Schwarzen Meer".[4] Außerdem hätten NATO-Mitglieder
der Ukraine "politische Unterstützung, praktische Unterstützung" angedeihen
lassen: "Die Verbündeten sorgen für Training, für den Aufbau von
Kapazitäten, auch militärischer Kapazitäten, Ausrüstung". Es gebe eine
ganze Reihe "verschiedener Arten von Unterstützung, um die ukrainischen
Streitkräfte zu stärken", fügte Stoltenberg hinzu.[5]

Auf dem Weg nach Osten

Ein weiteres "Vorschreiten der NATO nach Osten" ist längst im Gang. So hat
der britische Verteidigungsminister Ben Wallace Ende November angekündigt,
die britischen Streitkräfte würden rund 250 gepanzerte Fahrzeuge - darunter
Kampfpanzer -, zudem Militär-Lkw und weiteres Gerät nach Deutschland
verlegen, auf den Truppenübungsplatz Sennelager bei Paderborn; dort waren
bis 2020 britische Truppen fest stationiert. Das Militärlager soll unter
der Bezeichnung "Land Regional Hub" eine ähnliche Funktion erfüllen wie die
US-Lager in Deutschland, Belgien und den Niederlanden, die als "Army
Prepositioned Stock" (APS) bekannt sind: Im Kriegsfall sollen Soldaten aus
Großbritannien eingeflogen werden, die Militärfahrzeuge besteigen und
sofort in Richtung Russland vorrücken. Aktuell ist vorgesehen, dass
regelmäßig sogenannte Battle Groups von einigen hundert Soldaten nach
Sennelager entsandt werden, um dort Manöver durchzuführen. Von da aus
könnten sie unmittelbar weiter nach Estland verlegt werden, heißt es; dort
führt Großbritannien eine der NATO-Battle Groups, die in den baltischen
Staaten und Polen unweit der Grenze zu Russland stationiert sind.[6]

Der NATO-Krisenreaktionsmechanismus

Weitere Maßnahmen mit Stoßrichtung gegen Russland sind beschlossen, in
Vorbereitung oder werden zumindest diskutiert. So hat die
Biden-Administration bereits im Februar die unter Präsident Donald Trump
festgelegte Obergrenze von 25.000 Soldaten für die US-Truppen in
Deutschland aufgehoben. Im April gab US-Verteidigungsminister Lloyd Austin
bekannt, zusätzlich rund 500 Soldaten in die Bundesrepublik zu verlegen. Am
Montag hieß es, die US-Streitkräfte bereiteten gemeinsam mit nicht näher
beschriebenen Verbündeten weitere Maßnahmen vor, die künftig die
"glaubwürdige Abschreckung gegenüber Russland stärken" sollten.[7]
Ebenfalls am Montag verlangte die Regierung Lettlands, die USA müssten auf
lettischem Territorium Truppen dauerhaft stationieren sowie zusätzlich
Patriot-Luftabwehrraketen an der Grenze zu Russland in Stellung bringen.
Ergänzend hat jetzt die NATO ihren Krisenreaktionsmechanismus aktiviert:
Sie wird ein gemeinsames Lagebild erstellen sowie Optionen für ein
mögliches militärisches Vorgehen gegen Russland entwickeln.

"Eine gemeinsame Sprache"

Weit davon entfernt, sich auf eine Vereinbarung mit Moskau einzulassen, die
den sich gefährlich zuspitzenden Konflikt zumindest einfrieren könnte,
eskaliert Washington weiter. US-Außenminister Antony Blinken behauptete
gestern (1.12.2021), die Vereinigten Staaten hätten Belege dafür, dass
Russland "Pläne für mögliche militärische Aktivitäten in der Ukraine"
schmiede; die Pläne umfassten "Anstrengungen, die Ukraine von innen zu
destabilisieren, aber auch groß angelegte militärische Operationen".[8]
Beweise für die Anschuldigungen legte Blinken nicht vor. Dafür forderte er
Russland auf, seine Streitkräfte umgehend von der Grenze zur Ukraine
abzuziehen. Anders, als der US-Außenminister suggeriert, steht zumindest
ein erheblicher Teil der russischen Truppen, denen der Westen attestiert,
für einen möglichen Einmarsch in die Ukraine bereit zu sein, mehrere
hundert Kilometer von der ukrainischen Grenze entfernt im Gebiet Smolensk
(german-foreign-policy.com berichtete [9]). Worauf der US-Außenminister den
Anspruch gründet, russischen Truppen den Aufenthalt an bestimmten Orten
innerhalb Russlands untersagen zu wollen, ist unklar. Der scheidende
Außenminister Heiko Maas wird mit der Äußerung zitiert, es sei "sehr
wichtig gewesen", dass man "eine klare Sprache gefunden" habe "zu den
russischen Truppenbewegungen" - "gemeinsam".[10]
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HERRSCHAFT/1917: Ein Ausweg ... (SB)



Die Fluchträume, in die die Menschen angesichts der Krise des Klimas,
des Hungers und der Pandemie noch ausweichen können, verengen sich
zusehends. Dämmert es den Bevölkerungen der hochproduktiven
Industriegesellschaften allmählich, dass auch sie nicht unbeschadet
von den Folgen des fossilistischen Kapitalismus bleiben, müssen
Millionen aufgrund der sozialökologischen Folgen dieser Entwicklung
längst ihre Siedlungsgebiete verlassen. Je mehr die Menschen auf
Subsistenzniveau existieren, desto ohnmächtiger sind sie der längst
begonnenen Klimakatastrophe ausgeliefert. Demgegenüber eröffnet die
Abstraktion des Wertes und der Arbeit im Kapitalismus
Überlebensperspektiven, die sich als fiktiv erweisen erst bei ihrer
praktischen Widerlegung, was mit der Krise der gesellschaftlichen
Naturverhältnisse in bedrohliche Nähe rückt. Wessen Umgebung zu
heiß, zu trocken, zu nass, zu stürmisch, zu vergiftet wird, um
nennenswerte Erträge im Ackerbau und halbwegs sichere
Wohnverhältnisse zu gewährleisten, dem bleibt keine Wahl als die
Flucht in die Weite des Raums, sprich in Weltregionen, die keinen
Zutritt gewähren.

Nun, da das von existenzbedrohenden Wetterkatastrophen weitgehend
verschont gebliebene Westeuropa mit den konkreten Auswirkungen des
Klimawandels konfrontiert ist, wäre nichts rationaler, als sich mit
den bereits schwer betroffenen Menschen im Globalen Süden
zusammenzutun und gemeinsam zu überlegen, wie sich die Lage für alle
verbessern ließe. Von Flüchtenden ist viel zu lernen über die
Auswirkungen der eigenen Politik und Produktionsweise, bevor diese so
umfassend in Erscheinung treten, dass die kolonialistische Distanz
zwischen den Orten des Raubbaus und seines Verzehrs kollabiert. Statt
dessen bildet sich der privilegierte Globale Norden ein, die Gefahr
vor den eigenen Landesgrenzen neutralisieren zu können, und rüstet
diese zu Todeszonen auf.

Nationalstaatliche Festungsmentalität könnte im besten Fall Inseln
des Überlebens für Menschen von hohem Sozialstatus schaffen. Wenn der
größere Teil der Bevölkerung nicht mehr von der expansiven
Ressourcenpolitik der EU profitieren sollte, dann verschärfen sich
die Klassengegensätze im Binnenraum, was langfristig
bürgerkriegsartige Auseinandersetzungen und den Zusammenbruch der
Versorgungsinfrastruktur zur Folge hätte. Das wäre auch ohne
pandemische Krise der Fall, doch die permanente Unterminierung
gewohnter Produktivitätsfortschritte durch infektionsbedingte
Unterbrechungen verleiht dieser Entwicklung geradezu Flügel.

Wie der Weltklimagipfel in Glasgow gezeigt hat, werden auf
politischer Ebene Fluchträume in Form perspektivischer
Emissionsminderungen und großartiger Zahlungsversprechen eröffnet,
von denen niemand weiß, ob sie sich je realisieren lassen. Anstatt
den bereits angerichteten Schaden sofort zu mindern, indem Emissionen
an der Quelle unterbunden werden, wird ein Verbrauchsniveau
verteidigt, das das Löschen des fossilen Brandes in unabsehbare Ferne
rückt. Die vermeintlich heilsbringende Zukunft des Net Zero steht im
Schatten gewohnter Verbrauchs- und Produktionsverhältnisse, sie
reflektiert nichts als die Gewalt etablierter Eigentumsordnungen,
deren träges Momentum die Historie des fossilen Kapitalismus ins
Unendliche streckt. Wie in einem Akt aus dürren Zahlen puren Wert
schöpfender Alchemie illuminiert der fossile Kapitalismus Fristen und
Distanzen, mit denen die Zeithorizonte der Klimakrise, die auch bei
sofortiger Intervention auf Jahrzehnte hinaus weiter eskaliert, auf
die eigenen Produktionsverhältnisse angewendet werden. Um
kurzfristige Vorteilsnahme in langfristige Herrschaft zu verwandeln,
bedarf es einer Naturalisierung seiner Wertproduktion, die Verbrauch
und Zerstörung vieler auf die Habenseite weniger überträgt -
Emissionshandel, Biodiversitätszertifikate, Offsetting, Netto Null.

Menschen sind Fluchttiere, dem sogenannten Zuchtvieh nicht unähnlich,
das nach einem Sommer auf der Weide gerne in den Stall zurückkehrt,
der sich als Verhängnis blitzender Messer und dampfender Blutströme
erweist. Warten und Schauen, ob nicht eine bessere Gelegenheit des
Weges kommt, ist ihr ganzes Trachten, denn die Konfrontation mit Not
und Tod verspricht nichts als mehr Probleme, mehr Mühe und mehr
Schmerzen. Ein Ausweg aus der Misere, der sich nicht als weitere
Flucht ins Nirgendwo verloren gegangener Chancen erweist, müsste sich
schon dadurch auszeichnen, dass weder Mut noch Angst gescheut werden
ihn unumkehrbar zu beschreiten.

Darauf zu hoffen, dass sich Auswege eröffnen, ist religiöser
Jenseitsglaube, der allein davon befeuert wird, woanders zu verorten,
was vermieden wurde zu tun. Die Verheißung des Grünen Kapitalismus,
alles könne so bleiben wie es ist, nur dass hier und dort an ein paar
Stellschrauben gedreht wird, baut auf den zivilreligiösen Glauben an
die erlösende Kraft technologischer Innovation. Ein Ausweg, der nicht
sofort in Anspruch genommen und auf seine Haltbarkeit hin überprüft
wird, schnallt die unabgeschlossene Perspektive auf die Streckbank
unüberbrückbarer Distanzen, er bringt erst hervor, was nach Erlösung
streben muss.

Dabei bietet die multidimensionale Krise die Möglichkeit, nicht nur
Symptome zu kurieren und an unzureichender Problemerkenntnis zu
scheitern, sondern den Mensch-Natur-Stoffwechsel als zentralen
Widerspruch aufzuheben und die Untrennbarkeit menschlicher
Verhältnisse von allem Leben als Ausgangspunkt eines Neubeginns zu
setzen. Der zivilisatorische patriarchale Auftrag, sich die Natur
untertan zu machen, erweist sich als fundamentale Fehlkonzeption, ist
doch die menschliche Physis so sehr in Lebens- und
Verbrauchsverhältnisse eingebunden, dass die anthropozentrische
Grenzziehung zuvörderst produziert, was als Rauswurf aus dem Paradies
gezielt in die Irre führt.

Als ummauertes Ergebnis eines Schöpfungsaktes, in dem Distanz,
Vergleich und Unterscheidung zur furchteinflößenden Trias
menschlicher Herrschaft erstanden, markiert der Garten Eden bis heute
den Fluchtpunkt der Hoffnung, von Schuld entlastet zu werden, anstatt
sie von Beginn an zu bestreiten. Als Symbol reformerischen
Naturschutzes steht er für die Regression in das Vergessen eigener
Grausamkeit, womit sich alles revolutionäre Aufbegehren erledigt,
bevor die Produktivkraft des Widerspruchs überhaupt in Anspruch
genommen wird.

Grenzen werden als Markierung des Eigenen durchgesetzt, um auf
legitime Weise unterwerfbar und ausbeutbar zu machen, was in der
zivilisatorischen Mission als dem Eigenen nicht zugehörig ausgewiesen
wird. Der Universalismus der Gleichheit, so sehr er unter gegebenen
Bedingungen hochzuhalten ist, ist ein Produkt durch Teilung und
Trennung, Vergleich und Unterscheidung erzeugter Ungleichheit. Wie
das Kapital mehr nur erzeugen kann auf der Basis von weniger, so
bedarf seine Herrschaft die aus Mangel und Not akkumulierte
Bringschuld der der Mittel ihrer sozialen Reproduktion beraubten
Klasse der LohnempfängerInnen und des überflüssig gemachten
Prekariats.

Ein Ausweg aus der Falle, die Verbindung zu den Opfern eigener
Zerstörungspraxis mit der absehbaren Folge ihrer untoten Wiederkunft
zu kappen, bestände naheliegenderweise darin, die Logik des Auswegs,
neue Räume für den immer gleichen Brand zu eröffnen, eben dort zu
brechen, wo der Kampf um die Befreiung vom Naturzwang perspektivisch
relativiert und ins Unendliche verschoben wird. In der Enge dieser
Auseinandersetzung erwiese sich schnell, dass der Kampf um Befreiung
niemals Teilbereiche oder Nebenwidersprüche betrifft, sondern stets
ums Ganze geführt wird. Klimakrise, Pandemie, Kapitalismus,
Rassismus, Sexismus sind keine bestenfalls lose miteinander
verknüpften Schauplätze notwendiger Emanzipation, sondern erwiesen
sich in der revolutionären Umwälzung aller Verhältnisse als
verschiedene Gesichter eines Kampfes.

Allein die weitgehende Abwesenheit eines Gespräches über
Ökosozialismus zeigt, dass nicht einmal aus Krisengründen
naheliegende Gesellschaftsentwürfe ernsthaft in Betracht gezogen
werden. Wenn nicht einmal die Eigentumsfrage gestellt und der Tod des
anderen Lebewesens als primäres Funktionsprinzip gesellschaftlicher
Naturverhältnisse in Frage gestellt wird, wie sollten Menschen die
Frage der Machbarkeit grundlegender Veränderungen auch nur
theoretisch erwägen? In dem Moment, wo ein Ausweg die Kraft des
Versprechens und den Lichtschein der Hoffnung entfacht, ist es um
seine Machbarkeit geschehen. Das Unmögliche zu tun, und sei es
den Ökosozialismus zu erkämpfen, wird paradoxerweise nur dann
möglich, wenn sich keine Auswege anbieten.
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RAUB/1248: Sourcen, Gier und Widerstand ... (SB)



Wir haben von Anfang an gesagt, dass das Hauptproblem nicht der
Zug selbst ist, sondern das, was damit einhergeht.

Pedro Uc (Maya-Aktivist und Schriftsteller aus Buctzotz, Yucatán) [1]

Die Kriegsmaschinen von Herrschaftssicherung und Kapital brechen sich
weltweit Bahn, um die beiden Quellen sogenannter Wertschöpfung in
Gestalt der Ausplünderung natürlicher Sourcen und der Ausbeutung
menschlicher Arbeitskraft um den Preis maximaler Zerstörung und alles
durchdringender Verfügung auszusaugen. Dass dieses Schaffen
eskalierenden Unwerts im Zeichen von Wachstum und Fortschritt die
menschheitsgeschichtliche Entwicklung mit exponentieller
Geschwindigkeit in Krisen bis hin zur Vernichtung der eigenen
Lebensvoraussetzungen durch die Klimakatastrophe treibt, erhebt die
Durchsetzung eines fundamentalen gesellschaftlichen und ökologischen
Gegenentwurfs in den Rang der einzig verbliebenen Handlungsmacht,
unserer Spezies womöglich noch eine Zukunft zu erstreiten, die diesen
Namen verdient. Ein grüner Kapitalismus reicht da nicht hin,
absorbiert er doch geradezu an entscheidender Wegmarke die
verbliebenen Potentiale des Widerstands, um sie einzuhegen, zu
befrieden und in den Brand einzuspeisen. Dabei hausiert er mit
versöhnlichen Perspektiven einer "Menschheit", indem er deren innere
Widerspruchslagen ausblendet, um sie zu eigenen Gunsten
fortzuschreiben.

Wo also von Großprojekten der Infrastruktur die Rede ist, die
vorgeben, rückständige Regionen zu erschließen, Einkünfte der
ansässigen Bevölkerung zu generieren und Wohlstand für alle zu
schaffen, drängt sich zu allererst die Frage auf, was und wer dafür
über die Klinge springen soll, um welchen Profiteuren zu dienen. Das
gilt prinzipiell auch für die Eisenbahn, deren Geschichte einer
Landnahme im Zuge kolonialer Eroberung und imperialistischer
Kriegsführung Legende ist. Steht die Lokomotive als Symbol für die
Industrialisierung und damit die Generalisierung der kapitalistischen
Produktionsweise, so schufen die unter mörderischen Bedingungen
vorangetriebenen Schienenwege jene Bahnen, entlang derer
technologischer Fortschritt und Modernisierung den Raub auf eine
höhere Stufe katapultierten.

Mobilität erweist sich entgegen den damit assoziierten wachsenden
Freiheitsgraden mithin als Instrument der Okkupation, Verwertung und
Drangsalierung oder aber Nötigung all jener, deren Besitz sich auf die
eigene Arbeitskraft beschränkt, welche sie pendelnd zu Markte tragen
müssen. Und selbst die Reisefreiheit ist ein Lehen, das unter
Umständen entzogen und insbesondere an die nationale Zugehörigkeit
gekoppelt wird, so dass die global Leidtragenden der hiesigen
Wirtschaftsweise ausgesperrt bleiben. Wenngleich die Eisenbahn
verglichen mit Luftverkehr und Automobilismus durchaus eine weniger
schädliche Form des Transports und insofern zu favorisieren ist, heißt
das doch nicht, sie per se und unter allen Umständen als
Errungenschaft gutzuheißen. Insoweit sie dazu dient, Profite zu
generieren, gewinnt sie diese aus der Substanz von Mensch und Natur.
Das gilt auch für die Mayabahn (Tren Maya), deren Bau gegenwärtig im
Südosten Mexikos vorangetrieben wird.


Tren Maya - Megaprojekt bahnbrechender Infrastruktur

Tren Maya ist ein im wörtlichen wie übertragenen Sinn bahnbrechendes
Infrastrukturprojekt, welches an den Stätten der namensgebenden Maya
entlang eine 1.525 Kilometer lange Strecke von Palenque bis Cancún
umfassen wird und damit die Bundesstaaten Chiapas, Tabasco, Campeche,
Yucatan und Quintana Roo verbindet. Seine Kosten wurden ursprünglich
auf mehr als 6 Milliarden Euro beziffert, wobei wie bei allen
derartigen Großprojekten mit einer immensen Steigerung zu rechnen ist.
Schon jetzt gehen Schätzungen von nahezu 10 Milliarden Dollar aus,
Tendenz steigend. Tren Maya wird vom Ausbau einer parallel geführten
Autobahn begleitet. Zu 60 Prozent sollen bestehende Bahnstrecken für
den Personenverkehr reaktiviert werden, während es sich bei den
verbleibenden 40 Prozent um Neubaustrecken handelt. Neben dem
Güterverkehr sollen ab 2023 pro Jahr rund drei Millionen Menschen zu
15 Orten transportiert werden und nach Vorstellung der mexikanischen
Regierung insbesondere den Ökotourismus fördern.

Die für eine Höchstgeschwindigkeit von 160 km/h ausgelegte Trasse soll
in Palenque in Chiapas beginnen, dann über Tenosique in Tabasco zum
Bundesstaat Campeche nach Escárcega verlaufen. Von dort führen dem
Vorhaben nach zwei Strecken bis zum Touristenort Cancún in Quintana
Roo. Die westliche Route führt über die Stadt Campeche sowie über die
in Yucatán liegenden Stationen Maxcanú, Mérida, Izamal, Chichén Itzá
und Valladolid, der östliche Streckenast soll entlang der Maya-Plätze
Calakmul, Xpuhil (Becán, Chicanná) führen und die Städte Bacalar, C.
Puerto, Tulum, Playa del Carmen und Puerto Morelos anbinden.

Auf der offiziellen Website präsentiert sich der Tren Maya als
"integriertes Projekt für territoriale Neugestaltung, Infrastruktur,
Wachstum und nachhaltigen Tourismus". Entlang der Strecke sollen neue
Städte gebaut werden, so dass der Massentourismus Einzug in die
bislang ländlichen und indigenen Gemeinden halten kann. Geplant sind
insgesamt 30 Stationen, 19 davon richtige Bahnhöfe, sowie die
Durchfahrt durch 112 Kommunen. An den neuen urbanen Zentren rund um
die Bahnhöfe sind Wohnsiedlungen, Hotels und Shoppingmalls geplant,
was zwangsläufig zu einer Vertreibung bäuerlicher Landbesitzer und
einer weitreichenden Zerstörung der bisherigen Lebensweise führen
würde.

Calakmul ist eine kleine Gemeinde im gleichnamigen Biosphärenreservat
und zugleich der Name einer eindrucksvollen archäologischen
Fundstätte. Vor ihrer späten offiziellen Anerkennung durch die
mexikanische Regierung 1994 wurde sie ein ganzes Jahrhundert lang
geplündert. Obwohl immer noch relativ schwer erreichbar, sind ihre
über 90 Meter hohen Pyramiden eine touristische Attraktion. Wenn die
südliche Bahnstrecke erst einmal fertiggestellt ist, werden vermutlich
täglich Tausende Urlauber anreisen. Wie es in einem Bericht heißt,
werde die neue Stadt Calakmul 50.000 Menschen ein Zuhause bieten und 3
Millionen Touristen pro Jahr beherbergen. Dabei lag 2015 die gesamte
Einwohnerzahl der mehr als 80 agrarischen Gemeinden des
Biosphärenreservats Calakmul lediglich bei 28.000, wobei in der
größten Gemeinde ungefähr 4000 Menschen lebten.

Sollen also die Fehler von Cancún wiederholt werden? Diese Stadt wurde
ab 1969 als Touristenort mit All-inclusive-Hotels aus dem Boden
gestampft und bot zahllosen zahlungskräftigen Gästen paradiesische
Nachmittage an weißen Sandstränden und Partys auf der Hauptstraße.
Doch für viele Menschen aus den kleineren Städten und Gemeinden rund
um Cancún steht der Name für Ungleichheit, Ausbeutung, Umweltkollaps
wie auch angesichts der zunehmenden Militarisierung des Drogenhandels
für staatliche und paramilitärische Gewalt. 2019 verzeichnete Cancún
durchschnittlich einen Mord pro Tag, allein im Januar 2020 wurden mehr
als 50 Menschen umgebracht.

Heute hat Cancún mehr als 600.000 Einwohner und über 100.000
Hotelzimmer. 2019 kamen gut 13 Millionen Gäste mit dem Flugzeug,
weitere 7 Millionen waren Kreuzfahrtreisende. Die Pandemie hat das
stete Wachstum der Tourismusbranche zunächst gebremst: Am 1. April
wurden die Strände von Cancún gesperrt, seit Juni werden sie nach und
nach wieder geöffnet. Die Riviera Maya, die sich von Cancún über Playa
del Carmen bis Tulum zieht, war bislang eine Goldgrube für
Hotelunternehmen und für die mexikanische Regierung, die am liebsten
auch Yucatán mit Touristendollars beglücken würde. Sie hofft, dass die
Urlauber, wenn sie irgendwann wieder in Scharen nach Cancún kommen,
den Tren Maya nutzen werden, um Städte aus der Kolonialzeit,
archäologische Stätten und Naturschutzgebiete zu besuchen.


Präsident des Klassenkompromisses

Der Tren Maya ist das Prestigeprojekt des mexikanischen Präsidenten
Andrés Manuel López Obrador (AMLO), der am 1. Dezember 2018 seine
sechsjährige Amtszeit angetreten hat. Dass sein Jahrzehnte währendes
Ringen um den Einzug ins höchste Staatsamt am Ende doch noch von
Erfolg gekrönt war, verdankte sich einer Konvergenz verschiedener
Kräfte, darunter auch diverse linke Gruppen und Organisationen.
Andererseits stimmten erhebliche Teile der Wählerschaft nicht so sehr
für sein Regierungsprojekt als vielmehr gegen den neoliberalen Status
quo und die traditionellen Parteien. Ungeachtet dieses manifesten
Wunsches nach Veränderung betrieb die Regierung López Obrador von
Beginn an eine Politik des Klassenkompromisses und integrierte neben
einigen linken und sozialen Kräften auch große Teile der alten
Oligarchie, des transnationalen Unternehmertums, der
ultrakonservativen und neofaschistischen Rechten sowie
christlich-evangelikaler Gruppen in das Regierungsprojekt. Zudem ging
der neue Präsident entgegen seinen Versprechen im Wahlkampf eine enge
Allianz mit den Streitkräften ein, die seither zu einem integralen
Fundament seiner Politik wurden. Wenngleich sich López Obrador nach
wie vor beträchtlicher Zustimmung in der Bevölkerung erfreut, die ihm
mehrheitlich ins Amt geholfen hat, erfüllt sein Regierungshandeln
keineswegs die Forderung nach einer tiefgreifenden Veränderung. Mögen
ihm auch zaghafte Versuche der Demokratisierung nicht abzusprechen
sein, so bleibt doch das neoliberale Fundament unangetastet.

Auch nach drei Jahren im Amt ist es AMLO nicht gelungen, den seit 2006
herrschenden "Krieg gegen die Drogen" zu vermindern und die Gewalt von
Kartellen und Sicherheitskräften einzudämmen. Mexiko ist Kriegsgebiet,
inzwischen gelten 90.000 Menschen als "verschwunden", Hunderttausende
wurden vertrieben. Besonders erschreckend ist die Zahl der Femizide,
jeden Tag werden in Mexiko zehn Frauen ermordet. Zudem schreitet die
Ausbeutung der natürlichen Ressourcen unvermindert voran und immer
mehr fliehende Menschen durchqueren das Land auf dem Weg nach Norden.

Das mexikanische Militär ist schon seit den 1960er Jahren der zentrale
Akteur im Kampf gegen aufständische linke Bewegungen, obgleich der
Einsatz im Landesinneren nie mit der Verfassung vereinbar war. Seit
2006 werden Soldaten im Kampf gegen das organisierte Verbrechen
eingesetzt und heute spielen die Streitkräfte eine Schlüsselrolle in
der Strategie des Präsidenten. Im März 2019 wurde eine Nationalgarde
geschaffen, die seither als paramilitärische Polizei fungiert. Sie
wurde zunächst gegen die Drogenkartelle eingesetzt, ist aber längst
auch für die Bekämpfung sozialer Bewegungen und die Abwehr von
Migranten an der mexikanischen Südgrenze zuständig.

Während sich einige linke Kräfte dem Projekt von López Obrador
anschlossen, setzten andere auf einen radikaleren, unabhängigen Kurs.
Allen voran die Bewegung um die Zapatistische Armee der Nationalen
Befreiung (EZLN) und die anderen indigenen Bewegungen, die sich im
Nationalen Indigenen Kongress (CNI) organisieren. Schon im
Wahlkampf setzten diese Gruppen in Zusammenarbeit mit vielen anderen
Organisationen und Bewegungen auf die unabhängige Kampagne der
indigenen Präsidentschaftskandidatin María de Jesús Patricio Martínez,
besser bekannt als "Marichuy". Dabei ging es nie darum, tatsächlich an
die Macht im Staat zu gelangen. Vielmehr wurde die Kampagne als
Organisierungs- und Vernetzungsversuch genutzt, bei dem viele linke
Akteure miteinander in Kontakt kamen. Zudem haben andere Gruppen an
Kraft gewonnen, etwa die feministische Bewegung oder die Organisierung
der Angehörigen von "Verschwundenen" und weiteren Opfern der Gewalt im
Land. Hinzu kommt in letzter Zeit die anwachsende Solidarität mit den
geflohenen Menschen. [2]


Zapatistas auf Reisen

Die Zapatistas sind die größte antikapitalistische Kraft in Mexiko,
und schon seit ihrer Erhebung im Jahr 1994 verfolgen die wechselnden
Regierungen eine Politik der Aufstandsbekämpfung mit verschiedenen
Mitteln. Nun hat sich die Lage deutlich verschärft, da López Obrador
vermehrt auf infrastrukturelle Megaprojekte im Süden des Landes setzt,
die gravierende Auswirkungen auf die lokale Bevölkerung haben werden.
Hinzu kommt, dass die organisierte Kriminalität, die ihre Zentren
früher eher im Norden des Landes hatte, nun im Süden aktiver wird, wo
sie sich häufig mit bereits existierenden paramilitärischen Strukturen
verbündet. Das alles bringt das zapatistische Projekt in existentielle
Gefahr, das weit mehr als eine militärische Struktur ist. In den
letzten Jahrzehnten haben die Zapatistas eine selbstorganisierte,
autonome Regierungsform geschaffen, die nun akut bedroht ist.

In symbolischer Umkehrung der Kolonisierung durch europäische Mächte
machten sich im Sommer Delegationen der Zapatistas auf den Weg nach
Europa, um sich mit linken Basisgruppen auszutauschen. Es ging um das
gemeinsame Anliegen, eine Alternative zum Kapitalismus zu entwickeln
und insbesondere gegen den Neoliberalismus in der heute herrschenden
Form vorzugehen. Die Frauenbewegung spielt dabei eine sehr wichtige
Rolle, es geht um die Einbeziehung ausgeschlossener Gruppen wie auch
den Schutz der Natur, kurz um die Organisierung eines anderen Lebens.
Zunächst reiste eine Vorhut von sieben Personen mit einem Segelschiff
nach Spanien, wo sie am 13. August, dem 500. Jahrestag der Eroberung
Tenochtitlans durch die Spanier, in Madrid stand. Nach
Corona-bedingten Verzögerungen trafen Mitte September über hundert
weitere Zapatistas mit dem Flugzeug in Wien ein, auch dies überwiegend
Frauen, sowie einige Kinder. Sie wollten sich austauschen und über die
Kämpfe informieren, die hier in Europa stattfinden. Darüber hinaus
hatten sie vor, mit wechselnden Delegationen alle fünf Kontinente zu
bereisen.

Im Rahmen der Reise durch Europa wurde insbesondere in Deutschland, wo
dreizehn Teams unterwegs waren und zahlreiche Orte besuchten, Tren
Maya zum Angriffspunkt. Da auch deutsches Kapital und deutsche
Unternehmen in die Planung, den Bau und die Inbetriebnahme des
Bahnprojekts involviert sind, kam es gemeinsam mit lokalen
Aktivistinnen zu Aktionen an Standorten der betreffenden Unternehmen
wie etwa der Zentrale der Deutschen Bahn am Potsdamer Platz in Berlin.


Luftschlösser und Todesdrohungen

"Die Menschen im Südosten wurden schon immer im Stich gelassen. Nun
sind auch sie mal an der Reihe. Deswegen kommt jetzt der Zug",
verkündete López Obrador wenige Monate nach seinem Amtsantritt Ende
2018. Er hat dieses Megaprojekt zu einem persönlichen Anliegen gemacht
und drängt mit aller Macht auf seine Umsetzung und einen Abschluss
noch vor Ende seiner Amtszeit im Jahr 2024. Die mexikanische Regierung
verspricht den dort lebenden Menschen wirtschaftliche Entwicklung und
bessere Lebensbedingungen, indem sie die angeblichen Vorteile des Tren
Maya überzeichnet und kritische Einwände unterschlägt.
Infrastrukturprojekte stünden für Fortschritt, Arbeitsplätze und
steigende Einkünfte durch vermehrten Tourismus, kurz
den Weg in die Moderne.

Die Bahnstrecke bringe Besucher von der Tourismushochburg Cancún zu
den Maya-Städten im Dschungel, die dadurch mit wesentlich höherem
Zuspruch samt entsprechenden ökonomischen Vorteilen rechnen könnten.
Verwiesen wird auch auf ein enormes Wachstumspotenzial für den
Güterverkehr in der Region Yucatán. Produkte des Agrarsektors,
Baustoffe und der Transport von Kraftstoffen könnten am meisten von
der Bahn profitieren. Die Einsparung von Reisezeiten werde die
Produktivität steigern, Unternehmen mit Mitarbeitern vernetzen und
neue Produktionsketten generieren, wie es vollmundig heißt.

Da dies jedoch die betroffenen Gemeinden zumeist ganz anders sehen,
legte der Präsident bei Ortsbegehungen auch schon mal mit Drohungen
nach. "Egal ob es regnet, blitzt oder donnert, der Maya-Zug wird
gebaut", verkündete er bei einer Veranstaltung in der Region. "Ob ihr
es wollt oder nicht." Im Sommer 2020 verschärfte er seinen Ton
abermals und bezichtigte die "sogenannte Zivilgesellschaft", für den
Protest gegen den Bahnbau Geld aus dem Ausland zu erhalten. "Sie
verkleiden sich für Geld als Umweltschützer und Menschenrechtler",
behauptete er im Jargon eines Autokraten, und sein Sprecher nannte
überdies mehrere Organisationen namentlich. Diese öffentliche
Denunziation befördert ein Klima für Todesdrohungen, von denen
zahlreiche Betroffene in der Region berichten. Allein im vergangenen
Jahr wurden in Mexiko 23 Menschenrechts- und Landverteidigerinnen
getötet, Mexiko ist somit eines der gefährlichsten Länder für
Aktivistinnen weltweit.

Es steht zu befürchten, dass das Bahnprojekt nicht zuletzt mit
massiver Gewalt durchgesetzt werden soll und neben der Nationalgarde
paramilitärische Gruppen zum Einsatz kommen. Einschüchterung und
Bedrohung richten sich gegen alle Formen des Protests und Widerstands,
insbesondere aber indigene Organisationsformen, auf deren Eliminierung
mexikanische Regierungen seit Jahrzehnten sinnen und drängen.


Einfallstor entfesselter Landnahme

Das Projekt ist ein Einfallstor für Staat, Kapital und Militär. Es
droht, die bisherige, auf Subsistenzwirtschaft und Gemeineigentum
beruhende Lebensweise und Kultur der betroffenen Bevölkerung
nachhaltig zu zerstören. Dabei ist die Frage, wer den Boden bewohnen
und bearbeiten darf, zentral in Konflikten solcher Landnahme. Seit der
mexikanischen Revolution Anfang des 20. Jahrhunderts gibt es die
rechtliche Figur des sozialen Eigentums - so entstand der
gemeinschaftliche Landbesitz, die Ejidos. Land in sozialem,
kollektivem Besitz durfte seitdem nicht vermietet, verpachtet oder
verkauft werden. Doch seit den neoliberalen Reformen der 90er Jahre
ist es erlaubt, Land zu veräußern, sofern die Gemeindeversammlung
zustimmt. Diese Reform führte zwangsläufig zu schweren Konflikten und
Spaltungen innerhalb vieler Gemeinden. Immer wieder kommen Vertreter
von Entwicklungsprojekten in die Gemeinden und drängen sie zum
Unterschreiben von Verträgen, ohne dass eine Versammlung stattgefunden
hätte. [3]

Wie die Regierung erklärt, gehe es nicht um Verkäufe, sondern
langfristige Pachtverträge, wofür ein Investmenttrust gegründet werden
soll. Dieser soll Land von den Kommunen pachten, um darauf Bahnhöfe
und Planstädte zu errichten. Niemand solle vertrieben werden. Dieses
Konstrukt verschleiert jedoch den zu erwartenden Verlauf: Um dem Trust
etwas verpachten zu können, müssten die Ejidatarios erst offiziell
private Grundbesitzer werden, was erfahrungsgemäß ein langwieriger und
komplizierter Prozess ist, der oft auf den Widerstand der Kommunen
stößt. Zum anderen sind die Investmenttrusts börsennotierte
Unternehmen, was die Landeigentümer den Wechselfällen des Markts
ausliefern würde. Es geht nicht um eine garantierte Pacht, sondern
eine sogenannte Variable, die sich, je nach Börsenentwicklung, auf die
getätigten Investitionen auswirkt. Nicht die Landbesitzer, sondern die
Mehrheitsaktionäre hätten dabei die Entscheidungsvollmacht. Deshalb
sind Aktivistinnen der Überzeugung, dass langfristige Verpachtungen
oder die Gründung des Trusts Vertreibungen keineswegs verhindern
würden.

Grundsätzlich ist zu berücksichtigen, dass die offizielle Lesart der
Landnahme und Umsiedlung nichts über die mehr oder minder brutale
Umsetzung vor Ort aussagt. Zahllose Berichte betroffener Menschen
zeugen von Täuschung, Übervorteilung, Einschüchterung und
Todesdrohungen. Wer in geschützten Regionen investieren will, ohne die
dort lebenden Menschen zu fragen, bedient sich skrupelloser
Handlanger, um alle Widerstände aus dem Weg zu räumen.

Die Konvention 169 der Internationalen Organisation für Arbeit (ILO)
der UN ist das einzige internationale Rechtssystem zum Schutz
indigener Rechte. Herzstück der ILO-Konvention 169 sind die
Konsultations- und Partizipationsverfahren, um Beteiligung und
Mitsprache indigener Völker an Projekten zu gewährleisten, die sie
betreffen. Bei den Regionen, die vom Bau des Tren Maya betroffen sind,
handelt es sich zum großen Teil um Land in gemeinschaftlichem Besitz.
Deshalb dürfte dort nicht einmal ansatzweise über ein
Entwicklungsprojekt nachgedacht werden, ohne die Menschen vorher zu
fragen, was sie brauchen und was für sie Entwicklung bedeutet. Doch
das ist nicht geschehen.

Ein Referendum, an dem im November 2018 ein Prozent der mexikanischen
Bevölkerung teilnahm, sprach sich mit 89 Prozent für das Projekt aus.
Der UN-Menschenrechtsrat kritisierte die Abstimmung scharf. Die Wähler
seien nur über die positiven Auswirkungen des Projekts informiert
worden, nicht über die negativen. Er kritisierte die Übersetzungen der
Unterlagen, die kurze Abstimmungsphase und die geringe Beteiligung,
besonders unter indigenen Frauen. Viele Wahlberechtigte hätten nicht
die finanziellen Mittel gehabt, um zu den Wahllokalen zu reisen. Die
Mehrheit der Wähler seien städtische Angestellte gewesen.

Am 15. November 2019 wurden Infoveranstaltungen für Ende des Monats
angekündigt und in 15 indigenen Kommunen auf Yucatán wurde bereits für
den 15. Dezember eine Abstimmung über das Projekt anberaumt. Sie fand
statt, ohne dass die Kommunen vorher Zugang zu den Plänen über den
Streckenverlauf, die Standorte der Bahnhöfe und andere Bauvorhaben
gehabt hätten. Die Menschen wurden regelrecht überrumpelt, es gab
zuvor keine Beratung, von ausreichender Information konnte keine Rede
sein. Bei der Abstimmung wurde über folgende Frage entschieden: "Sind
Sie mit dem Bau des integrierten Tren-Maya-Projekts einverstanden?" Im
Kleingedruckten stand, man solle den Stimmzettel umdrehen und den Text
auf der Rückseite lesen, in dem von Jobs, besseren Anbindungen und
nachhaltiger Entwicklung die Rede war. So verwundert es nicht, dass
eine überwältigende Zustimmung eingefahren wurde.

Das mexikanische Büro des UN-Hochkommissariats für Menschenrechte
(OHCHR) hat das Prozedere mitverfolgt und festgestellt, dass die
Abstimmung nicht den internationalen Standards entsprach, da den
betroffenen Gemeinden im Vorhinein ausschließlich positive
Informationen über das Projekt zugänglich gemacht wurden. Wie es im
offiziellen Abschlusskommuniqué hieß, hätten die Menschen aus den
Kommunen ihre Zustimmung zu dem Projekt gegeben, weil sie es als
Mittel ansahen, die Aufmerksamkeit auf ihre grundsätzlichen Anliegen
wie Wasserversorgung, Gesundheitsfürsorge, Bildung, Arbeit, Wohnen,
Umwelt und Kultur zu lenken. Diese Kausalität beeinträchtigte den
freien Charakter der Anhörungen.

"Der Konsultationsprozess der indigenen Bevölkerung zum Maya-Zug hat
nicht alle internationalen Menschenrechtsstandards erfüllt", so das
UNO-Hochkommissariat für Menschenrechte. "Die [Konsultationsprozesse
werden] oft in Kontexten von Bedrohungen, Kriminalisierung und
Schikanen durchgeführt, was ihren freien Charakter untergräbt", betont
das UN-Komitee gegen Rassendiskriminierung. Aktivistinnen, die sich
dem Projekt gegenüber negativ äußern, begeben sich in Lebensgefahr.
Wer sich öffentlich gegen den Tren Maya ausspricht, erhält
Morddrohungen, berichtet die NGO Front Line Defenders.


Arbeitsplätze - Leimrute der Akzeptanz

Da der Süden Mexikos von einem hohen Maß an Erwerbslosigkeit geprägt
ist, was durch die Corona-Krise noch verschärft wurde, sind die in
Aussicht gestellten Arbeitsplätze ein verlockendes Argument für das
Bahnprojekt. Die Rede ist je nach Quelle von 80.000 oder gar 500.000
Jobs allein in der Bauphase sowie weiteren durch den in Aussicht
gestellten Aufschwung von Tourismus und allgemeiner Wirtschaftskraft.
Wie viele andere Eckdaten zum Tren Maya sind auch diese weder
detailliert ausgewiesen noch belegt, weshalb sie wohl eher als Fiktion
gelten müssen. Fest steht, dass der Bau auf wenige Jahre befristet ist
und vor allem schlecht bezahlte Hilfskräfte aus der Region rekrutiert.
Dennoch liegt auf der Hand, dass im Kontext vorherrschender Armut
diese Aussicht auf sofort zugängliche Einkünfte viele Menschen zu
Befürwortern des Projekts macht und die Bevölkerung spaltet.

Was künftige Arbeit im avisierten Massentourismus betrifft, fehlt es
in der Region schlichtweg an den erforderlichen Grundvoraussetzungen
wie Fremdsprachenkenntnissen oder dem heute unverzichtbaren Umgang mit
elektronischen Medien und Endgeräten. Eine Strategie, die lokale
Bevölkerung auszubilden und auf anwachsenden Tourismus vorzubereiten,
ist nicht zu erkennen. Zu erwarten wären im Falle einer weitgehenden
Durchsetzung des präsidialen Prestigeprojekts wohl weit weniger als
die angekündigten Arbeitsplätze, die zudem im Bahnbau niedrig entlohnt
und befristet sind, im Tourismus auf ebenfalls gering bezahlte
Dienstleistungsjobs hinausliefen. Während die Profite in fremde
Taschen wandern, bleibt den letztendlich ausgeplünderten Menschen vor
Ort kaum mehr als ein vermeintlicher Honigtopf, der sich als eine
Leimrute erweist. [4]


Ökologische Katastrophe provoziert

Der Regenwald in der Region, die als zweitgrößte grüne Lunge des
Kontinents gilt, ist in Gefahr. Allein in Calakmul erstrecken sich
Hunderttausende Hektar Urwald, neben dem Amazonasgebiet absorbiert
diese Sphäre weltweit am meisten CO2. Die mexikanische
Umweltorganisation CEMDA listet auf ihrer Webseite Dutzende Gründe
auf, die gegen Tren Maya sprechen: Ökosysteme würden zerschnitten, das
ohnehin knappe Grundwasser drohe zu versickern. In der Region lebten
bedrohte Tierarten, Pumas, Jaguare, Iguanas und Fledermäuse. Das
Ausmaß der zu befürchtenden Umweltzerstörung lässt sich für das
riesige Gebiet kaum vollständig darstellen. "Studien kommen zu dem
Schluss, dass der Maya-Zug zur Degradierung, Fragmentierung und
Abholzung von 23 Naturschutzgebieten führen wird, darunter
[UNESCO]Welterbestätten", so Greenpeace Mexiko. Allein für den ersten
Bauabschnitt sollen 11 Millionen Bäume gerodet werden. Durch den Bau
gefährdet sind zudem Unterwasser-Höhlensysteme mit kultureller
Bedeutung für die indigene Bevölkerung, wobei von den dortigen
Wasserströmen andere Ökosysteme abhängig sind. Mithin sind die größten
Grundwasservorkommen des Landes bedroht. Eine Prüfung der
Umweltverträglichkeit wurde mit Mängeln und ohne die Einbeziehung der
indigenen Völker durchgeführt. [5]

Zu den gravierendsten Problemen in der Region Calakmul zählt schon
seit geraumer Zeit das fehlende Wasser. Bauern- und Mayagemeinden
betreiben auf Lichtungen in den Wäldern Kleinlandwirtschaft und
Imkerei, aber es existiert keine künstliche Bewässerung. Man ist
komplett abhängig von den natürlichen Niederschlägen, und die waren in
den letzten Jahren so spärlich, dass Ernten ausfielen und manche
Familien hungern mussten. Das kostbare Nass wird in der Regel mit
Lastwagen angeliefert. Das Bahnprojekt wird diesen Mangel verschärfen,
wovon Landwirtschaft, andere Wirtschaftszweige und Tourismus betroffen
wären. Konflikte um Wasser, wie sie aus Nordmexiko bekannt sind,
drohen künftig auch im Süden auszubrechen.

Bis heute gibt es keine detaillierten Auskünfte darüber, wie die
Wasserversorgung und die Abwasser- und Müllentsorgung für die
geplanten Städte funktionieren soll. Es handelt sich dabei keineswegs
um Nebensächlichkeiten: Auf der gesamten Halbinsel besteht das gängige
Modell der Abwasserentsorgung bislang nämlich nur aus Sickergruben.
Eine Trinkwasseraufbereitung existiert nicht, der Müll wird oft
verbrannt.


Militarisierung des widerspenstigen Südens

Federführend beim Projekt Tren Maya ist Fonatur, der Nationale Fonds
zur Förderung des Tourismus. Diese Institution ist in Mexiko
verantwortlich für die Planung und Entwicklung von Tourismusprojekten
und eine Einrichtung zur Förderung von Investitionen. Unter anderem
sind so die Urlaubsdestinationen Cancún, Ixtapa und Los Cabos
entstanden. Hieß es anfangs noch, die Regierung werde bei der Mayabahn
nur 10 Prozent der Kosten übernehmen und private Investoren den Rest,
so kündigte Fonatur im Oktober 2019 an, dass der Regierungsanteil auf
30 Prozent erhöht werde. Schon zwei Monate später war offiziell
bereits von 70 Prozent staatlicher Beteiligung die Rede. Dennoch
behauptet Fonatur, man setze nach wie vor auf private Investitionen.

Carlos Slim, der reichste Mann Mexikos, mischt mit: Er hat einen neuen
Streckenverlauf durchgesetzt, damit die Bahn nicht mit einer seiner
gebührenpflichtigen Autobahnen konkurriert. Und im Mai 2020 erhielt
eine seiner Unternehmensgruppen den Zuschlag für den Bau von 235
Gleiskilometern. Zusammen mit einer weiteren Firma namens ICA, die
ebenfalls mit dem Bau des Tren Maya beauftragt ist, hatte Slim auch
jene U-Bahn-Linie gebaut, die am 3. Mai dieses Jahres einstürzte, was
mindestens 26 Menschen das Leben kostete.

Inzwischen steht fest, dass die mexikanische Armee einen Großteil des
Tren Maya verwalten und zudem Gewinne aus dem Projekt erhalten soll.
Gleichzeitig forciert diese Übertragung von Befugnissen an die
Streitkräfte die weitere Militarisierung einer der konfliktreichsten
Regionen des Landes. Im südlichen Bundesstaat Chiapas führt die
mexikanische Armee seit Jahren einen Krieg "niederer Intensität" gegen
die autonomen Gemeinden der Zapatistas. Auch das immer aggressivere
Vorgehen der mexikanischen Regierung gegen Geflüchtete aus ganz
Mittelamerika, ausgeführt durch das Militär, ist mit dem Projekt eng
verflochten. Ein Korridor durch den Isthmus von Tehuantepec besteht
aus Eisenbahntrassen und Fernstraßen für den Güterverkehr, die über
die Landenge im Süden Mexikos Atlantik und Pazifik verbinden. Der
Ausbau des Transportkorridors mit neuen Containerterminals, Straßen-
und Schienenverbindungen sowie Industrieparks gehört neben dem Tren
Maya zu einer Reihe strategischer Infrastrukturprogramme der
Regierung. Kritiker vergleichen die geplante Bahnstrecke mit einer
"Grenzmauer ohne Steine". Stellt man die verschiedenen Megaprojekte
und Infrastrukturvorhaben auf der Landkarte dar, sieht man, dass sie
zugleich Bausteine für eine Migrationssperre quer durch Südmexiko
sind, mit der man die geopolitischen Interessen der USA bedienen will.


Deutsche Beteiligung kennt keine Skrupel

Auch deutsche Unternehmen greifen nach einem Stück vom Kuchen des
milliardenschweren mexikanischen Megaprojekts. So ist ein
Tochterunternehmen der Deutschen Bahn namens DB Consulting &
Engineering als sogenannter Shadow Operator neben Aktivitäten in
Katar, den Vereinigten Arabischen Emiraten, China, Brasilien oder
Kolumbien nun auch in Mexiko aktiv. Die DB hat sich als Teil eines
Konsortiums mit zwei ebenfalls staatlichen Unternehmen aus Spanien den
Zuschlag für die Begleitung und Beratung des Projekts gesichert. Der
Vertrag wurde zum 1. Dezember 2020 geschlossen, läuft bis Dezember
2023 und umfasst eine Auftragssumme von 8,6 Millionen Euro.

Dass diese Beteiligung der DB in Deutschland kaum thematisiert wird,
dürfte mit dem Greenwashing des Unternehmens zusammenhängen, das sich
ein klimafreundliches Image zugelegt hat. Dabei wird ein Viertel des
gesamtdeutschen Bahnstroms aus dem Kohlekraftwerk Datteln IV
geliefert, das Kohle aus Kolumbien verbrannt, wo Menschen vertrieben
und ermordet werden, um die "Blutkohle" abbauen und exportieren zu
können. Und wenn die DB nach offizieller Lesart Ökostrom verbraucht,
handelt es sich um erkaufte Zertifikate, also wiederum einer Form
kolonialer Auslagerung.

Siemens Mobility hat bereits 2018 eine Beteiligung am Tren Maya-
Projekt angeboten, von der Energieerzeugung und -übertragung über
Elektrifizierung, Signaltechnik und Automatisierung bis zu den Zügen
an sich. Trotz erster Zuschläge für das französische Unternehmen
Alstom besteht das Interesse weiterhin. Im März 2021 wurde über
Änderungen im Ausschreibeverfahren durch Fonatur berichtet. Mehrere
internationale Konzerne, darunter auch Siemens, die sich offenbar
Zuschläge für weitere Abschnitte sichern möchten, baten daraufhin die
Behörde, die Abgabefrist für die Einreichung der erforderlichen
Unterlagen im Ausschreibungsprozess zu verlängern, da die Frist von
drei Monaten unmöglich einzuhalten sei.

Auch der TÜV Rheinland hat schon 2018 Interesse am Tren Maya-Projekt
gezeigt und bereits eine Beteiligung angeboten, bevor konkretere Pläne
oder Studien etwa zu den Umweltproblematiken vorlagen. Die möglichen
Aufgaben wirken dabei ähnlich umfangreich wie bei der DB oder Siemens.
Sie reichen von der Vorkonzeption des Projekts, der Vormachbarkeit,
der Durchführbarkeit, der Entwicklung von Materialien und allem, was
notwendig ist, bis hin zur Prüfung und Ausführung der Arbeiten. Der
deutsche TÜV hat in Mexiko ähnliche Aufgaben für die bereits erwähnte
Metrolinie 12 in Mexiko-Stadt übernommen, die im Mai 2021 einstürzte.
Auch außerhalb Mexikos nimmt der TÜV fragwürdige Überprüfungen vor.
Bei einem Staudammbruch in Brasilien starben über 250 Personen,
nachdem der TÜV Süd den Damm für sicher erklärt hatte.

Bei einer Darstellung der Beteiligung deutscher Unternehmen am Tren
Maya-Projekt darf man Akteure, die nur auf den ersten Blick nichts mit
dem Vorhaben zu tun haben, nicht vergessen. Die mexikanischen
Streitkräfte, welche das gesamte Infrastrukturprojekt verwalten und
die Gewinne erhalten sollen, sind ein häufiger Kunde bei europäischen
und insbesondere auch bei deutschen Rüstungsunternehmen. Obwohl
Konzerne wie Heckler & Koch in illegale Waffengeschäfte mit Mexiko
verwickelt sind, genehmigte die deutsche Bundesregierung auch im
vergangenen Jahr Rüstungsexporte in das Land. Ein Großteil der
deutschen Waffen gelangt in besonders stark militarisierte Regionen
wie Chiapas, wo das Militär in zahlreichen Stützpunkten rund um die
Autonomiegebiete der Zapatistas präsent ist.

Deutschland hat am 15. April 2021 nach Jahrzehnten endlich doch die
Konvention der ILO zum Schutz indigener Völker ratifiziert. Da es sich
bei der Deutschen Bahn um ein staatliches Unternehmen handelt, würde
eine konsequente Umsetzung des ILO-Abkommens einen Ausstieg der DB und
ihrer Tochterfirmen aus dem Tren Maya-Projekt erfordern. Erst durch
eine Anfrage der Abgeordneten Eva-Maria Schreiber von der Linkspartei
im Bundestag wurde die Höhe der DB-Beteiligung im Mai 2021 öffentlich
bekannt. "Von einer Regierung, die ein Lieferkettengesetz
verabschiedet, sollte man mindestens erwarten können, dass ihre
eigenen Unternehmen mit gutem Beispiel vorangehen", so Schreiber. Die
Deutsche Bahn wich Anfragen der taz, ob sie die Vorwürfe der Gegner
vor Ort kenne, aus und erklärte, das Projekt werde neben aller Kritik
auch als Chance zur Entwicklung der Region gesehen. Zudem werde das
Projekt von UN-Organisationen begleitet. Auch das Verkehrsministerium
äußerte sich nicht zu den Vorwürfen, obwohl es für den Bund die
Interessen als Eigentümer der Deutschen Bahn AG wahrnimmt. [6]


Das letzte Wort ist noch nicht gesprochen

Ist der bereits 2018 begonnene Bau des Tren Maya wie so viele andere
infrastrukturelle Großprojekte weltweit allenfalls zu bremsen, aber
nicht mehr zu stoppen, sobald er Fahrt aufgenommen hat? Verzögert und
verändert werden kann er durchaus, wie sich bereits abzeichnet. So
rief ein offizieller Besuch des Präsidenten in Campeche, der
Hauptstadt des gleichnamigen Bundesstaates, im Frühsommer heftige
Proteste gegen das Bahnprojekt auf den Plan. Viele Menschen wehren
sich gegen die Umsiedlung und fordern eine Änderung der Linienführung.
[7] Durch derartigen Widerstand wurde in Yucatáns Hauptstadt Mérida
die geplante Route durch das Zentrum der Stadt verhindert, der Bahnhof
entsteht nun außerhalb der Metropole.

Vielerorts wächst der Protest gegen die Vertreibung der Menschen und
Zerstörung der Natur. Indigene Organisationen wie der Regionale
Indigene und Populäre Rat von Xpujil sowie das Kollektiv Tres Barrios
haben geklagt, weil sie die Konvention 169 der ILO verletzt sehen.
Andere Organisationen wie die Versammlung Múuch Xíinbal und das
Kollektiv Chuun t'aan Maya zogen vor den Interamerikanischen
Menschenrechtsgerichtshof: Neben dem Verstoß gegen Konsultationsnormen
seien Umweltverträglichkeitsprüfungen und Analysen zu langfristigen
Auswirkungen auf soziale und wirtschaftliche Strukturen nicht
ausreichend untersucht. Auch sollen laut dem mexikanischen
Bundesrechnungshof mehrere Vergabeprozesse die Wettbewerbsbedingungen
nicht erfüllt haben. Von insgesamt 33 Vertragspartnern seien 18
Verträge direkt vergeben und nur zwei öffentlich ausgeschrieben
worden.

Der Nationale Indigenenrat, die Zapatistische Armee Nationaler
Befreiung (EZLN) und sympathisierende Organisationen mobilisieren die
Gemeinden, ihr Land und ihre Rechte zu verteidigen. Mit ihren
Blockaden, den Klagen und der Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit
könnten sie erreichen, dass die Bauarbeiten ausgesetzt werden. Einige
Prozesse gegen das Projekt wurden bereits gewonnen, so dass es zu
streckenweisen Aufhebungen der Bauarbeiten gekommen ist. Erst kürzlich
wurden für den dritten Streckenabschnitt im Bundesstaat Yucatán die
Arbeiten gerichtlich gestoppt. Die Konsequenzen für die Natur seien
nicht genau einzuschätzen, so die Richterin in Mérida. Die Baustopps
verzögern und verteuern das Projekt, zumal der mexikanische Staat
Verträge mit den inländischen und ausländischen Firmen einzuhalten
hat.

In ganz Mexiko haben sich Vereine und zivilgesellschaftliche Gruppen
gegen das Projekt verbündet. Unverzichtbar ist auch eine Unterstützung
in der Herkunftsländern beteiligter europäischer Unternehmen, wie sie
die Reise der Zapatistas hervorgehoben hat. Entschieden wird der Kampf
gegen das Megaprojekt durch den Widerstand vor Ort. Letztlich geht es
darum, dass die dort lebenden Menschen selbst entscheiden können,
welche Entwicklung sie benötigen und wünschen. Der bereits eingangs
zitierte Maya-Aktivist Pedro Uc bringt es mit folgenden Worten auf den
streitbaren Punkt: "Wir hören nicht auf, für unsere Überzeugungen zu
kämpfen und für das Land, auf dem wir leben, denn das ist das Einzige,
was wir haben."


Fußnoten:

[1] https://monde-diplomatique.de/artikel/!5697648

[2] https://www.jungewelt.de/artikel/414475.drei-jahre-regierung-obrador-das-neoliberale-fundament-bleibt-unangetastet.html

[3] https://www.nd-aktuell.de/artikel/1153428.eisenbahnprojekt-tren-maya-an-den-mayas-vorbei.html

[4] https://www.deutschlandfunkkultur.de/mexikos-megaprojekt-tren-maya-der-umstrittene-maya-zug.979.de.html

[5] https://www.ya-basta-netz.org/tren-maya-made-in-germany/

[6] https://taz.de/Geplante-Maya-Bahn-durch-Mexiko/!5791061/

[7] https://amerika21.de/2021/07/252447/tren-maya-proteste-amlo-campeche
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STANDPUNKT/989: Weißrussland - Drama zwischen den Fronten (Kai Ehlers)

Weißrussland - Drama zwischen den Fronten

von Kai Ehlers, 23. November 2021



Das Drama, das zurzeit an den östlichen Außengrenzen der Europäischen
Union, konkret am Grenzstreifen zwischen Polen, Litauen, Lettland gegenüber
Weißrussland auf dem Rücken der dort um Asyl nachsuchenden Menschen
aufgeführt wird, veranlasst die westlichen Medien wieder einmal den
Ausbruch eines Krieges im Herzen Europas an die Wand zu malen.

Die Wirklichkeit ist aber komplexer: Einen Krieg gibt es bereits, nur wird
er nicht militärisch, sondern medial, man könnte auch klar sagen, als
Informationskrieg ausgetragen. Auch ist er nicht auf Europa beschränkt.
Vielmehr verbinden sich die lokalen Konflikte an der Grenze zwischen
Europäischer Union, konkret ihren nordöstlichen Mitgliedstaaten und
Weißrussland zu einem Vexierbild unterhalb der Kriegsschwelle, das seine
sich überschneidenden Linien in globalen Verschiebungen hat.

Da ist zunächst der neue Schub der Migration, ausgelöst durch den
plötzlichen Abzug der Westmächte aus Afghanistan, der erneut Menschen zu
Gestrandeten an die Ufer Europas spült. Der Schub trifft die Europäische
Union an ihrer bisher noch nicht durch Frontex abgeschotteten
Nord-Ostflanke, nachdem die südlichen Grenzen bereits geschlossen worden
sind. Die meisten der Ankommenden wollen über Weißrusslands Grenze durch
Polen, Litauen, Lettland nach Deutschland. Weißrussland ist für sie nur
Transit - wie auch die östlichen Länder der Europäischen Union.

Schon in der "Flüchtlingskrise" von 2015 waren die drei östlichen
Grenzländer, da nicht unmittelbares Ziel der Einwanderungswilligen, nicht
willens, die ihnen zugeteilten Kontingente von Menschen zu aufzunehmen.
Jetzt, da diese Länder selbst als Eingangstor angelaufen werden, sind sie
dazu übergegangen, die noch nicht abgeschottete Außengrenze, also ihre
eigene Grenze mit Gewalt, einschließlich des Auffahrens einer von Panzern
gebildeten Drohkulisse, gegen die auf die Grenze einstürmenden Menschen zu
schließen. Über eine zukünftige Ausweitung der Frontex-Einsätze, wie sie an
den anderen Grenzbereichen der Europäischen Union stattfinden, wird
verhandelt.

Folgt man den Darstellungen aus Brüssel, wie sie in den Medien
weitergegeben werden, dann hat Weißrusslands Präsident Lukaschenko die
Asylsuchenden mit Unterstützung, zumindest mit Duldung Wladimir Putins als
"Waffe" ins Land geholt, um die Europäische Union dazu zu erpressen, ihre
Sanktionspolitik einzustellen, mit der sie die Opposition unterstützt, die
nach den letzten von der Europäischen Union als Fälschung kritisierten
Wahlen in Weißrussland entstanden ist.

Lukaschenko hält dagegen: er habe als Reaktion auf die Sanktionspolitik und
das völkerrechtswidrige Eingreifen in die inneren Angelegenheiten
Weißrusslands durch die Politik der Europäischen Union lediglich die zuvor
von Weißrussland praktizierte Schließung der Grenzen gegenüber
durchreisewilligen Asylsuchenden aufgehoben. Von einem "orchestrierten
Einsatz" der Asylsuchenden als "Waffe" durch Weißrusslands Behörden könne
nicht die Rede sein. Die Asylsuchenden, die Weißrussland ohnehin nur als
Durchgangsland nutzen wollten, kämen über ein internationales
Schlepperkartell in eigener Initiative und auf eigene Kosten.

Auch Putin, seitens der Europäischen Union der Duldung, wenn nicht gar der
Unterstützung Lukaschenkos für das ihm angelastete Vorgehen verdächtigt,
wies eine Beteiligung an einer solchen Politik zurück und forderte im
Gegenzug die Politiker der Europäischen Union auf, direkte Gespräche zur
Lösung der Krise mit Lukascheko zu suchen.

Die Wirklichkeit, wenn auch nicht unbedingt die Wahrheit, dürfte zwischen
diesen beiden Positionen liegen. Sie könnte durchaus zu entwirren sein,
wenn es bei dem Konflikt nur um die Frage ginge, ob für die zwischen 6.000
bis 10.000 Menschen, um die es sich nach unterschiedlichen Angaben handelt,
eine Aufnahmebereitschaft in der Europäischen Union hergestellt würde. Zu
reden wäre nach Lage der Dinge konkret über eine Durchreiseerlaubnis durch
Polen mit der Weiterreise nach Deutschland. Im Vergleich zu den Millionen,
die im Jahre 2015 unterzubringen waren und den über 48.622, die 2021 nach
Angaben der Plattform Statista [1] Asylanträge an die Europäische Union
gestellt haben, wären die jetzt an der polnischen Grenze aufgehaltenen
sechs- oder zehntausend Menschen kein Problem, zumal dann nicht, wenn - wie
ruhigere Stimmen, etwa die des ehemaligen Präsidenten des Deutschen
Bundestages, Schäuble - vorschlagen, dass sie erst einmal alle aufgenommen
werden könnten, um die Mehrzahl von ihnen nach Prüfung ihrer Asylanträge
dann wieder in ihr Heimatland zurückzuschicken. Das ist auch nicht gerade
so human, wie es klingen soll, aber doch die weichere Variante.

Aber Stimmen wie die Schäubles und selbst die der deutschen Kanzlerin, die
offenbar vermeiden möchte, mit einem letzten dunklen Fleck, der an die
"Flüchtlingskrise" von 2015 erinnern könnte, in die politischen Annalen der
Ehemaligen einzugehen, und daher eine hektische Telefondiplomatie mit
Lukaschenko und Putin entfaltet, konnten deutsche Hardliner, namentlich den
Innenminister Seehofer, bisher nicht davon überzeugen, das Problem in dem
von Schäuble angedachten Sinne zu entschärfen. Es geht ums Prinzip: Man
will es Lukaschenko zeigen, ihm klar machen, dass die EU sich nicht
erpressen lasse.

Damit werden die übergeordneten Konflikte sichtbar, die in den Vorgängen an
der polnisch-weißrussischen Grenze stellvertretend aufbrechen, wo sie auf
dem Rücken der dort gestrandeten Asylsuchenden ausgetragen werden. Diese
Konflikte lassen sich in aller Kürze wie folgt skizzieren:

Da sind die inneren Widersprüche in der Europäischen Union, die zum
Zerreißen gespannt sind: Exemplarisch sei nur auf die Reaktion Ungarns auf
die genannten Ereignisse an der polnischen Grenze verwiesen. Ungarns
Vertreter beklagten sich prompt nach Bekanntwerden der "push backs", mit
denen die polnische Regierung die Asylsuchenden zurück hinter die Grenze zu
Weißrussland treiben lässt, dass Ungarn und Polen in der EU mit
unterschiedlichen Maßstäben gemessen würden, wenn Polen für seine brutale
Abwehr der Migranten von Brüssel gelobt, Ungarn für sein Gesetz zum Schutz
seiner Grenzen dagegen als nationalistisch verurteilt werde. Was für Polen
richtig sei, könne für andere Mitglieder der Union doch nicht falsch sein,
ließen die Ungarn Brüssel wissen.

Angesichts der Konfrontation, die sich in letzter Zeit zwischen Brüssel und
Polen über Polens zunehmenden nationalistischen Kurs entwickelt hat, kann
man solche Zustimmung Brüssels zu dem harten Kurs Polens, der den "Werten"
der Union krass widerspricht, nur als Versuch verstehen, die bröckelnde
Einheit der Union durch den Aufbau einer Front gegen einen gemeinsamen
Feind, der Europas Einheit gefährde, also Lukaschenko und hinter ihm
Wladimir Putin, wieder herzustellen. Diese Haltung Brüssels reiht sich voll
und ganz in die anti-russische Kampagnen ein, die mit Joe Bidens erneuerter
Feinderklärung gegenüber Russland unter erheblichem propagandistischem
Aufwand geführt wird. Ob das die Union auf die Dauer kitten kann - vor
allem auf Basis welcher "Werte" - das muss ein Geheimnis der Brüsseler und
gegebenenfalls auch deutscher EU-Strategen bleiben.

Kein Geheimnis sind schon jetzt die tiefer liegenden Motive seitens der
Brüsseler Union und der hinter ihr stehenden USA einem Zusammenwachsen
Weißrusslands und Russlands zu einer weißrussisch-russischen Union
entgegenzuwirken. Denn was mit dem Regimechange im Zuge der Maidan-Proteste
und danach gelang, nämlich die Ukraine ins westliche Lager zu ziehen, sogar
zum unerklärten Partner der NATO zu machen, ließ sich mit Weißrussland
trotz aller Interventionen der Europäischen Union in die inneren
Angelegenheiten Weißrusslands bisher nicht erreichen. Die Maßnahmen haben
lediglich dazu geführt, Weißrussland trotz aller seiner Abneigungen gegen
die Aufgabe der eigenen Souveränität enger in die Gemeinschaft mit Russland
zu treiben.

Im Ergebnis haben Lukaschenko und Putin kürzlich vertraglich vereinbart,
die formal schon seit dem Ende der Sowjetunion angestrebte Union zwischen
Russland und Weißrussland durch eine Reihe von wirtschaftlichen und
verwaltungstechnischen Maßnahmen effektiv einzuleiten. Damit wird weiteren
Versuchen der Destabilisierung Weißrusslands erst einmal ein Riegel
vorgeschoben. Die weißrussisch-russische Union hat das Zeug, weiteren
Versuchen der Einflussnahme des Westlichen Lagers eine erkennbare Grenze zu
setzen. Und schon ist durch Lukaschenko auch wieder von einer Stärkung der
Eurasischen Union die Rede.

Dass dies den Brüsseler Politokraten und den hinter Brüssel stehenden USA
ein Dorn im strategischen Auge ist, versteht sich von selbst. Hinzu kommt,
last not least, der Kampf um die Versorgung Europas mit russischem Gas,
genauer der Kampf um den Zugriff darauf und auf den zukünftigen globalen
Energiemarkt. Schon die Ukrainekrise war wesentlich durch diesen Konflikt
bestimmt, als Russland und die Ukraine sich nach dem Auseinanderbrechen der
Sowjetunion, in dessen Zuge die durch die Ukraine führende südliche
Pipeline zum Eigentum der Ukraine wurde, nicht auf die von Russland
geforderte Einführung von Marktpreisen einigen konnten. Die
Jamal-Europa-Linie durch Weißrussland blieb von solchen Umwandlungen
unberührt. Sie blieb Eigentum Russlands, wird aber von Weißrussland
unterhalten, das dafür Vorzugspreise für Eigenverbrauch und Weiterleitung
erhält.

Neuerdings erleben wir die heftigen Auseinandersetzungen um die "Nord
Stream 2", von der sich ihre Betreiber, die Russen, wie auch über die
aktuelle Allianz mit den USA hinausblickende Europäer nicht nur eine
Kapazizätserweiterung, sondern zugleich eine Rückversicherung gegen
Lieferbeschränkungen durch mögliche Krisen in der Ukraine oder Weißrussland
und auf lange Sicht auch in den Beziehungen zu den USA versprechen. Das ist
strategisch im Eigeninteresse der Europäischen Union gedacht. Wurde doch in
den massiven Versuchen der USA, den Bau dieses nördlichen Lieferweges zu
verhindern, nicht nur ihr ökonomisches Interesse offenbar, nämlich ihr
eigenes Gas an Europa zu verkaufen, sondern auch die Absicht, Europa für
ihre Eindämmung gegen Russland und die erklärte Offensive gegen China in
Abhängigkeit zu halten.

Als Lukaschenko jetzt andeutete, er könne als Reaktion auf die Sanktionen
seitens der Europäischen Union die Durchleitung des Gases, das über die
Jamal-Europa-Pipeline durch Weißrussland nach Europa führt, unterbinden,
wurde deutlich wie krisenanfällig nicht nur die südliche, sondern auch
diese Verbindung ist. Die öffentliche Erklärung Putins, er könne sich nicht
vorstellen, dass Lukaschenko zu solch einem Akt fähig sei, deckte zunächst
einmal das Tuch globaler Diplomatie über den Abgrund, der sich hier auftat.
Auf Dauer überbrückt ist er damit aber noch nicht.


Anmerkung:

[1] https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1263980/umfrage/antraege-auf-asyl-in-der-eu-nach-nationalitaeten/
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Lateinamerika 

"Der subtile Alltagsrassismus tritt immer deutlicher zutage"

Von Knut Hildebrandt



Mitarbeiterinnen berichten, warum die Arbeit des lateinamerikanischen
Frauenvereins in der Pandemie besonders wichtig ist.

(Berlin, 11. November 2021, npla).- Der Fall der Berliner Mauer und die
Wiedervereinigung Deutschlands brachten auch für in Berlin lebende Menschen
aus Lateinamerika viele Veränderungen mit sich. Um sich auszutauschen und
gegenseitig zu unterstützen, gründeten einige von ihnen Anfang 1992 den
Xochicuicatl e.V. Was als Selbsthilfeprojekt begann, ist heute eine der
wichtigsten Anlauf- und Beratungsstellen für Migrantinnen aus Lateinamerika
in Deutschland. Claudia Tribin, die Koordinatorin des Vereins, und Sophia
Oelsner, die psychosoziale Beratung anbietet, berichten über die
Schwerpunkte ihrer Arbeit und die Herausforderungen, mit denen sie durch
die Corona-Pandemie konfrontiert wurden.


Wann wurde Xochicuicatl gegründet, und was war der Anlass?

Claudia Tribin: Der Verein wurde am 15. Januar 1992 gegründet. Für
die Frauen war wichtig, einen Austausch über die aktuellen Ereignisse zu
haben. Damals hatten wir hier in Berlin eine sehr spezielle Situation. Die
Mauer war gerade gefallen, und es gab in Deutschland viele rassistische
Übergriffe. Deshalb haben sich die Frauen entschieden, einen Verein zu
gründen, um all diese Themen zu bearbeiten und auch andere Frauen zu
unterstützen.

Sophia Oelsner: Es waren ja wenige Frauen, keine so große Gruppe.
Wenn ich mich richtig entsinne, waren es zehn Frauen aus unterschiedlichen
Ländern. Auch eine Mexikanerin war dabei. Und damals haben sie auch den
Namen Xochicuicatl gewählt. Das kommt aus dem Náhuatl, aus Mexiko und
bedeutet "Gesang der Blume", denn es war ein bisschen die Idee, unsere
Kultur hier wiederzubeleben. Ich glaube, dass den Kolleginnen damals nicht
bewusst war, was dann später alles dabei herauskommen sollte.


Lag am Anfang der Fokus dann eher auf dem kulturellen Austausch?
Heute gibt es ja ganz vielfältige Beratungsangebote und Projekte. Seit wann
haben Sie so ein breites Angebot?

Claudia Tribin:Von Anfang an. Es war immer eine Mischung. Es gab ein
großes Bedürfnis, über diese Themen zu sprechen: Wer sind wir? Was machen
wir hier? Was unterscheidet uns von den anderen? Und welche Probleme haben
wir? Und als all die Frauen, die hier leben, kamen, wurde ganz schnell
klar, dass Deutschkurse benötigt werden, aber auch Informationen über die
behördliche Anmeldung und ähnliches.

Sophia Oelsner: Die Kolleginnen haben damals Kontakt zur
Senatsverwaltung gesucht. Wir sind eine richtige Institution, die
transparent arbeitet und schaut, wie man Frauen rund um das Thema Migration
mit guten Informationen unterstützt, berät und begleitet.


Wer sind denn eigentlich die Frauen, die herkommen und eine
Ansprechpartnerin suchen?

Sophia Oelsner: Das ist unterschiedlich. Zu uns kommen Frauen, die
erst vor einer Woche nach Berlin bzw. nach Deutschland gekommen sind,
andere leben schon ein Jahr hier oder zwei. Es kommen aber auch Frauen, die
nach zwanzig Jahren, wenn die Kinder aus dem Haus sind, in ein Loch fallen
und gar nicht wissen, wohin mit sich. Und die suchen uns dann auf. Also, je
nachdem in welcher Lebensphase sie sich befinden, suchen sie die Beratung
und Unterstützung. Und es gibt auch viele Frauen, die aus diversen Gründen
immer noch nicht so gut Deutsch sprechen, so dass wir auf einer anderen
Vertrauensbasis Informationen an sie herantragen können.


Welche Art der Beratung bieten Sie heute konkret an?

Sophia Oelsner: Wie gesagt, ein Großteil ist die Erstberatung. Das
ist so eine Art Allgemeinberatung, die "Basics". Die wird sehr viel
nachgefragt. Und dann gibt es weitere soziale Beratung, alles was mit
sozialen Systemen zu tun hat. Aber es gibt auch eine juristische Beratung.
Das beinhaltet die ganzen Themen wie Visum, Asyl teilweise auch, aber auch
Scheidung, Umgangsrecht und so weiter. Das ist leider ein Thema, das wir
sehr viel haben. Und dann gibt's natürlich die Berufsberatung. Viele Frauen
wollen wissen, wie sie einen Lebenslauf oder eine Bewerbung schreiben
sollen. Oder sie suchen Arbeit und wissen nicht, wie das in Deutschland
funktioniert. Da haben wir auch Leute, die die Frauen unterstützen. Und
dann gibt es die Familienberatung. Oftmals werden Familien direkt vom
Jugendamt oder vom Gericht zu uns geschickt. Wenn die Eltern nicht mehr
miteinander kommunizieren, unterstützen wir, so lange noch kleine Kinder da
sind.


Auf Ihrer Website ist zu lesen, dass jetzt auch Beratungen per
Telefon und per Email angeboten werden. Ist das eine Reaktion auf die
Corona-Pandemie? Und wie hat sich Ihre Arbeit dadurch verändert?

Sophia Oelsner: Auf jeden Fall hat das mit der Pandemie zu tun. Die
war der Hauptgrund. Zum einen haben wir von unserem Geldgeber die Message
bekommen, dass wir uns und unsere Mitmenschen schützen sollen. Deshalb
haben wir wie die meisten Projekte nicht mehr persönlich beraten. Wir
wussten aber genau, dass wir nicht einfach zumachen können, und so kam es,
dass wir seit über einem Jahr hauptsächlich per Telefon, Mail und 
Video-Chat beraten. Und klar, mittlerweile, wenn es ganz, ganz schwierige
Situationen sind, dann wird auch ein persönlicher Termin gemacht. Aber das
ist sehr selten der Fall. Die Corona-Pandemie hatte ansonsten definitiv
Auswirkungen auf das Thema Häusliche Gewalt. Es ist deutlich zu merken,
dass die Pandemie es mit den meisten Familien nicht gut gemeint hat. Ich
denke, die Familien waren überfordert, und das aus verschiedenen Gründen.
Zum einen durch das Thema Schule. Teilweise können sie selber die Sprache
nicht gut, und dann sollen sie noch bei den Schulaufgaben helfen. Und ich
denke, den ganzen Tag mit der ganzen Familie in der Wohnung zu sitzen war
eine Extremsituation für viele Familien.

Und dann haben viele noch zusätzlich die Arbeit verloren. Viele unserer
Klientinnen arbeiten in Berufen, in denen es während
Pandemie-Zeiten nicht wirklich Arbeit gab: in der Gastronomie, im
Hotelgewerbe, im Tourismus allgemein... Es war ja alles zu. Das fand ja
alles nicht statt. Also haben die Leute ihre Arbeit verloren, waren den
ganzen Tag mit den Kindern in kleinen, engen Wohnungen eingepfercht.
Deshalb sind schon unglaublich viele Anmeldungen und Anfragen gekommen.
Teilweise haben die Frauen hier angerufen und gesagt: "Ich kann nicht mehr
zurück nach Hause. Mein Mann dreht durch, er schlägt mein Kind, er schlägt
mich." Das ist jetzt an sich kein neues Phänomen, aber die Anzahl hat
zugenommen. Wir haben jetzt doppelt so viele Anfragen wie sonst. Und auch
ich selbst habe schon öfter von Ehemännern böse Anrufe und böse Mails
bekommen und wurde bedroht. Und auch die Gesamtsituation hat sich in den
letzten Jahren in Deutschland geändert. Dinge, die früher No-Go's waren,
sind heute salonfähig: rassistische Anschuldigungen oder Beleidigungen.
Oder auch Männer, die sagen "Was soll das denn mit dem Feminismus?" oder
uns mangelnde Fairness vorwerfen. Wir haben es öfter mal mit Männern zu
tun, die sich offen gegen den Feminismus oder auch offen gegen Frauen
stellen.


Ist das mit Corona schlimmer geworden?

Sophia Oelsner: Mein Eindruck ist, dass diese Entwicklung schon vor
fünf, sechs Jahren begonnen hat. Dass es mit Corona schlimmer geworden ist,
würde ich jetzt nicht unbedingt sagen. Es ist konstant geblieben. Aber wie
Claudia bereits sagte, die Grenzen des nicht mehr Tragbaren haben sich
einfach verschoben.

Claudia Tribin: Die Tendenz, Hass und Frustration durch Medien
auszudrücken, hat sehr zugenommen. Für uns vielleicht nicht, aber für viele
betroffene Frauen ist das eine neue Situation.

Sophia Oelsner: Und eigentlich hat sich ja das Xochi gegründet, weil
Rassismus ein wichtiges Thema war, und ich finde es mehr als bedauerlich,
dass es wieder kommt. Anrufe wegen rassistischer Zwischenfälle haben wir
kontinuierlich. Jede Woche rufen Frauen an und erzählen: "Bei mir auf der
Arbeit, auf der Straße ist mir das passiert ..." Der subtile
Alltagsrassismus tritt immer deutlicher zutage.


Einen Audiobeitrag über die Arbeit von Xochicuicatl gibt es
unter:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/30-jahre-beratung-von-frauen-fuer-frauen-interview-mit-dem-xochicuicatl-e-v/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/was-frueher-nogos-waren-ist-heute-salonfaehig-interview-mit-dem-xochicuicatl-e-v/
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Deutschland

Feminismen in der Pandemie 


Transnationaler Frauen*-Kampf geht weiter

Von Aliza Yanes, Vero und Veru
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Frauen*kampftag 8. März. Berlin, 2021

Foto: © Aliza Yanes



Es gibt viel zu tun: "Als Gynäkologin darf ich nicht veröffentlichen,
dass ich Abtreibungen durchführe und welche Methode ich anwende."


(Berlin, 16. November 2021, npla) - 2020: Das Jahr der weltweiten
Pandemie hat eine Gesundheits- und Wirtschaftskrise ausgelöst, die
benachteiligte Bevölkerungsgruppen besonders hart getroffen hat. Die Rechte
von "Frauen* und Dissident*innen" auf der ganzen Welt wurden
beeinträchtigt, während geschlechtsspezifische Gewalt und Fälle von
Feminiziden zunahmen. Dennoch endete das Jahr 2020 mit einem historischen
Meilenstein in der Geschichte der lateinamerikanischen Frauenbewegung: der
Legalisierung des Schwangerschaftsabbruchs in Argentinien. Die so genannte
"Grüne Welle" (span. ola verde) breitet sich aus. In diesem Jahr fällte
der Oberste Gerichtshof im mexikanischen Bundesstaat Coahuila ein
richtungsweisendes Urteil, indem er einstimmig Bundesstaat Coahuila ein
richtungsweisendes Urteil, indem er einstimmig die Kriminalisierung der
Abtreibung aufhob. Im US-amerikanischen Bundesstaat Texas wurde hingegen
ein Gesetz verabschiedet, das die Abtreibung dort praktisch unmöglich macht
- mit starker Unterstützung der "Pro-Life"-Bewegung. Die neue Realität, die
wir seit dem Beginn der Corona-Pandemie erleben, ist durch die Zunahme
sozialer Ungleichheiten und die Verhärtung reaktionärer Gruppen
gekennzeichnet, doch auch der feministische Widerstand und die Kämpfe hören
nicht auf.

Für eine Sendung von Radio Matraca interviewten wir Irene vom Kollektiv Sor
Juanas, einer Frauenkommune in Berlin-Wedding, und Christiane Tennhardt,
eine deutsche Gynäkologin und Aktivistin für die Legalisierung des
Schwangerschaftsabbruchs. In diesem Artikel berichten wir, welche Wege die
Berliner Frauenbewegungen im Zusammenhang mit der Pandemie gegangen sind.


8M: "Unser Leben, unser Widerstand - brich das Schweigen, brich
das System"

In Berlin fanden am Frauenkampftag 8. März viele dezentrale Aktivitäten
statt. Obwohl keine Massendemonstration geplant war, gelang es dem vom
Bündnis Internationalistischer Feministinnen* organisierten Marsch,
zahlreiche multikulturelle feministische FLINTA*-Kollektive unter dem
Slogan "Unser Leben, unser Widerstand, brich das Schweigen, brich das
System" zusammenzubringen. Das Stadtzentrum war überfüllt mit Frauen* in
all ihren Facetten. Die Teilnahme von Männern war in diesem Jahr nicht
erlaubt, der Marsch gehörte ganz den Frauen*. Besonders Trans*-Frauen,
Migrantinnen*, rassifizierte Frauen* und Frauen* aus der Arbeiterklasse
waren zur Teilnahme eingeladen.

Die guatemaltekische Sängerin Rebeca Lane präsentierte am 8. März in einer
Live-Session für das Impronta-Magazin ihr neues Lied "Para qué llorar", das
von der Pandemie inspiriert ist und eine Antwort auf die neue Normalität
darstellt, die Menschen, die nicht in das patriarchalische und neoliberale
Lebensmodell passen, verletzt und gewaltsam angreift. "Feministische
Kämpfe, Kämpfe auf der ganzen Welt, erheben ihre Fäuste und stellen sich
dieser Gewalt entgegen, kollektiv, so wie wir es von unseren Großmüttern,
von unseren Vorfahren gelernt haben, dieser Gewalt entgegenzutreten. Und
dieser Schrei, der aus der Abya Yala kommt, hat sich über die ganze Welt
verbreitet. Auch hier in Guatemala sagen wir, dass wir nicht mehr auch nur
eine weitere ermordete oder verschwundene Frau betrauern wollen", so Lane.


Ermordungen von Frauen, weil sie Frauen sind

"Feminizid" bezeichnet die Ermordung von Frauen, weil sie Frauen sind.
Allmählich wird der Tatbestand auch auf juristischer Ebene anerkannt. Die
Anthropologin und Forscherin Marcela Lagarde ist eine Vertreterin aus
Mexiko, das als erstes Land dieses Verbrechen juristisch anerkannt hat.
Rita Segato hat im Fall Argentiniens einen wichtigen Beitrag zur Debatte
geleistet und schlägt außerdem vor, den Begriff "Femigenozid" zu prägen,
damit bestimmte Verbrechen auf internationaler Ebene als Verbrechen gegen
die Menschheit oder als Völkermord beurteilt werden können. Nach einer
Welle von Femiziden in Mexiko Anfang 2020 hat sich in Berlin die Gruppe Sor
Juanas gegründet, um einerseits den mexikanischen feministischen Kampf aus
der Ferne mit zu unterstützen und andererseits als Migrantinnen hier an den
Aktionen gegen geschlechtsspezifische Gewalt teilzunehmen. "Die Gewalt hat
in Zeiten der Pandemie und im eigenen Land enorm zugenommen. Die Pandemie
hält sie in keiner Weise auf, im Gegenteil. Also muss auch die
Mobilisierung weitergehen. Es gibt keinen anderen Weg, wir müssen weiter
Widerstand leisten. Nicht nur Sor Juanas, sondern Frauen im Allgemeinen",
erzählt uns Irene von Sor Juanas.

In Deutschland ist die Debatte über Feminizide noch nicht sehr weit
gediehen. Obwohl Femizide verübt werden, werden sie nicht als solche
benannt. Wie Irene berichtet, wurde im November 2020 in Berlin das Netzwerk
"Red Anti-Feminicidos, Vivas Nos Queremos" (Netzwerk gegen Feminizid, Wir
wollen uns lebendig) gegründet. Siebzehn Kollektive aus Deutschland,
darunter Sor Juanas, sind Teil dieses Netzwerks und versuchen unter
anderem, den Begriff Feminizid in die öffentliche Diskussion zu bringen. Um
auf das Problem aufmerksam zu machen, veranstaltet das Netzwerk offene
Aktivitäten auf dem Nettelbeckplatz im Berliner Stadtteil Wedding. Der
zentrale Platz ist nach einem deutschen Sklavenhalter aus dem späten 18.
und frühen 19. Jahrhundert benannt. Neben der Sichtbarmachung von
Feminiziden ist es ein weiteres Ziel des Netzwerks, gemeinsam mit anderen
Kollektiven die Umbenennung des Platzes in "Widerstandsplatz"
durchzusetzen. Das Kollektiv der Frauen*kommune Wedding ist an diesen
Aktivitäten beteiligt und berichtet uns über ihre Arbeit: "Ziel unseres
Aktionstages ist es, auf das Thema Feminizid aufmerksam zu machen und die
Bevölkerung zu sensibilisieren, zumal diese Verbrechen in den
Kommunikationsmedien generell und speziell in den deutschen Medien oft als
Beziehungstat, Eifersuchtsdrama oder Familientragödie dargestellt werden.
Diese Bezeichnungen sind falsch und bagatellisieren den Ursprung der
Gewalt, nämlich den Hass des Angreifers auf die Frauen".


Rassistische Vorurteile beeinflussen die Wahrnehmung von
Feminiziden 

Irene vom Kollektiv Sor Juanas erklärt die Dimension der Frauenmorde:
"Feminizid ist der ultimative Ausdruck von Hass, Gewalt und patriarchaler
Unterdrückung gegen Frauen. Es gibt sie überall, in Mexiko und in
Deutschland. (...) In Mexiko sind Feminizide sehr häufig und sehr brutal,
daher sind sie im öffentlichen Diskurs und in den Köpfen der Menschen
präsent. Das Thema ist auf dem Tisch, und es gibt eine große Mobilisierung
und anhaltende Kämpfe gegen den Frauenmord. Feminizide sind in Mexiko
typisiert und wurden in das Strafgesetzbuch aufgenommen. Es gibt
Kartierungen, es gibt Statistiken, es gibt Menschen, die sich der
Untersuchung dieser Problematik widmen, und es gibt Frauen, die sich wehren
und kämpfen. In Deutschland ist der Frauenmord nicht im Strafgesetzbuch
verankert und wird weder vom Staat noch in der öffentlichen Wahrnehmung als
geschlechtsspezifische Gewalt anerkannt. Das Thema ist nicht Gegenstand der
öffentlichen Debatte. Wenn ein Feminizid geschieht, wird er in der Regel
durch Bezeichnungen wie "Verbrechen aus Leidenschaft" oder "Familiendrama"
verschleiert. Frauenmorde werden nicht beim Namen genannt und als Akte
geschlechtsspezifischer Gewalt und des Frauenhasses bezeichnet."

Was in der deutschen Gesellschaft an Diskurs über Feminizide stattfinde,
sei außerdem von rassistischen Vorurteilen durchdrungen. Dazu Irene: "Das
Argument, dass es hier keine Frauenmorde gebe, in Lateinamerika, in Mexiko
und in anderen Ländern aber schon, entlarvt den rassistischen Blick auf die
in diesem Land stattfindenden Gewaltverbrechen. Wenn in Deutschland z.B.
ein Frauenmord verübt wurde, wird das Tatumfeld nach Migrationshintergrund,
nicht-weißen Gemeinschaften oder "Ausländer*innen" gescannt. Außerdem ist
es eine Sache der unteren Schichten. Dass ein Frauenmord in der oberen
Mittelschicht verübt worden sein soll, passt nicht ins Bild, und dennoch
ist es Realität. Sie sagen, dass Frauenmorde in anderen Ländern ein Problem
darstellen und dass es deshalb dort so starke Bewegungen gibt, aber das hat
mit Rassifizierung zu tun, ich sage es noch einmal. Das ist ein Problem,
und das Anti-Feminizid-Netzwerk hat es erkannt. Daran arbeitet das
Netzwerk. Wir verfolgen einen antikolonialen, antirassistischen und
internationalistischen Ansatz."


Legaler Schwangerschaftsabbruch, sofort!

Ein weiterer feministischer Kampf in Deutschland betrifft die Paragraphen
218 und 219 des Strafgesetzbuchs, die den Schwangerschaftsabbruch regeln.
Schwangerschaftsabbrüche sind in Deutschland gesetzlich verboten und werden
kriminalisiert. Nur in bestimmten Situationen ist ein
Schwangerschaftsabbruch möglich. Dies führt zu einer Kriminalisierung des
Schwangerschaftsabbruchs und erschwert den Zugang zu Informationen, nicht
nur für diejenigen, die einen Abbruch vornehmen wollen, sondern auch für
das medizinische Personal, das den Abbruch vornimmt. Die Bereitstellung
konkreter Informationen über Verfahren und Methoden des
Schwangerschaftsabbruchs wird durch diese Gesetzesartikel kriminalisiert.
Abtreibungsgegner*innen nutzen die Paragraphen 218 und 219, um
medizinisches Personal zu denunzieren, zu schikanieren und zu verfolgen.
Christiane, eine deutsche Gynäkologin und Aktivistin, erzählt uns davon:
"Als Gynäkologin darf ich nicht veröffentlichen, dass ich
Schwangerschaftsabbrüche durchführe und welcher Art diese sind. Erst
kürzlich gab es dann doch eine minimale Änderung, jetzt kann ich sagen "Ok,
ich mache es", aber ich kann nicht sagen, mit welcher Methode. (...) Und
wir schreiben das Jahr 2021! Das ist unmöglich! Für jeden anderen
medizinischen Eingriff kommen die Frauen in meine Praxis, und ich erkläre
ihnen, was wir machen. Für jeden Eingriff wird auf unserer Website erklärt,
wie der Ablauf ist, was die Patientinnen mitbringen müssen etc. Und gerade
bei dieser für Frauen so wichtigen Angelegenheit verbietet mir das Gesetz,
das zu tun. (...) Die Bewegung gegen Schwangerschaftsabbrüche ist sehr
einflussreich, sie hat viel Geld und ist international sehr aktiv. (...) In
Berlin hatten wir nie ein Problem, aber jetzt stehen sie auch vor den
Häusern, in denen Ärzt*innen Abtreibungen vornehmen. Sie sprechen mit den
Frauen, die zur Operation kommen. Diese Bewegung gegen die Abtreibung
wächst leider zunehmend".

Zwischen Fortschritten und Rückschlägen kämpft sich die feministische
Bewegung weiter durch den patriarchalen Normalzustand. Selbst in der
aktuellen pandemischen Situation, oder gerade jetzt, hört der feministische
Kampf nicht auf.


Einen Beitrag von Radio Matraca zu diesem Thema ist zu finden
unter:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/feminismos-y-pandemia-la-lucha-transnacional-por-las-mujeres-continua/
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Chile 


Auslieferung Reinhard Dörings aus Italien beantragt

Von Ute Löhning



Die chilenische Justiz will den früheren Angehörigen der Colonia
Dignidad Döring vor Gericht stellen. Der Vorwurf: Beteiligung an Entführung
und Verschwindenlassen von politischen Gefangenen.

(Santiago de Chile, 15. November 2021, npla) - Die chilenische Justiz will
den früheren Angehörigen der Colonia Dignidad, Reinhard Döring, vor Gericht
stellen. Das hat das Berufungsgericht in Santiago de Chile am 11. November
2021 beschlossen. Vorgeworfen wird Döring die Beteiligung an der Entführung
und dem Verschwindenlassen von drei politischen Gefangenen im Mai 1976:
Juan Maino, Elizabeth Rekas und Antonio Elizondo.

Bereits am Tag nach dem Gerichtsbeschluss, am 12. November 2021,
autorisierte der Oberste Gerichtshof Chiles auch einen Auslieferungsantrag,
mit dem Italien aufgefordert wird, Döring nach Chile zu überstellen. Denn
dort sitzt der frühere Angehörige der Colonia Dignidad seit Ende September
in Haft, nachdem er bei einer Urlaubsreise aufgrund eines 
Interpol-Festnahmeersuchens verhaftet worden war. Italien wird den chilenischen
Auslieferungsantrag nun prüfen, dessen Grundlage ein Auslieferungsabkommen
zwischen beiden Staaten ist.


Colonia Dignidad kooperierte mit dem chilenischen Geheimdienst
DINA 

Döring soll als Kontaktperson der Colonia Dignidad zum chilenischen
Geheimdienst DINA fungiert haben. Dieser hatte während der Diktatur ab 1973
ein Lager auf dem Gelände der deutschen Sektensiedlung eingerichtet, in dem
Hunderte Gefangene gefoltert und Dutzende ermordet wurden. Döring bewachte
Gefangene in diesen Folterstätten. Als Fahrer soll er politische Gefangene
auch an einen abgelegenen Ort der Colonia Dignidad zur Exekution
transportiert haben. In einer früheren Vernehmung hatte Döring selbst
bestätigt, Waffen und Motoren auf dem Gelände der Colonia Dignidad
versteckt bzw. vergraben zu haben.


Kein ausreichender Wille zur Aufklärung in Deutschland

Seit 2004 lebt Döring in Deutschland. Er entzog sich jahrelang der
chilenischen Justiz, die Ermittlungen gegen ihn eröffnet und einen 
Interpol-Haftbefehl erlassen hatte. Deutschland liefert ihn wegen seiner deutschen
Staatsangehörigkeit nicht nach Chile aus. 2016 wurde in Deutschland zwar
ein eigenständiges Ermittlungsverfahren wegen Beihilfe zum Mord von
politischen Gefangenen eröffnet, 2019 jedoch eingestellt. [1] Es läge kein
hinreichender Tatverdacht vor, hieß es in der Begründung der
Staatsanwaltschaft Münster damals. Zwar habe Döring "nach eigenen Angaben
Gefangene bewacht", einen hinreichenden Tatverdacht zum Vorwurf des Mordes
sah die Staatsanwaltschaft dennoch nicht. Andreas Schüller vom European
Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) kritisiert, wichtige
Zeugen, die das ECCHR benannt habe, seien nicht vernommen worden, es habe
keinen ausreichenden Willen zur Aufklärung gegeben.

Auch Hartmut Hopp, der ehemalige Leiter des Krankenhauses der Colonia
Dignidad, enger Vertrauter des Sektenchefs Paul Schäfer und Verbindungsmann
zum Geheimdienst DINA, lebt straflos in Deutschland. [2] In Chile ist er
rechtskräftig zu fünf Jahren Haft wegen Beihilfe zu Vergewaltigung und
Missbrauch von Minderjährigen verurteilt. Deutschland liefert auch ihn
nicht aus und das Oberlandesgericht Düsseldorf lehnte es 2018 auch ab, dass
Hopp seine chilenische Strafe in Deutschland verbüßen sollte. Eigenständige
Ermittlungen stellte die Staatsanwaltschaft Krefeld 2019 ein. Es sei kein
hinreichender Tatverdacht zu erkennen, lautete auch in diesem Fall die
Begründung.

Bis heute sind die Umstände ungeklärt, unter denen politische Gefangene in
der Colonia Dignidad zu Verschwundenen gemacht wurden. Nach Aussagen
ehemaliger Bewohner der Siedlung waren Dutzende Personen auf dem Gelände
hingerichtet und ihre Leichen in Massengräbern verscharrt, später wieder
ausgegraben und verbrannt worden. Angehörige von Verschwundenen fordern
weiterhin Aufklärung und Gerechtigkeit.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/wir-dokumentieren-weiteres-verfahren-im-fall-colonia-dignidad-eingestellt/ 

[2] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/hopp-bleibt-straflos/
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In einem schwermütigen Moment sann Robert James Fischer einmal
darüber nach, wer von seinen Schachkollegen ihn dereinst auf seinem
letzten Gang auf Erden im Trauerzug als Sargträger begleiten dürfte.
Am Ende seiner Grübelei kam er auf drei Brettgefährten: Boris
Spassky, Lajos Portisch und Andor Lilienthal. Fischers Freundeskreis
war offensichtlich eng begrenzt.

Mit Spassky verband Fischer ein heroisches Datum. 1972 hatte der
US-Großmeister dem Russen den Titel des Weltmeisters entrissen und
damit zumindest für eine kurze Dauer die jahrzehntelange
Vorherrschaft sowjetischer Meisterspieler auf dem Thron durchbrochen.
Dass die Schlagzeilen selbst in kleinen lokalen Zeitungen das Match in
Reykjavik für einen propagandistischen Systemvergleich zwischen der
freiheitlichen westlichen und der autoritär kommunistischen
Gesellschaftsformation missbrauchten, war für Fischer nur ein
ideologisches Bühnentheater, auf das er nichts gab. Als beide 1992
trotz des von der US-Regierung über Jugoslawien verhängten Boykotts
in Sveti Stevan ein Revanchematch austrugen, bestätigte Fischer, wie
wenig ihm die weltumspannenden Strategiespiele des Weißen Hauses
bedeuteten.

Lajos Portisch war Fischer über viele Jahre und Treffen ans Herz
gewachsen, er geniesst in der Schachwelt einen untadeligen Ruf, ist ein
gewitzter Taktiker auf dem Brett und im Umgang ein Mensch von reifen,
vorurteilsfreien Gedanken, stets zuvorkommend, charmant, einer, der
sein Herz auf der Zunge trägt. Spassky und Portisch haben wie Fischer
auf ihre jeweils individuelle Art Schachgeschichte geschrieben. Wer
aber war der Dritte im Bunde, was hatte es mit Andor Lilienthal auf
sich?

Sein Name taucht im Buch der Erinnerungen viel seltener auf, nur hier
und da blitzen seine Siege auf, aber ein festes Bild will sich im
Gedächtnis nicht einstellen. Diese Lücken zu füllen und dabei auf
kleine phantastische Einschübe nicht zu verzichten hat sich die
sechsundzwanzigste Anekdotenkammer zur Aufgabe gemacht. Was
Lilienthal trotz alledem den Nimbus der Unsterblichkeit verlieh, geht
im Grunde genommen, sieht man von Ausschmückungen der allgemeinen
Art, wie sie sich in jeder Biographie finden lassen, einmal ab, auf
eine einzige Partie zurück. Doch davon soll später die Rede sein.

Ein Leben voll Dornen, Mühsal und Schicksalsschlägen war Andor
Lilienthal in die Wiege gelegt, als er 1911 in Moskau geboren wurde.
Seine Mutter war Opernsängerin und trat seit 1909 auf einer Moskauer
Bühne auf, sein Vater arbeitete in der russischen Metropole als
Elektro-Ingenieur. Seine Eltern waren aus Ungarn eingereist, mit
dabei ihr erster Sohn, der noch in Budapest zur Welt kam, eine
Tochter wurde kurz nach der Ankunft in Moskau entbunden. Andor war
die jüngste Leibesfrucht ihrer Liebe. Das Familienleben kannte noch
nicht den Kummer steiniger Pfade. Das sollte sich freilich ändern,
als die Schatten eines drohenden Krieges alle Zukunftspläne,
hoffnungsvoll ins Licht gutbürgerlicher Verhältnisse gegossen, mit
einem Schlag verdüsterten. Die Lage im Zarenreich verschlechterte
sich nicht zuletzt wegen der militärischen Zurüstungen rapide. So
kehrte seine Mutter 1913 mit den drei Kindern nach Budapest zurück, der
Vater blieb in Russland und geriet während des Ersten Weltkrieges in
Kriegsgefangenschaft. Die Heimkehr nach Budapest brachte jedoch
keinen Segen, die kleine Familie kam sprichwörtlich vom Regen in die
Traufe, als die Mutter krankheitsbedingt ihre Stimme verlor und so
ihren Beruf nicht weiter ausüben konnte.

Die Geißel der Zeit verschonte sie nicht, in bittere Armut stürzend
musste sie ihre Kinder schließlich in staatliche Obhut geben. Für die
Kinder begann eine martervolle Zeit, so jäh der vertrauten
Familienbande entrissen und in ein Dasein ohne Halt und Gewähr
geworfen, nicht zu wissen, ob der morgige Tag die alten Wunden
schließt oder neue aufreißt.

Im Kinderheim lernte Andor den Schneiderberuf, doch die
krisengeschüttelten 1920er Jahre boten kaum Perspektive auf Brot und
ein warmes Zuhause. Andor fand aller Bemühungen zum Trotz keine
Einstellung, und sich als Tagelöhner zu verdingen war angesichts der
Millionen unter dem Joch der Nachkriegsjahre verarmten Menschen
keinen Ausblick wert. So wurden Not und Existenzängste seine
ständigen Begleiter. 15jährig hatte er von seinem Bruder das
Schachspiel gelernt. Andor zeigte wohl Talent, aber seinem Spiel
fehlte die Erfahrung und notwendige Gewitztheit. Um sich einem
Schachklub anzuschließen, waren seine Taschen zu leer, so tingelte er
trostlos und verloren durch die hektischen Straßen der ungarischen
Metropole.

Ein Überlebenswille, tief und unerschütterlich in ihm verwurzelt,
ließ ihn nach einem Ausweg fahnden. Leicht konnte er sich an den
Fingern abzählen, dass weder Fleiß noch Zufall ihm ein gesichertes
bürgerliches Dasein bescheiden würden. Ungarn ächzte unter
politischen Machtkämpfen. Um halbwegs durch die Not zu kommen, musste
er an den Rändern der Gesellschaft ums Überleben kämpfen. Aufs
Schachspiel warf er all sein Glück und Gelingen, ein messerscharfer
Verstand und eine Prise Verschlagenheit sollten ihm dabei helfen.

So kehrte er regelmäßig in den Budapester Cafés ein, wo er um
Wettgeld Schachpartien mit den honorablen Gästen austrug und sich ein
kleines Einkommen sicherte. In den Kaffeestuben entwickelte er
jedenfalls seine Kombinationsgabe, er lernte schnell vom Spiel der
anderen, fand gewitzt die Lücken in deren Partieaufbau und preschte
mit wilder Angriffswut vor, wann immer sich ihm eine Möglichkeit dazu
bot. Kurzum, er spielte Gambits, um das Brettgeschehen rasch ins
Taktische und Undurchsichtige zu wenden. Zeit war kostbar, auf lange
Strategiegefechte, wie es die edle Kunst des Positionsspiels gebot,
durfte er sich nicht einlassen. Schnell mussten die Figuren für eine
neue Partie aufgestellt werden. Je mehr Gegner er am Brett
niederwarf, desto größer war die Zahl der Groschen in seinen Taschen.
Es galt, an einem Abend soviele Partien zu gewinnen, um anderntags
für sein leibliches Wohl sorgen zu können, vielleicht auch etwas
Kleingeld zurückzulegen für härtere Zeiten und langgehegte Träume.

So wuchs mit der Zeit sein Instinkt bei der Jagd auf die Gimpel aus
der schachlichen Provinz, deren Börsen gut genug gefüttert waren, und
die er gleichsam als Komödiant der Schachkunst mit dem Versprechen
auf Kurzweil und lehrreiche Partien zu einem Wetteinsatz überreden
konnte. Die Stammgäste schätzten vor allem seine Angriffsattacken.
Nie wurde das Spiel mit ihm langweilig oder abgedroschen, und so
zahlten sie gern den kleinen Obolus, den für packende Brettduelle zu
entrichten ihnen keine Träne abforderte. Es war dieser Ruch aus
Herausforderung und Betrug, der dem Kaffeehausschach immer schon
angehangen hatte.

Nun muss man wissen, dass die Kaffeestuben seinerzeit oft auch die
Spiellokale angesehener Schachvereine waren, deren Mitgliederzahl
jedoch nicht groß genug war, um sich eigene Räumlichkeiten zu mieten.
Für die Besitzer der Kaffeestuben war es ein Geschäft auf
Gegenseitigkeit. Für dauerhafte Kundschaft war stets gesorgt. Von der
Gebühr, um im Café Schach spielen zu können sowie für den Verleih der
Bretter und Figuren, fiel der größere Teil an die Wirte, der Rest
ging an die Vereine. In den Kaffeehäusern verkehrten also nicht nur
Gelegenheitsschacher, sondern auch gestandene Meister. Dort
wurden neben freien Partien auch Vereinsturniere und internationale
Wettkämpfe ausgerichtet.

In diesen harten Jahren entwickelte sich Andor zu einem leidlich
tüchtigen Angriffsspieler, jedenfalls reichte er für das
Kaffeehausschach. Gelegentlich in Schachmagazinen zu stöbern, die die
Schachliebhaber mitbrachten, vertiefte auch seine Kenntnisse der
Schachtheorie, wenngleich er seinem Gambitstil weiterhin die Treue
hielt - es war einträglicher.

1929 machte er sich auf den Weg nach Wien, um seinen Vater zu
besuchen, der dort seit einigen Jahren lebte. Natürlich versäumte es
Andor nicht, auch die Wiener Cafés heimzusuchen, wo um diese Zeit,
wenngleich die goldenen, glorreichen Tage des Königlichen Spiels
schon ein wenig angerostet waren, noch immer ein üppiges Schachleben
aufblühte und die großen Vertreter der Wiener Schachschule,
namentlich Rudolf Spielmann, Ernst Grünfeld, Hans Kmoch, Erich
Eliskases und Savielly Tartakower, wie Götter aus dem Olymp angebetet
wurden. Mitte der 1920er Jahre gab es in Wien etwa 40 Kaffeehäuser,
die einen täglichen Schachbetrieb gewährleisteten. In dieser
Kaffeehauskultur fühlte sich Andor sichtlich wohl.

Wien war ohne Zweifel eines der Zentren des europäischen Schachs,
eine Stätte, die viele wegweisende Gedanken und Konzepte
hervorgebracht hatte, und doch fühlte Andor tief in seiner Seele, dass
der wahre Schachgedanke hier längst verraucht und verwaschen und
hinter die Fassade eines gutbürgerlichen Dünkels getreten war. So
trieben ihn seine sehnsuchtsvollen Träume noch im selben Jahr nach
Berlin mit seinen vielen historischen Stätten, wo das Schachspiel
bereits im 19. Jahrhundert in einem Schmelztiegel der Inspiration die
verschiedensten Strategieentwürfe aus den europäischen Kernlanden
mit dem kreativen Ideenreichtum der Metropolen Russlands verband.

Über dem windigen Gehsteig fegte buntes Novemberlaub. Auf dem
Boulevard Unter den Linden flanierte trotz des unangenehmen kühlen
Wetters und der vorgerückten Abendstunde viel Volk: Zeitungsjungen in
ärmlich verschlissener Kleidung, die in der Armbeuge die neuesten
Ausgaben feilboten, Bierkutscher, die hölzerne Fässer in den
Lieferanteneingang rollten, Arbeiter mit schwarzen Schiebermützen,
die sich vor den hellen Fenstern der Geschäfte zu kleineren Gruppen
zusammenrotteten, um die jüngsten politischen Parolen auszutauschen,
dann weiter vorn ein Trupp Offiziere im Armeerock mit blitzenden
Knöpfen im zackigen Schritt auf der Suche nach Amüsement in den
Seitengassen; den Haupttross der Spaziergänger bildeten jedoch Herren
mit Zylinderhüten und warmen Wintermänteln, unterm Arm eingehakt in
Halbstiefeln trippelnde Damen in nobler Pelzgarnitur.

Traf am Bekannte, Amtsleute von Ruf oder hochgestellte
Persönlichkeiten der Gesellschaft, grüßte man artig, wie es Anstand
und preußische Sitte geboten, indem man kurz stehenblieb, die Hacken
zusammenstieß und den Körper vom Kopf bis zu den Zehen herunter
straffte, um dann in einer wohlerzogenen Aufwärtsbewegung des Arms
den Hut zu lüften, während die Damen ein schüchternes Kopfnicken
andeuteten.

Andor jedoch hatte nur Augen für das Café König, das inzwischen zum
führenden Schachlokal der Stadt avanciert war. Die besten Köpfe
Berlins trafen sich dort, um ihre Wettkämpfe auszutragen, aber auch
Laien und freie Schachzirkel kamen unter der Woche zusammen zum
geselligen Spiel am Brett. Andor kannte den Weg. Er war bereits im
Oktober in Berlin angekommen.

Der junge Mann betrat den weiträumigen Saal, der auf beiden Seiten
mit Reihen von Tischen bis zur rückwärtigen Wand bestückt war. Der Raum war dicht
mit Zigarettenrauch verhangen, der um die Lampen an den Wänden und
auf den Tischflächen herumwaberte. Geschäftiges Treiben zwischen den
Gängen, Keller servierten auf hölzernen Tabletts Getränke, es roch
nach aromatischem Kaffee und schalem Bier. Viele der Tische waren von
Kiebitzen umringt, die Blicke starr auf die Schachbretter geheftet.
Gedankenschwer saßen Schachspieler auf schmucklosen Stühlen.

Andor wagte sich zunächst kaum tiefer in den Raum hinein. Unter den
Gästen und Spielern war er einer der Jüngsten. Praktisch an jedem Tag
wurde in diesen Räumlichkeiten der edlen Kunst des Schachspiels
nachgegangen. Noch vor einigen Wochen waren hier sechs Partien aus
dem WM-Kampf zwischen Alexander Aljechin und Efim Bogoljubow
ausgetragen worden. Andor war dabeigewesen, wenngleich mehr als
Zaungast und allgemeiner Schachfreund.

Bei dieser Gelegenheit hatte er einige Worte mit Emanuel Lasker
gewechselt, der 1921 in Havanna seinen WM-Titel an José Raúl Capablanca
verloren hatte. Lasker verhielt sich ihm gegenüber jedoch reserviert,
fast unterkühlt, nun ja, Andor hatte noch keinen Namen in der
Schachwelt, während Lasker, eine weltweite Berühmtheit, über
Jahrzehnte die Schachhallen dominiert und unter anderem Wilhelm
Steinitz, Siegbert Tarrasch und David Janowsky in die Schranken
verwiesen hatte. An dem Kubaner Capablanca war er dann
leider gescheitert, aber das schwüle Klima in Havanna hatte ihm
merklich zu schaffen gemacht. Beim Match Aljechin gegen Bogoljubow
fungierte er als Schiedsrichter und war daher ziemlich eingespannt
gewesen.

Immerhin hatte Andor die Bekanntschaft mit Carl Ahues, Kurt Richter
und dem Schachverleger Bernhard Kagan gemacht. Ihre treue Runde
verfolgte die Partien der beiden Kontrahenten mit viel Genuss und
Hingabe. Aus den Gesprächen und Analysen lernte Andor jede Menge
Wissenswertes über planvolle Strategie, Variantenberechnung und die
psychologischen Kniffs der Meister, was seinem eigenen Spiel mehr
Richtung gab. Ahues war schon etwas in die Jahre gekommen, aber der
"Scharfrichter", wie Kurt Richter wegen seiner scharfen Spielweise
und seinen taktischen Pointen in der Berliner Szene respektvoll
genannt wurde, galt als einer der gewitztesten Denker der
Schachkunst, um keine Attacke verlegen und an jedem Brett ein
gefürchteter Gegner.

Schach war seinerzeit in den Berliner Kreisen sehr populär. Die Gäste
im Café König kamen aus gutbürgerlichen Häusern, Juristen, Beamte,
Künstler und Kaufleute, eben akademisches Volk. Für die einfachen
Leute in Berlin gab es Arbeiterschachvereine. Die Weimarer Republik
trennte die Menschen wie schon in der Kaiserzeit nach Vermögensstand
und gesellschaftlicher Reputation.

Andors Blicke zogen an den Gesichtern vorbei. Hier wurde bestenfalls
getuschelt, nicht laut gesprochen, um die Gedanken der Spieler nicht
zu stören. Einige der Anwesenden erkannte Andor aus Fotographien in
Schachmagazinen. Der dort hinten in der Ecke neben der Tür zu den
Toiletten mit dem kantigen Gesicht und dem zurückweichenden
Haaransatz über der breiten Stirn war zweifelsohne Aaron Nimzowitsch.
Im Jahr zuvor hatte er das Jubiläumsturnier der Berliner
Schachgesellschaft gewonnen und war auch unter den Gästen gewesen,
als Aljechin und Bogoljubow hier um den Titel spielten. Allerdings
hatte es Andor nicht gewagt, den Letten anzusprechen, der zwar gerne
und oft zu Späßen aufgelegt war, manchmal jedoch mit hartem Blick in
die Welt schaute und dann eine angriffslustige Aura verströmte.
Berühmt-berüchtigt war denn auch sein Eigensinn, sich bei seinen
Meisterkollegen ob seiner vielen ungezählten Schrullen unbeliebt zu
machen. Auch heute würde ihm Andor lieber aus dem Weg gehen. Zum
Krieg genügte, wie es hieß, ein einziger Trommelschlag.

Als er sich durch das Gedrängel schlängelte, fiel ihm ein älterer
Herr auf, der am letzten Fenster in einem Stuhl saß und in eine
Zeitung vertieft war. Niemand schien ihn weiter zu beachten. Er
machte auf Andor in lebhaftem Gegensatz zur aufgeregten Geselligkeit
um ihn herum den Eindruck eines einsamen Pols, wie jemand, der
gekommen war, um mit der unermüdlichen Geduld eines Chronisten zu
beobachten oder auf ein bestimmtes Ereignis zu warten. Ja, auf Andor
wirkte er wie ein Reisender, und jetzt, wo er den Kopf über den
Zeitungsrand hob und seine ruhigen eulenhaften Augen in die Runde
warf, kreuzte er für einen kurzen Moment die Blicke mit Andor. Dann
senkte er die Augen wieder und las weiter.

Andor hingegen strebte zielsicher auf einen Tisch zu, an dem zwei
Schachspieler Seite an Seite ein Gespräch führten. Seine Kasse war
knapp geworden, er brauchte Geld für seine Pension, Berlin war ein
teures Pflaster, auch wenn man seine eigenen Ansprüche für Kost und
Logis herunterschraubte. Er musste unbedingt eine Wettpartie gewinnen,
und sein Opfer hatte er sich bereits ausgespäht. Vor besagtem Tisch
beugte er sich zu dem hohlwangigen Mann mit Brille herunter und
fragte: "Haben Sie Lust auf eine Partie um Wettgeld? Ich komme aus
Budapest und habe in Wien kurz Station gemacht, aber es heißt, nur in
Berlin könnte ich etwas über das Schachspiel lernen."

Der Angesprochene tauschte kurz einen Blick mit seinem rundlichen
Freund mit Backenbart aus, der die Lippen belustigt hochzog, als
wollte er ausdrücken, was für ein frecher kleiner Vogel, der
furchtlos in ein Adlernest klettert.

"Nun, mein junger Freund", erwiderte der Schmalgesichtige, "ich
spiele heute abend noch ein Turnier, aber bis dahin wäre ich gern
bereit, um des Vergnügens willen mit dir eine Partie zu spielen. Sind
30 Pfennige genug?"

Andor nickte zustimmend und setzte sich nieder. Das Los wies ihm die
weißen Steine zu. Als ein Kellner herantrat, bat er um eine Fekete,
ein kleiner schwarzer, stark gekochter Kaffee, wie er in Ungarn gerne
getrunken wurde. Der Kellner blickte ihn verständnislos an und auch
die beide Schachfreunde ihm gegenüber konnten nicht an sich halten
und mussten schelmenhaft lächeln. Der mit dem Backenbart grölte: "Mag
sein, dass du im Café Moka Efti, das nunmehr im Gebäude des
Equitable-Palastes residiert, eine Fekete bekommst, was immer das sein mag,
aber im Café König ganz sicher nicht."

Andor bestellte darauf einen Kaffee nach Berliner Art und der Keller
schob mit der Bemerkung: "Wenn's sonst nichts weiter ist!" auf und
davon.

Andor machte seinen ersten Zug und die Partie entwickelte sich
schnell zu einem wilden Gambitreigen. Zwei Bauern hatte er bereits
geopfert, um die Angriffsstraßen zum schwarzen König aufzubrechen.
Sein Brettrivale zog die Stirn kraus, er hatte mit einem blutjungen
Anfänger gerechnet, der die Eröffnungen gerade so hinbekam, aber was
ihm nun entgegenschlug an taktischem Draufgängertum, ließ ihn die
Luft scharf einziehen. Sein Nachbar stieß ihn gegen die Schulter und
sagte: "Oho, der ahmt ja tatsächlich Paul Morphy nach. So spielte er
vor einem halben Jahrhundert, als er Europas Elite auf die Klippen
warf!" Und zu seinem Freund gewandt, fügte er hinzu: "Sei auf der
Hut, Adlerschwinge!"

Ein Geräusch zu seiner Rechten ließ Andor den Kopf dorthin wenden,
und überrascht stellte er fest, dass der Alte mit dem Eulenblick und
den buschigen Augenbrauen sich von seinem Fensterplatz entfernt hatte
und nun mit einer Mischung aus Neugierde und Verwunderung sein Spiel
studierte. Andor nickte kurz und konzentrierte sich wieder auf das
Brettgeschehen. Sein Springer schlug ins gegnerische Zentrum ein,
gleich darauf opferte er einen Läufer, um die Mittellinien ganz zu
öffnen. Derart entblößt geriet der schwarze König in die Schusslinie
der weißen Türme, und nach einer Hetzjagd über das halbe Brett
hauchte er im Würgegriff der weißen Dame sein Leben aus. Im Gesicht
seines Kontrahenten regte sich Ratlosigkeit darüber, dass er so rasch
übertölpelt worden war.

"Noch eine Partie?" fragte Andor.

Der andere schüttelte müde den Kopf und sagte: "Junger Freund, ich
habe heute noch eine Turnierpartie zu spielen. 30 Pfennige zahle ich
gern, wenn du jetzt verschwindest!"

Andor erhob sich und trat an die Theke. Hinter sich hörte er das
Klirren von Kaffeetassen. Von einem der Nachbartische drang der
Ausruf wilder Wut an sein Ohr. "Zum Teufel mit dem Haderlump! Er
nimmt einen Zug zurück!" Ein Tumult drohte sich zu entladen, als eine
kräftige Baritonstimme wieder für Ruhe sorgte: "Sachte! Sachte! Kein
Kriegsgeschrei, ich hatte die Figur noch nicht losgelassen."

Als Andor den Kopf zur Seite drehte, bemerkte er neben sich den Alten
mit den geheimnisvollen Eulenaugen, der ihm ein vieldeutiges Lächeln
zuwarf. "Heute bist du den Adlerhieben entkommen, mein junger
Prometheus, soviel Glück wirst du nicht immer haben."

"Kenne ich Sie?" fragte Andor, verwundert über die seltsamen Worte
des Unbekannten.

"Vielleicht bin ich dir in deinen Träumen begegnet? Aber nein, mein
Name spielt keine Rolle, doch ich liebe das Schachspiel, und was ich
heute von dir gesehen habe, hat mich entzückt, nur schade, dass du
dein Talent so unter Wert verkaufst."

"Es ist wahr, ich spiele Kaffeehausschach, um über die Runden zu
kommen. Zu Größerem bin ich nicht berufen", entgegnete Andor mit
verlegenem Unterton.

"Daran ist nichts auszusetzen. Viele namhafte Meister der
Vergangenheit fingen so an, das Kaffeehaus war ihr Labor, aber sie
waren klug genug zu wissen, dass ihr Gefieder, um den Abgrund zu
überspannen, zum Himmel aufstreben muss. Die Börse von Narren ist zu
eng für ihre Schwingen."

Andor fühlte sich plötzlich in seinem Stolz herausgefordert und
schnippisch warf er daher ein: "Habe ich den schwarzen König denn
nicht elegant zum Matt gehetzt?"

Der Alte nickte und doch lag Trauer in seinen Augen. "Das schon, mein
mutiges Vögelchen, aber dein Angriffsmanöver war dennoch nicht
korrekt, aus dem Stegreif heraus gespielt, der Laune verpflichtet,
nicht wirklich tief durchdacht, eher glich es dem Flug in einem Käfig
denn einem Himmelsritt auf Winden. Es reichte für den einfältigen
Caliban, der sich von deinem wilden Flügelflattern betören ließ. Der
Lärm der Bühne und die Prahlsucht in seinem Kopf, mehr scheinen zu
wollen, als er jemals sein wird, verwirrten die Gradheit seiner
Gedanken, dass er die Widerlegung nicht fand, doch in der
Klosterstille eines Turniers, wo man den Staub zu Boden rieselnd noch
hört, hätte man dir deine Federn zerrauft und deine Flügel gebrochen.
Und in deinem Herzen weißt du es auch. Aus gutem Grund suchst du dir
deine Wettgegner mit kalkuliertem Bedacht aus."

In Andor brannte eine Wunde, in der ein Stachel saß. So offen und
freimütig hatte noch niemand mit ihm gesprochen und darüber sein
Verborgenstes aufgedeckt. Doch Wut beschlich ihn nicht, er empfand
eher Scham.

"Was mir an Eröffnungstheorie fehlt, kompensiert das Gambit. Im
Durcheinander wilder Stellungen fühle ich mich zu Hause. Ich spiele
taktisch, weil es mir an Turnierpraxis mangelt", räumte Andor
unumwunden ein.

"Du sprichst von deinen Kinderjahren und hast gut in sie investiert
und dabei eine Fülle taktischer Wendungen in kürzester Zeit gelernt,
wofür sich andere ein Leben lang abmühen. Deine Sporen hast du dir
redlich verdient, werde nun ein Mann und Meister der Kunst. Du ahnst
nicht einmal im geringsten, wie viel Potential in dir steckt. Lerne,
über das Ziel hinaus zu schauen, mein gefesselter Prometheus, noch
hast du nicht Feuer vom Himmel regnen lassen, doch wenn du auf meine
Worte hörst und deine Wege überdenkst, wird der Tag kommen, an dem du
einen Olympier niederstreckst. Besinne dich."

"Wie werde ich die Ankunft jenes Tages erkennen?"

"Wenn du es bis dahin nicht weißt, wird der Ruf einer Eule dich daran
erinnern."

Dann verabschiedete sich der Alte und ging zur Tür hinaus. Andor
blieb noch bis zum Jahresende in Berlin, aber den Alten sah er nie
wieder, was er von Herzen bedauerte, aber er wusste zugleich, dass es
nicht mehr zwischen ihnen zu besprechen gab. Die Fesseln des
Gemarterten abzustreifen lag nun in seinen Händen.

Von Berlin aus reiste er nach Paris, wo er die Schachcafés aufmischte
und einen Salonlöwen nach dem anderen bezwang, doch im Heimlichsten
seiner Gedanken wusste er, dass er nur Tote plünderte, nicht mehr war
als ein leichenfleddernder Ghoul in der Gruft verlorener Träume. Aber
dennoch wurde man auf seine Siege aufmerksam und lud ihn im selben
Jahr erstmals zu einem internationalen Turnier in Paris ein, wo er
einen respektablen vierten Platz belegte. 1933 erhielt er eine
Einladung zum renommierten Weihnachtskongreß in Hastings, ein
epochaler Schritt auf seiner Karriere, denn dort verkehrten die
Besten der Zunft, und Andor bestand die Prüfung und wurde gemeinsam
mit Aljechin Zweiter hinter dem Turniersieger Salo Flohr. Auch im
Jahr darauf löste er ein Ticket in den südenglischen Badeort. Nun
besaß sein Name eine gewisse Strahlkraft, aber der Eulenruf hatte ihn
noch nicht ereilt. Am Neujahrstag des Jahres 1935 traf Andor auf
keinen Geringeren als den Ex-Weltmeister José Raúl Capablanca, die
'Schachmaschine', der in seiner langen Karriere nicht mehr als 36
Partien verloren hatte und von 1914 bis 1927 nur fünfmal eine
Niederlage quittieren musste.

Dem Kubaner auch nur einen unspektakulären, zähen Arbeitssieg
abzunehmen, galt bereits als klassische Heroentat. Als Andor der
Legende Capablanca vor dem Partiebeginn die Hand schüttelte, spürte
er die Last von Jahrhunderten auf seinen Schultern. Ein Remis
vielleicht, an mehr war nicht zu denken, aber auch nur, wenn der
Kubaner nach der Sylvesternacht friedfertig gestimmt war. Andor
spielte mit den weißen Steinen und bot im 9. Zug ein Bauernopfer an,
das Aljechin im Jahr zuvor in Hastings gegen Erich Eliskases in die
Turnierpraxis eingeführt hatte. Die Partie endete nach wilden
Turbulenzen mit einem Remis. Andor hatte die Begegnung seinerzeit mit
großem Interesse verfolgt. Anders als Eliskases ging Capablanca
getreu seinem Stil den Verwicklungen aus dem Wege, bis er in der
kritischen Stellung der Versuchung, Material zu gewinnen, nicht
widerstehen konnte. Seine Dame hatte auf e4 einen Bauern geschlagen
und bedrohte von dort die ungedeckte weiße Königin.

Andor lehnte sich im Stuhl zurück, ein leichter Sog erfasste seine
Gedanken und in seinen Ohren vernahm er ganz schwach den nächtlichen
Ruf einer Eule. War der Tag, den ihm der Alte in Berlin geweissagt
hatte, nun endlich gekommen? Andor vertiefte sich in die Stellung und
vor seinem taktisch versierten Auge bot sich ihm plötzlich eine
schwindelerregende Kombination dar. Er ließ seine unbewachte Dame
einfach stehen und schlug mit seinem Bauern auf e5 den schwarzen
Springer auf f6. Capablanca musste das Damenopfer annehmen und wurde
nach 26 Zügen regelrecht zerlegt. An diesem Tag schrieb Andor
Schachgeschichte, die Perle von Damenopfer, gegen einen Riesen der
Schachkunst erfolgreich und untadelig erstritten, machte seinen Ruf
unsterblich. Kein Kombinationsbuch darf, will es etwas auf sich
halten, an dieser Partie vorbeigehen, die unzweifelhaft zu den
schönsten Damenopfern der Historie zählt.

Lilienthal selbst hat den Schachthron nie bestiegen. Sein Ehrgeiz
wählte einen anderen Weg. Mit Wassily Symslow war er eng befreundet
und unterstützte ihn in seinem WM-Kampf gegen Michail Botwinnik.
Lange Jahre war er auch Trainer und Sekundant der Weltmeisterlegende
Tigran Petrosjan. Als Lilienthal am 8. Mai 2010 mit 99
Jahren seinen letzten Atemzug aushauchte, hatte der Knabe,
der einst die Cafés in Budapest,
Wien, Berlin und Paris unsicher machte, sich seinen Lebenstraum
erfüllt.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07333: Dadaistisch gefärbt (SB)

Fachzeitschriften übers Schach gibt es in Deutschland zur Genüge. Sie
decken das gesamte Feld an Turnierberichtserstattung, Lebensläufen der
Meister und Hintergrundwissen zu modernen Entwicklungen und
Verbandsstrukturen ab. Manchmal ist es jedoch wichtiger zu erfahren,
welche Magazine es früher einmal gegeben hat, die in ihrer Art
beispielhaft waren und den trockenen Ton routinemäßiger Recherchen
mieden. Von 1982 bis 1997 erfreute die Zeitschrift 'Randspringer' das
Herz von Schachjüngern, die in den anregenden und kreativen Berichten
eine Alternative zum üblichen Format begrüßten. 'Randspringer' lag in
den 16 Jahren nur in einer geringen Auflage vor und überzeugte mit
alternativen Eröffnungstheorien und dadaistisch gefärbten Kommentaren.
Herausgeber war Rainer Schlenker, der als Jugendspieler und in der
Bundesliga selbst zu den Figuren gegriffen hatte. Insgesamt war
'Randspringer' das Produkt Tübinger Studenten, die sich in der
Tradition der Frankfurter Schule auf dem Gebiet des Schachspiels
sahen. Kurios war beispielsweise das Angebot von sogenannten
'Linksspringer-Seminaren' zum Eröffnungszug 1.Sb1-c3. Im heutigen
Rätsel der Sphinx war es ein falscher Springerzug, der zum
Damenverlust führte. Nach Bronsteins Zug 22...g6-g5 zog der Berliner
Meister Fuchs 23.Sf4-h5?, und die weiße Dame war nicht mehr zu retten,
Wanderer.
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Fuchs - Bronstein

Berlin 1965


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schwarz büßte völlig unerwartet nach 1...Se3-d5? seinen
Endspielvorteil durch 2.f3-f4! vollständig ein, denn nach 2...Sd5-e7
3.c6-c7 Kb3-c4 4.Kg3-h4 Kc4-d5 5.Kh4-g5 Kd5-e6 - 5...Ke6-c6 6.f4-f5
Kc6xc7 7.f5-f6 Kc7-d7 8.f6-f7!! - 6.f4-f5+ Ke6-d7 7.f5-f6 Se7-c8 8.Kg5-
g6 wäre der weiße Bauer nicht mehr aufzuhalten gewsen. Etwas zäher war
7...Se7-d5, denn Weiß hätte darauf nicht leichtsinnigerweise 8.f6-f7?
spielen dürfen wegen 9.Sd5xc7! f7-f8D 10.Sc7-e6+, doch 8.c7-c8D+!!
reicht zum Sieg aus. Interessant war 3...d6-d5!?, wenngleich Weiß mit
4.Kg3-f2! auch hier die Oberhand behält. In der Partie geschah auf
2.f3-f4! indes 2...h5-h4+, aber Weiß konterte mit 3.Kg3-h2!!, worauf
der Freibauer blockiert und der weiße König vor überraschenden
Schachgeboten sicher war. Pech für Schwarz, denn nach der richtigen
Fortsetzung 1...Se3-f5+! hätte Weiß aufgeben können: 2.Kg3-f4 Sf5-e7
3.Kf4-g5 d6-d5!
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07332: Sich in Wolken verbeißen (SB)

Theodor W. Adorno galt als streitbarer Geist. Mit kühnen
Formulierungen ging er gegen seine geistigen Kontrahenten vor. Vor
allem an den philosophischen Theoremen des logischen Positivismus biß
sich seine Kritik fest, die ihm - o wunderlicher Vergleich! - so
abgeschmackt vorkamen wie eine Schachpartie. Nun muß man wissen, daß
für Adorno das Schachspiel keinen kreativen Freiraum darstellte, der
sei ihm zufolge nur der Kunst vorbehalten, sondern ein regressives,
disziplinäres Gefängnis aus Regeln, deren innere Struktur durch einen
Wiederholungszwang zusammengehalten werde. Spiel und Schach waren für
ihn nichts anderes als ein negatives Nachbild der entfremdeten
Fabrikarbeit. Denker zeichnen sich durch ihre hohe
Abstraktionsfähigkeit aus, aber gleichwohl schien Adorno bei seinem
Vorwurf gegen das Schach entgangen zu sein, daß Regeln und
Übereinkünfte überhaupt die Basisvoraussetzung dafür stellen, daß
Menschen, ohne Schaden zu nehmen, in die gedankenvolle Nähe einer
Konfrontation kommen können, um die Parameter ihres strategischen
Denkens überprüfbar zu machen. Alles andere wäre die Barbarei des
Schwertes unter der Hegemonie der Feindschaft. Vor einer roten Ampel
stehenzubleiben, muß kein Zeugnis blinder Ergebenheit sein. Im
heutigen Rätsel der Sphinx verschenkte der Nachziehende glattweg den
Sieg, als er statt 1...Se3-f5+! fatalerweise 1...Se3-d5? präferierte
und verlor, Wanderer.
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Gerstener - Krampe

Lübeck 1984


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mit 16...Lf8-e7? hatte Pytel den weißen Springer auf g5 ins Visier
genommen, aber von dieser Drohung ließ sich Barczay nicht
einschüchtern, sondern spielte siegessicher 17.h5xg6! Le7xg5
18.Th1xh7! Th8xh7 19.g6xh7, worauf Schwarz sich zu 19...Lg5-f6
genötigt sah. Statt nun das Geschehen auf dem Brett mit
20.e5xf6 Dd8xf6 verflachen zu lassen, beendete Weiß die Partie
ungleich stärker mit einer Kreuzfesselung durch 20.Lc1-g5!!
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





FRAGEN/008: Evgenia Iliadou - Einwanderung und Grenzen überschreitende Bevölkerungswanderungen in Europa (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro New York

Einwanderung und Grenzen überschreitende Bevölkerungswanderungen in
Europa

Interview mit Dr. Evgenia Iliadou von Georgia Tsatsani für Aftoleksi, 12.
September 2021



Dr. Evgenia Iliadou studierte Soziologie an der Universität Kreta und
Sozialanthropologie an der Universität der Ägäis; 2019 schloss sie ihre
Doktorarbeit mit einem Stipendium zum Thema "Border Harms and Everyday
Violence: The Lived Experiences of Border Crossers in Lesvos Island,
Greece" ["Grenzschikanen und alltägliche Gewalt: Die Lebenserfahrungen von
Grenzgänger:innen auf der Insel Lesbos, Griechenland"] in
Sozialpolitik und Kriminologie an der Open Universität in
Großbritannien ab. Seit 2020 ist sie Postdoktorandin an der University
of Surrey im Vereinigten Königreich und unterrichtet ihre
Student:innen über Grenzpolitik und alltägliche Gewalt. Dieses
Interview wurde nach dem neuen Zustrom an Geflüchteten aus
Zentralasien geführt (nach der Rückkehr der Taliban nach Afghanistan
im August 2021).


Die Insel Lesbos liegt, insbesondere nach dem Vertrag von
Lausanne und der EU-Türkei-Erklärung von 2016, an der zentralen Kreuzung
von Ost/West und Griechenland/Türkei. Wie erleben Sie die gewaltsame
Vertreibung und die Politik gegenüber den Geflüchteten?

Lesbos hat in der Tat eine lange Geschichte von Grenzübertritten.
Vertreibung ist für die Menschen in Griechenland und auf Lesbos seit
Anfang des 20. Jahrhunderts eine gelebte Erfahrung. Infolge des
griechisch-türkischen Krieges und des Bevölkerungsaustauschs wurden
etwa 1,2 Millionen kleinasiatische Geflüchtete aus der Türkei nach
Griechenland und in andere Nachbarländer vertrieben. Auf Lesbos sind
insgesamt 60 Prozent der heute dort lebenden Menschen Nachkommen der
kleinasiatischen Geflüchteten von 1922. Seit den 1990er Jahren sind
Griechenland und Lesbos wichtige Grenzübergänge für Tausende von
Vertriebenen, die aus Albanien und kriegsgebeutelten Ländern wie dem
Irak, Afghanistan, Iran, Syrien, Palästina und Somalia stammen. Ich
arbeite seit 2005 für NGOs in Internierungs- und Geflüchtetenlagern
auf Lesbos und dem griechischen Festland und unterstütze Menschen, die
gewaltsam vertrieben wurden. Ich bin selbst Nachfahrin pontischer
Geflüchteter. Meine Familie war während des Völkermordes gezwungen,
aus ihrer Heimat zu fliehen und in Russland Zuflucht zu suchen.

Es ist unvermeidlich, dass die Genealogie der Vertreibung auf Lesbos
und meine eigenen Erfahrungen aus erster Hand als Forscherin,
NGO-Mitarbeiterin und Aktivistin in meiner Ethnografie aufgegriffen
und untersucht werden. Sie werden im Zusammenhang mit der
Flüchtlings"krise" von 2015 und den aktuellen und laufenden
Entwicklungen in der Flüchtlingsfrage untersucht. In meiner
ethnografischen Arbeit werden Grenzgewalt, Grenzkontrollen und
Vertreibung eher als ein Kontinuum denn als eine "Krise" wahrgenommen.


Der große Migrationszustrom nach Europa, die so genannte
"Krise" von 2015, steht nach den jüngsten Entwicklungen (nach denen die
Taliban in Afghanistan wieder das Kommando übernahmen) an vorderster
Linie. Was kommt Ihrer Meinung nach in den nächsten Jahren auf uns
zu?

Zunächst einmal ist der Begriff "Krise", der systematisch in den
offiziellen Diskursen verwendet wird, um die massenhafte
Zwangsvertreibung im Jahr 2015 zu beschreiben, für mich oberflächlich
und ahistorisch. In diesen Diskursen werden menschliches Leid,
Vertreibung, Gewalt und Tod - an, innerhalb und jenseits von Grenzen -
routinemäßig als "neue", "zufällige", "unvorhersehbare", unvermeidbare
"Ereignisse" und tragische "Unfälle" dargestellt. Wie ich bereits
erwähnt habe, haben Griechenland und Lesbos jedoch eine lange
Geschichte von Zwangsvertreibung, (Grenz-)Gewalt und grenzbedingten
Todesfällen. Diese sind das Ergebnis tödlicher politischer
Entscheidungen, die seit dem Schengener Abkommen von 1985 durchgesetzt
wurden und sich nach der Flüchtlings"krise" von 2015 stark ausgeweitet
haben. Was ich damit sagen will, ist, dass das Elend, das sich an den
südlichen EU-Grenzen abspielt, als ein Kontinuum - ein Gewaltkontinuum [1]
- über Zeit und Raum hinweg und nicht als "Krise" betrachtet werden
sollte. Darüber hinaus ist der Begriff "Krise" problematisch, da er
die Tatsache verschleiert, dass die eigentliche Krise in erster Linie
eine Krise in den Herkunftsländern ist - den Ländern, aus denen
die Geflüchteten in erster Linie fliehen.

Eine Krise ist also in erster Linie eine Krise für die
 Geflüchteten selbst, da sie gewaltsam aus ihrer Heimat vertrieben
 werden und vor Kriegen, Konflikten, Gewalt und Verfolgung fliehen.
 Afghanistan ist ein anschauliches Beispiel. Afghanistan mag nach
 der Machtübernahme durch die Taliban in den Schlagzeilen sein, aber
 in den letzten vier Jahrzehnten haben afghanische Flüchtlinge
 Gewalt, Unsicherheit und Zwangsvertreibung erlebt.


In Anbetracht der oben beschriebenen Situation haben die andauernden
Konflikte in Verbindung mit einer tödlichen Grenzpolitik ein
erdrückendes Umfeld für die Menschen geschaffen, die gezwungen sind,
die Grenzen zu überschreiten. Es sieht so aus, als würde die Situation
noch lange so weitergehen. Sie könnte sich in den kommenden Jahren
sogar noch verschärfen, wenn wir den Klimawandel berücksichtigen, der
die Menschen zunehmend zur Migration zwingen wird.


Ist das Leiden in den Lagern das Ende oder nur der unendliche
Anfang menschlicher Odysseen in Europa?

Das Leid und die Gewalt, die Geflüchtete erfahren, beginnen und enden
nicht in den Geflüchteten- und Internierungslagern in Griechenland und
auf Lesbos. Leid und Gewalt sind vielmehr Teil eines Kontinuums. Ich
habe bereits über das Gewaltkontinuum gesprochen - ein Konzept, das in
der Sozialanthropologie der Gewalt verwurzelt ist. Dies ist ein sehr
interessantes Konzept, das nicht nur die tiefen historischen Wurzeln
der (Grenz-)Gewalt in den Vordergrund stellt, sondern auch hervorhebt,
dass die Gewalt und das Leid, das Geflüchtete erfahren, in den
Herkunftsländern aufgrund von Krieg, Konflikt, Gewalt, Elend und
schweren Menschenrechtsverletzungen beginnt. Gewalt und Leid setzen
sich fort, während die Flüchtlinge en route sind und die
zahlreichen Land- und Seegrenzen überqueren, die nach Europa führen.
Darüber hinaus gehen Gewalt und Leid auch nach dem Grenzübertritt
weiter, und selbst wenn es den Geflüchteten gelingt, Europa lebend zu
erreichen, sind sie gezwungen, unter unmenschlichen, entsetzlichen,
erniedrigenden und entmenschlichenden Bedingungen in Geflüchteten- und
Internierungslagern zu leben. Parallel dazu erleben die
Geflüchteten bürokratische Gewalt, da die zahlreichen Verfahren,
die sie durchlaufen müssen (z. B. Registrierung, Identifizierung, Asyl
usw.), uneinheitlich, kafkaesk und langwierig sind und zu ständigem
Warten und Leiden führen. Gewalt und Leid enden jedoch nicht dort,
sondern gehen in den nördlichen EU-Staaten weiter. Da die immer
wohlhabenderen EU-Staaten eine feindselige, gewalttätige und
migrationsfeindliche Abschreckungspolitik betreiben, sind die
Geflüchteten weiterer Gewalt, Inhaftierung und schließlich Abschiebung
ausgesetzt.


Wurde die Vertreibung für die Geflüchteten, mit denen Sie
gearbeitet haben, zu einer Nebensache, wo doch die alltäglichen
Probleme die Fantasie überschreiten?

Wie ich bereits erwähnt habe, erleben Geflüchtete in ihren
Herkunftsländern und auf ihrem Weg über die Grenzen vielfältige Formen
von Gewalt und Leid, nur um in Europa erneut mit Gewalt und Elend
konfrontiert zu werden. Ich bin mir nicht sicher, ob die Vertreibung
im Vergleich zu den alltäglichen Problemen, mit denen sie in den
Geflüchtetenlagern in den Aufnahmeländern konfrontiert sind, eine
untergeordnete Rolle spielt. Der Alltag der Flüchtlinge auf Lesbos ist
angesichts der Eskalation von Rassismus und Gewalt seitens eines Teils
der lokalen Öffentlichkeit nicht immer einfach. Die Situation der
Flüchtlinge auf Lesbos ist bekannt und wurde in den letzten Jahren in
den Medien ausführlich dokumentiert und dargestellt. Gewaltsame
Entwurzelung ist eine schmerzhafte Erfahrung, aber dieser Schmerz wird
durch die entsetzlichen, unmenschlichen, entwürdigenden und
schädlichen Lebensbedingungen in den Geflüchtetenlagern noch
verschlimmert. Was besonders markant ist, ist die überwältigende
Bürokratisierung, das Verfahrenschaos, die Ungereimtheiten und
Unsicherheiten, das ständige Warten und Schlangestehen, die
labyrinthartigen und psychisch anstrengenden Verfahren, die die
Geflüchteten während ihres Aufenthalts in den oben genannten
schädlichen Einrichtungen durchlaufen müssen. Diese
Widersprüchlichkeit, das Chaos und die Erniedrigung sind meines
Erachtens beabsichtigt, eine gut durchdachte
Abschreckungspolitik, die darauf abzielt, den Geflüchteten das
Leben unerträglich zu machen, indem ihnen ständig Schmerzen zugefügt
werden. Auf diese Weise werden die Geflüchteten gezwungen, ihre
Asylanträge zurückzuziehen und entweder alternative gefährliche
Migrationspfade in andere europäische Länder zu beschreiten oder
"freiwillig" in ihre Herkunftsländer zurückzukehren.


Geschlechtsspezifische Gewalt wird häufig von
Schleppernetzwerken ausgeübt. Griechenland ist sicherlich ein gutes
Beispiel dafür. Bitte erzählen Sie uns mehr über den Menschenhandel in
Griechenland.

Geschlechtsspezifische Gewalt ist eine schwerwiegende
Menschenrechtsverletzung, von der LGBTQ+, Frauen und Mädchen besonders
stark betroffen sind. In Situationen der Zwangsvertreibung ist das
Risiko, geschlechtsspezifischer Gewalt ausgesetzt zu sein, deutlich
höher. Wie ich bereits erwähnt habe, erleben geflüchtete LGBTQ+,
Frauen und Mädchen mehrere Formen von Gewalt in ihren
Herkunftsländern, während ihrer Reise nach Europa und in den
Geflüchtetenlagern. Besonders auffällig ist die Eskalation der
sexuellen Gewalt, die an, innerhalb und über Grenzen hinweg ausgeübt
wird. Lassen Sie mich das erklären. Ich habe im Laufe der Jahre eine
erhebliche Eskalation der Vergewaltigungen an den Grenzen
dokumentiert. In dem Maße, wie die Grenzkontrollen, die Sicherung und
die Militarisierung der Grenzen zunehmen und sich sogar über das
EU-Gebiet hinaus ausdehnen, werden die gefährlichen Reisen riskanter
und teurer, während die Geflüchteten noch abhängiger von Schmugglern
und Menschenhändlern werden, die ihre Reise nach Europa ermöglichen.
Aufgrund dieser überteuerten Reisen verschulden sich die Geflüchteten
bei Schleusern und Menschenhändlern, um ihre Reise zu finanzieren und
sich einen Platz in einem Auto, Lastwagen oder Boot zu sichern, das
sie nach Europa bringt. Diese Situation erzeugt ein asymmetrisches
Machtverhältnis und eine Abhängigkeit der Geflüchteten von ihren
Schleusern in Form einer Schuld, die eine Verpflichtung nach sich
zieht: Sie muss beglichen werden. Ich habe verschiedene Formen dieser
Art von Schulden dokumentiert. Eine davon ist die sexuelle Schuld oder
Vergewaltigung.

LGBTQ+-Geflüchtete, Frauen und Mädchen, die den Schleuser nicht
bezahlen können, werden routinemäßig erpresst, mit Sex zu
"handeln", oder sie werden von Grenzstation zu Grenzstation, vor
und nach der Reise, unterwegs und sogar im Boot von ihren Schleusern,
Grenzschutzbeamten und anderen Mittelsmännern vergewaltigt, um
die Grenze passieren zu dürfen.

Diese Form der Gewalt endet jedoch nicht dort, wo die Grenze
überschritten wird. Sexuelle Gewalt ist in Geflüchtetenlagern und
Haftanstalten in Griechenland an der Tagesordnung, da die Geflüchteten
systematisch einem strukturell schädlichen Umfeld ausgesetzt sind, das
solche grausamen Gewalttaten nicht nur zulässt, sondern auch die
Voraussetzungen dafür schafft. Es gibt zahlreiche Berichte, die
Vergewaltigungen in Geflüchtetenlagern dokumentieren.


Grenzgänger*innen haben einen Konflikt zwischen europäischen
Ländern ausgelöst, was beweist, wie unvorbereitet die Europäische
Union auf die Unterstützung von Menschen aus Asien und anderen
muslimischen Ländern war. Wie hat sich die Religion auf ihren Alltag
im so genannten christlich-orthodoxen Griechenland und im katholischen
Europa ausgewirkt?

Obwohl es sehr schwierig ist, diese Frage in wenigen Worten zu
beantworten, muss ich sagen, dass in all den Jahren, in denen ich
Geflüchtete unterstütze und mit ihnen spreche, die Religion nie ein
Problem für sie war. Es ist eher das Gegenteil der Fall. Ich
meine, dass es die Aufnahmeländer und ein Teil der lokalen
Gemeinschaften sind, die Geflüchtete und ihre Religion häufig als
Bedrohung und/oder Problem wahrnehmen und sie systematisch
unterdrücken. So sind die Geflüchteten beispielsweise gezwungen, ihre
religiösen und kulturellen Rituale, Riten und Bräuche an sehr
schmutzigen, entwürdigenden und überfüllten Orten zu praktizieren, da
es in den Geflüchtetenlagern und Auffanglagern auf dem griechischen
Festland und den Inseln keine Gotteshäuser gibt. Ein weiteres Beispiel
für die religiöse Unterdrückung, die Geflüchtete erfahren, sind
Todesfälle, da die Durchführung einiger kulturell angemessener
Bestattungs- und Ritualverfahren nicht gewährleistet werden kann und
die Würde und das Andenken der Toten nicht respektiert werden. Die
Anthropologin Mary Douglas hat in ihrer Arbeit gezeigt, dass das
Fehlen von Todesritualen eine Störung der sozialen Ordnung bedeutet -
eine Gefahr, Verschmutzung und Unreinheit, die sich auf die Lebenden
und ganze Gemeinschaften überträgt und sie kontaminiert. Daher sind es
die Aufnahmegemeinschaften und -länder und der Mangel an Fürsorge, die
häufig kulturelle Gewalt ausüben und die Flüchtlingsbevölkerung
unterdrücken.

Darüber hinaus nehmen einige EU-Länder im Zuge der Eskalation von
Konflikten, Gewalt und Vertreibung eine unverhältnismäßig hohe Zahl
von Flüchtlingen auf. In den letzten Jahren erleben wir die Zunahme
von Islamophobie, Feindseligkeit, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit.
Lesbos ist ein anschauliches Beispiel dafür, dass ein Teil der
örtlichen Bevölkerung häufig Geflüchtete sowie humanitäre
Helfer*innen, Freiwillige und Aktivist*innen angreift und misshandelt.
In dieser Hinsicht sind die Geflüchteten staatlicher Gewalt,
unmenschlichen Aufnahmebedingungen sowie der Feindseligkeit und
alltäglichen Gewalt der normalen Bürger*innen in den
Aufnahmegemeinschaften ausgesetzt. Dies liegt daran, dass Geflüchtete
oft zu Sündenböcken gemacht werden, die für verschiedene Probleme der
Aufnahmegesellschaft verantwortlich gemacht werden (z. B.
Arbeitslosigkeit, Kriminalität). Meiner Meinung nach ist es wichtig,
dass wir das Bewusstsein schärfen, damit die lokalen Gemeinschaften
verstehen, dass die Probleme, die durch die Migration entstehen, das
Ergebnis einer außergewöhnlichen Grenzpolitik sind. Diese Politik
führt zu Armut und Elend in der Geflüchtetenbevölkerung, die manchmal
zu Kleinkriminalität greift.


Auf jeden Fall ist die Gewalt immer noch da. Es gibt
Verbrechen, die von den Geflüchteten selbst ausgehen, aber auch große
Verbrechen aus Solidarität. Wie geht ein*e Ethnograf*in damit um, oder ist
ein*e Forscher*in wirklich jemals in der Lage, diese Hindernisse zu
überwinden?

Wie ich bereits erwähnt habe, hat die extreme Grenzpolitik, die nach
der Flüchtlingskrise 2015 in Griechenland und auf Lesbos umgesetzt
wurde, einen schädlichen Kontext für Geflüchtete geschaffen.
Einerseits sitzen die Geflüchteten fest und warten in
Geflüchtetenlagern oder in verschiedenen Unterkünften auf der Insel in
der Schwebe, ohne sich vollständig in die Aufnahmegesellschaft
integrieren zu können. Sie können nicht offiziell arbeiten, zur Schule
oder zur Universität gehen und sind von Bargeldhilfeprogrammen und den
verschiedenen auf der Insel tätigen NGOs abhängig. Andererseits sind
die Bedingungen in den Geflüchtetenlagern schädlich, erniedrigend,
entwürdigend und entsetzlich. Diese Situation zwingt die Geflüchteten
in Not und Unsicherheit, indem sie sie, um zu überleben zu unsäglichen
Dingen zwingt, die sie sonst nicht tun würden. So habe ich während
meiner Recherchen Fälle von vergewaltigten Frauen dokumentiert, die
ungewollt schwanger waren, aber nicht abtreiben konnten, weil sie als
schutzbedürftig eingestuft werden mussten, um das Lager verlassen und
auf das griechische Festland reisen zu dürfen. Ich dokumentierte auch
Fälle von Geflüchteten, die innerhalb und außerhalb des Lagers
Überlebenssex praktizierten, Alkohol und Drogen konsumierten oder
Kleinkriminalität begingen. Trotz der vorherrschenden Darstellung von
Geflüchteten als Kriminelle sollte man bedenken, wie die Steuerung der
Migration, die Grenzpolitik selbst, Elend und Armut produziert, indem
sie die Geflüchteten in Not und Verzweiflung treibt. Unter diesem
Blickwinkel sollten die jüngsten Brandstiftungen, die den Hotspot
Moria (bekannt als Moria-Lager) zerstörten, auch als
Verzweiflungstaten und Reaktion auf das extreme Leid, das
Geflüchteten vom Staat zugefügt wird, betrachtet werden. Sie
sollten nicht als kriminelle Handlungen angesehen oder behandelt
werden. Was wir jedoch erleben, ist genau das Gegenteil - nämlich die
systematische Kriminalisierung von Migration durch die Staaten.

Ähnlich wie bei der Kriminalisierung von Migrant*innen werden auch
Menschen, die Geflüchteten helfen und sie unterstützen (z. B.
Freiwillige, NGO-Mitarbeiter*innen, Aktivist*innen), vom Staat ins
Visier genommen und ebenfalls kriminalisiert. Dieser Prozess wird oft
als Kriminalisierung der Solidarität bezeichnet. Im Rahmen
dieses Prozesses werden NGO-Mitarbeiter*innen, die an
Seenotrettungsaktionen beteiligt sind, vom Staat häufig der Beihilfe
beschuldigt und wegen Schleusung angeklagt.

Ich habe selbst Erfahrungen mit dieser Kriminalisierung gemacht, denn
als ich als NGO-Mitarbeiterin tätig war, wurde ich auch vom Staat
eingeschüchtert und ins Visier genommen. Ich habe öffentlich über
diese Erfahrungen [2] gesprochen und sie in meine Analyse einfließen
lassen. Meiner Meinung nach sollte eine Ethnografin diese systematischen
staatlichen Praktiken erforschen, analysieren und aktiv in Frage stellen,
wenn sie sie während des Forschungsprozesses dokumentiert, wenn sie Zeugin
davon wird, wie sie sich im Feld entfalten. Ich glaube auch, dass wir
als Ethnograph*innen und Sozialwissenschaftler*innen die moralische
Verpflichtung und Verantwortung haben, diese Praktiken in Frage zu
stellen, da sie Schaden anrichten, vor allem bei den Vertriebenen.


Die Militarisierung der Lager auf Lesbos, nicht nur in Moria,
sondern auch in Pagani und Kara Tepe, hat die Utopie Europa bereits in
eine Dystopie verwandelt, die einem kafkaesken Labyrinth ähnelt, wie
Sie sagen. Gibt es einen Ausweg?

In der Tat ist die Situation, die Geflüchtete derzeit in Europa
erleben, dystopisch. Geflüchtete fliehen vor Gewalt und Leid in ihren
Heimatländern, um dann in den Geflüchteten- und Auffanglagern in
Griechenland und sogar in einigen der wohlhabenderen westlichen
Ländern Gewalt und Leid zu erfahren. Meines Erachtens gibt es zwei
Möglichkeiten, aus der derzeitigen Situation herauszukommen: den
Ansatz der sicheren Durchreise/offenen Grenzen und den Ansatz
"No Borders".

Einerseits wird der Begriff der sicheren Passage häufig von
Menschen verwendet, die Geflüchtete unterstützen, sowie von
humanitären Organisationen, die sich für die Öffnung legaler Wege
durch die EU-Politiker einsetzen, die Flüchtlinge sicher nach Europa
führen können. Eine sichere Passage umfasst die Erleichterung des
Weges von Geflüchteten in die EU und innerhalb der EU. Darüber hinaus
umfasst sie die Bereitstellung von humanitärer Hilfe und einen
einfachen Zugang zu Asylverfahren an den Einreisepunkten und entlang
der Grenzwege sowie menschenwürdige Aufnahmebedingungen. Sichere
Passagen bedeuten vor allem einen alternativen, humaneren Ansatz zur
derzeitigen Grenzpolitik.

Der "No Borders"-Ansatz hingegen plädiert für die Abschaffung von
Grenzen und Orten der Gefangenschaft. Das Hauptargument ist, dass all
die repressiven-, extremen-, militärischen- und
Sicherheitsinterventionen an, innerhalb und jenseits der Grenzen, die
im Namen von "Krise", Sicherheit und öffentlicher Ordnung über Zeit
und Raum hinweg durchgesetzt wurden, Menschenrechtsverletzungen,
Leiden und sogar Tötungen gerechtfertigt, legitimiert und normalisiert
haben, indem sie die Dystopie der Grenzen möglich gemacht haben.
Insgesamt haben diese außergewöhnlichen Grenzpolitiken und -praktiken -
 das Grenzregime - eine "dystopische Grenzlandschaft"
hervorgebracht, die dazu dient, den Geflüchteten absichtlich Leid
zuzufügen, indem sie ihr Leben unerträglich macht.

Die Kontinuität dieser Interventionen hat das Leid, das
Grenzgänger*innen in Grenzzonen, Geflüchtetenlagern und Haftanstalten
erfahren, noch verschlimmert, indem sie ihr Leben gefährdet haben,
anstatt es zu schützen. Das eigentliche Problem ist also die Grenze.
Ein No Borders-Ansatz wendet sich daher gegen diese dystopische
Grenzlandschaft. Er plädiert für die Bewegungsfreiheit und die
Abschaffung von Grenzen, Kontrollen, Inhaftierungen und Lagern.


Ein Faktor in der Massenpsychologie ist die Isolation der
Insel, die zu dem Muster der "Gefängnisinsel" führt. Ist Lesbos tatsächlich
ein postmodernes Gefängnis?

Ich verwende die Theorie der Massenpsychologie in meiner Arbeit nicht,
und ich sehe gewaltsam vertriebene Menschen, die in Geflüchtetenlagern
und Internierungslagern unter entwürdigenden Bedingungen gehalten
werden, nicht als "Masse" oder "Mob".

Geflüchtete werden in den offiziellen Diskursen systematisch als
 "Mob" oder "Horden", "Zahlen" und "Ströme" (falsch) dargestellt,
 aber dies sind viktimisierende und entmenschlichende Begriffe.


Auch innerhalb des Geflüchtetenlagers werden die Geflüchteten
entpersonalisiert und zu einer gesichtslosen Masse dehumanisiert. Im
Gegensatz zu dieser entmenschlichenden Darstellung stelle ich in
meiner Arbeit die Vertretung der Geflüchteten, die gelebten
Erfahrungen, die Autonomie und vor allem die vielfältigen Formen des
Widerstands der Geflüchteten in den Vordergrund.

Darüber hinaus hat die Verwendung von Inseln als Gefängnisse, als Orte
des Einsperrens und als Filtermechanismen oder Kontrolle der Bewegung
von Geflüchteten im Namen der öffentlichen Ordnung und der sozialen
Kontrolle eine sehr lange Geschichte. Die feministische Geografin
Alison Mountz hat ausführlich aufgezeigt, wie Inseln
buchstäblich, metaphorisch und routinemäßig zu einer "Architektur oder
einem Archipel der Ausgrenzung" instrumentalisiert wurden, in dem
Menschen systematisch "der Zugang zu Rechten, Betreuung und
internationalem Schutz verweigert, er ausgeschlossen oder auf ein Minimum
reduziert wird".

In Griechenland haben Inseln eine lange Geschichte in ihrer Funktion
als räumliche und zeitliche Beschränkung, da einige von ihnen in der
Vergangenheit als Gefängnisinseln genutzt wurden - d. h. als Zonen der
Quarantäne und Isolation, der Vertreibung und des Einsperrens von
unerwünschten Personen; Leprakranke (Insel Spinalonga auf Kreta),
psychisch Erkrankte (Insel Leros) und Linke im Exil der Diktatur von
Oberst Ioannis Metaxas von 1936 bis 1941 (Inseln Gavdos, Anafi,
Karpathos, Leros und Lesvos). Einige dieser Inseln wurden auch während
der Diktatur, zwischen 1967 und 1974, als Gefängnisse genutzt. In der
Vergangenheit wurden die Inseln zur Isolierung und Eingrenzung von
Personen genutzt, die als gefährlich galten, weil sie die Bevölkerung
mit ihren Krankheiten oder politischen Überzeugungen "verunreinigten"
oder "vergifteten". Seit dem Schengener Abkommen von 1985 - als das
Projekt der Festung Europa schrittweise verwirklicht, gestärkt und
ausgeweitet wurde - werden die griechischen Inseln jedoch systematisch
als Offshore-Räume der Grenzkontrolle, der Verwaltung, der Isolation,
der Zerstreuung, der Eindämmung und der Abschiebung von
"Unerwünschten" eingesetzt. Daher ist Lesbos meiner Meinung nach kein
postmodernes Gefängnis. Als ich also die Metapher von Lesbos als
Gefängnisinsel verwendete, hatte ich in gewisser Weise die bereits
erwähnte Verwendung von Inseln im Laufe der Geschichte im Sinn.


Ihre Doktorarbeit ist theoretisch und praktisch eine großartige
Feldarbeit. Sie haben einen soliden Hintergrund in Soziologie und eine
Ausbildung als Anthropologin in wichtigen griechischen Institutionen
absolviert, bevor Sie für Ihre Doktorarbeit nach Großbritannien kamen.
Was sind Ihre zukünftigen Pläne für die Forschung im Bereich der
Sozialpolitik?

Ich führe derzeit eine ethnografische Postdoc-Forschung über Gewalt,
Verletzlichkeit und die Lebenserfahrungen von Geflüchteten in
griechischen Geflüchtetenlagern durch. Außerdem bin ich ein Mitglied
der "Border Criminologies" an der Universität Oxford, einem
internationalen Netzwerk von Forscher*innen, Ärzt*innen und Personen,
die Grenzkontrollen erlebt haben. Zurzeit entwickle ich mit Border
Criminologies ein kurzes Video, in dem ich von den Erfahrungen in
den Internierungsanstalten erzähle und Fotos und Zeichnungen von
Geflüchteten einbeziehe. In den kommenden Jahren möchte ich mehr
Feldforschung zu den Erfahrungen von Geflüchteten, Migration und
Grenzgewalt betreiben. Darüber hinaus möchte ich meine
Forschungsergebnisse einem akademischen und nicht-akademischen
Publikum zugänglich machen und natürlich mehr Studierende über
Zwangsmigration und Grenzgewalt unterrichten.


Weitere Informationen zu Border Criminologies an der Universität
Oxford finden Sie unter:

https://www.law.ox.ac.uk/research-subject-groups/centre-criminology/centreborder-criminologies

Anmerkungen:

[1] https://link.springer.com/chapter/10.1007/978-3-030-69897-3_10

[2] https://www.youtube.com/watch?v=Nak7A93StsE

Link zum Video des Interviews:

https://youtu.be/Nak7A93StsE

Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Tillmann Iwersen vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 

Link zum Originalartikel:

https://www.aftoleksi.gr/2021/09/12/immigration-amp-cross-border-migrating-populations-in-europe-interview-with-dr-evgenia-iliadou/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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KOMMENTAR/286: Sportversklavung ... (SB)



 "Nach Regeln darf man weh tun, nach Regeln wird man misshandelt"  

(Theodor W. Adorno / Max Horkheimer - Dialektik der Aufklärung)



Während in Frankreich die Bischöfe erstmals die institutionelle
Verantwortung der Kirche für Missbrauchsfälle anerkennen und von
einer "systemischen Dimension", bedingt durch die Abläufe,
Mentalitäten und die Praxis in der katholischen Kirche, sprechen,
findet eine solche, an den systemischen Grundfesten rührende
Auseinandersetzung im internationalen Sport, wo fast täglich weitere
Missbrauchsskandale publik werden, so gut wie nicht statt. Im Sport,
insbesondere im Profi- und Spitzensport, geht es dabei nicht nur um
sexualisierte Gewalt von Trainern und Trainerinnen, Funktionären oder
anderen Autoritäten, die ihre Macht gegenüber ihren meist
minderjährigen Schutzbefohlenen brutal ausnutzen, sondern auch um
physische und psychische Gewalt im Trainingsalltag und Wettkampf. Hin
und wieder wird auch im Sport von "systemischer Gewalt"
gesprochen, etwa wenn Kinder oder Jugendliche mit harter oder
schikanöser Hand zum (gefahr-)vollen Körpereinsatz, zur Überwindung
physischer und mentaler Hemmschwellen oder zum Erdulden schmerzhafter
Körperexpositionen getrieben werden, um die angestrebten
Leistungssteigerungen sowie Anpassungsprozesse des menschlichen
Körpers an die sportspezifischen Normvorgaben zu erzielen. So haben
etwa in Großbritannien kürzlich 37 ehemalige Turnerinnen, darunter
drei Olympiateilnehmerinnen, den Dachverband verklagt, weil sie sich
"systemischer physischer und psychischer Gewalt" ausgesetzt sahen. Der
Chef von British Gymnastics, Mike Darcey, räumte sogar ein, die
Turnerinnen und den Sport "im Stich gelassen" zu haben, und
erklärte, dass sich künftig die Kultur des Trainings ändern müsse. [1]

Der Vorwurf der "systemischen Gewalt" im Trainings- und
Wettkampfbetrieb ist eigentlich so alt wie der Hochleistungssport
selbst. Denn gerade dort, wo die "Quälixe" in der Trainerzunft
wohlgelitten sind, wo Trainingsfolter und Wettkampfqualen Usus sind,
wo die Sportwissenschaft nach Wegen sucht, auch noch das letzte
Leistungsquentchen aus den Probanden herauszukitzeln, damit die ex-
und intrinsischen Medaillenforderungen erfüllt werden, herrscht
gnadenloser, sich subtil bis brachial äußernder Leistungsdruck. Zwar
wird der Kultur des stoischen Aushaltens und Erduldens von Schmerz und
Überforderung durch sportpsychologische Therapieverfahren und
pädagogische Konzeptionen etwas der Zahn geschliffen, doch in weiten
Teilen des Hochleistungssports sind nach wie vor bedingungslose
Hingabe und totaler Körpereinsatz angesagt. Dass sich unter diesen
physischen und psychosozialen Spannungs- und Wechselverhältnissen bei
den SpitzensportlerInnen enorme Gefühls- und Erlebniswelten - quasi
als Belohnung - auftun, sollte nicht verwundern.

In Deutschland hatten in November und Dezember 2020 ehemalige
Turnerinnen, darunter Ex-Weltmeisterin Pauline Schäfer-Betz, schwere
Vorwürfe gegen Gabriele Frehse erhoben. Die bis dahin erfolgreiche
Trainerin am Bundesstützpunkt in Chemnitz soll ihre Elevinnen im
Training erniedrigt und gedemütigt, Medikamente ohne ärztliche
Verordnung verabreicht und keinen Widerspruch zugelassen haben. Frehse
hatte die Vorwürfe, über die das Nachrichtenmagazin "Der Spiegel"
berichtete, mehrfach bestritten. Sicher auch in Reaktion auf ihre
Erfahrungen haben Pauline Schäfer-Betz und ihr Freund Andreas
Bretschneider, der durch ein Hochrisikoelement am Reck (Kovacs-Salto
mit Doppelschraube) Berühmtheit erlangte, ein Projekt in Angriff
genommen (Grip & Grow Gymnastics), das Spitzenturnen auf achtsame und
respektvolle Weise ermöglichen soll. "Angst, Hunger, Druck und Tränen
haben bei uns keinen Platz. Wir haben es uns zur Aufgabe gemacht, mit
veralteten Turntraditionen und autoritären Trainingsregimen zu
brechen." [2]

Auch Turnerinnen und Turner in anderen Ländern wie den USA,
Australien, den Niederlanden, Neuseeland, der Schweiz oder DDR haben
über ihre eigenen traumatischen Erfahrungen berichtet. In den USA
waren sogar Hinweise auf schwerste Missbrauchsfälle im Frauenturnen
von Beamten der Ermittlungsbehörde FBI heruntergespielt worden, was
dem US-Turnarzt Larry Nassar ermöglichte, mehr als ein Jahr lang seine
Missbrauchsserie an Spitzenturnerinnen fortzusetzen, wie ein Bericht
des Büros des Generalinspekteurs des US-Justizministeriums aufzeigt.
[3] Und es macht vor allem deutlich, dass die vielen Formen und
Ausprägungen körperlichen Missbrauchs "von oben" gedeckt wurden und
werden, damit weder das gesellschaftliche Subsystem des Sports, der
als Heilsbringer und Sinnstifter höchster Potenz mit geradezu
religiöser Inbrunst angebetet wird, noch seine Funktionseliten Schaden
nehmen. Wäre ja auch schlimm, wenn dem Volk das "Urvertrauen", wie es
immer so schön heißt, in die Institutionen, Traditionen und
Regelinstanzen abhanden käme und sich der Leitspruch der Turner "Von
der Wiege bis zur Urne - turne, turne, turne" als Muff aus tausend
Jahren herausstellte. Oder zeitgemäßer gesprochen, wie es nach den
Olympischen Spielen in Tokio von "Bild" bis "junge Welt" nahezu alle
Medien als Menetekel an die Wand malen: Noch einmal so ein
historischer Tiefstand bei der Medaillenausbeute, und
(Sport-)Deutschland ist dem Untergang geweiht!

Nationale Turnverbände sind nach jahrzehntelangem systematischen
Missbrauch inzwischen dazu übergegangen, einen "Kulturwandel" zu
propagieren und wollen mit Präventivkonzepten oder
Sensibilisierungskampagnen gewaltsamen Misshandlungen vorbeugen. Doch
wie soll gegen Erniedrigungen, Bodyshaming, Psychoterror,
Hungerappelle, Körpermaschinisierung, schmerzhafte Leibesübungen,
Leistungs- und Konkurrenzdruck - die den meisten Sportarten in
unterschiedlichem Ausmaß geradezu wesenseigen sind - vorgegangen
werden? Etwa durch die "10 Goldenen Regeln", wie sie der
Internationale Turnerbund (FIG) in Reaktion auf die
Missbrauchsskandale veröffentlichte, mit dem Ziel, ein "sicheres und
respektvolles Umfeld" zu gewährleisten?

Eine der Goldenen Regeln lautet z.B. "Meine Gesundheit ist wichtiger
als Medaillen". Laut FIG lasse sich ein Umdenken der Menschen nicht
über Nacht mit einem Zauberstab erreichen. "Es wird Zeit und Mühe
kosten, bis die alten, schädlichen Trainingsmethoden der Vergangenheit
nicht mehr als integraler Bestandteil des Spitzensports angesehen
werden." [4]

Schön gesprochen, zumal hier völlig ausgespart wird, ob im Kunstturnen
oder auch in der Rhythmischen Sportgymnastik nicht der körperliche
Missbrauch bereits dort anfängt, wo Kinder oder Jugendliche gar keine
andere Wahl haben als unter dem national wie international
hochgesteckten Normendruck ihre Leistungen progressiv zu steigern,
wollen sie nicht frühzeitig als "Luschen" oder unsichere
Medaillenkandidaten des Potenzialanalysesystems (PotAS) abgestempelt
und aussortiert werden. Wie soll die Gesundheit in einem System
Vorrang haben, in dem nur Medaillen und Potenziale zählen? Nicht nur
in Deutschland verfolgt das gesamte, von Staat, Politik und
Sportbürokratie vorgegebene Spitzensportsystem das ausdrückliche Ziel,
die Medaillenerträge zu steigern. Wer nichts bringt, wird herabgestuft
oder fliegt aus der staatlichen Sportförderung. In einigen Ländern
werden ganze Sportarten kurzerhand auf den Hungerast gesetzt, weil sie
in den Augen der Medaillenkommissare nicht genug bringen.

Dass der Druck von oben kommt, lässt sich beispielhaft auch daran
erkennen, dass der Präsident des Internationalen Olympischen Komitees
(IOC), Thomas Bach, sich gegenüber einer französischen Delegation
"besorgt" über das Abschneiden Frankreichs bei den Olympischen Spielen
2020 in Tokio äußerte, da sich das Land auf die Ausrichtung der
nächsten Spiele 2024 in Paris vorbereitet. In einem internen Dokument
der Nationalen Sportagentur (ANS), das der Agence France-Presse
vorliegt, heißt es, Bach habe den französischen Verantwortlichen in
Tokio 2020 gesagt, dass das Land mehr Medaillen holen müsse, um
erfolgreiche Spiele zu gewährleisten. [5]

Und der Druck auf die Athleten (sowie Funktionäre, Trainer und
Sportwissenschaftler) wird noch steigen, denn auch in Deutschland
bekommen wieder die alten Haudegen des "humanen Spitzensports"
Oberwasser, die in geschönter Sprache ein effektiveres System der
Talente- und Medaillenproduktion fordern - etwa in Form einer aus dem
Dachverband ausgegliederten "Leistungssport GmbH Deutschland" oder
"Sportdeutschland AG". Die totale Ökonomisierung des Spitzensports
lässt grüßen! Schon schwadronieren wieder einschlägige Experten von
flächendeckender Talentesichtung, von einer engeren Verzahnung von
Schulen und Vereinen, von einer Belebung der allgemeinen
Leistungsorientierung, von einem höheren Anteil an Sportschulen und
einer regelmäßigen Leistungsdiagnostik, "um den Fähigkeitsstand der
Kinder beurteilen zu können". [6] Wie es scheint, wünschen sich so
manche Funktionsträger den erfolgreichen DDR-Hochleistungssport wieder
herbei, nur unter kapitalistischen Bedingungen gesteigerter Konkurrenz
und Ausbeutung.

Laut der Sportsoziologin Prof. Carmen Borggrefe von der Universität
Stuttgart lautet die zentrale Frage: "Wie kann man den Spitzensport
als gesellschaftlichen Bereich erhalten, unter den Bedingungen, die
wir in Deutschland haben?" Dazu müsse man die Systemprobleme des
Spitzensports angehen. [7]

Doch was verstehen Sportsoziologen unter "Systemproblemen" - den
Normalbetrieb des verschleißträchtigen Spitzensports sicherzustellen
und seine von vielen Bürgern längst in Frage gestellte Legitimation
zu retten? Solange auch in der Sportwissenschaft der Körper als
"Ressource", "Material" oder "Objekt" betrachtet wird, der in einer
befristeten Phase biologischer Ausbeutbarkeit nach allen Regeln der
Kunst "optimiert" werden soll, bleibt der Athlet/Spieler ein Sklave
fremder Interessen. Ein emanzipatorischer Alternativsport müsste erst
noch erfunden werden, und das sollte man nicht den spitzensportnahen
Expertenzirkeln überlassen, die die niemals ernsthaft gestellte Frage,
welchen Sport die Gesellschaft möchte, wieder in die alten Fahrwasser
lenken.

Fußnoten:

[1] https://www.theguardian.com/sport/2021/aug/18/british-gymnastics-deeply-sorry-and-must-do-better-to-prevent-abuse. 18.08.2021.

[2] https://www.sueddeutsche.de/sport/turnen-pauline-schaefer-betz-training-kritik-1.5442223. 17.10.2021.

[3] https://www.sportschau.de/turnen/dpa-us-turnerinnen-erheben-schwere-vorwuerfe-gegen-fbi-story100.html. 15.09.2021.

[4] https://www.gymnastics.sport/site/news/displaynews.php?idNews=3338. 17.10.2021.

[5] https://www.insidethegames.biz/index.php/articles/1114235/bach-paris-2024-olympics-france-tokyo. 15.10.2021.

[6] https://www.deutschlandfunk.de/norbert-stein-sportfoerderung-nachwuchs-100.html. 13.11.2021.

[7] https://www.deutschlandfunk.de/sportsoziologin-carmen-borggrefe-zum-sport-regierungswechsel-100.html. 28.11.2021.
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BÜHNE/017: Die Geburt des politischen Kabaretts in Deutschland (NG/FH)

Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 10/2021

"Was ist das, wenn's fertig ist?"

Die Geburt des politischen Kabaretts in Deutschland

von Dirk Kohn



"Dieses Berlin, kreisende Weltfabrik", schwärmte Else Lasker-Schüler
zu Beginn der 1920er Jahre. Und tatsächlich: Tempo, Modernität und
Weltoffenheit bestimmten das Leben in der Hauptstadt - einerseits;
andererseits trieben aber auch Inflation und bitterste Armut viele
Menschen in die Verzweiflung. "Golden" waren diese Jahre nur für die
allerwenigsten. Und dennoch, ein Großteil der Menschen war nach
wilhelminischem Korsett, Kriegsangst und überstandener Spanischer
Grippe regelrecht vergnügungssüchtig. In Berlin schossen folgerichtig
in wenigen Jahren unzählige Tanzpaläste, Revuen, Theater und Bars aus
dem Boden. Politisch taumelte das Land zwar eher durch die Weimarer
Republik und übte - frei nach Heinrich Heine - den "Tanz auf dem
Vulkan", (unterhaltungs-)kulturell stand es aber - vor allem in der
Hauptstadt - in voller Blüte.

Mittlerweile hatte sich auch, als Gegenentwurf zu den großen Revuen,
die "Kleinkunst" in Berlin etabliert. Kurz nach der Jahrhundertwende
schwappte das "Cabaret" nach Deutschland, mit dem die Besucher der
Weltausstellung 1900 in Paris erstmals in Kontakt gekommen waren.
Diese neue Form der Unterhaltung begeisterte breite
Bevölkerungsschichten, bot meist Volkstümliches, aber mit Niveau.
Persiflagen, oft improvisiert, satirische Chansons, Parodien, Tanz und
Puppenspiel. Dass die großen Namen jener Zeit wie Emile Zola, Victor
Hugo oder Eric Satie die Texte und Kompositionen lieferten, trug
wesentlich zum Erfolg bei.

Auf dem Pariser Montmartre stand die Wiege des Cabarets und Aristide
Bruant war einer ihrer ersten Stars. Zuerst noch als Ensemblemitglied
im ersten Theater dieser Art überhaupt, dem Chat noir des
Rodolphe Salis, tätig, präsentierte er ab 1885 auf eigener Bühne im
Le Mirliton seine Chansons, die schon recht sozialkritisch und
gegen die Bourgeoisie gerichtet waren. Berühmtberüchtigt waren aber
vor allem seine Publikumsbeschimpfungen.

In Deutschland gebührt wohl den Elf Scharfrichtern in München
"das Erstgeburtsrecht der deutschen Kabarett-Familie", wie Klaus
Budzinski 1961 in Die Muse mit der scharfen Zunge vermerkt, der
ersten Gesamtdarstellung der deutschen Kabarettgeschichte. Die Truppe,
die am 19. April 1901 im Hinterzimmer einer Gaststätte ihr erstes
Programm präsentierte, wurde allerdings ihrem provokanten Namen nicht
wirklich gerecht. "Die Einschränkungen der Zensurbehörde hinderten sie
daran, jenen kritischen Ton zu entwickeln, den wir heute mit dem
Kabarett assoziieren", schreibt Judith Kemp 2017 in ihrer
"Kulturgeschichte von Münchens erstem Kabarett" (Ein winzig Bild
vom großen Leben). Das sogenannte "literarische Cabaret" jener
Zeit in Deutschland war ganz überwiegend noch frei von politischen
Anspielungen.

Zum eigentlichen Zentrum der deutschen Kabarettszene entwickelte sich
schnell Berlin. Ebenfalls 1901 eröffnete dort Ernst von Wolzogen mit
dem Überbrettl die erste Kleinkunstbühne. In Anlehnung an
Nietzsches "Über-Menschen" sollte es das gängige Brettl, also das rein
unterhaltende Vergnügungsetablissement auf ein höheres
literarisch-künstlerisches Niveau heben. Das gelang zwar, aber die
meisten Bühnen hielten sich, meist aus finanziellen Gründen, nicht
lange. Dennoch gab es zwei Jahrzehnte später allein in Berlin bereits
fast 40 Kleinkunstbühnen, doch fehlte immer noch, im Gegensatz zum
französischen Vorbild, der politische Biss. Die Zensur war zwar
abgeschafft, "aber man merkt nichts davon", notiert Kurt Tucholsky
noch 1919. Doch zu Beginn der 20er Jahre nehmen dann auch auf
deutschen Bühnen die kritischeren Töne immer mehr zu. Warum?

Zum einen eröffnet die Weimarer Republik völlig neue Freiräume, zum
anderen entwickelt sich nun aber auch der eigene Anspruch der
Künstlerinnen und Künstler: Kabarett soll nun endlich nicht allein
unterhalten, sondern auch zeit- und gesellschaftskritisch,
politisch-literarisch anspruchsvoll daherkommen. So mancher konnte
sich darunter noch nicht so recht etwas vorstellen. Friedrich
Hollaender etwa, der große Komponist, Regisseur und Theaterleiter war
zunächst skeptisch: "Ein politisch-literarisches Cabaret? (...) Schön,
gut, fein, einverstanden, aber was ist das, wenn's fertig ist? (...)
Alle drei Sachen auf einmal? Klingt wie: Hering ist gut, Schlagsahne
ist gut - Wie gut muß das erst zusammen schmecken." Seine Skepsis wich
aber bald der Begeisterung und Hollaender wurde in den Folgejahren
musikalischer Leiter an mehreren Berliner Kabarettbühnen.

Max Reinhardt, der große Mann des deutschen Theaters, eröffnete im
Dezember 1919 im Keller des Großen Schauspielhauses mit seinem
Schall und Rauch das erste Kabarett dieses neuen Typs. Die
Programme spiegelten bereits eine kritisch-linke Haltung wider, doch
die Kritik war noch sehr verhalten. Das Kabarett ist zwar "das
Protestgenre schlechthin", so Judith Kemp in Lied und populäre
Kultur, doch bis in die "20er Jahre richtete sich der Protest
(...) in erster Linie gegen das Bürgertum mit seinen - aus Sicht der
Kabarettisten - überkommenen Werten. Erst mit dem Erstarken der
Arbeiterbewegung und der Gründung linker Kabarett- und Agitpropgruppen
erfuhr die Kleinkunst eine völlig neuartige agitatorische
Ausrichtung".

Hinzu gesellte sich der feministische Zeitgeist jener Jahre, die "neue
Frau" betrat die Bühne, die sich in der Zeit der Abwesenheit der
Männer an der Kriegsfront weitgehend emanzipiert hatte - zumindest in
den Metropolen. Und so verwundert es auch nicht, dass 1920/21 die
Kabarettprogramme nicht nur politischer wurden, sondern dass zwei
Frauen die prägenden politisch-kritischen Bühnen in Berlin
etablierten: die Schauspielerinnen und Sängerinnen Rosa Valetti und
Trude Hesterberg.

Die Jüdin Valetti, "eine kompromisslose Kämpferin gegen Militarismus
und Reaktion" (Ute Scheub), begann am 23. Dezember 1920 mit der
Eröffnung des Cabaret Größenwahn am Kurfürstendamm. Sie
beschäftigte als Hausautor Kurt Tucholsky, dessen Antikriegstexte sie
als Lieder musikalisch vertont auf die Bühne brachte. So schrieb er
beispielsweise für sie die Rote Melodie (Musik: Friedrich
Hollaender), die vor einer neuerlichen Kriegsbegeisterung warnte und
den reaktionären General Ludendorff ins Visier nahm. Daneben gab es
auch Chansons über Menschen am Rande der Gesellschaft
(Obdachlosenasyl oder Hollaenders Lieder eines armen
Mädchens), weshalb der Kritiker Max Herrmann-Neiße über Valetti
urteilte: "Ihr besonderes Gebiet ist dort, wo aus einer missachteten
oder misshandelten Kreatur der große Aufschrei der Empörung, des
Hasses oder Trotzes dringt (...)." (Deutsches Kabarettarchiv). Für die
"Rote Rosa" kamen Kompromisse nicht infrage. Schnell avancierte daher
das Cabaret Größenwahn zum Inbegriff des linksengagierten
Kabaretts, musste allerdings 1922 aus wirtschaftlichen Gründen auch
schon wieder schließen. Rosa Valetti flüchtete 1933 vor den Nazis nach
Wien, starb dort 1937.

Anfang der 1920er Jahre nahm das Chanson noch eine so zentrale Rolle
im Kabarett ein, dass es kaum verwundert, dass auch Trude Hesterberg
zuerst als Chansonniere und Operettensängerin auftrat. Doch Anfang der
1920er Jahre galt ihr Hauptaugenmerk einem eigenen Haus. Auf der Suche
nach einer geeigneten Location stieß Hesterberg in der Berliner
Kantstraße auf den vormaligen Restaurationsbetrieb des Theaters des
Westens. Optisch sagte ihr die "Künstlerkneipe" überhaupt nicht zu,
glich doch das sogenannte "Parsifalzimmer" mit seiner wagnerianischen
Innenausstattung eher einem Kuriositätenkabinett. Ungeachtet dessen
eröffnete sie hier am 15. September 1921 die Wilde Bühne und
wurde so mit 29 Jahren jüngste Theaterleiterin Berlins.

Die Wilde Bühne entwickelte schnell eine zuvor ungekannte
Schärfe, sie "(...) war einesteils das Podium, auf dem wir alles, was
uns an der aufgedonnerten Raffkezeit nicht paßte, zur Sprache
brachten, und gleichzeitig war sie auch die frechste Plattform für
scharfe Zeitkritik, für die Auseinandersetzung mit allen politischen
und sozialen Problemen jener Zeit", erinnerte sich Trude Hesterberg
später.


Zwischen Wedding und Montmartre

Zwei Monate nach Eröffnung beschreibt Joseph Roth einen Abend in der
Wilden Bühne im Berliner Börsen-Courier so: "Das
literarische Kabarett Berlins fängt hier an, sich eine eigene
Physiognomie zu schaffen. Noch ist jede einzelne Nummer ein Versuch.
Noch schwankt man zwischen Wedding und Montmartre und schlägt
zwischendurch einen harmloseren Ton an, den das Publikum auch gerne
hört. Aber aus all den gepfeffert-erotischen, sozial-revolutionären
und anspruchslos-heiteren Elementen entwickelt sich deutlich ein
eigener deutscher Kabarettstil, weniger akademisch als der Montmartre
und dennoch literarisch wertvoll. (...) Das deutsche Kabarett muß sich
nun endlich entschließen, den didaktischen Ton abzulegen. Das Kabarett
ist pointierte öffentliche Kritik, wie ein literarisches Witzblatt,
und keine Besserungsanstalt." (walter-mehring.info)

Trotz der anfänglich etwas moralisierenden Tastversuche brachten diese
neuen Bühnen aber doch einen frischen Wind in die Kabarettlandschaft,
nicht zuletzt auch, weil Trude Hesterberg wie auch Rosa Valetti,
vielen jungen und unbekannten Künstlern eine Chance gab. So
veröffentlichte Erich Kästner auf der Wilden Bühne unter dem
Pseudonym Ernst Fabian erste Texte. Und Bertolt Brechts erster
Berlinauftritt fand ebenfalls dort statt - und blieb vielen lange in
Erinnerung: "Es wurde ein solider, handfester Skandal mit Pfiffen und
allem Drum und Dran", so Hesterberg in ihren Erinnerungen: "Als er
wieder nach vorn kam, sich ruhig auf seinen Stuhl setzte und mit der
Strophe begann: 'Und als der Krieg im vierten Lenz / Keinen Ausblick
auf Frieden bot / Da zog der Soldat die Konsequenz / Und starb den
Heldentod.' ging der Tumult los. Ich mußte notgedrungen den Vorhang
fallen lassen, um dem Radau ein Ende zu machen, und Walter Mehring
ging vor den Vorhang und sagte jene bedeutsamen Worte: 'Meine Damen,
meine Herren, das war eine große Blamage, aber nicht für den Dichter,
sondern für Sie! (...)'"

Drei Jahre nach dem Ende des Ersten Weltkriegs und des Deutschen
Kaiserreiches kam ein satirisch-kritischer Umgang damit bei vielen
noch nicht gut an. Die Legende vom toten Soldaten wurde damals
von der politischen Rechten als Beleidigung des deutschen
Frontsoldaten empfunden. Doch derlei Gegenwind konnte der Wilden
Bühne nichts anhaben, die 175 Plätze waren immer besetzt und
Finanznöte kannte das Haus nicht.

Dennoch erlosch der hellste Stern am Berliner Kabaretthimmel jener
Zeit schon nach gut zwei Jahren wieder. Eine schadhafte Sicherung
löste am Vormittag des 16. November 1923 einen Kabelbrand aus und das
Theater brannte völlig aus. Trude Hesterberg fehlten in der Folgezeit
die Kraft und auf dem Höhepunkt der Inflation auch die Mittel für
einen Wiederaufbau. Sie gab auf und nahm wieder Engagements als
Sängerin und Schauspielerin an. Der Komiker Wilhelm Bendow wurde ihr
Nachmieter, führte die gerade erst begonnene Kabaretttradition mit
seinem Tütü fort. Schließlich leitete Friedrich Hollaender von
1930 bis zur Zwangsschließung durch die Nazis hier sein
Tingeltangel-Theater. Aber das politisch-literarische Niveau
der Vorgängerin erreichten sie nicht mehr.

Vor 100 Jahren hielt das Politische zwar Einzug ins Kabarett, dennoch
war es in den 1920er Jahren unpolitischer als sein Ruf, den es später
bekam. Die Idee des rein politisch-literarischen Kabaretts konnte sich
zu jener Zeit noch nicht wirklich gegen die Konkurrenz der reinen
Unterhaltungstheater durchsetzen, die kleinen Bühnen agierten zumeist
finanziell am Abgrund. Das finanzstärkere Publikum verirrte sich nur
selten dorthin, weil es ja oft selbst zur Zielscheibe des Spotts
wurde, für den anderen Teil wiederum war ein Kabarettbesuch aufgrund
von Inflation und Arbeitslosigkeit oft ein unbezahlbarer Luxus.
Einige, wie das Schall und Rauch, richteten daraufhin ihr
Programm am Massengeschmack aus und gingen ihres
politisch-künstlerischen Niveaus und ihrer Bedeutung schnell
verlustig.

Die Weimarer Republik brachte in der Folgezeit noch eine Reihe
weiterer politisch-literarischer Kabaretts hervor, etwa die 1929 von
Werner Finck und anderen in Berlin gegründete Katakombe oder
die noch am 1. Januar 1933 von Erika und Klaus Mann, Therese Giehse
und Markus Henning in München ins Leben gerufene Pfeffermühle.
Nach und nach wurden diese Häuser aber geschlossen oder gingen ins
Exil, wo die meisten auch nicht lange überlebten. Erst nach 1945
erwachte die deutsche Kabaretttradition, auch mit Unterstützung der
Alliierten, zu neuem Leben.


Dirk Kohn, Redaktion NG/FH, ist Politik- und Wirtschaftswissenschaftler.
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AKTION/406: Gartenschläfer - Spurensuche im Streuobst (BUND MAGAZIN)

BUND MAGAZIN - 3/2021

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Gartenschläfer

Spurensuche im Streuobst

von Vivian Partyka


Warum wird der Gartenschläfer immer seltener? Nach den Ursachen
fahndet der BUND auch auf Streuobstwiesen - einem Lebensraum, der
viele weitere Tiere und Pflanzen beherbergt.



Streuobstwiesen sind wertvolle Lebensräume und wurden im März von
der UNESCO zum Immateriellen Kulturerbe ernannt. Eine Fülle von
Schmetterlingen, Bienen, Vögeln und Kleinsäugern findet hier ein
Zuhause, darunter der seltene Gartenschläfer. In vielen Bundesländern
bewahrt der BUND diese artenreichen Biotope - so auch in Hessen.

GRÜNE PFLEGEKRÄFTE

Über 20 hessische BUND-Gruppen engagieren sich für den Schutz von
Streuobstflächen und beteiligen sich aktiv an ihrer Pflege. "Die
Freiwilligen organisieren zum Beispiel die Mahd und kümmern sich um
die Beweidung", so Susanne Steib vom Landesverband. "Außerdem
beschneiden sie die Obstbäume, damit sie vital bleiben." All das ist
wichtig, weil viele Streuobstflächen schlecht erhalten oder überaltert
sind. Sie liefern dann immer weniger Früchte und verbuschen. Damit
verlieren auch viele spezialisierte Pflanzen- und Tierarten ihren
Lebensraum.

Der BUND-Ortsverband Rosbach erarbeitete für eine Wiese mit mehr als
200 Bäumen ein besonderes Konzept. Er vergibt Patenschaften für die
Obstbäume. Wer eine übernimmt, sorgt für die Pflege seiner Bäume und
darf dafür die Früchte ernten. Die Patinnen und Paten werden
professionell unterstützt und nehmen beispielsweise an
Baumschnittkursen teil.

WAS FRISST DIE SCHLAFMAUS?

Andere Aktive helfen gezielt beim Schutz des Gartenschläfers. Dieser
kommt nämlich auch auf Streuobstwiesen vor. Um mehr über seine
Biologie zu erfahren, hängten hessische Freiwillige in zwei Gebieten
Nistkästen auf. Im Rahmen der "Spurensuche Gartenschläfer" - einem
BUND-Projekt im Bundesprogramm Biologische Vielfalt, gefördert vom
Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln des Bundesumweltministeriums -
erfassen sie nun regelmäßig die Zahl der Schlafmäuse und sammeln
Kotproben ein, die im Labor untersucht werden.

Auf diese Weise erforscht der BUND mit der Justus-Liebig-Universität
Gießen und der Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung, wovon sich
die Gartenschläfer hier ernähren. Die Ergebnisse werden mit denen aus
anderen Lebensräumen der Schlafmäuse verglichen. So möchten die
Projektpartner herausfinden, ob der vielerorts starke Rückgang des
Gartenschläfers mit dem Nahrungsangebot zu tun haben könnte.

Indem wir mehr über ihre Ernährung erfahren, hoffen wir dem
Verschwinden der Tiere besser auf die Spur zu kommen. Mit dem neuen
Wissen wird außerdem ein Schutzkonzept für den Gartenschläfer
entwickelt. Darin soll auch der Lebensraum Streuobstwiese eine
wichtige Rolle spielen.

www.bund.net/gartenschlaefer



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Apfelbäume wie dieser lassen nicht nur Gartenschläfern das Herz
höher schlagen.

- Nistkasten des BUND Rosbach.

- Was fressen die Tiere auf der Streuobstwiese?

 * 
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BUND MAGAZIN - 2/2021

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Neues vom Gartenschläfer

Spurensuche 2.0 

von Vivian Partyka



Nach ihrem langen Winterschlaf sind die Gartenschläfer nun
wieder aktiv. Unsere Spurensuche startet in diesem Jahr mit einer
eigens entwickelten neuen Forschungsmethode: den DoMoS. Diese
"Dormouse Monitoring Systems" sind kompakte Messstationen. Versteckt
in einer Röhre, können sie den Schlafmäusen viele Geheimnisse
entlocken. 

Ab wann sind die Jungtiere unterwegs? Wie entwickelt sich ihr Gewicht
im Verlauf des Jahres? Gibt es je nach Lebensraum Unterschiede, wann
die Tiere aktiv sind? Und wie viele Individuen leben an einem Ort? All
das wollen wir von den Gartenschläfern wissen. Dabei erkunden die
neugierigen Tiere die Messstationen ganz von alleine.

Den Prototypen entwickelten Professor Thomas Haalboom und seine
Studierenden der DHBW Karlsruhe gemeinsam mit der
Justus-Liebig-Universität Gießen und dem Senckenberg-Institut für
Naturschutzgenetik. BUND-Aktive halfen intensiv dabei, die Geräte zu
erproben und weiterzuentwickeln. Nun sind die DoMoS in sechs unserer
Landesverbände und verschiedenen Lebensräumen im Einsatz. Regelmäßig
werden sie von unseren Aktiven kontrolliert und gewartet. Laien,
Forscher*innen und der BUND arbeiten hier Hand in Hand: echte Citizen
Science!

Der Einsatz der DoMoS ist ein Teil der "Spurensuche Gartenschläfer",
die der BUND mit der "Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung" und
der Universität in Gießen durchführt. Herausfinden wollen wir, warum
die Gartenschläfer vielerorts verschwinden oder bereits ausgestorben
sind - um damit Schutzmaßnahmen entwickeln und umsetzen zu können.
Unser Ziel ist es, den Gartenschläfer im Großteil seines deutschen
Verbreitungsgebiets zu bewahren. Gefördert wird das Projekt im Rahmen
des Bundesprogramms Biologische Vielfalt.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Derzeit wieder unterwegs: der seltene Gartenschläfer. 

- Sabine Knapp und Franz Kehm vom BUND Heppenheim mit einer der
Messstationen.

Haben Sie Gartenschläfer gesehen oder gehört?

Dann melden Sie diese bitte auf:

www.gartenschlaefer.de;

siehe auch: www.bund.net/gartenschlaefer

 * 
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ROBIN WOOD magazin - Nr. 151/4.2021

Baum des Jahres 2022

Die Rot-Buche

von Rudolf Fenner



Um einem weit verbreiteten Missverständnis gleich zuvorzukommen: Die
Rot-Buche ist nicht die Buche mit den roten bis schwarz-roten
Blättern, die in Parks, Friedhöfen und größeren Gärten oft zu sehen
ist. Dieser auffällige Baum ist die Blut-Buche, eine kultivierte
Varietät der Rot-Buche. Rot-Buche ist der botanisch korrekte Namen für
die grünblättrige Buche in unseren Wäldern. Sie heißt so, weil ihr an
sich eher weiß-gelbes Holz im Vergleich zum fast weißen Holz der zu
den Birkengewächsen gehörenden Hain- oder Weißbuche einen leicht
rötlichen Einschlag hat. Zugegeben - das ist keine wirklich
überzeugende Namensgebung. Da hier in Mitteleuropa keine andere
Buchenart heimisch ist, wird sie im folgenden Text schlicht Buche
genannt.

Anfang Texteinschub

Etymologie


Germanen sollen auf Buchenholzstäbe geritzte Runen als Orakel genutzt
haben. Solche oder ähnliche Aussagen finden sich zuhauf in
Abhandlungen über die Buche und sollen belegen, dass die Herkunft der
Wörter ?Buchstabe? und ?Buch? sich von der Buche ableiten. Die
Gebrüder Grimm sahen das vor etwa 160 Jahren auch so. Doch in
aktuellen etymologischen Standardwerken wird ein solcher Zusammenhang
aus formalen und sachlichen Gründen verneint.

Ende Texteinschub

Sie ist die häufigste Laubbaumart in Deutschlands Wäldern. Mit ihrem
recht variablen Höhenwuchs von bis zu 45 Metern kann sie alle anderen
Laubbäume - außer vielleicht die Esche - übertreffen. Ihre Wuchsform
kann im Wald recht schlank ausfallen: mit einem bis zu 25 Metern
astfreien Stamm und mit schräg nach oben gerichteten Kronenästen.
Außerhalb des Waldes, im Freistand, geht die Buche aber eher in die
Breite. Dort beginnt meist schon in zwei bis drei Metern eine
ausladende Krone auf einem wuchtigen Stamm. Sie wird in Deutschland
selten älter als 300 bis 350 Jahre. Die älteste Buche in Europa steht
in den Österreichischen Kalkalpen und ist 550 Jahre alt. Auffällig und
einzigartig unter den Waldbäumen ist ihre bis ins hohe Alter glatte,
silbergraue, allerdings gegen direkte Sonnenbestrahlung empfindliche
Rinde.

Die Buche ist pure Europäerin. Allerdings sind ihr die Winter in
Nordeuropa, mit Ausnahme der eher küstennahen Flachlandgebiete in
Südschweden und in Südnorwegen, zu kalt. Richtung Osten werden ihr das
Klima schon recht bald zu trocken und die häufigen Spätfröste zu
gefährlich. Ihre Ostgrenze ist daher schon im westlichen Polen
erreicht und zieht sich östlich der ukrainischen und rumänischen
Karpaten bis nach Bulgarien. Im Westen bildet die kontinentale
Atlantikküste die natürliche Grenze, die die Buche allerdings vor etwa
3000 Jahren nach Südengland übersprungen hat. Im Süden und Südosten
Europas ist es ihr in den tiefer gelegenen Regionen zu warm und zu
trocken. Dort ist sie ausschließlich in den höheren Berglagen zu Hause
und bildet häufig die montane Waldgrenze - in Sizilien beispielsweise
in 2250 Meter Höhe.

Anfang Texteinschub

Kulturformen wie die Blutbuchen und die Hängebuchen stehen
häufig in Parks und größeren Gärten. Augenfällig sind beide: mit
mächtigen, dicht belaubten Kronen mit dunkelrot gefärbtem Laub oder
mit bis auf den Boden hängenden Zweigen. Seltener anzutreffen und auf
den ersten Blick auch kaum als Buche zu erkennen, sind Formen, deren
Blätter gefurcht oder sogar mehr oder weniger tief geschlitzt sind. Es
gibt noch reichlich mehr Varianten. Besonders merkwürdig ist die
Süntelbuche, die häufig und ziellos ihre Wuchsrichtung wechselt, aber
nur selten direkt nach oben wächst. Die Ursachen für diesen äußerst
kuriosen Wuchs sind bislang noch nicht geklärt.

Ende Texteinschub

Deutschland liegt mitten drin im europäischen Verbreitungsgebiet. In
allen Regionen sind für Buchen geeignete Wuchsgebiete vorhanden - vom
norddeutschen Flachland über die Mittelgebirge bis in den Alpenraum.
Deutschland gilt daher als eine Art Kernland der Buche.


Das Schattenreich

Besondere Ansprüche an den Standort stellt die Buche nicht. Der Boden
darf lediglich nicht zu nass oder zu trocken sein. Er kann ruhig recht
sauer und nährstoffarm sein, aber auch reiner Kalkboden kommt infrage.
Solange mindestens 650 Millimeter Regen im Jahr fallen, geht es der
Buche gut. Mit anderen Worten: Sie kommt auf allen Waldstandorten gut
zu recht, außer in Auwäldern, Mooren, Sümpfen und auf sehr trockenen
Böden. In der Konkurrenz mit den anderen Waldbaumarten ist die Buche
deutlich im Vorteil, weil ihre Laubkrone einen ungewöhnlich starken
Schatten wirft. Unter dem dichten Kronendach der Buchen können außer
Eiben, Stechpalmen und Weiß-Tannen keine anderen Baumarten lange
überleben. Nur ihr eigener Nachwuchs hat eine ungewöhnlich hohe und
ausdauernde Schattentoleranz. Junge Buchen können über viele Jahre, ja
sogar einige Jahrzehnte in diesem Schatten in Warteposition verharren,
wachsen aber sofort los, wenn durch einen abgestorbenen oder
weggebrochenen Baum ausreichend Licht durchs Kronendach fällt. Wie
ausgefeilt diese Schattenstrategie funktioniert, lässt sich beim
jährlichen Blattaustrieb beobachten, der sich über vier, fünf Wochen
von Ende April bis in den Juni hinzieht und sukzessive von unten nach
oben verläuft: Er beginnt bei den keimenden Buchen am Boden, gefolgt
von den jüngeren Buchen im Unterholz, danach werden die unteren
Kronenzweige grün und schließlich das Kronendach. So bekommen alle
Triebe immerhin wenige Wochen ausreichend Licht, um fertig
auszutreiben.

Anfang Texteinschub

Naturerbe Buchenwälder


Im Jahr 2007 hat das Welterbe-Komitee der UNESCO in den slowakischen
und ukrainischen Karpaten, wo es noch geringe Reste von
Buchen-Urwäldern gibt, die ersten zehn europäischen Buchenwaldgebiete
zum Weltnaturerbe der Menschheit erklärt. Die Unterschutzstellung
dieser Waldgebiete war der erste Schritt die jahrtausendelange
Geschichte herauszustellen, wie die Buchenwälder die Menschen und die
Natur in Europa prägten. In einem nächsten Schritt wurden 2011 in
Deutschland, dem Kernland der Buche, fünf Buchenwaldgebiete, die noch
eine recht große Naturnähe besitzen, zum Weltnaturerbe erklärt. Es
sind Waldgebiete in den Nationalparks Hainich, Jasmund, Müritz und
Kellerwald-Edersee sowie das Waldgebiet Grumsin im Biosphärenreservat
Schorfheide-Chorin.


Inzwischen sind es europaweit 78 Waldgebiete in zwölf Ländern.
Insgesamt sollen es in den kommenden Jahren über 100 Buchenwaldgebiete
in insgesamt 20 europäischen Ländern werden.

Ende Texteinschub

Es wird angenommen, dass die Buche dank dieser Schattenstrategie
mindestens auf zwei Dritteln der hiesigen Waldfläche zur
beherrschenden Baumart werden kann. Alle anderen Waldbäume können sich
nur in den Randgebieten des Buchenareals als Mischbaumarten halten
oder müssen gänzlich auf Standorte außerhalb ausweichen.

Reine Buchenwälder, in denen aufgrund der Lichtverhältnisse kaum eine
Bodenvegetation zu sehen ist, haben durchaus einen hohen ästhetischen
Reiz. Besonders eindrucksvoll sind die sogenannten Hallenwälder, in
denen die Buchen alle etwa gleich alt und gleich hoch gewachsen sind.
Solche Wälder erwecken aber auch leicht den Eindruck, sie seien höchst
artenarm. Das stimmt sicherlich, was die Anzahl der Pflanzenarten
betrifft. Doch der Schwerpunkt der spezifischen Biodiversität von
Buchenwäldern findet sich vor allem bei Insekten und Pilzen und ist
besonders hoch in alten Buchenwäldern mit viel abgestorbenem Holz.

Anfang Texteinschub

Steckbrief der Rot-Buche, Fagus sylvatica


Die Buche blüht meist erst ab einem Alter von etwa 50 Jahren. Die
kugeligen, zottig behaarten Blütenstände - männliche an hängenden,
weibliche an kurzen, aufrechten Stielen - erscheinen zusammen mit dem
Blattaustrieb im Mai. Die Bestäubung erfolgt durch Wind.

Die Knospen sind auffallend schlank und bis zu 3 cm lang. Die
Knospenschuppen sind rehbraun, an den Spitzen heller werdend.

Die etwa 1,5 bis 2 cm langen Bucheckern sind Nussfrüchte, die zu zweit
in zunächst hell-, später dunkelbraunen, weichstacheligen und
vierklappig aufreißenden Fruchtbechern sitzen.

Die Blätter sind eiförmig, leicht wellig und etwa 10 cm lang. Beim
Austrieb sind sie hellgrün und besonders am Rand seidig behaart.
Später wird die Oberseite glatt, und dunkelgrün glänzend . Die
Herbstfärbung verläuft über gelbe, dann orange, rotbraune und
letztlich matt braune Farbtöne ab.

Ende Texteinschub


Waldgeschichte

Erstaunlicherweise ist die Rot-Buche ein ziemlicher Neuling in Europas
Wäldern. Zwar gab es schon am Ende des Tertiärs vor etwa drei
Millionen Jahren im damals noch wärmeren Europa mehrere Buchenarten,
doch die Rot-Buche war nicht dabei. Als sich das Klima dann immer
weiter abkühlte, sind alle diese Buchen bis auf eine, die
Orient-Buche, ausgestorben. Auch diese hat sich damals weitgehend aus
dem periodisch kalten Europa zurückgezogen und beschränkt sich seitdem
auf das Schwarzmeergebiet, die Kaukasusregion und das persische
Elbrus-Gebirge. Nur gelegentlich ist sie während der wärmsten Phasen
der Zwischeneiszeiten kurz in Europa aufgetaucht. Die Rot-Buche hat
sich erst während der letzten Kaltzeit aus einer genetischen Variante
der Orient-Buche im wärmeren Südeuropa zu einer durchsetzungsstarken
und eigenständigen Art entwickelt.

Die Rot-Buche und die sehr ähnliche Orient-Buche werden mittlerweile
aufgrund von immer detaillierteren molekulargenetischen Analysen als
zwei Unterarten einer einzigen Art angesehen. Sie sind miteinander
kreuzbar und es gibt zahlreiche Hybridformen in den sich
überschneidenden Verbreitungsgebieten.

Anfang Texteinschub

Methusalems 


Das genaue Alter eines Buchenveteranen lässt sich nur ganz selten
herausfinden. Die meisten alten Buchenstämme haben einen faulen Kern
und die Jahresringe sind nicht mehr vollständig erhalten. Ob also die
hier abgebildete Schäferbuche, die in der Nähe des mecklenburgischen
Ortes Dobbin steht, die älteste Buche Deutschlands ist, weiß niemand,
aber sie ist laut Liste der Deutschen Dendrologischen Gesellschaft mit
einem Umfang von 8,6 Metern auf jeden Fall die dickste Buche
Deutschlands.

Ende Texteinschub


Mitteleuropa wurde Buchenland

Als es nach dem Ende der letzten Kaltzeit um die Rückkehr der Bäume in
die nun wieder gletscherfreien Gebiete in Mittel- und Nordeuropa ging,
war auch der Neuling, die Rot-Buche, dabei. Sie erschien allerdings
erst recht spät nördlich der Alpen. Längst wuchsen hier Eichenwälder,
gemischt mit Linden und Ulmen, und auch Ahorne, Eschen und Fichten
hatten sich eingefunden. Erst vor etwa 6000 Jahren änderte sich die
Situation. Die Linden zogen sich wegen des sich abkühlenden Klimas
zurück, die Ulmen wurden durch eine Ulmenkrankheit dezimiert und der
Mensch ließ sein Vieh in den Wäldern weiden und rodete den Wald für
seine Felder. Die Buche konnte daher nach und nach in die
Eichen-Mischwälder vordringen. Doch es dauerte noch mal etwa 2000
Jahre, bis sie zur vorherrschenden Baumart wurde: Der Neuling hat sich
durchgesetzt - Mitteleuropa wurde Buchenland!

Anfang Texteinschub

Nutzung


Die Buche hat ein sehr hartes Holz, ganz ähnlich der Eiche. Allerdings
ist es sehr anfällig gegen Feuchtigkeit und wird daher vornehmlich im
Innenbereich eingesetzt, hauptsächlich im Möbelbau, sowie für Fußböden
und Treppen, aber auch für Küchenutensilien und Spielzeug.Es lässt
sich gut zu Furnieren, Sperrholz- und Schichtholzplatten verarbeiten.
Inzwischen gibt es auch Schichtholzbalken, die als Konstruktionsholz
im Hausbau eingesetzt werden können, wo bislang hauptsächlich
Fichtenbalken verwendet wurden. Zusammen mit Esche und Eiche hat die
Buche auch den höchsten Brennwert unter den heimischen Hölzern. Für
Brennholz und zur Herstellung von Holzkohle wird schon spätestens seit
der Bronzezeit und bis heute am liebsten Buchenholz gewählt.

Ende Texteinschub

Aber spätestens mit dem Beginn des Mittelalters, als hier die ersten
dauerhaften Siedlungen und Städte entstanden, begann das große
Waldroden. Am Ende des Mittelalters waren die Wälder auf etwa ein
Drittel der Landschaft zurückgedrängt. Doch diese übrig gebliebenen
Wälder wurden in den folgenden Jahrhunderten so stark ausgebeutet,
dass Anfang des 18. Jahrhunderts das Ende einer ausreichenden
Versorgung mit Energie- und Bauholz absehbar war. Ende des 18.
Jahrhunderts begannen dann die großen Aufforstungsprogramme - durchaus
erfolgreich, aber durchgeführt vor allem mit Kiefern und Fichten -
beides Baumarten, die in einer natürlichen Waldentwicklung bestenfalls
eine Nebenrolle gespielt hätten. Das ramponierte Buchenland
Deutschland wurde zum Land der Fichten und Kiefern - und ist es bis
heute. Die Buche wurde die am stärksten durch den Menschen
zurückgedrängte Baumart in Deutschland. Erst seit etwa drei
Jahrzehnten nehmen die Buchen in Deutschlands Wäldern langsam wieder
zu: Ihr Anteil liegt derzeit bei etwa 16 Prozent.


Zukunft der Rot-Buche

Auf die seit vier Jahrzehnten spürbar zunehmende Klimaerwärmung, die
mit häufigeren Trockenperioden einhergeht, reagiert die Buche mit
einer Reduktion der Blattdichte im Kronenbereich, um einen zu hohen
Wasserverlust durch Verdunstung zu vermeiden. Seit zwei Jahrzehnten
treten außerdem sogenannte Mastjahre, in denen Buchen große
Fruchtmengen produzieren, sehr viel häufiger als früher auf. Als
Ursache werden außer dem Temperaturanstieg vor allem die nach wie vor
zu hohen Stickstoffeinträge mit ihrer düngenden Wirkung vermutet.
Solche Mastjahre sind recht kräftezehrend, was dazu führt, dass die
Blätter im Jahr der Mast, aber auch ein bis zwei Jahre danach,
deutlich kleiner ausfallen.

Anfang Texteinschub

Wenn's gewittert 

 ... sollte man keine Buchen suchen, sondern vor ihnen weichen - wie
bei den Eichen! Der Blitz schlägt nämlich in Buchen wohl genauso oft
ein, wie in Eichen und anderen freistehenden oder hoch über die
benachbarten Baumkronen herausragenden Bäumen. Nur - man kann bei
Eichen häufiger die Folgen eines Blitzeinschlags sehen. Der Blitz
findet nämlich in den unter der groben Eichenborke verlaufenden
Wasserleitungsbahnen seinen schnellsten Weg in den Boden. Die dabei
explosionsartig frei werdende Hitze reißt eine bis ins Splintholz
reichende Furche, die sich durchgängig vom Spitzenast bis zur
Stammbasis zieht und als Narbe noch viele Jahre danach zu erkennen
ist. Bei Buchen sieht man solche Wunden so gut wie nie, weil der
Gewitterregen auf der glatten Rinde einen durchgängigen Wasserfilm von
der Baumkrone bis an die Stammbasis bildet. Der Blitz wird daher außen
an der Buche abgeleitet.

Ende Texteinschub

Die bislang stärkste, von 2018 bis 2020 anhaltende Trockenheit mit
sommerlichen Hitzeperioden hat wohl keine der Waldbaumarten
unbeschadet überstanden. Unter den vier Hauptbaumarten Fichte, Kiefer,
Eiche und Buche hat es laut Waldzustandsbericht der Bundesregierung
die Fichte am stärksten getroffen. Über vier Prozent aller Fichten
sind allein im Jahr 2020 abgestorben. Die geringste Absterberate wies
mit etwa 0,3 Prozent die Buche auf. Die allermeisten dieser
abgestorbenen Buchen standen an sonnenexponierten Süd- und
Südwesthängen auf Böden die wenig Wasser speichern können.

Mag also sein, dass die Buche auf diesen speziellen Standorten ihre
bisherige Vormachtstellung nach und nach aufgeben muss. Aber es
spricht viel dafür, dass die Buche insgesamt ihren Platz in den
Wäldern trotz der sich ändernden klimatischen Verhältnisse durchaus
halten und auch erweitern kann. Sie ist ja fast überall in Deutschland
präsent - von frischen bis trockeneren Standorten, vom Flachland bis
in die Berge. Ihr genetisches Anpassungspotenzial gilt als recht hoch.
Und viele der Waldflächen, von denen die Fichte sich jetzt absehbar
zurückziehen wird, waren vormals für Buchen gut geeignete Standorte.

Anfang Texteinschub

Die Buche schmeckt


Aus frisch austreibenden Blättern lässt sich ein leicht säuerlich
schmeckender Salat herstellen. Auch die dunkelgrünen Blätter der
Bucheckern-Keimlinge sind sehr aromatisch und passen gut zum Salat.
Die Kerne der Bucheckern sind roh zwar leicht giftig, aber - einmal
kurz erhitzt - voll genießbar. Sie können auch zu Mehl gemahlen oder
zu nussigen schmeckenden Öl gepresst werden, was wegen des mühseligen
Aufwands heute kaum noch praktiziert wird. Eckern schmecken auch
zahlreichen Tieren - Mäusen, Siebenschläfern, Eichhörnchen, Rehen,
Hirschen und Wildschweinen sowie Finken, Hähern und Wildtauben. Sie
alle kommen dank der Buche besser durch den Winter.

Ende Texteinschub

Die Chancen stehen also nicht schlecht, dass die Buche dort einen Teil
ihres verlorenen Terrains zurückbekommt. Das wäre sehr gut. Denn die
Buche gilt als das "Wasserwerk" des Waldes und wäre geeignet, die
Gefährdung der Wälder durch die zunehmenden Dürreperioden zumindest
abzumildern. Während in den ganzjährig grünen Nadelholzbeständen ein
erheblicher Teil des Jahresniederschlags in den dicht benadelten
Kronen hängen bleibt und wieder verdunstet, fließt bei der im Winter
kahlen Buche ein Großteil des Niederschlags als Stammabfluß direkt in
den Waldboden. Dank der durchgängig glatten Rinde und der relativ
steil aufragenden Kronenäste ist der Stammabfluss bei der Buche
besonders hoch, höher auch als bei allen übrigen Laubbaumarten im
Wald.

Rudolf Fenner vertritt ROBIN WOOD im Kuratorium Baum des
Jahres (KBJ): Fachbeirat der Baum des Jahres - Dr. Silvius
Wodarz-Stiftung



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Alte, mächtige Exemplare wie diese Buche sind meist letzte Zeugen der im 19. Jahrhundert aufgegebenen Nutzung von Wäldern als Waldweide

	Bevor die Buchen austreiben und den Wald verdunkeln, bedecken große Blütenteppiche von Frühjahrsblühern, hier Buschwindröschen, den Waldboden

	Diese Karte zeigt das Verbreitungsgebiet der Rot-Buche - mit Deutschland als eine Art Kernland der Buche, da sie bei uns überall geeignete Bedingungen vorfindet

	Artenvielfalt in alten Buchwäldern, hier der Ästige Stachelbart auf Buchentotholz

	Typische Buchen-Hallenwälder haben einen hohen ästhetischen Reiz, gerade auch im Winter

	Spektakuläres Farbenspiel im herbstlichen Buchenwald

	Geprägt durch Wind und salzige Gischt - der knochige, silbergrau gebleichte Buchen-Gespensterwald an der Ostsee-Steilküste bei Nienhagen nahe Warnemünde



 * 

Quelle:

ROBIN WOOD-Magazin Nr. 151/4.2021, Seite

Zeitschrift für Umweltschutz und Ökologie

Verlag:

ROBIN WOOD-Magazin

Bundesgeschäftsstelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: magazin[at]robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de

 

Erscheinungsweise: vierteljährlich

Jahresabonnement: 12,- Euro inkl. Versand

Der Bezug des ROBIN WOOD-Magazins

ist im Mitgliedsbeitrag enthalten

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 7. Dezember 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





KATASTROPHEN/100: Nach der Flut (BUND MAGAZIN)

BUND MAGAZIN - 4/2021

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

ZUR ZEIT

Hochwasserkatastrophe

Nach der Flut

von Dirk Jansen und Sabine Yacoub



Ein Sommerhochwasser hat speziell im Westen Deutschlands für
schwere Schäden gesorgt. Um beim nächsten Starkregen besser gerüstet
zu sein, müssen Länder und Kommunen mehr für den Umweltschutz tun.


Mit verstörender Wucht verwüsteten Starkregen und die anschließenden
Überschwemmungen Mitte Juli weite Teile des Landes. In mehreren
Städten und Landkreisen Bayerns wurde der Katastrophenfall
ausgerufen. Auch in Baden- Württemberg, Hessen, im Saarland und in
Sachsen traten Flüsse übers Ufer. Besonders hart aber traf es
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz: 183 Menschen starben hier in
den Fluten, der Schaden wird mit 31 Milliarden Euro beziffert. Noch
immer kämpfen Zigtausende Betroffene mit den Folgen. Trotz allem
Leid muss jetzt auch nach den Ursachen und Konsequenzen gefragt
werden.

POLITIKWECHSEL NÖTIG

Das Tief "Bernd" brachte vom 12. bis 15. Juli sehr viel Regen. Auch
wenn keine bundesweiten Allzeit-Rekorde fielen, kam es an einer
ungewöhnlich großen Zahl von Wetterstationen im Westen zu neuen
Rekorden. So wurde in Hagen mehr als 241 Liter Niederschlag pro
Quadratmeter in nur 22 Stunden gemessen. Nun sind einzelne
Wetterereignisse zwar noch kein direkter Beleg für den Klimawandel.
Doch der Trend ist eindeutig: Alle Klimamodelle sagen zunehmend
häufige und intensive Starkregen voraus.

Konsequenter Klimaschutz muss also oberstes Gebot sein. Und da sieht
es in Nordrhein-Westfalen leider düster aus. Selbst im Corona-Jahr
2020 war NRW für den Ausstoß von mehr als 200 Millionen Tonnen CO2
verantwortlich. Damit stammten 27,5 Prozent der gesamtdeutschen
Treibhausgase aus NRW. Allein ein Viertel davon stoßen die
Braunkohlekraftwerke von RWE aus. Gleichzeitigt bremste die
Landesregierung unter Armin Laschet massiv beim Ausbau der
erneuerbaren Energien. Ein Politikwechsel ist hier also zwingend
erforderlich.

FOLGEN TEILS HAUSGEMACHT

Das gilt auch für andere Handlungsfelder. Vom Starkregen und
Hochwasser waren rund 180 Kommunen betroffen, nahezu jede zweite in
NRW. Begünstigt wurden die katastrophalen Folgen durch politische
Fehler. Und das auf allen Ebenen: Der anhaltend hohe Flächenverbrauch
für Siedlungen, Gewerbe und Industrie, die großen Versäumnisse bei
der Renaturierung unserer Flüsse und Bäche sowie eine verfehlte Forst-
und Agrarpolitik sorgen dafür, dass die Natur die Wassermassen nicht
mehr abpuffern kann. Noch immer werden Baugebiete selbst in
festgesetzten Überschwemmungsgebieten ausgewiesen. Und in
Erftstadt-Blessem genehmigte man gegen BUND-Kritik die Erweiterung
einer Kiesgrube bis an den Fluss Erft. Als dieser am 15. Juli über die
Ufer trat und in die Grube eindrang, rissen einstürzende Böschungen
etliche Anwesen und Gebäude mit in die Tiefe. Die Bilder davon gingen
um die Welt.

Die katastrophalen Folgen der starken Regenfälle sind also teils
hausgemacht. Jetzt bietet sich die Chance, umzusteuern. Anders als NRW
scheint Rheinland-Pfalz diese auch nutzen zu wollen.

AHRTAL ZUR MODELLREGION

Mitte Juli verwandelten sich in der Region Trier Flüsschen wie Kyll,
Prüm oder Nims in reißende Ströme. Besonders verheerend wirkte sich
das Hochwasser im Ahrtal aus. Hier kamen 132 Menschen ums Leben. Etwa
30 Prozent der Bevölkerung im Kreis Ahrweiler sind direkt vom
Hochwasser geschädigt. Alle vier Kläranlagen der Region wurden schwer
in Mitleidenschaft gezogen oder ganz zerstört.

Oberste Priorität hat seitdem, die Klärung des Abwassers und die
Versorgung mit Trinkwasser, Strom und Wärme wiederherzustellen. Hier
hilft die rheinland-pfälzische Energieagentur. Ihre Mitarbeiter*innen
gehen von Haus zu Haus und suchen nach individuellen, kurzfristig
möglichen Wärmelösungen, etwa durch mobile Nahwärmenetze. Es wird
auch schon weitergedacht: Auf die Notlösungen soll eine moderne
Energie- und Wärmeversorgung mit erneuerbaren Energien folgen. Das
Ahrtal soll sich zur Modellregion für Klimaschutz und
Nachhaltigkeit entwickeln. Damit dies gelingt, werden die Betroffenen
bei der Sanierung ihrer Gebäude beraten. Und sie bekommen die
Gebäudedämmung und klimafreundliche Heizsysteme ausreichend und
unkompliziert gefördert. Für Neubauten fordert der BUND hohe
Klimaschutzstandards, kofinanziert durch die Wiederaufbauhilfe.

MEHR RAUM DEN FLÜSSEN

Eine weitere große Herausforderung ist der Schutz vor Hochwasser.
Auch in Rheinland-Pfalz wurde in der Vergangenheit zu oft in
Überschwemmungsgebieten gebaut. Im Ahrtal hat das Land nach der Flut
zügig neue Gebiete festgesetzt. In den Karten ist nun markiert, wo
keinesfalls mehr gebaut werden darf. Auf der restlichen Fläche dürfen
Häuser nur noch ausnahmsweise und angepasst an Hochwasser
wiedererrichtet werden.

Die Krux aber ist der Bestandsschutz: Häuser, die noch saniert werden
können, sind von den Regelungen ausgenommen. Umso wichtiger ist es,
den Menschen auch in diesen Häusern ein Angebot zu machen - damit sie
an anderer Stelle neu siedeln können. Dies zu ihrem eigenen Schutz,
und um der Ahr etwas mehr Raum zu geben.

Mehr Raum für die Ahr und ihre Nebenflüsse muss außerhalb der
Ortschaften künftig unbedingt Vorrang haben. Nur so können sich die
Flüsse natürlich entwickeln und ihr Wasser bei starkem Regen in die
Breite statt in die Höhe gehen.

Beim Wiederaufbau der zerstörten Regionen dürfen sich also die alten
Fehler nicht wiederholen. Die Folgen solch unabwendbarer Starkregen
und Hochwässer müssen beherrschbar werden. Der Klimaschutz und die
Klimaanpassung müssen ganz nach oben auf die Agenda rücken - im Bund,
in den Ländern wie auch in den Kommunen.

DIRK JANSEN ist Geschäftsleiter des BUND in NRW.

SABINE YACOUB ist die Vorsitzende des BUND in Rheinland-Pfalz.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- 16. Juli 2021: Krater am Ortsrand von Blessem im Rhein-Erft-Kreis.
 Auslöser war eine fahrlässig erweiterte Kiesgrube.

- Zerstörte Brücke im Ahrtal: Mit einem Symposium setzte der BUND im
Oktober Impulse für einen nachhaltigen Wiederaufbau:
www.bund-rlp.de/hochwasser

 * 
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ÖKOSYSTEME/143: Auf dem Trockenen - Klimawandel und normierte Natur (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Sommer 2021

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Öfter mal nasse Füße

von Helge May



Immer noch wird Land trockengelegt, um es "urbar" zu machen.
Für die Artenvielfalt ist das verheerend. Die Entwässerung
muss gestoppt und umgekehrt werden.

Unzählige Bewohner feuchter Wiesen und Moore leiden unter dem
fortschreitenden Verlust ihres Lebensraumes, darunter Braunkehlchen,
Brachvogel, Uferschnepfe und Bekassine. So steht es schwarz auf weiß
im offiziellen "Bericht zur Lage der Natur in Deutschland". Den
traurigen Negativrekord hält in der aktuellen Auswertung der Kiebitz,
sein Bestand ist seit 1980 um 93 Prozent eingebrochen.

Kein "kiewitt" mehr? -  Einst leiteten die typischen
"Kiewitt"-Rufe des Kiebitzes den Frühling ein. Noch vor wenigen
Jahrzehnten war der schwarz-weiße Vogel mit seiner auffälligen
Federtolle und den imposanten Balzen weit verbreitet. Doch mehr und
mehr Feuchtwiesen wurden und werden trockengelegt, die verbliebenen
Wiesen immer intensiver genutzt. Dem Kiebitz setzt das schwer zu, bei
der heute üblichen frühen Mahd werden viele Nester zerstört oder die
Jungen getötet. Sind keine Wiesen mehr da, versuchen Kiebitze auf
Äcker auszuweichen. Doch durch den hohen Anteil an Winterfrüchten ist
im Frühjahr der Boden oft bereits zu dicht und hoch bewachsen. Und
wenn Kiebitze auf Maishen brüten - die bleiben immerhin lange offen -,
werden ihre Nester häufig durch die Bodenbearbeitung zerstört.

Überleben auf der Insel -  Dabei gibt es erprobte
Möglichkeiten, den Vögeln zu helfen. Die Expert*innen des
Michael-Otto-Institut im NABU (MOIN) haben dazu ein ganzes Handbuch
verfasst. Am liebsten mögen Kiebitze kurzrasiges Grünland,
idealerweise mit schlammigen oder sehr niedrig unter Wasser stehenden
Bereichen. Solche Strukturen können etwa durch die Anlage von Blänken,
die Aufweitung oder den Anstau von Gräben und das Verschließen
einzelner Drainagen gewonnen werden. 

Es hilft aber auch bereits, kleinere nasse Senken oder Feuchtflächen
auf Ackerflächen nicht zu bearbeiten. Noch besser sind
"Kiebitzinseln", etwas größere Brachflächen innerhalb eines Ackers,
die von der Bearbeitung ausgenommen werden. Hier finden die Altvögel
günstige Brutmöglichkeiten, die Nester sind geschützt und auch die
Jungvögel haben genügend Nahrung und Deckung.

Anfang Texteinschub

Auszug aus dem NABU-Kompass 2030

Flüsse, Bäche und Auen


"Gesunde Fließgewässer mit ihren Auen und den sie begleitenden
Grundwasserkörpern halten das Wasser besser in der Landschaft und
speichern dieses bei Starkregen. In Trockenzeiten wird das
gespeicherte Wasser über einen längeren Zeitraum wieder an die
Umgebung abgegeben. Dies gewährleistet die Wasserversorgung für
angrenzende Wälder und landwirtschaftliche Flächen. Darüber hinaus
bilden diese Fließgewässer die zentralen Achsen eines landesweiten
Netzes von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen. 

Seit vielen Jahrzehnten befinden sich die hiesigen Flüsse und Bäche in
einem schlechten ökologischen Gesamtzustand. Auen sind in ihrem
Flächenausmaß dramatisch zurückgegangen. Die Belastung mit Siedlungs-
und Industrieabwässern sank zwar dank funktionierender Klärtechnik,
aber die Nährstoff- und Pestizideinträge aus der Landwirtschaft nahmen
zu. Mit Mikroplastik und weiteren synthetischen Polymeren
sind neue Störungen hinzugekommen. Begradigungen und
befestigte Böschungen taten ein Übriges und haben aus vielen
hochdynamischen Lebensräumen reine Entwässerungskanäle werden lassen.
Querbauwerke wie Wehre oder Staustufen unterbrechen die
Durchgängigkeit für Wasserlebewesen.

Rund 90 Prozent der Oberflächengewässer Deutschlands
befinden sich nach wie vor nicht im angestrebten 'guten ökologischen
Zustand'. Die spürbaren Klimaveränderungen, die mal zu Dürren, mal zu
sintflutartigem Starkregen führen, erhöhen den dringlichen Handlungs-
und Veränderungsbedarf zusätzlich.

Ziel des NABU ist, dass der 'gute ökologische Zustand' keine Utopie
bleibt, sondern im nächsten Jahrzehnt spürbare Realität wird. Dazu
müssen Fließgewässer über Gewässerentwicklungsstreifen den Raum für
mehr Dynamik erhalten. Der NABU treibt die Renaturierung von
Fließgewässern voran."


Es liegt in der Hand von uns Menschen, wie wir mit der Erde umgehen.
In seinem " Kompass 2030" zeigt der NABU auf, wie sich der Verband den
Weg in eine Zukunft vorstellt, in der die Klimakrise und der rasante
Verlust an Biodiversität gestoppt sein werden. Der NABU-Kompass 2030
beschreibt die Richtung und gibt Orientierung. Zugleich ist er ein
lebendiges Diskussionspapier. Den NABU-Kompass gibt es unter
www.NABU.de/Kompass und als kostenlose Broschüre im NABU-Shop.

Ende Texteinschub

Geld umlenken -  Wenn es gelänge, die Förderinstrumente und das
Gebietsmanagement optimal aufeinander abzustimmen, so das MOIN, würden
für den Kiebitzschutz 10 bis 20 Millionen Euro pro Jahr benötigt. Das
käme natürlich noch weiteren Arten zugute. Aber schon diese gezielten
Maßnahmen sind nicht aus der sprichwörtlichen Portokasse zu bezahlen.
Hier ist ein deutliches Umlenken von Geldflüssen innerhalb der
Agrarförderung nötig.

Naturschutz sei doch meistens Kleinkram, der Naturzerstörung dagegen
könne man "eine geniale Großzügigkeit" nicht absprechen, meinte der
Schriftsteller Hermann Löns vor hundert Jahren sarkastisch. Inzwischen
beginnt der Naturschutz zwar aufzuholen. Aber die Verhältnisse sind
immer noch ungleich, wie der erweiterte Blick auf unsere Landschaften
zeigt.

Immer noch gilt "einen Sumpf trockenlegen" im
 wörtlichen wie im übertragenen Sinne als gute Sache.


Normierte Landschaft -  Vor allem in den Flussniederungen und
in den eiszeitlich geprägten Moorlandschaften hat der Mensch
jahrhundertelang gegen ein Übermaß an Wasser gekämpft. Wasser
abzuleiten bedeutete Urbarmachung von Land, weniger Hunger und
wachsenden Wohlstand. Mit dem Einsatz von Maschinen gelang es
schließlich, Böden und Landschaften immer mehr zu normieren. Und auch
wenn die Flurbereinigung heute etwas freundlicher Flurneuordnung
heißt, ist die Haltung in vielen Köpfen gleich geblieben. Einen "Sumpf
trockenzulegen" gilt im wörtlichen wie im übertragenen Sinne als gute
Sache. Nicht zu feucht und nicht zu trocken, strukturarm und
nährstoffreich: Für die Artenvielfalt sind die Normlandschaften
verheerend. Nun kommt der Klimawandel als neuer großer Störfaktor.
Dessen Auswirkungen sind so groß, dass darin gleichzeitig eine Chance
zum Umdenken liegt.

Vor der Revolution? -  Im seenreichen, aber sandigen
Brandenburg haben sich die letzten Trockenjahre besonders bemerkbar
gemacht. "In 1,80 Meter Tiefe, wo die meisten Bäume wurzeln, ist der
Boden inzwischen knochentrocken. Wir haben nicht nur abgängige
Einzelbäume, sondern ganze abgängige Waldstücke", schildert
Landesumweltminister Axel Vogel gegenüber dem rbb. "Wir merken, dass
wir uns nicht nur kleinräumig bewegen können, wir müssen das gesamte
Land betrachten. Ich glaube, es haben inzwischen alle begriffen, dass
sich etwas ändern muss. Wir stehen in einer vorrevolutionären
Situation."

Anfang Texteinschub

Land der Möglichkeiten


Ob Moore, Flussauen, Wälder oder Grünland: intakte Ökosysteme
bieten Lebensräume für viele Arten, können langfristig Kohlenstoff
binden und Extremwetterereignisse wie Dürren oder Hochwasser
abmildern. Auf mehr als 20 Prozent Bundesfläche - verteilt in ganz
Deutschland - ist eine Aufwertung möglich und sinnvoll, über die
Hälfte davon sind Wälder. Das hat eine Studie im Auftrag des NABU
ergeben.

Eine grundsätzlich gute Eignung zur Renaturierung besteht
demnach auf rund 370.000 Hektar in Auen größerer Flüsse - 1 Prozent
der Landfläche Deutschlands -, 930.000 Hektar Moorböden
(2,6 Prozent) sowie auf 2,5 Millionen Hektar Grünland (6,9 Prozent)
und 4 Millionen Hektar Wald (11,1 Prozent).


Natur wiederherstellen -  Das ist ein enormer Hebel, um
Klimakrise und Artensterben gemeinsam zu adressieren, stellt
NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger fest: "Die künftige Bundesregierung
sollte die Wiederherstellung der Natur zur Priorität machen - nicht
nur wegen der angekündigten verbindlichen EU-Renaturierungsziele. Es
gilt jetzt zügig einen Renaturierungsplan zu entwickeln, ihn ab dem
nächsten Jahr mit ausreichender Finanzierung zu hinterlegen und
umzusetzen. Mindestens 15 Prozent der Landes- und Meeresfläche müssen
für Renaturierungsprojekte vorgesehen werden. Mit der Studie liegt nun
auch ein erster Vorschlag für eine mögliche Auswahl von besonders
geeigneten Flächen auf dem Tisch. Die Renaturierungsmethoden an sich
sind bekannt. Notwendig ist vor allem der Wille der Politik und
Behörden."

Aus Sicht der Artenvielfalt kommt der Wiederherstellung von
artenreichem Grünland eine herausragende Rolle zu. Bei Mooren und
Flussauen lässt sich schon auf relativ kleinen Flächen viel für
Biodiversität und Klima bewirken. Wichtig ist, die wiederhergestellten
Lebensräume dauerhaft zu sichern und die Fortschritte über ein
begleitendes Monitoring zu erfassen.

Ende Texteinschub

Mit öffentlichen Flächen beginnen -
sowohl die künftigen EU-Renaturierungsziele als auch die vom
Bundesverfassungsgericht eingeforderten höheren Klimaschutzziele
nehmen Bund und Länder in die Pflicht, sich rasch mit dem Thema zu
befassen. Die in der Studie identifizierten Potenzialräume können als
Entscheidungshilfe zur Flächenauswahl genutzt und weiter konkretisiert
werden. Der NABU empfiehlt, in einem nächsten Schritt zu analysieren,
wie viele der besonders geeigneten Flächen bereits in staatlicher Hand
liegen. Hier könnte vergleichsweise schnell mit der Umsetzung von
Maßnahmen begonnen werden.

Amphibien auf dem Trockenen -  Brandenburgs Stillgewässer sind
fast alle grundwassergespeist. Sinkt das Grundwasser, folgt
Trockenheit. "Ohnmächtig sehen wir zu, wie die Amphibien in unserer
Region aussterben - und nicht nur die, beispielsweise fehlen auch den
Kranichen die Brutplätze", beklagt Thorsten Schönbrodt vom NABU
Müncheberg im Kreis Märkisch Oderland. Besserung ist nicht in Sicht.
Bei Begehungen waren dieses Jahr bereits Ende März von 446 Söllen und
anderen Kleingewässern 317 ausgetrocknet. Auch in anderen Regionen
sieht es für die Lurche nicht gut aus. "Im Vergleich zu Brandenburg
haben wir an der Elbe zwar den Vorteil, dass der Fluss auch mal
Niederschläge von woanders mitbringt und zumindest die auennahen
Gewässer wieder auffüllt", bilanziert Amphibienexperte Christian
Fischer für das nordöstliche Niedersachsen. "Dies passiert aber auch
nur unregelmäßig und in den letzten Jahren eher zu schwach. Es hat
wohl fast alle Amphibienarten hart getroffen, ganz besonders die Gras-
und Moorfrösche."

Halten statt loswerden -  "Brandenburg weist seit Jahren eine
negative Bilanz bei der Grundwasserneubildung auf", betont der
NABU-Landesvorsitzende Friedhelm Schmitz-Jersch. Es werde immer
wichtiger, Wasserüberschüsse gezielt zurückzuhalten, um einerseits
Hochwasserspitzen zu puffern und andererseits die Wasserversorgung
sicherzustellen. Hauptaufgabe bleibt die konsequente Abreduzierung und
bessere Wasserspeicherung. Dazu fordert der NABU Brandenburg unter
anderem ein Moratorium bei der Genehmigung neuer Beregnungsanlagen,
Förderprogramme zur Wiedervernässung und vollständigen hydrologischen
Wiederherstellung von Moorflächen sowie den Rückbau von Gräben
insbesondere in Wäldern.

Auf dem Weg der Besserung? -  Das Verständnis für die Probleme
wächst, vielerorts geloben Politik und Verwaltung Besserung. Bis zur
Umsetzung ist es ein beschwerlicher Weg. Das zeigt beispielhaft eine
Analyse der bereits 2013 verabschiedeten Biodiversitätsstrategie des
Landes Hessen. Daraus folgend wurde das Programm "100 wilde Bäche"
gestartet, bei dem Kommunen vom Land stark unterstützt werden. Auch
wurde den Kommunen im Wassergesetz ein Vorkaufsrecht für Uferflächen
eingeräumt. Ein Förderprogramm ziert Flächenkäufe und Renaturierungen
mit bis zu 95 Prozent. Dennoch gibt es weiter große Defizite. Die
chemische Verschmutzung der Gewässer hat sogar eher zu- als
abgenommen, stellt der NABU Hessen fest, und das Grundwasser wird
immer stärker belastet. Bei nur elf Prozent der Fließgewässer ist ein
"guter ökologischer Zustand" erreicht, 65 Prozent sind in ihrer
Struktur stark bis vollständig verändert.

In der Pflicht -  Einen Grund sieht der NABU im verbreiteten
Freiwilligkeitsprinzip, obwohl es unter anderem gilt, europarechtliche
Verpflichtungen zu erfüllen. In den Worten der EU-Kommission: "Nahezu
alle Bewirtschaftungspläne sehen ein Minimum von Maßnahmen vor, die
jedoch oft zu allgemein sind, keine Schwerpunkte setzen und in
keinerlei direktem Zusammenhang zu den bestehenden Belastungen oder
erwarteten Auswirkungen stehen." Das ist deutlich.

In diesem Themenheft "Wasser" lassen sich nur exemplarisch
Lebensräume, Arten und NABU-Projekte vorstellen. Einen Überblick mit
zahlreichen weiterführenden Inhalten gibt es unter
www.NABU.de/Wasservielfalt.
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- Thülsfelder Talsperre

- Sumpfschrecken benötigen durchgängig feuchte Böden für die
Entwicklung ihrer empfindlichen Eier. Bergmolche und Sumpfschildkröten
leben zeitweise direkt im Wasser.
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TITELTHEMA


Ein ressourceneffizientes Stadtquartier für die Zukunft

von Benjamin Haerdle



Starkregen, Überflutungen, Hitze, Dürreperioden - die Folgen des
Klimawandels beeinflussen Städte, doch deren Infrastruktur ist darauf
bislang kaum vorbereitet. Wie ein klimaangepasstes Energiemanagement
für die Stadt der Zukunft aussehen könnte, daran arbeiten
Forscherinnen und Forscher des UFZ gemeinsam mit der Stadt Leipzig,
Investoren, Wirtschaftsunternehmen und weiteren Institutionen. Ihre
Vision ist ein ressourceneffizientes Stadtquartier, das in Leipzig in
einigen Jahren Realität werden soll.

Dort, wo einst unweit des Leipziger Hauptbahnhofs der Eutritzscher
Freiladebahnhof stand, erstreckt sich mittlerweile eine 25 Hektar
große Brache, auf der Bagger, LKW-Kipper und Radlader emsig ihrer
Arbeit nachgehen. Sie bereiten das Gelände für ein neues Stadtquartier
vor, in dem rund 3.700 Menschen leben sollen. Etwa 2.100 Wohnungen,
ein 5,5 Hektar großer Park, ein Schul- und Sportcampus mit Grund- und
Oberschule, zwei Kitas, kulturell-soziale Einrichtungen, reduzierter
Autoverkehr - so sieht im Groben das Konzept für das neue Quartier
"Leipzig 416" aus, bislang benannt nach der Nummer des Bebauungsplans.

Um für das neue Viertel nachhaltige Wasser- und Energieinfrastrukturen
zu entwickeln, kooperieren Wissenschaftler und Praktiker gemeinsam in
dem Forschungsverbund "Leipziger BlauGrün - Blau-grüne
Quartiersentwicklung in Leipzig", den das Bundesministerium für
Bildung und Forschung mit rund 2,8 Millionen Euro fördert. "Wir wollen
zeigen, wie in einem neuen Innenstadtquartier das zentrale
Abwassersystem entlastet, die Energieeffizienz verbessert und die
Auswirkungen von Starkregen- und Dürreereignissen gemindert werden
können", sagt der Projektleiter und UFZ-Umweltbiotechnologe Prof.
Roland A. Müller. "Leipziger BlauGrün wird damit zu einem bundesweiten
Modellprojekt, weil im Co-Design und damit im gemeinsamen Austausch
mit der Stadtverwaltung, dem Investor, der Wirtschaft, der
Wissenschaft sowie Bürgerinnen und Bürgern Technologien zum Einsatz
kommen, mit denen Niederschlagswasser sinnvoll im neuen Viertel
gehalten und genutzt werden sollen."

Um Wasser im urbanen Raum zu halten, sind

 dezentrale Infrastrukturen notwendig.


Das Forschungsprojekt setzt im geplanten Quartier das Konzept der
Schwammstadt um. Dieses besagt, dass die in der Stadt anfallenden
Niederschläge auch dort bleiben und nicht über Straßen, Gehwege und
Plätze in die Kanalisation geführt werden sollen. Schon jetzt haben
die veralteten Kanalnetze in vielen Städten ihre Kapazitätsgrenzen
längst überschritten und sind bei Starkregen überfordert, sodass in
diesen Fällen das verschmutzte Mischwasser in Flüssen landet - im Fall
von Leipzig etwa der Weißen Elster oder der Parthe. Um das Wasser aber
im urbanen Raum zu halten, sind dezentrale blau-grüne Infrastrukturen
notwendig - dezentral deshalb, weil der Niederschlag an vielen
unterschiedlichen Stellen gesammelt und gespeichert werden kann - und
"blau-grün", weil der Niederschlag mithilfe sogenannter
multifunktionaler blau-grüner Wasserinfrastrukturen in den Quartieren
bleiben soll. Die technischen Möglichkeiten für diesen nachhaltigen
Umgang mit Regenwasser sind vielfältig: Sie reichen von großflächigen
Versickerungsmulden über verschiedene kiesartige Rigolen-Typen
wie beispielsweise Mulden- und Baumrigolen bis hin zu
Speichermöglichkeiten in Zisternen oder auf Retentionsgründächern.
"Wir wollen das Regenwasser für die Bewässerung in den trockenen
Sommermonaten speichern bzw. zwischenspeichern und damit Bäume,
Sträucher und Wiesen als Teil blau-grüner Infrastrukturen zum
Beispiel in den Innenhöfen der Wohnblöcke am Leben halten", sagt
Roland A. Müller. Ein intaktes Stadtgrün hat viele positive
Begleiterscheinungen: Grünflächen regulieren das Stadtklima, filtern
Staub und mindern Lärm, bieten den Menschen Raum für Erholung, erhöhen
die biologische Vielfalt und sorgen insgesamt für eine höhere
Lebensqualität der Stadtbevölkerung. "Dies alles macht das Projekt
'Leipziger BlauGrün' zu einem interessanten Reallabor", bilanziert
Müller.

Anfang Texteinschub

Das Projekt Leipziger BlauGrün

Das Projekt "Leipziger BlauGrün - Blau-grüne Quartiersentwicklung in
Leipzig" wird mit rund 2,8 Millionen Euro über die BMBF-Fördermaßnahme
"Ressourceneffiziente Stadtquartiere für die Zukunft (RES:Z)"
gefördert. In RES:Z werden bundesweit zwölf inter- und
transdisziplinäre Vorhaben unter Beteiligung von mehr als 20
Modellkommunen unterstützt. Leipzig ist die einzige ostdeutsche
Modellstadt. Beteiligt sind am Projekt "Leipziger BlauGrün" die Stadt
Leipzig, die Kommunalen Wasserwerke Leipzig, die Stadtwerke Leipzig,
die Leipzig 416 Management GmbH, das Fraunhofer-Institut für
Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik, die Universität Leipzig, die
Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig, die Unternehmen
Tilia GmbH, Optigrün und DHI Wasy GmbH sowie das Umweltbundesamt.

Ende Texteinschub


Wasser im Quartier halten

Wie das Management des Niederschlagswassers im Quartier "Leipzig 416"
gestaltet werden könnte, ist die zentrale Frage, auf die der
Umweltbiotechnologe Dr. Manfred van Afferden Antworten finden will. Er
erstellt Wasserbilanzen auf Basis einzelner Häuserblöcke, von denen im
Quartier mehr als 20 geplant sind. "Wenn bekannt ist, wie ein
Häuserblock abflusslos gestaltet werden kann, kann ich das auch auf
das gesamte Viertel übertragen", erklärt er. Der UFZ-Forscher
modelliert dafür ausgehend von historischen
Niederschlagsvergleichswerten in Leipzig die Abflussmenge von den
Dächern sowie von möglichen Gestaltungseinheiten im Innenhof eines
Häuserblocks wie etwa Tiefgarage, Wege, Radstellplatz, Spielplatz,
Bäume, Rasenfläche oder Blumenbeete. Unterm Strich bleiben so bei
unterschiedlichen Niederschlagsszenarien Abflussmengen, die im
Innenhof versickern oder gespeichert werden müssen. Doch das ist nicht
die einzige Herausforderung, vor der er steht: So soll zum einen der
Innenhof auch in trockenen Sommern grün bleiben; Bäume, Sträucher und
Wiesen sollten deswegen bewässert werden können. Zum anderen ist die
Flächenkonkurrenz im Innenhof groß: Pflanzen, Sandkästen,
Sitzgelegenheiten und Fußwege müssen dort genauso ihren Platz finden
wie unterirdische Bauwerke, zum Beispiel Tiefgaragen, Retentions-,
Versickerungs- und Speicheranlagen. Diese engen jedoch die Optionen
der Bepflanzung ein und begrenzen damit naturnahe
Gestaltungsmöglichkeiten. Das zeigt sich etwa bei einem möglichen
Einsatz von Zisternen: "Um vor allem für trockene Sommermonate
Bewässerungswasser zu sammeln, werden große Zisternen benötigt. Doch
diese beanspruchen in den Innenhöfen einen erheblichen Flächenanteil
und nehmen damit den Platz für andere Nutzungen weg", sagt van
Afferden. Mehr verspricht er sich von Grundwasserbrunnen, die entweder
für jeden einzelnen Häuserblock oder als zentrale Brunnen angelegt
werden, die mehrere Blöcke des Quartiers beliefern können.
Voraussetzung: Um den Grundwasserleiter nicht überzustrapazieren, darf
nur die Wassermenge entnommen werden, die im Block als
Niederschlagswasser versickert ist. Notwendig für eine ausgeglichene
Wasserbilanz im Häuserblock sind zudem Gründächer: "Wir brauchen
Gründächer, denn sie halten Regenwasser zurück und schaffen damit
Freiräume im Innenhof", sagt er. Wie die begrünten Dächer konkret
aussehen sollten, sei aber noch offen.

Anfang Texteinschub

Selbst in sehr trockenen Jahren können Innenhöfe trocken gehalten
werden 


Für einen rund 6.300 m2 großen Häuserblock, der im neuen
Quartier "Leipzig 416" so entstehen könnte, haben
UFZ-Wissenschaftler beispielhaft für ein sehr trockenes Jahr wie 2018
die Wasserbilanz ermittelt. In einem ersten Schritt haben sie dazu für
jede einzelne Teilfläche berechnet, wie hoch der Abfluss des
Niederschlagswassers ist. Daraus ergibt sich in der Summe ein
jährlicher Wasserabfluss, der laut Plan im Quartier gehalten werden
muss. Im zweiten Schritt modellierten die Forscher den jährlichen
Bewässerungsbedarf der Grünflächen.


Unterm Strich zeigt sich, dass selbst in so trockenen Jahren wie 2018
mit einem Niederschlag von rund 2.400 m3/Jahr der
Niederschlagsabfluss den Bewässerungsbedarf von rund 1.600
m3/Jahr nahezu decken kann. Voraussetzung: Es kann
auf gesammelte Niederschläge (etwa in Zisternen) und Grundwasser
zurückgegriffen werden, wobei die Grundwasserentnahme die auf der
Blockfläche versickerte Wassermenge nicht übersteigen soll.


↓ Wasserabfluss in m3/Jahr

↑ Bewässerungsbedarf in m3/Jahr


Gebäude mit Gründach

1970 m2

↓ 373

↑ 1084


Tiefgarage mit Rasen

1124 m2

↓ 213

↑ 320


Radstellplatz überdacht

80m2

↓ 30


Gebäude ohne Gründach

1970 m2

↓ 709


Rasen

350 m2

↓ 30

↑ 100


Bäume

250 m2

↓ 38

↑ 45


Gehweg

200 m2

↓ 68


Beete / Büsche

250 m2

↓ 24

↑ 26


Spielplatz

110 m2

↓ 13


Gesamtfläche: 6.304 m2

Bewässerte Fläche: 3.944 m2

Niederschlag: 2.388 m3/Jahr


↓ 1.498 m3/Jahr

↑ 1.575 m3/Jahr
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Backup-Forschung am Gründach

Rund drei Kilometer Luftlinie entfernt vom geplanten Quartier steht
die Biotechnologin Dr. Lucie Moeller in 15 Meter Höhe auf dem Dach des
Gebäudes 7.1 am Leipziger UFZ-Standort in der Permoserstraße. Sie
blickt auf vier rund 80 Quadratmeter große Gründachtypen, die ein
UFZ-Team konzipiert und voriges Jahr angelegt hat. Auf einem
Extensivdach blühen beispielsweise Mauerpfeffer, Fetthenne oder
Frühlingsfingerkraut, auf dem pflegeaufwendigeren Intensivdach wachsen
der Große Wiesenknopf oder die Fuchsrote Neuseeland-Segge. Auf dem
Dach Nummer drei, einem Sumpfpflanzendach, ragen Sumpfsegge,
Flatterbinse und Blutweiderich aus dem Wasser hervor. Eine vierte, mit
Kies bestückte Referenzfläche ergänzt die Versuchsanfage. "Gründächer
übernehmen eine Fülle von wichtigen Aufgaben: Sie verhindern und
verlangsamen zum Beispiel den Abfluss des Regenwassers, verbessern
Luftqualität und Mikroklima, senken die Schadstoffbelastung,
reduzieren Lärm und fördern die Biodiversität", sagt Lucie Moeller,
die am UFZ die Forschungsaktivitäten zum Gründach koordiniert.

Um diese Prozesse auf den unterschiedlichen Gründachtypen noch genauer
zu analysieren und auch Projekte wie das "Leipziger BlauGrün" mit
neuesten Erkenntnissen zu unterstützen, haben sich am UFZ mehrere
Forschungsteams formiert. So kombiniert die vom UFZ-Stadtklimatologen
Prof. Uwe Schlink geleitete AG "Klimamodellierung" Experimente zur
Oberflächenenergiebilanz mit Modellierungen zum Mikroklima, um so die
Wirkungen der Gründächer auf das städtische Klima zu beurteilen. Die
AG "Biodiversität und Modellierung des Pflanzenwachstums" erfasst
und bewertet die Vegetationsentwicklung auf den Dächern, modelliert
das Pflanzenwachstum und untersucht Insekten, Spinnen und Pilze, die
sich dort ansiedeln. Eine Forschergruppe um den Umweltmykologen Dr.
Dietmar Schlosser analysiert Aufnahme-, Transport- und Abbauprozesse
von luft- und wassergetragenen Umweltschadstoffen, wie etwa
Mercaptobenzothiazol, das durch den Reifenabrieb im Fahrzeugverkehr
freigesetzt wird. Das Team will herausfinden, inwieweit Gründächer als
Senken für Schadstoffe fungieren können. In einer vierten AG will ein
Team um den Umweltwissenschaftler Dr. Jan Knappe die Wasserbilanzen
für die verschiedenen Gründachvarianten ermitteln. Dafür messen die
Forschenden zum Beispiel mit einer an einer Drohne befestigten
Wärmebildkamera die Temperatur auf den Dächern, zeichnen den
Niederschlag mit einer Wetterstation auf und bestimmen mithilfe
sogenannter Lysimeter die Verdunstung über den Boden und die Pflanzen.
"Wir wollen so herausfinden, wie viel Wasser auf den verschiedenen
Gründachtypen wie lange gespeichert wird und wie stark die Dächer die
nähere Umgebung kühlen", sagt Knappe. Dank der Drohnenaufnahmen wissen
sie, dass zum Beispiel das Sumpfpflanzendach eine hohe Kühlwirkung
entfalten kann: Bei einer Außentemperatur von 32 Grad Celsius an einem
heißen Augusttag im vorigen Jahr betrug die Temperatur direkt auf dem
Sumpfpflanzendach nur 29 Grad Celsius. Auf dem Kiesdach kletterte sie
dagegen auf fast 40 Grad Celsius, auf benachbarten Teer- und
Metalldächern gar auf bis zu 70 Grad Celsius. Doch Knappes Team will
das Forschungsgründach nicht nur als passives Element verstanden
wissen. "Wir experimentieren auch mit einer Bewässerungsanlage, mit
der wir den Wasserhaushalt der Gründächer intelligent steuern können,
um so ein Absterben der Vegetation in trockenen Sommern zu
verhindern", sagt er. Dafür haben sie im Rahmen des Projekts
"Leipziger BlauGrün" ein zusätzliches Retentionsgründach aufbauen
lassen (siehe Infobox). Forschung zum Selbstzweck ist das alles nicht.
Letztlich sollen diese Forschungsergebnisse in ganz praktische
Entscheidungen einfließen, welche Gründachtypen im neuen Stadtquartier
des Eutritzscher Freiladebahnhofs oder in anderen Bauvorhaben
verwendet werden.
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Retentionsgründach

Gemeinsam mit den Firmen Tilla und Optigrün sowie dem
Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik (IGB)
hat das UFZ auf seinem Forschungsgelände ein sogenanntes
Retentionsgründach angelegt. Den Unterschied zu anderen Gründächern
macht ein 8,5 Zentimeter hoher Stauraum unter der Vegetation und der
Substratschicht, der Wasser aufnehmen kann. Ausgestattet ist es mit
allerlei technischem Equipment, etwa um die Wasserbilanz des Gründachs
bestimmen können. Für Experimente zur Steuerung des Wasserpegels,
können die Forscher zudem über spezielle Apps bei einer
Starkregenvorhersage Wasser aus dem Stauraum des Gründachs in eine
Zisterne ableiten und somit den Speicher erweitern, auf den dann
wiederum in Trockenzeiten zugegriffen werden kann. Experimentieren
wollen sie auch mit der Funktion des Gründachs als Wärmetauscher. Denn
über einen geschlossenen Wasserkreislauf könnte erwärmtes Wasser aus
dem darunter liegenden Gebäude durch die Retentionsschicht des
Gründachs geleitet, dabei abgekühlt, wieder ins Gebäude geführt werden
und somit eine konventionelle Klimaanlage ersetzen.
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Doch was sagt das geltende Recht?

Der Ausbau blau-grüner Infrastrukturen kann auf rechtliche Probleme
stoßen, die etwa die Anforderungen an den Überschwemmungs- und
Umweltschutz, die Sicherheit oberirdischer Anlagen, die Planung und
Finanzierung sowie die Möglichkeiten der Durchsetzung gegenüber
den Eigentümern und Investoren betreffen, sollten diese nicht
freiwillig zum Bau etwa von Gründächern oder Versickerungsanlagen
bereit sein. Der Umweltrechtler Dr. Moritz Reese untersucht deswegen
in dem Projekt, wie diese Fragen nach geltendem Recht beantwortet
werden können und in welchen Bereichen das Recht geändert werden
sollte, damit es die Entwicklung einer blau-grünen Infrastruktur nicht
unnötig behindert. "Was vor allem fehlt, ist eine zukunftsweisende,
gesetzlich geregelte Fachplanung zur Abwasserinfrastruktur, die die
Kommunen verpflichtet, integrierte blau-grüne Konzepte in Abstimmung
mit relevanten Ressorts der Stadtplanung und unter Beteiligung der
Bürger zu entwickeln und formal zu beschließen", sagt er. Ohne eine
abgestimmte und bindende Planung könne die grundlegende Transformation
zu dezentralen Infrastrukturen nicht gelingen und die Widerstände von
Eigentümern und Investoren nicht überwunden werden.

Hinzu kommen rechtliche Unsicherheiten im Hinblick auf die
Anforderungen insbesondere der Überschwemmungs- und
Verkehrssicherheit. "Zum Überschwemmungsschutz haben Verbände wie die
Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA)
technische Standards festgelegt, die stark auf eine kanalbasierte,
zentrale Ableitung zugeschnitten sind und die Fragen aufwerfen, wenn
eine solche Ableitung durch dezentrale Maßnahmen ersetzt werden soll",
sagt Reese. Ein anderes Beispiel betrifft die Sicherheit von
Retentionsspeicherflächen, die multifunktional als Grün- oder
Verkehrsflächen genutzt werden sollen: Unklar ist dann oftmals die
Verkehrssicherungspflicht und die Haftung bei Sach- oder
Personenschäden. "Wenn höchste Sicherheit beispielsweise dadurch
gefordert wird, dass Kinder durch einen hohen Zaun ferngehalten werden
müssen, bedeutet dies in der Regel das Aus für die multifunktionalen
Lösungen", betont er. Deshalb komme es darauf an, einen Ausgleich
zwischen dem Sicherheitsinteresse und den Erfordernissen einer
stadtökologischen Infrastrukturentwicklung zu finden. Wie diese
Interessen zu gewichten sind, ist allerdings keine technische, sondern
in erster Linie eine politische Frage, die nicht durch eine
unverbindliche private Normung beantwortet werden sollte, sondern
durch Gesetzgebung. Umweltrechtler Reese sieht deswegen den
Gesetzgeber in der Pflicht. "Zur Niederschlagsbewirtschaftung braucht
es spezifischere gesetzliche Standards im Wasser- und im Baurecht, die
die großen Potenziale und Risiken von dezentralen Lösungen mit
adressieren. Bund und Länder sind hierzu gleichermaßen gefragt."


Praxis setzt auf Forschung

Von den wissenschaftlichen Erkenntnissen versprechen sich die
Praktiker einiges für "Leipzig 416". Die Stadt Leipzig beispielsweise
sieht sich als Nutznießer der Forschung: "Wir können unsere Bedarfe
und unsere stadtplanerischen Vorgaben einbringen und profitieren
zugleich von den Forschungsergebnissen", sagt Heinrich Neu, Leiter des
Stadtplanungsamts Leipzig. Mehr Wissen erhofft er sich zum Beispiel
bei der Frage, wie viel Wasser von einem Gründach abfließt oder unter
welchen juristischen Voraussetzungen ein solches Dach überhaupt gebaut
werden darf. Für den Amtsleiter soll der Eutritzscher Freiladebahnhof
das erste blau-grüne Stadtquartier in Leipzig werden, das ohne den
Abfluss von Niederschlagswasser in die städtische Kanalisation
auskommt. Allerdings lässt Heinrich Neu nicht unerwähnt, dass die
Stadt bei diesem Leuchtturmprojekt auch ins Risiko geht. "So ist noch
unklar, ob ein Rigolensystem unter einer Straße zu 100 Prozent
funktioniert oder nach wie vielen Jahren es gereinigt werden muss.
Trotzdem wollen wir diesen Weg mitgehen, da der Stand der Technik
schon so weit ist und wir Methoden anwenden können, die bislang im
Städtebau noch nicht zum Einsatz kamen", sagt er. Ludger Wälken,
Geschäftsführer der Leipzig 416 Management GmbH, sieht es ähnlich und
bewertet vor allem die lange Laufzeit des Forschungsprojekts sehr
positiv: "So haben wir die Möglichkeit, von experimentellen Phasen in
die Umsetzungsphasen zu kommen. Das ist wichtig für uns, denn vieles,
was wir hier machen, ist absolut neu."

Auch das Umweltbundesamt (UBA) will mit den neuen Ansätzen zum
dezentralen Wassermanagement aus dem Projekt "Leipziger BlauGrün"
arbeiten. "Wir wollen überprüfen, inwiefern die neuen Lösungen zu
abflussfreien Quartieren wirklich besser und nachhaltiger sind als die
bisherigen Modelle", sagt Claus Gerhard Bannick, der am
UBA das Fachgebiet Abwassertechnikforschung/Abwasserentsorgung leitet.
Dafür hat das UBA ein neues Tool einer vereinfachten Umweltbewertung
entwickelt, das Bannicks Team im Bereich Abwasser erstmals anwenden
will. Dabei sollen zum Beispiel die Vor- und Nachteile dezentraler
blau-grüner Infrastrukturen anhand verschiedener Parameter wie etwa
dem Ressourcen- und Energieverbrauch bewertet und verglichen werden.
"Ziel ist, anhand dieser Bewertung auch Handlungsempfehlungen für
andere Städte geben zu können, die ähnliche Vorhaben planen", sagt
Bannick. Städte könnten daraus lernen, dass man nicht immer
08/15-Lösungen anwenden müsse, sondern dass es sich Iohne, gemeinsam
mit Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung innovative Ansätze zu
entwickeln. "Angesichts des Klimawandels können tradierte Konzepte
nicht mehr erfolgreich sein", ist er überzeugt.

Prof. Dr. Roland A. Müller

Leiter des Departments Umwelt-

und Biotechnologisches Zentrum



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Julie Fausser setzt auf dem Sumpfpflanzendach des UFZ im Frühhng
neue Pflanzenarten wie den Gewöhnlichen Wasserdost (Eupatorium
cannabinum). Forscherinnen und Forscher wollen dort beispielsweise die
Wuchsleistung, die Reproduktion und die Ausbreitungsfähigkeit von
Pflanzen untersuchen und die Vegetationsentwicklung analysieren.

- Unweit des Leipziger Stadtzentrums entsteht in den nächsten Jahren
ein neues Stadtquartier. Wo derzeit noch Bagger und LKW-Kipper mit
Erdarbeiten beschäftigt sind, sollen schon bald rund 2.100 Wohnungen,
Schulen, Kitas und kulturell-soziale Einrichtungen gebaut werden. Im
Jahr 2023 sollen die Bauarbeiten beginnen.
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WALD/208: Wohin fließt das Wasser - und welchen Wert hat ein Wald? (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Sommer 2021

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Wohin fließt das Wasser - und welchen Wert hat ein Wald?

von Annika Natus



Etwa 250.000 Hektar Wald in Deutschland sind massiv geschädigt.
eine wesentliche Ursache ist Trockenstress. Naturschützer*innen und
Forstleuten ist längst klar: Um die Wälder im Klimanotstand
widerstandsfähiger zu machen, muss Wasser zurück in die Wälder. Doch
vielerorts geschieht noch genau das Gegenteil.

Theodor Storm hat den Wald einst so bedichtet:

"Dann war ein Bach, ein Wall zu überspringen;

Dann noch ein Steg, und vor mir lag der Wald (...).

Und dort im Walle schimmerte der Bruch,

Durch den ich meinen Pfad nahm ins Gehege.

Schon streckten dort gleich Säulen der Kapelle

Ans Laubgewölb die Tannenstämme sich;

Dann war's erreicht, und wie an Kirchenschwelle

Umschauerte die Schattenkühle mich."

Jetzt, 170 Jahre später, bliebe dem Dichter wohl ein weniger erhabener
Eindruck. Er würde trockenen Fußes durch Bachbetten schlurfen und
fände Schatten oft nur noch zwischen haushohen Stapeln von
"Schadholz". Allerdings war schon das Bild in Storms Gedicht
romantisiert. Auch zu seiner Zeit glichen Wälder eher Wüsten,
geplündert für den Energiebedarf der wachsenden Industrie. Damals
etablierte sich die "nachhaltige" Bewirtschaftung. Der Forst sollte
dauerhaft stabil sein, um produktiv zu bleiben. Großflächig wurde
vielerorts mit Fichten und Kiefern aufgeforstet.

Zurzeit lichten sich diese Forstgebiete dramatisch. Nur noch jeder
fünfte Baum in Deutschland ist in einem guten Zustand. Der
Dürremonitor warnt vor dem vierten Dürrejahr in Folge. Trockenstress
macht Bäume anfälliger für Insekten- und Pilzbefall und erhöht die
Gefahr von Bränden. So erleben wir zurzeit ein Waldsterben im
Teufelskreis von Klimastress und Wassermangel.

"Wald und Offenland stehen in enger Wechselwirkung."


Die Gräben alter Zeiten -  Indessen wirkt im Boden der Geist
der Vergangenheit weiter: Entwässerungsgräben, die Landschaften für
den Acker- und Waldbau nutzbar machten. Ein Großteil entstand etwa zu
Lebzeiten Storms. Doch noch bis in die 1990er Jahre war es üblich,
Wälder und Wiesen zu ent- oder bewässern, um sie zu bewirtschaften.
Sensibilisierte Naturschutzbehörden sowie Wasser- und Bodenverbände
bemühen sich, den Landschaftswasserhaushalt wieder zu stabilisieren.
Gräben werden geschlossen, Moore und ehemals feuchte Waldgebiete
wieder vernässt.

NABU-Vizepräsidentin Nicole Spundh engagiert sich in der
Arbeitsgemeinschaft Wasser im NABU Brandenburg und kennt solche
Wiedervernässungen aus der Praxis. "Der Landschaftswasserhaushalt ist
ein komplexes System", sagt die Naturschützerin. Vermehrte
Trockenheit, längere Vegetationsperioden, die Art, wie das Umland
genutzt und bewässert werde, gewisse Monokulturen - dies alles wirke
sich auch auf die Bodenfeuchte in den Wäldern aus. Gräben zu
verschließen sei ausgesprochen wichtig, reiche alleine aber oft nicht
mehr aus.

Auf keinen Fall aber dürften Entwässerungen heute noch leichtfertig
genehmigt oder subventioniert werden, kritisiert Spundh:
"Grundwasserentnahmen in einem Riesenumfang werden für die
Landwirtschaft weiterhin erlaubt. In den zugrunde liegenden Gutachten
werden großräumige Zusammenhänge oft nicht beachtet."

Anfang Texteinschub

Wasser im Wald

Der NABU fordert den konsequenten Waldumbau


Deutschlands Wälder sind in einem schlechten Zustand. Die sich
verschlimmernde Klimakrise sorgt für immer mehr Trockenheit und
Extremwetterlagen. Die zukünftige Bundesregierung muss sich der
Herausforderung stellen und durch gezielte Förderung und Vorgaben
unsere Wälder widerstandsfähiger und naturnäher machen. Dazu brauchen
wir einen neuen rechtlichen Rahmen und eine neue Förderpolitik. 

Mehr Infos: www.NABU.de/Bundestagswahl

Ende Texteinschub

Vernetztes Denken für vernetzte Systeme - Andreas Bolte, der
das Thünen-Institut für Waldökologie in Eberswalde leitet, erklärt:
"Das Bewusstsein dafür, dass Wasser auch außerhalb von Schutzgebieten
im Wald gehalten werden muss, hat sich erst innerhalb der letzten 20
bis 30 Jahre entwickelt." Die bundesweit fast überall sinkenden
Grundwasserstände betrachtet er mit Sorge. Vernetztes Denken sei jetzt
nötig. "Wald und Offenland stehen in enger Wechselwirkung. Die
Waldbewirtschaftung und der Waldbau im Klimawandel können nicht mit
denselben Maßstäben betrieben werden wie vorher. Wir stehen vor neuen
Herausforderungen, und es braucht neue Antworten", sagt er. Diese
Antworten sind letztlich nicht nur für den Wald wichtig, sondern auch
für sauberes Trinkwasser. Denn auf etwa einem Drittel aller bewaldeten
Flächen befinden sich Wasserschutzgebiete und unter mehr als der
Hälfte lagern bedeutende Trinkwasserreserven.

Wälder als Quelle von Wassersicherheit - "Die Zukunft der
Wälder hängt eng mit unserer Wassersicherheit zusammen", sagt Diana
Nenz, Gewässerexpertin beim NABU-Bundesverband. In der Politik sei das
noch nicht angekommen. "Wälder sind die Hochleistungsflächen für den
Naturhaushalt und eben auch für den Wasserkreislauf", so Nenz. Um den
Landschaftswasserhaushalt zu stabilisieren, müssten sie ebenso wie
Feuchtgebiete und naturnahe Fließgewässer gestärkt werden. "Der
derzeitige Waldumbau berücksichtigt zu wenig den Wasserhaushalt. Als
Teil der Auenstruktur an Flüssen ist die Waldrenaturierung von
übergeordneter Bedeutung, auch um die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie
zu erreichen", sagt die Gewässerexpertin. Die Zeit drängt. Denn
Schäden an der Landschaft und am Naturhaushalt können nur sehr langsam
behoben werden. "Leider scheint die Politik noch davon auszugehen,
dass wir kein Wasserproblem haben", sagt Nenz.

Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Teichmolch

- Gold-Dickkopffalter und Vierflecklibelle
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Mexiko 

Oberster Gerichtshof bestätigt Verbot von Genmais

Von Knut Hildebrandt



Der Oberste Gerichtshof Mexikos bestätigte das Verbots des
kommerziellen Anbaus von Genmais einstimmig und lehnt Beschwerde
transnationaler Konzerne ab.

(Berlin, 19. Oktober 2021, npla) - Der Oberste Gerichtshof Mexikos hat
einstimmig die Rechtmäßigkeit eines Verbots des kommerziellen Anbaus
von Genmais bestätigt. Gegen dieses hatten transnationale Konzerne,
darunter Monsanto und Syngenta, Beschwerde eingelegt, die allerdings
abgewiesen wurde. Mit ihrer Mitte Oktober getroffenen Entscheidung
wiesen die Richter*innen auch den dagegen eingereichten Widerspruch
zurück. Damit ist das Urteil, mit welchem 2016 der kommerzielle Anbau
von Genmais endgültig verboten wurde, in vollem Umfang rechtskräftig.


Verbot des Anbaus von Genmais bereits seit 2013

Bereits 2013 gewann die "Klägergemeinschaft zur Verteidigung des
einheimischen Mais" einen ersten Gerichtsprozeß zum zeitweisen Verbot
des Anbaus von Genmais. Das Urteil bezog sich auf den kommerziellen
Anbau genmanipulierter Maissorten und belegte die Aussaat zu
Versuchszwecken mit Auflagen. Solche Versuche hätten zuvor bei einem
Richter angezeigt werden müssen. Darüber hinaus wurden die Firmen
verpflichtet, während der Durchführung monatliche Berichte
einzureichen. Im Jahr 2016 wurde dieses Urteil bestätigt und für
zeitlich unbeschränkt erklärt. Dagegen legten die Hersteller von
genmanipulierten Maissorten Beschwerde ein.


Klägergemeinschaft begrüßt die Entscheidung

Die "Klägergemeinschaft zur Verteidigung des einheimischen Mais"
begrüßte die Entscheidung des Obersten Gerichtshofes. In einer kurz
darauf veröffentlichten Presseerklärung betonte sie, dass das
endgültige Verbot des kommerziellen Anbaus von Genmais nicht nur
bedeutend für die Bewahrung einheimischer Maissorten und der Milpa
ist. Auch für die Imkerei und die Bienen ist es von entscheidender
Bedeutung. Da die Aussaat von genmanipulierten Nutzpflanzen immer an
den Einsatz von Agrargiften wie Glyphosat gekoppelt ist, waren diese
im besonderen Maße davon betroffen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/oberster-gerichtshof-bestaetigt-verbot-von-genmais/
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Die Berliner Umweltzeitung

Die Rübe ist eine Wurzel

In 80 Nutzpflanzen um die Welt - Teil 2: Speicherknollen und -wurzeln

von Claudia Kapfer



Im zweiten Teil unserer Reise geht es rund - mit Knollen, Rüben und
allem dazwischen. So manches davon ist wichtiges Grundnahrungsmittel,
anderes kennen wir eher als Beilage oder hierzulande gar nicht. Was
für die Deutschen die Kartoffel ist, ist in anderen Teilen der Welt
die Yams- oder Tarowurzel.


Aus Asien und Südamerika

Speicherknollen und -wurzeln sind Teile mehrjähriger Pflanzen, die
Reservestoffe speichern. Deshalb sind sie sehr nahrhaft und wertvoll
für die menschliche Ernährung. Was da botanisch gesehen auf den Teller
kommt, ist nicht immer einfach zuzuordnen - entscheidend ist, wo die
Pflanze ihre Nährstoffe speichert und "dick" wird. So ist die
Kartoffel eine sogenannte Sprossknolle, Maniok eine Wurzelknolle und
die Möhre eine Wurzelrübe.

So vielfältig die Biologie dieser Nahrungsmittelgruppe ist, so
unterschiedlich ist auch ihre Herkunft. Die Möhre oder Karotte kommt
aus dem Gebiet des heutigen Afghanistan, Taro wurde in Asien und
Kartoffeln zuerst in Südamerika kultiviert. Seit etwa 5000 Jahren ist
die Kartoffel in den Anden im heutigen Peru und Bolivien nachgewiesen.
In der Ausgrabungsstätte Monte Verde in Chile mit den ältesten
menschlichen Spuren in Südamerika wurden sogar Kartoffelschalen neben
Mastodon-Knochen gefunden, deren Alter auf rund 13.000 Jahre bestimmt
wurde.

Kartoffeln lassen sich gut lagern und werden inzwischen weltweit
angebaut. Sie sind heute nach Mais, Weizen und Reis das wichtigste
Grundnahrungsmittel, dicht gefolgt von Cassava (Maniok), Süßkartoffel
und Yams, die es ebenfalls in die Top Ten schaffen. Damit sind
Speicherknollen und -rüben das zweitwichtigste Grundnahrungsmittel auf
der Welt und tragen heute und auch in Zukunft wesentlich zur
Ernährungssicherheit bei.


Gegen Widerstände an die Spitze

Mit der Kolonialisierung Südamerikas und dem aufkommenden Import
exotischer Pflanzen kam auch die Kartoffel zu uns. Der Kartoffelkäfer
war gleichfalls im Gepäck und entwickelte sich schnell zu einer Plage,
weil er keine natürlichen Fressfeinde hatte. In den USA wurde er dann
erstmals mit einem künstlichen Pestizid direkt bekämpft: einem
arsenhaltigen Stoff. In gewisser Weise war das der Startschuss für die
industrielle Landwirtschaft.

Historisch betrachtet hat der Eroberungszug der Kartoffel um die Welt
auch den Aufstieg der europäischen Großmächte und die Kolonialisierung
begünstigt, denn die Knolle machte es möglich, mit weniger Arbeit mehr
Kalorien zu erzeugen und eine wachsende Bevölkerung zu ernähren. Bis
sich die Kartoffel als Grundnahrungsmittel durchsetzen konnte, dauerte
es allerdings etwas. Anfangs wurde sie vor allem als Zierpflanze
angebaut. In Irland setzte sie sich schon Anfang des 17. Jahrhunderts
als Nahrungsmittel durch, als im Rest von Europa die Skepsis gegenüber
dem fremden Gewächs noch groß war. Besonders in Preußen hielt sich
hartnäckig der Glaube, dass die Kartoffel giftig sei - weil
oberirdische, giftige Teile der Pflanze gegessen worden waren. Mit dem
Kartoffel-Erlass von Friedrich dem Großen trat sie dann auch
hierzulande ihren Siegeszug an.
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Maniok-Feld auf den Philippinen.
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Anfällige Monokulturen 

Heute werden Kartoffeln und andere Wurzelnutzpflanzen wie Yams, Möhre
und Zuckerrübe großflächig in Monokultur angebaut. Sie werden auch als
Hackfrüchte bezeichnet. Die entsprechende Bodenbearbeitung fördert
allerdings je nach Intensivität Erosion und Bodenverschlämmung. Die
Nährstoffe können so schneller aus dem Boden ausgewaschen oder
weggeblasen werden. Je feuchter die Erde, desto mehr bleibt an den
Kartoffeln hängen, wird vom Feld getragen und später abgewaschen. Ist
der Boden erst mal weg, lässt er sich nur schwer zurückgewinnen.

Monokulturen sind anfällig für Krankheiten und Klimaschwankungen. In
Irland verhungerten Mitte des 19. Jahrhunderts eine Million Menschen,
als es nach einem starken Vulkanausbruch zu Dauerregen kam, der den
sandigen Boden wegschwemmte und zur Ausbreitung von Pilzkrankheiten an
den Kartoffelpflanzen führte. Zu der Zeit war die Ernährung Irlands
bereits so stark von der Kartoffel abhängig, dass die Ernteausfälle
verheerende Auswirkungen hatten.


Rettung in höchster Not 

Knollengemüse haben schon immer eine wichtige Rolle bei der Ernährung
der Menschen gespielt. Vor 400 Jahren retteten nordamerikanische
Indianer die europäischen Pilger in ihrem ersten Winter in der "Neuen
Welt" mit Erdbirnen vor dem Hungertod. In den europäischen
Hungerwintern 1916, 1946 und 1947 war die Steckrübe Lebensretter. Auch
viele unserer klassischen Wintergemüse zählen zum Knollengemüse. Wo
Kartoffeln und die meisten Getreide schlecht gedeihen, wird meist
Maniok (Cassava) angebaut. Maniok ist zum Beispiel die Hauptzutat in
Fufu, einem west- und zentralafrikanischen Gericht, und wichtige
Grundlage für die dortige Küche.

Nachdem 2013 der Taifun Haiyan (Yolanda) auf den Philippinen gewütet
hatte, waren Maniok und Süßkartoffel die ersten Grundnahrungsmittel,
die angepflanzt wurden, um die Menschen nach der Katastrophe ernähren
zu können. Beide sind weniger anfällig für Extremwetter wie Taifune
und kommen besser mit langfristigen Klimaveränderungen klar. In
Ländern wie Äthiopien gibt es Pilotprojekte, um herauszufinden, welche
Arten und Sorten sich am besten für die dortigen Bedingungen eignen,
um die Ernährungssituation der Bevölkerung zu verbessern. Wichtig sind
beim Anbau auch die genetische Vielfalt und die Fruchtfolge. So können
die Pflanzen vor Krankheiten geschützt und der Ausfall einer Kultur
durch andere aufgefangen werden.

In unserer siebenteiligen Reihe geht es nächstes Mal ums Gemüse.
Das Projekt "In 80 Nutzpflanzen um die Welt" wird durch Engagement
Global mit Mitteln des Bundesentwicklungsministeriums gefördert.

Weitere Informationen:

80nutzpflanzen.grueneliga-berlin.de
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Kleine Körner gegen den großen Hunger

In 80 Nutzpflanzen um die Welt - Teil 1: Getreide

von Anke Küttner



Los geht unsere Reise um die Welt in 80 Nutzpflanzen. In sieben Teilen
stellen wir verschiedene Nutzpflanzengruppen vor, die bei uns und im
globalen Süden auf den Teller kommen - manche altbekannt, andere
wiederentdeckt, viele weitgereist. Im ersten Teil geht es um Getreide.


Alles auf eine Karte setzen?

Botanisch gehören die Getreide zu den Süßgräsern. Sie werden weltweit
angebaut und sind die wichtigsten Grundnahrungsmittel für Milliarden
von Menschen. Mais, Weizen, Hirse und Reis sind hier die wichtigsten.
Ihren Nutzen haben Menschen schon vor 100.000 Jahren erkannt. Bis zur
Domestizierung dauerte es allerdings noch. Diese begann vor rund
12.000 Jahren in der Region des "Fruchtbaren Halbmondes" zwischen
Mittelmeer und Persischem Golf, etwas später passierte dies auch
anderswo. Regional wurden unterschiedliche Getreide gezüchtet: Weizen,
Gerste und Hirse in Mesopotamien, Reis von Ost- bis Südasien, Mais in
Mittel- und Südamerika.

Die meisten der heute großflächig angebauten Getreidearten haben mit
den Urgetreiden nicht mehr viel gemein. Die Vielfalt der Getreide ist
heute größtenteils auf eine Handvoll Arten reduziert. Moderne
Hochleistungsgetreide erfordern zusätzlich synthetische Dünger und
Pestizide für die reiche Ernte. Da sie in Monokulturen angebaut
werden, sind sie oft anfälliger für Plagen und Dürren. Meist handelt
es sich um Hybrid-Sorten, das heißt, die Bäuerinnen und Bauern können
die Körner nicht wieder aussäen. Sie müssen das Saatgut jedes Jahr neu
kaufen. Dadurch entsteht eine Abhängigkeit von großen
Saatgutkonzernen. Viele Agrarkonzerne kassieren gleich mehrfach, weil
sie oft auch die passenden chemischen Dünger und Pflanzenschutzmittel
liefern, ohne die solche Getreidesorten nicht gedeihen. Das gilt
sowohl bei uns als auch in den Ländern des globalen Südens (siehe
Seite 19)*.


Perfekt angepasst

Einseitiger intensiver Getreideanbau, zum Beispiel mit Mais,
begünstigt Pflanzenkrankheiten und Schädlingsbefall, macht die Böden
mit der Zeit unfruchtbar und führt zu Bodenerosion. Dabei weisen
Getreidepflanzen eine große Vielfalt und Widerstandsfähigkeit auf. Wer
im Supermarkt genauer hinschaut, kann auch Urgetreide wie Emmer und
Einkorn entdecken, meist in der Bioabteilung.

Und auch anderswo ist die Vielfalt groß. In Westafrika, zum Beispiel
in Senegal und Mali, wird seit über 5000 Jahren Fonio angebaut. Der
Anbau dieser Getreideart geriet allerdings zugunsten anderer
Nutzpflanzen in Vergessenheit, auch durch die Kolonialisierung. Denn
wegen der sehr kleinen Körner ist der Ertrag mager und der Zeitaufwand
für Ernte und Aufbereitung steht in keinem Verhältnis zur scheinbaren
Effizienz der industrialisierten Landwirtschaft. Dabei ist Fonio, auch
Hungerhirse genannt, perfekt auf die Anbaubedingungen in Westafrika
angepasst. Von der Aussaat bis zur Ernte vergehen bei manchen Sorten
höchstens acht Wochen, und selbst unter schwierigen Bedingungen bringt
die Hungerhirse Ertrag. Zeitweilige Trockenheit oder Starkregen machen
ihr genauso wenig aus wie karger Boden.




[image: Eine Person erntet mit der Sichel - Foto: James Courtright/Wikimedia Commons, Lizenz: CC BY-SA 4.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.de - (das Bild wurde unverändert übernommen)]

Fonio-Ernte mit der Sichel in Senegal.
Foto: James Courtright/Wikimedia Commons, Lizenz: CC BY-SA 4.0
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.de
(das Bild wurde unverändert übernommen)



Ein anderes wichtiges Getreide mit langer Geschichte ist Teff, eine
Zwerghirse. In Ostafrika, in Äthiopien, wird Teff seit etwa 6000
Jahren kultiviert und trägt dort einen wesentlichen Teil zur Ernährung
der Bevölkerung bei.


Sicherheit durch Vielfalt

Die Hirsearten Fonio und Teff sind in Afrika heimische Getreide. Von
ihnen gibt es viele traditionelle Sorten, die an ihre jeweiligen
Anbauregionen angepasst sind. Ihr Anbau trägt zum Erhalt der
Nutzpflanzenvielfalt bei. Das ist wichtig, weil die
Widerstandsfähigkeit von Pflanzen gegenüber Trockenheit, Krankheiten
und Schädlingen unterschiedlich ist. Wird eine Region trockener oder
breitet sich eine Krankheit bei einer bestimmten Sorte aus, kann die
Bäuerin oder der Bauer so auf eine andere Sorte zurückgreifen.

Auch für die Züchtung ist die genetische Vielfalt wichtig. Wenn sich
beispielsweise durch den Klimawandel die Anbaubedingungen ändern,
können aus den vielfältigen Varietäten neue robuste Sorten gezüchtet
werden. Im Augenblick ist unsere Ernährung übrigens von vier
Pflanzenarten abhängig: von den Getreiden Reis, Weizen und Mais sowie
der Hülsenfrucht Soja. Wenn eine davon ausfallen sollte, zum Beispiel
wegen einer Krankheit, dann werden sehr viel mehr Menschen Hunger
leiden. Auf dem afrikanischen Kontinent ist Mais heute das wichtigste
Getreide. Der Mais wurde von den europäischen Kolonisatoren eingeführt
und hat die vielen Hirsearten weitgehend verdrängt. Er diente einst
als haltbarer Proviant für die versklavten Menschen, die per Schiff
von Westafrika in die amerikanischen Kolonien verschleppt wurden.


Superfood und Ernährungssouveränität

Inzwischen entdeckt der globale Norden Fonio und Teff als neues
Superfood. Allerdings sollte man hier gut abwägen, was sinnvoller ist.
Auf der einen Seite könnten Fonio und auch Teff als fair gehandeltes
und ökologisch angebautes Superfood Kleinbauern zu einem Einkommen
verhelfen. Andererseits ist es vielleicht doch besser, sie dort, wo
sie wachsen, als nährstoffreiche Nahrungsquellen zu nutzen.

So kann Ernährungssicherheit und vor allem Ernährungssouveränität
entstehen und wachsen. Mit Fonio kann die Zeit bis zur Ernte anderer
Nutzpflanzen überbrückt werden oder wenn diese knapp oder zu teuer
sind. Neuere technische Hilfsmittel können hier durchaus gute Dienste
leisten, zum Beispiel bei dem langwierigen und anstrengenden Dreschen
der Körner oder auch bei der Trennung von Sand und Korn.

Mit diesem Beitrag beginnt unsere siebenteilige Reihe "In 80
Nutzpflanzen um die Welt". Das gleichnamige Projekt wird von
Engagement Global im Auftrag des Bundesentwicklungsministeriums
gefördert. 

Beim nächsten Mal geht es um Kartoffeln, Maniok und Co.

Weitere Informationen:

80nutzpflanzen.grueneliga-berlin.de

Tel. 030/4433910

* Anmerkung der SB-Redaktion:

Falsche Versprechen - Die "Allianz für eine Grüne Revolution in
Afrika" ist gescheitert, zeigt eine neue Studie. 

weitere Informationen: www.inkota.de (Suchbegriff AGRA)
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Mexiko: Zunehmende Konflikte um Bergbauprojekt in Oaxaca

von Philipp Gerber, 25. Oktober 2021



Oaxaca de Juárez. In Oaxaca demonstrieren zapotekische Gemeinden gegen die
Bergbaufirma Fortuna Silver Mines, welche nach zehn Jahren Betrieb auf
zunehmenden Widerstand stößt. Das mexikanische Umweltministerium lehnte das
Bewilligungsgesuch für weitere 10 Jahre Ausbeutung von Silber und Gold
schon zweimal ab, ein drittes Gesuch wird noch verhandelt.

Um ihrer Forderung nach der Schließung der Bergbaufirma Nachdruck zu
verleihen, blockierten die in der "Front Nein zum Bergbau, für eine Zukunft
für alle" organisierten Gemeinden Mitte Oktober die Überlandstraße im
Bezirk Ocotlán. Unter den Gemeinden befindet sich Magdalena Ocotlán, welche
2018 von Umweltverschmutzung betroffen war, als nach Starkregen ein
Auffangbecken für kontaminierte Schlacke überlief. Die zehn Gemeinden
fordern das Umweltministerium auf, das neue Bewilligungsgesuch abzulehnen.
Sie wiesen daraufhin, dass das Unternehmen in den vergangenen Jahren 75
irreguläre Gebäude und Einrichtungen erstellte, welche nicht in der
ursprünglichen Bewilligung vorgesehen waren. Die Gemeinden fordern, dass
"kein Bergbauprojekt über dem Gesetz stehen darf" und erinnern die
mexikanische Regierung an ihr Versprechen, Indigene und Umweltrechte
schützen zu wollen.

Lokale Gemeindevertreter:innen klagten, dass sie auf dem Weg hin zur
Blockade massiv bedroht worden seien. Personen, die dem Umfeld von Minera
Cuzcatlán, dem lokalen Ableger der Fortuna Silver Mines, zugerechnet
werden, sollen damit gedroht haben, die friedliche Straßenblockade mit
Waffengewalt anzugreifen. Ein bekannter Exponent des Widerstands soll die
Warnung auf sein Handy mit dem Wortlaut "wir wissen, wer ihr seid und wo
ihr wohnt" erhalten haben. Gleichzeitig demonstrierten einige Ehefrauen von
Bergbauarbeitern gegen die Blockade. Tags darauf mobilisierte das
Unternehmen mehrere Dutzend Mitarbeiter mit Lastwagen für eine
Gegendemonstration, die den Erhalt von 1.200 Arbeitsplätzen erwartete,
welche direkt oder indirekt durch den Bergbau gewährleistet seien.

Vor dem Hintergrund der gewaltsamen Geschichte des Bergbaus in der Region
sind soziale Bewegungen und Menschenrechtsorganisationen sehr beunruhigt
über die aktuelle Entwicklung. Vor zehn Jahren wurde die Eröffnung dieser
Mine in der Gemeinde San José del Progreso mit Polizeigewalt durchgesetzt.
In den anschließenden Auseinandersetzungen zwischen Befürworter:innen und
Gegner:innen wurden vier Gemeindemitglieder ermordet, darunter Bernardo
Vásquez Sánchez, Sprecher des Widerstands. Das Verbrechen blieb bis heute
straffrei.

Die Bergbaufirma verneint jegliche Mitverantwortung für die Gewalt und die
soziale Zerrüttung in San José del Progreso und stellt sich als
nachhaltiges Unternehmen dar. Dem Umweltministerium unterstellt Fortuna
Silver Mines "ideologische Interessen" und reiht sich damit in den Chor des
Bergbausektors in Mexiko ein, der genauere Umweltprüfungen unter der
Regierung von Präsident Andrés Manuel López Obrador als Behinderung von
Investitionen abwertet. Die ursprüngliche Umweltbewilligung für den
Tunnelbergbau in San José del Progreso lief am Samstag aus, doch das
Unternehmen scheint gewillt, den Betrieb auch ohne Bewilligung
aufrechtzuerhalten. Fortuna Silver Mines mit Sitz im kanadischen Vancouver
wird von 200 institutionellen Anlegern finanziert, darunter die DZ Bank,
die Deutsche Bank, UBS, Credit Suisse, die Schweizer Nationalbank und
Edelmetallfonds. Die Firma beutet Minen in Peru, Mexiko und Argentinien aus
und expandiert momentan nach Westafrika.


Quellen: 

https://endefensadelosterritorios.org/2021/10/11/urgente-autoridades-agrarias-y-municipales-de-valles-centrales-oaxaca-reciben-amenazas-en-movilizacion-por-exigir-cancelacion-de-proyecto-minero/

https://endefensadelosterritorios.org/2021/10/11/condenan-organizaciones-de-oaxaca-amenazas-contra-comunidades-que-protestan-contra-el-proyecto-minero-san-jose/

https://fintel.io/so/us/fsm


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2021/10/255170/oaxaca-konflikte-nehmen-zu
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Brasilien 

"Bolsonaro macht Brasilien zur Bedrohung für das globale Klima"



Im Amazonasgebiet hat die Abholzungsrate im vierten Jahr in
Folge stark zugenommen. Umweltschützer*innen warnen vor den globalen
Folgen der Umweltpolitik Bolsonaros.

(Fortaleza, 19. November 2021, Brasil de Fato) - Im Amazonasgebiet hat
die Abholzungsrate erneut zugenommen. Am vergangenen Donnerstag
veröffentlichte Daten des Staatlichen Instituts für Weltraumforschung
(INPE) zeigen, dass die Entwaldung von August 2020 bis Juli 2021 im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 21,97 Prozent zugenommen hat. Dies
ist die höchste Steigerungsrate seit 2006. Insgesamt wurden 13.235
Quadratkilometer Wald abgeholzt. Seit dem Amtsantritt des
brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro vor knapp drei Jahren sei
die abgeholzte Gesamtfläche um 52,9 Prozent gewachsen. Dabei wurden
von 2019 bis 2021 jedes Jahr durchschnittlich 11.405 Quadratkilometer
Wald vernichtet. In den drei Jahren vor Bolsonaros Amtsantritt betrug
der Mittelwert lediglich 7.458 Quadratkilometer.

Für Cristiane Mazzetti, Sprecherin der Kampagne für Amazonien bei
Greenpeace Brasilien, ist offensichtlich, "dass die Maßnahmen, die von
brasilianischer Seite notwendig wären, um die Entwaldung und den
Klimawandel aufzuhalten, nicht von der aktuellen Regierung kommen
werden. Denn diese lebt in der Vergangenheit und betrachtet den Urwald
und die, die dort wohnen, weiterhin nur als Hindernis für die
wirtschaftliche Entwicklung." Greenpeace weist auch darauf hin, dass
die Daten des INPE vom 27. Oktober stammen und somit schon zur
Verfügung standen, bevor Vertreter*innen der brasilianischen Regierung
zum Klimagipfel COP 26 nach Schottland gereist sind. "Es ist klar,
dass die jüngsten Versuche der Regierung, sich ein sauberes Image zu
geben, nicht der Realität entsprechen. Wer in den letzten drei Jahren
mitverfolgt hat, wie in Brasilien Umweltmanagement immer weiter
abgebaut und jeder Einsatz für die Umwelt quasi kriminalisiert wird,
kann von 13.235 Quadratkilometern abgeholzter Fläche kaum überrascht
sein", kritisiert Mazzetti.


"Bolsonaro macht Brasilien zu einer Bedrohung für das
globale Klima"

Auch das brasilianische Klimaobservatorium reagiert auf die Zahlen und
betont, dass die Abholzungsrate nun zum vierten Mal in Folge gestiegen
ist. Dies sei seit Beginn der Aufzeichnungen des INPE im Jahr 1988
noch nicht vorgekommen. Mario Astrini, geschäftsführender Sekretär des
Observatoriums, kommentiert: "Die Zahlen sind das Ergebnis der
beharrlichen und systematischen Verhinderung von Umweltschutzmaßnahmen
unter Jair Bolsonaro. Sein Plan, den größten Regenwald der Welt
verschwinden zu lassen, geht auf. Und somit macht er Brasilien zu
einer Bedrohung für das globale Klima."

Im Zusammenhang mit den an vielen Orten der Welt ausgerufenen
Klimanotständen sind die Augen derzeit auf Brasilien gerichtet. Der
Anstieg der Abholzungsrate in den letzten drei Jahren verstößt nicht
nur gegen internationale und von Brasilien mitgetragene
Vereinbarungen. Auch im Kontext bestimmter multilateraler
Wirtschaftsabkommen bewirkt die Zerstörung des Waldes einen
erheblichen Imageschaden für das Land.

"Diese Situation wird sich noch verschärfen, wenn der Senat das
'Grilagem'-Gesetz verabschiedet, das Inbesitznahme von öffentlichen
Flächen durch Privatpersonen oder Unternehmen vereinfacht und die
Abholzung weiter voran treibt", sagt Mazzetti. Das Gesetz wird derzeit
in der Abgeordnetenkammer diskutiert. Unterstützung erfährt es vor
allem von Lobbygruppen der Landbesitzer*innen. Diese haben ein
besonderes Interesse an staatseigenen Flächen, denen noch keine
Nutzungsbestimmung zugewiesen ist, und die sie sich durch das neue
Gesetz aneignen könnten. Die Daten der INPE zeigen, dass 32 Prozent
der von Entwaldung bedrohten Gebiete ebensolche Flächen sind.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/bolsonaro-macht-brasilien-zu-einer-bedrohung-fuer-das-globale-klima/


Der Text ist lizenziert unter Creative
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Neue Perspektiven

Streuobstkonferenz im Netz

von Christof Ehrentraut



Dass in Pandemie-Zeiten vieles nur online geschieht, daran haben
wir uns gewöhnt. So auch die 5. Streuobst-Konferenz der
Kompetenzstelle für Brandenburger Streuobstwiesen "Äpfel und Konsorten
- Streuobstwiesen und -äcker e. V." Das war aber kein Nachteil.
Podcasts, Video-Interviews und
Online-Seminare standen vorn 14. bis 16. Juni 2021 auf dem Programm.
Im Folgenden sollen zwei Themen der Veranstaltung kurz vorgestellt
werden. Wer dann auf den Geschmack gekommen ist und mehr erfahren
möchte, der findet die Tagungsinhalte in ungekürzter Form auf der
Webseite von Apfel und Konsorten. Online sei Dank!

Das Image der Landwirtschaft ist gerade in Naturschutzkreisen nicht
das beste, und zahlreiche Landwirte fühlen sich in ihrer
Rolle als Nahrungsproduzent und Erhalter der Kulturlandschaft
missverstanden. Doch wäre es unfair, den Landwirten pauschal fehlende
Liebe zur Scholle zu unterstellen. Die finanziellen Rahmenbedingungen
der Betriebe sind nicht einfach, verhindern oftmals ein ökologisches
Wirtschaften. Dies ist der Punkt, an dem "Ackercrowd" ins Spiel kommt.

Ackercrowd - die Möglichmacher

"Ackercrowd" ist ein Zusammenschluss von Landwirt:innen,
Wissenschaftler:innen und Menschen, die sich mit Betriebsentwicklung
und Bildung auskennen. Gemeinsam wollen sie die Landwirtschaft
durch gezielte Unterstützung der landwirtschaftlichen Betriebe
umgestalten. Mit Selina Tenzer und Frank Nadler von Ackercrowd
unterhielt sich Nadine Sauerzapfe (Äpfel und Konsorten) im Rahmen
der 5. Streuobsttagung in einem Podcast.

Landwirt:innen sollen perspektivisch die "Superheld:innen der
Landwirtschaft" werden. Sie sollen qualitativ hochwertige Lebensmittel
erzeugen, zugleich aber auch etwas Gutes für den Boden und die
Artenvielfalt tun. Der Wert ihrer Arbeit soll sich künftig weniger am
Ertrag, als vielmehr an der Summe der von ihnen erbrachten
Ökosystemdienstleistungen messen lassen. Schließlich sei ein gesunder
Boden auch eine wichtige Grundlage zum Klimaschutz, so Selina Tenzer.

Die Einstiegshürden zum regenerativen Wirtschaften seien für viele
Betriebe derzeit aber zu hoch, so ihr Kollege Frank Nadler. Ein
ökologisches Grundeinkommen könne finanzielle Spielräume eröffnen
und den Einstieg leichter machen. Neben der Vermittlung von Wissen
steht daher vor allem die standortangepasste Beratung. Erst wenn die
Planung fix ist, geht es an die Finanzierung, oftmals über
Crowdfunding. Bei der Suche nach Unterstützer:innen gehe es aber nicht
nur um den finanziellen Aspekt, sondern auch um im wahrsten Sinne
anpackende Hilfe, beispielsweise beim Anlegen einer essbaren
Windschutzhecke, so Tenzer. Ein erklärtes Ziel von Ackercrowd ist es,
deutschlandweit ein Netz regenerativ bewirtschafteter Parzellen
aufzubauen, die untereinander im engen Wissensaustausch stehen.
Stichwort: "Schwarmintelligenz".

Während essbare Windschutzhecken eher niedrigschwellige
Einstiegsprojekte sind, können Waldgarten- oder Agroforstsysteme nur
mit langfristiger Ausrichtung und wesentlich höherer Finanzdecke
realisiert werden, so Nadler. Neben Crowdfunding hat er deshalb auch
Kompensationszahlungen von Unternehmen - meistens wird darunter ein
CO2-Ausgleich verstanden - im Blick. Wichtig sei es, die viel zu
starre Trennung von Landwirtschaft und Naturschutz aufzulösen. Auch
müsse die Agrar- mit einer Ernährungswende einhergehen. Wenn dies
gelänge, stünde neuen Superheld:innen nichts mehr Weg.

Projekt "Ackerbaum"

Mit Agroforst die ökologischen Probleme intensiver Landwirtschaft zu
lösen, ist das Anliegen des Projekts "Ackerbaum" der Hochschule für
nachhaltige Entwicklung Eberswalde (HNE). Unter Agroforst wird der
kombinierte Anbau von Gehölzen und Ackerfrüchten oder auch der
Gehölzanbau in Verbindung mit einer Tierproduktion verstanden. Oder
auch eine Mischung aus allen dreien. Agroforstsysteme wirken sich u.a.
günstig auf die Artenvielfalt und das Mikroklima aus, sie helfen
Erosion zu vermeiden, führen zu Humusaufbau und sind
Kohlenstoffspeicher.

Das Projekt Ackerbaum wird von der HNE nicht zu Unrecht als Innovative
Lehr- und Lernform (Ill) bezeichnet. Schließlich vereint es Lehre,
Forschung und Praxis in vorbildlicher Weise. Auf der im Norden
Berlins im Löwenberger Land gelegenen Projektfläche werden in
alternierenden Streifen Ackerfrüchte und Baumstreifen angebaut.
Letztere werden entweder zur Gewinnung von Biomasse nach drei bis zehn
Jahren auf den Stock gesetzt (bodennah abgeschnitten) oder zur
Stammholzproduktion über längere Zeiträume herangezogen. Trotz
schwieriger Trockenzeiten (vor allem 2018/2019) und Rückschlägen,
bspw. durch Wildverbiss, kann das Projekt erste Erfolge verbuchen. Die
Artenvielfalt entwickelt sich günstig und auch die gepflanzten
Werthölzer erweisen sich als vergleichsweise überlebensfahig.
Interessierte Landwirte und Flächeneigentümer können
bereits von den Erfahrungen aus dem als Langzeitfeldversuch angelegten
Projekt profitieren, Entscheidungsträger die gewonnenen Erkenntnisse
zur Argumentation für kommende Projekte nutzen. Vor allem aber konnten
bislang rund 230 Studierende einschlägige Erfahrungen sammeln und
werden ihr Wissen später ins Land tragen und damit zu einer
Transformation der Landwirtschaft beitragen.


Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Ein Streifen junger Bäume wird gepflanzt.

- JETZT HÖREN: #ImParadiesgarten, Podcast Ackercrowd

- Seit 2017 besteht das Agroforstmodellprojekt Ackerbaum. Deutlich ist
hier der Wechsel von Baumreihe zu Ackerfläche zu erkennen.

LINKS

https://aepfelundkonsorten.org/seminare-videos-podcasts

www.hnee.de/ackerbaum

 * 

Quelle:

naturmagazin, 35. Jahrgang - Nr. 3, September bis November 2021, S. 22-23

Herausgeber:

Naturschutzzentrum Ökowerk Berlin

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V., Landesverband Brandenburg

NaturSchutzFonds Brandenburg, Stiftung öffentlichen Rechts

Natur+Text GmbH

Anschrift der Redaktion:

Natur+Text GmbH

Friedensallee 21, 15834 Rangsdorf

Tel.: 033708/20431, Fax: 033708/20433

E-Mail: verlag@naturundtext.de

Internet: www.naturmagazin.info

 

Das naturmagazin erscheint vierteljährlich und kostet 4,30 Euro

oder 16,50 Euro im Abonnement (4 Ausgaben).

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 7. Dezember 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





ANBAU/179: Streuobst - Damals, heute und morgen (naturmagazin)

naturmagazin 

Berlin - Brandenburg

Ausgabe 3/2021

Streuobst

Damals, heute und morgen

von Beate Kitzmann

Sprecherin im
NABU-Bundesfachausschuss Streuobst und Geschäftsleitung von
Naturschutz Berlin-Malchow 



Seit Jahrhunderten ist der Streuobstbau ein Teil der
Kulturlandschaft Deutschlands und diente früher zur Versorgung der
Bevölkerung. Im Laufe des 20. Jahrhunderts ist jedoch eine Abnahme der
Streuobstflächen in Deutschland aufgrund vielfältiger Einflüsse zu
verzeichnen. Den tatsächlichen Rückgang genau zu beziffern, ist wegen
der unsicheren und inhomogenen Informationslage äußerst schwierig.
Dennoch veranlasste der starke Rückgang verschiedene Bundesländer
dazu, in den letzten Jahrzehnten Förderprogramme zum Erhalt des
Streuobstes zu erlassen, da erkannt wurde, dass die Streuobstwiesen
neben dem ehemals ökonomischen Nutzen weitere bedeutende, politisch
gewollte Funktionen erfüllen.

Die Ausbreitung des Hochstammobstbaus zu Beginn des 19. Jahrhunderts
stellte eine Intensivierungsmaßnahme durch Doppelnutzung dar. Das
Bevölkerungswachstum und die dadurch wachsende Nachfrage nach
Agrarprodukten erzwang eine Produktivitätserhöhung der Nutzfläche.
Dies wurde durch die Bepflanzung der Allmendweiden erreicht. Der
landschaftsprägende Streuobstbau, wie in seiner heutigen Form bekannt,
hat daher erst eine relativ kurze Geschichte. Ursprünglich fast nur um
die Siedlungsgebiete vorkommend, wurde er durch die Förderung der
Landesherren auch auf Äckern, Weiden und Wiesen verbreitet, um
Nahrungsmangel und einseitiger Ernährung vorzubeugen.

Ende des 19. Jahrhunderts wuchs die wirtschaftliche Bedeutung des
Streuobstes aufgrund des Wachstums der Stadtbevölkerung und der
gleichzeitigen Abnahme der sich selbstversorgenden Bevölkerung auf dem
Land. Dadurch konnte der Obstbau über den Selbstversorgungsaspekt
hinaus zum Einkommen der ländlichen Bevölkerung beitragen. Während der
Streuobstbestand während des 19. und 20. Jahrhunderts kontinuierlich
anwuchs und kurz vor dem 2. Weltkrieg den Höchststand erreichte, nahm
die Bedeutung ab Mitte des 20. Jahrhunderts rasch ab. Die
Eigenversorgung wurde nach dem 2. Weltkrieg mit dem wirtschaftlichen
Aufschwung zunehmend unwichtiger, was den Rückgang der
arbeitsintensiven Hochstämme beschleunigte.

Einer der Hauptgründe zur Rodung der Streuobstbäume wird darin
gesehen, dass die Menge des produzierten Streuobstes eine massive
Auswirkung auf den Preis des Obstes allgemein und damit auch auf das
Plantagenobst hatte. Mit der Gründung der Europäischen
Währungsgemeinschaft (EWG) kam es daher 1954 zu grundlegenden
Änderungen im Bereich des Obstbaus. Durch Prämien wurden großräumige
Rodungsaktionen finanziert und durchgeführt, damit sich der
Erwerbsobstbau auf die veränderten Marktbedingungen einstellen konnte.

Anders verlief die Entwicklung in der ehemaligen DDR, da der
Streuobstbau für die Selbstversorgung der Bevölkerung weiterhin eine
große Bedeutung hatte. Bis 1973 wurden hochstämmige Anlagen staatlich
gefördert. Das Obst aus den intensiven Anlagen reichte nicht zur
Obstversorgung der Bevölkerung aus, daher wurden an den
Obstankaufsstellen weiterhin hohe Preise bezahlt und somit der
Streuobstbau gefördert. Dennoch war die Zahl der jungen Bäume im Jahr
1990 geringer als in den westlichen Bundesländern, da es keine
expliziten Fördermaßmahmen für den Streuobstbau gab.

Wie definiert sich Streuobst?

Die Kurzformel für Streuobstbau lautet: Hochstammobstbau ohne
Verwendung synthetischer Behandlungsmittel. So steht es seit 2004 im
Brockhaus. Charakterisiert wird der Streuobstbau durch die Mischung
von Obstarten, Obstsorten und den Aufbau einer Altersstruktur der
Bäume. Auf einer Streuobstwiese stehen junge und alte Bäume
nebeneinander auf Feldern, Wiesen und Weiden in ziemlich
unregelmäßigen Abständen gewissermaßen "verstreut". Dabei kann es sich
um Einzelbäume an Wegen, Straßen und Böschungen, kleine Baumgruppen,
Baumreihen sowie auch flächenhafte Anlagen mit eher regelmäßigen, aber
weiten Pflanzabständen handeln. Die prägende Baumform im Streuobstbau
ist der Hochstamm.

Es gibt wesentliche Unterschiede zu den intensiv genutzten
Obstplantagen (Niederstamm):


	Verwendung von Hochobstbäumen (Stammhöhe 1,8 Meter und höher)

	Relativ große Baumabstände (< 10 Meter)

	Geringe Pflanzdichte (meist unter 100 Bäumen/Hektar)

	Lange Ertragsfähigkeit (60 Jahre und mehr)

	Größerer Strukturreichtum

	Pflanzung von regionaltypischen und häufig krankheitsresistenten Sorten

	Kein Einsatz von synthetischen Behandlungsmitteln

	Alternanz (jährliche Ertragsschwankungen)

	Zum Erhalt der Bestände sind regelmäßige Schnittmaßnahmen und Nachpflanzungen notwendig.



Ein unschlagbarer Vorteil von Streuobst ist der Verzicht auf
Pestizide, Fungizide, Insektizide usw. In ungünstigen Jahren werden
Plantagen (Niederstammobstbau) bis zu 30mal gespritzt, um für den
Herbst die Ernte zu sichern.

Die Perspektive des Streuobstes

In den 1950er-Jahren entwickelte sich aus dem traditionellen
Streuobstbau der Intensivobstbau (Niederstammplantage), um die
Bevölkerung zu versorgen. Dieser Wandel vollzog sich relativ schnell,
denn schon in den 1970er-Jahren wurde das Wort Streuobst als
Schimpfwort benutzt. Es stand synonym für einen vernachlässigten
Obstbau, bei dem erkennbar keine Pflege auf den Flächen stattfand
und man den Eindruck hatte, in der Wildnis zu sein. Danach vollzog
sich in den folgenden 40 Jahren wiederum ein Wechsel in der
Wahrnehmung des Streuobstes. Ab den 2010er-Jahren wurde der Begriff
zum Imageträger für eine natürliche und nachhaltige Obstproduktion.
Die Wertschätzung für ungespritztes Obst nahm deutlich zu und der
Streuobstbau wurde dem Bio-Anbau gleichgesetzt!

Durch das zunehmende Interesse in Deutschland an Streuobst, was durch
die steigende Zahl an Fördermaßnahmen, Produktvielfalt und
begeisterten Aktiven ausgedrückt wird, bleibt die Hoffnung, dass sich
der Streuobstbau bis zum Jahr 2040 wirtschaftlich stabil und
landschaftsprägend im gesamten Bundesgebiet entwickelt.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	links: Streuobstwiese im Frühjahr bei Glindow (Brandenburg).

	Junge Streuobstwiese (Schulzenkute in Berlin-Falkenberg).

	Neben Äpfeln, Birnen, Pflaumen und Walnüssen bereichern auch Kirschen (hier eine gelbe Sorte) Streuobstwiesen.

	Da auf Streuobstwiesen Pflanzengifte nicht eingesetzt werden, sind auch die Wiesen artenreich.

	Neben Rindern sind auch Schafe bestens für die Beweidung von Streuobstwiesen geeignet. Sie sorgen für natürlichen Dünger, der Insekten anlockt, die wiederum Nahrung für Vögel und Fledermäuse sind.

	Die Sortenvielfalt ist nicht nur bei den Äpfeln riesig (Streuobsternte in Münster).



 * 

Quelle:

naturmagazin, 35. Jahrgang - Nr. 3, September bis November 2021, S. 4-6

Herausgeber:

Naturschutzzentrum Ökowerk Berlin

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V., Landesverband Brandenburg

NaturSchutzFonds Brandenburg, Stiftung öffentlichen Rechts

Natur+Text GmbH

Anschrift der Redaktion:

Natur+Text GmbH

Friedensallee 21, 15834 Rangsdorf

Tel.: 033708/20431, Fax: 033708/20433

E-Mail: verlag@naturundtext.de

Internet: www.naturmagazin.info

 

Das naturmagazin erscheint vierteljährlich und kostet 4,30 Euro

oder 16,50 Euro im Abonnement (4 Ausgaben).

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 7. Dezember 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





MASSNAHMEN/194: Zukunftskommission Landwirtschaft empfiehlt grundlegende Veränderungen (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Herbst 2021

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Argumente

Interview

Es soll sich lohnen, für Natur und Landwirtschaft


Die Zukunftskommission Landwirtschaft (ZKl) empfiehlt grundlegende
Veränderungen. NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger hat in der
Kommission neun Mmonate lang mit verhandelt.


Die Fragen stellte Helge May.



Jörg-Andreas Krüger, das Abschlussdokument der Zukunftskommission
liest sich stellenweise wie eine Bankrotterklärung der bisherigen
Agrarpolitik. Vom NABU kann man so etwas erwarten. Mitgewirkt und
unterschrieben haben unter anderem aber auch Spitzenvertreter aus dem
Deutschen Bauernverband und dem Industrieverband Agrar.

Das zeigt, wie groß die Probleme der Landwirtschaft inzwischen sind.
Nicht nur bei den Umweltauswirkungen, die uns als NABU besonders
umtreiben, sondern ebenso wirtschaftlich und sozial. Die deutsche
Landwirtschaft bewegt sich ja je nach Geschäftsmodell zwischen
Hofladen und Weltmarkt. Man kann es also nicht über einen Kamm
scheren. Aber das Gesamtsystem ist in seiner jetzigen Form nicht
zukunftsfähig.

Dass man sich ehrlich macht und es eingesteht, ist dennoch
ungewöhnlich.

Absolut. Im alltäglichen Lobbygetöse war das bisher sogar undenkbar.
Da zeigt sich einer der großen Vorteile der ZKL: Wir waren "ad
personam" berufen, nicht als Repräsentanten der Organisationen, und
haben hinter verschlossenen Türen getagt - und ohne die Politik. Also
ohne Publikum, das man hätte beeindrucken müssen.

Die Interessengegensätze bleiben...

Klar, aber die Kunst ist es, nach Übereinstimmungen und gangbaren
Wegen für Alle zu suchen. Das ist nicht einfach. Es wurde hart
gerungen und vieles war bis kurz vor Schluss umstritten. Aber am Ende
war es einstimmig, von den Milchviehhaltern über den
Lebensmittelhandel bis zum Tierschutzbund.

Was sind denn die Übereinstimmungen?

Vor allem, dass es besser und nachhaltiger ist, wenn die
Landwirtschaft durch eigene Leistung leben kann und nicht länger am
Subventionstropf hängt. Die ZKL hat sich daher auch für die Umwandlung
der bisherigen Direktzahlungen ausgesprochen. Mit den Geldern sollen
künftig zielgerichtet ökologische Leistungen der Betriebe honoriert
werden. Umwelt- und Naturschutzleistungen werden so von einer lästigen
Auflage zu einem Einnahmezweig, der auf den einzelnen Betrieben
ausgebaut werden kann.

Damit sind wir bei der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU. Deutschland
kann ja nicht alleine umsteuern.

Es ist schon jetzt einiges möglich. So enttäuschend die jüngsten
EU-Beschlüsse waren, in der nationalen Umsetzung wurde der Spielraum
von Bund und Ländern noch nicht ausgeschöpft. Außerdem hat die
Bundesregierung in Brüssel eine starke Stimme. Sie muss den
Systemwechsel mit Priorität angehen, damit er in der Vorbereitung des
nächsten Mehrjahresplans Wirklichkeit wird.

Ein EU-Ziel lautet "Landschaftsstrukturelemente, Saumstrukturen und
nichtproduktive Flächen" auf mindestens zehn Prozent der
Agrarfläche.

Der NABU propagiert das schon lange. Unsere Offenlandschaften sind zu
ausgeräumt. Die Diskussion in der Zukunftskommission wurde nicht so
sehr darüber geführt, ob das erforderlich ist, sondern darum, wie die
Finanzierung organisiert werden kann.

Die Kommission
möchte mehr "kooperative Organisation von Agrarumweltmaßnahmen". Was
ist damit gemeint?

Bisher werden Lerchenfenster, Blühstreifen und ähnliches meist auf
Ebene einzelner Betriebe angelegt und kontrolliert. Der bürokratische
Aufwand ist hoch und manchem Betrieb fehlt zudem die Ausrüstung. Durch
größere Zusammenschlüsse bei Agrarumweltmaßahmen soll das effektiver
werden. Auch die örtlichen Naturschützer*innen sollen mit einbezogen
werden, was bisher kaum der Fall ist. Das wird das gegenseitige
Verständnis ebenso verbessern wie die Ergebnisse.

Mit der Abgabe der Empfehlungen ist die Arbeit der ZKL offiziell
beendet. Wie geht es weiter?

Auf jeden Fall werden wir im Oktober, nach der Bundestagswahl, noch
Politiker*innen einladen, um unsere Vorstellungen zu erläutern und zu
diskutieren. Ich zitiere mal Prof. Peter Strohschneider,
ZKL-Vorsitzender und langjähriger Präsident der Deutschen
Forschungsgemeinschaft: "Wir haben ein äußerst strittiges
Spannungsfeld systematisch sortiert. Wenn mögliche Koalitionäre diese
Vorarbeit nutzen wollen, können sie sich viel Arbeit sparen." 


 * 


"Übernutzung von Natur und Umwelt"

So steht es um die deutsche Landwirtschaft.

Die von der Bundesregierung eingesetzte Zukunftskommission
Landwirtschaft bildeten 32 Vertreter*innen aus (Land-) Wirtschaft,
Wissenschaft und Umweltschutz. Am 6. Juli übergab Sie die Ergebnisse
ihrer Arbeit an die Bundeskanzlerin. Aus dem einstimmig
verabschiedeten Abschlussbericht:

→ (...) Mit stetigen Produktionssteigerungen hat die
Landwirtschaft ein starkes Wachstum der Bevölkerung ermöglicht.
Gleichzeitig hat sie die Versorgung dieser Bevölkerung mit Nahrung
immer zuverlässiger und für die Haushalte immer günstiger gemacht.
Daraus resultiert zu großen Teilen das, was heute allgemein als
Wohlstand wahrgenommen wird: Große Teile der Ausgaben des Staates, der
Wirtschaft und der Haushalte sind für andere als Ernährungszwecke
verfügbar.

Die Kehrseite dieses Fortschrittes sind Formen der Übernutzung von
Natur und Umwelt, von Tieren und biologischen Kreisläufen bis hin zur
gefährlichen Beeinträchtigung des Klimas. Gleichwohl steckt die
Landwirtschaft auch ökonomisch in einer Krise. Verschiedene (...)
Faktoren haben zu Wirtschaftsweisen geführt, die weder ökologisch noch
ökonomisch und sozial zukunftsfähig sind.

→ (...) Die Landwirtschaft [ist] immer weniger in der Lage, in
ökologisch verträglichen Stoffkreisläufen innerhalb der
Belastungsgrenzen der natürlichen Ressourcen zu wirtschaften.
Angesichts der externen Kosten, die die vorherrschenden
Produktionsformen mit sich bringen, scheidet eine un-veränderte
Fortführung des heutigen Agrar- und Ernährungssystems aus ökologischen
und tierethischen, wie auch aus ökonomischen Gründen aus.

→ Das Agrar- und Ernährungssystem (...) steht mitten in jenem
globalen Wandel, welcher unsere Zivilisation zur Gänze erfasst hat,
sowie am Beginn eines durchgreifenden Transformationsprozesses. Für
diesen gibt es aus Verantwortung für heutige wie künftige Generationen
nur eine sehr knappe Frist. Fest steht dabei: Der Umbau ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Ökologisches Handeln muss in betriebs-
und volkswirtschaftlichen Erfolg umgesetzt werden und so auch soziale
Anerkennung begründen.

→ (...) Das Agrar- und Ernährungssystem muss deswegen so angelegt
sein, dass die Steigerung der positiven Wirkungen und die Vermeidung
schädlicher Effekte auf Klima, Umwelt, Biodiversität, Tierwohl und
menschliche Gesundheit im unternehmerischen Interesse der
landwirtschaftlichen Produzent*innen liegen können. Die Politik
ihrerseits muss diese Entwicklung befördern und beschleunigen.

→ Ziel muss es sein, dass die Landwirtschaft (...) ihre
Möglichkeiten für positive Beiträge ausschöpft, um die Klimaerwärmung
auf 1,5 Grad zu begrenzen. So muss der Ausbau landwirtschaftlicher
Treibhausgassenken (Moore, Humus) umgehend deutlich gesteigert und
attraktiv gestaltet werden. Nicht weniger wichtig ist die Schaffung
stabiler Agrarökosysteme, der Erhalt und die Bereitstellung
biodiversitätsfördernder Strukturen und Landschaftselemente in
ausreichendem Umfang (...)."

Den kompletten 188-seitigen Bericht

gibt es als Download unter www.NABU.de/ZKL


 * 


Blick voraus in das Jahr 2030

Erholung der Natur oder Ökosystem-Kollaps?

Auch wenn sich im Rahmen der Zukunftskommission Landwirtschaft (ZKL)
viele gesellschaftliche Akteur*innen auf ein "so kann es nicht
weitergehen" verständigt haben, bleibt offen, welcher Weg von der
Politik tatsächlich eingeschlagen werden wird. Um die Konsequenzen von
Handeln und Nicht-Handeln zu verdeutlichen, wurden in der ZKL
verschiedene Szenarien entwickelt. Hier eine Zusammenfassung zum
Zustand der Biodiversität im Jahr 2030 für zwei dieser Szenarien:

Szenario A: 

Vorwiegend gesellschaftlich getragener Wandel. 
2030 sind Schutz und Förderung der Biodiversität ein zentrales
gesellschaftliches Thema, eine Trendwende hat stattgefunden. Die
Bedeutung der Agrobiodiversität wird zunehmend wahrgenommen,
insbesondere ihre Rolle bei der Bereitstellung von
Ökosystemdienstleistungen.

Die optimale Kombination verschiedener Möglichkeiten führt dazu, dass
Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität greifen und der Trend des
Artensterbens der letzten Jahrzehnte unterbrochen worden ist. Viele
Arten konnten sich aus noch vorhandenen Restpopulationen regenerieren,
ehemals zerstörte Lebensräume wurden wieder aufgewertet. Die
Bereitstellung von Ökosystemleistungen wie Bestäubung,
SchadorganismenRegulation oder auch Erholungswert ist stabil und wird
ständig ausgebaut.

Die Landwirtschaft trägt erheblich zu dieser Entwicklung bei, da
einerseits wirtschaftliche Anreize zielgerichtet ausgebaut wurden und
gleichzeitig Innovationen genutzt werden, um ressourcenschonender zu
wirtschaften und schädliche Praktiken zu ersetzen.
Zulassungsbedingungen für Pestizide sind einerseits angepasst worden,
andererseits werden jedoch auch viele andere Wege des Pflanzenschutzes
eingesetzt.

Bei einem "weiter wie bisher" droht in der Agrarlandschaft der
 weitgehende Zusammenbruch der biologischen Vielfalt.


Szenario B: 

Weitgehend unveränderte Rahmenbedingungen. 
Die Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität wurden weitgehend
fortgesetzt, haben jedoch kaum Wirkung gezeigt, sodass sich das
Artensterben weiter fortgesetzt hat. Die Zunahme einiger Tierarten -
zum Beispiel Störche - täuschte dabei zunächst über den allgemeinen
Trend hinweg. Es zeigt sich jedoch immer mehr, dass Kipppunkte
überschritten sind und Quellpopulationen zum Wiederaufbau von
Populationen wegfallen.

Ökosystemleistungen versagen in einigen Regionen, zum Beispiel Verlust
von Bestäubungsleistung. Dieser Verlust wird teilweise durch den
Einsatz von technischen Systemen (Drohnen für die Bestäubung) ersetzt,
dies ist jedoch nur sehr eingeschränkt erfolgreich. Gleichzeitig kommt
es gerade durch den Einsatz technischer Lösungen zum Verlust von
weiteren Ökosystemleistungen und der landwirtschaftliche Raum verliert
an Attraktivität als Erholungsraum. Eine radikale Verschärfung,
einhergehend mit einem sehr weitgehenden Zusammenbruch der
biologischen Vielfalt und dem Ausfall von Systemdienstleistungen ist
ebenfalls vorstellbar. Schädlingsexplosionen, Pandemien oder die
Einwanderung von Arten aus anderen Weltregionen könnten eine massive
Verschiebung des Artenspektrums auslösen.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Braunkehlchen

- Auf der Hälfte der deutschen landwirtschaftsfläche wird Futter für die
Tierhaltung angebaut. Verringern wir den Fleischkonsum, lassen sich
Äcker und Wiesen schonender bewirtschaften.

 * 

Quelle:

Naturschutz heute - Herbst 2021, Seite 40-42

Verlag: Naturschutz heute, 10108 Berlin

Hausanschrift: Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284984-1958, Fax: 030/284984-3958

E-Mail: Naturschutz.heute@NABU.de

Internet: www.naturschutz-heute.de

Herausgeber: NABU, 10108 Berlin

Tel.: 030/284984-0, Fax: 030/284984-2000

E-Mail: NABU@NABU.de

Internet: www.NABU.de

 

"Naturschutz heute" ist das Mitgliedermagazin

des Naturschutzbundes Deutschland (NABU) e.V.

und erscheint vierteljährlich. Für Mitglieder

ist der Bezug im Jahresbeitrag enthalten.

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 7. Dezember 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





MASSNAHMEN/193: Artenschwund in Agrarlandschaften aufhalten (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Herbst 2021

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Argumente

Die richtigen Anreize setzen


von Helge May

Wir brauchen zehn Prozent nutzungsfreie Agrarflächen.



Unsere Agrarlandschaften verarmen immer weiter. mit gezielten
Maßnahmen ließe sich der Artenschwund aufhalten.

Das klingt erst mal gewöhnungsbedürftig: Getreide wird mit mindestens
30 Zentimeter Reihenabstand angebaut - das ist das Zwei- bis Dreifache
wie üblich. Zwischen die Getreidereihen kommt eine blühende Untersaat
aus stickstoffsammelnden Leguminosen wie Inkarnatklee oder Hornklee,
dazu einige weitere Arten wie etwa Ringelblumen. Die Grundidee nennt
sich "Weite-Reihe-Getreide mit blühender Untersaat" und wurde vom
Institut für Agrarökologie und Biodiversität zusammen mit dem
Kuratorium für Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft erprobt.

Für Feldhase und Rebhuhn - Der NABU hat daraus nun eine von
sieben Maßnahmenvorschlägen zum "extensiven Ackerbau für die
Biodiversität" entwickelt, die hohe Steigerungen der Artenvielfalt mit
guten wirtschaftlichen Perspektiven verbinden. Zum Einsatz sollen
diese im Rahmen sogenannter Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM)
kommen, die die Bundesländer zur Umsetzung der EU-Agrarpolitik
einführen müssen. Landwirt*innen werden für die
Teilnahme an AUKM finanziell gefördert.

Ziel des Weite-Reihe-Getreide ist es, mit dem Blühangebot
Offenlandvogelarten wie Feldlerche und Rebhuhn zu helfen. Auch
wird damit Nahrung und Deckung für überwinternde Tiere wie Feldhasen
geschaffen, erläutert NABU-Landwirtschaftsexperte Pierre Johannes. Die
Untersaat wirkt keimhemmend, verhindert also das Aufkommen
unerwünschter Unkräuter. Sie ersetzt zudem den Umbruch und die Ansaat
der Zwischenfrucht im Herbst. Der Getreideertrag liegt nach Auswertung
erster Versuche bei etwa 80 Prozent von Normalsaaten, wobei die
Untersaat zusätzliche Erträge von einer bis zwei Tonnen pro Hektar
bringt.

Artenschwund im Eiltempo -
Notwendig sind solche Überlegungen, weil die "gute fachliche Praxis"
der modernen Landwirtschaft die Artenvielfalt und die Bestände vieler
Tier- und Pflanzenarten immer weiter schrumpfen lässt. Viele Arten
haben sich erst durch die Landwirtschaft früherer Jahrhunderte und die
dadurch entstandenen offenen und halboffenen Landschaften bei uns
ausbreiten können. Doch inzwischen passiert genau das Gegenteil, noch
dazu wie im Zeitraffer.

In den Worten der von der Bundesregierung eingesetzten
Zukunftskommission Landwirtschaft (ZKL): "Die Landbewirtschaftung hat
zur Diversifizierung von Lebensräumen und damit zur Entstehung
komplexer Agrarökosysteme beigetragen. Ihre moderne beziehungsweise
hoch technisierte Ausprägung hat durch die Vergrößerung
landwirtschaftlicher Bewirtschaftungseinheiten jedoch zum Verlust von
Strukturen und Lebensräumen - zum Beispiel Hecken, Säume, Feldgehölze -
 und so zur Monotonisierung ganzer Landschaften mit erheblichen
Auswirkungen auf Biodiversität, Naturhaushalt und Landschaftsbild
geführt."

Erhöhte Bewirtschaftungsintensität -
Die ZKL weiter: "In Kombination mit einem steigenden Intensitätsniveau
der Bewirtschaftung, mit Nährstoffeinträgen und
Pflanzenschutzmitteleinsatz, mit der Umwandlung oder der erhöhten
Bewirtschaftungsintensität von Grünland, mit der Aufgabe von
ungünstigen Standorten führt diese Verarmung - im Widerspruch zu allen
Arten- und Naturschutzzielsetzungen - zu teilweise dramatischen
Verlusten bei biologischen Arten und Populationen."

Am besten untersucht ist das bei Insekten und Vögeln. Über den Absturz
von Kiebitz - um unglaubliche 93 Prozent in nur 40 Jahren - oder
Rebhuhn haben wir in dieser Zeitschrift schon öfter berichtet. Dieser
Trend ist leider ungebrochen. Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen gibt es
bereits seit einiger Zeit, aber unterm Strich sind sie bisher zu
schwach ausgestattet, um mehr als punktuelle Wirkungen zu erzielen.

Am Rand des Aussterbens - 
"Wiesenvogelarten, wie Bekassine, Uferschnepfe oder Brachvogel, die
früher ganze Landstriche charakterisierten, sind heute ausnahmslos
'Vom Aussterben bedroht'", so der LBV-Vorsitzende Dr. Norbert Schäffer
bei der Vorstellung der neuen Roten Liste der Brutvögel. Mit
Sperbergrasmücke, Feldschwirl und Rotschenkel sind weitere Arten
dieser Lebensräume in der Roten Liste hochgestuft worden. Viele Arten
erleiden in der Agrarlandschaft, die annähernd die Hälfte der Fläche
Deutschlands ausmacht, massive Bestandsrückgänge, die sich noch gar
nicht in der Liste abbilden. 

"Gemäß den Zielen der neuen EU-Biodiversitätsstrategie sollen 30
Prozent aller gefährdeten Arten bis 2030 in einen guten
Erhaltungszustand gebracht werden. Ähnliche Ziele gab es bereits für
2010 und 2020 und wurden glatt verfehlt", mahnt NABU-Präsident
Jörg-Andreas Krüger. Angesichts vielfältiger Gefährdungsursachen muss
ein ganzes Bündel von Gegenmaßnahmen ergriffen werden. Neben einer
Verringerung von Dünger- und Pestizideinsatz ist der Wiederaufbau von
Landschaftsstrukturen entscheidend. Das schließt auch den Ökolandbau
ein. Der Artenvielfalt nutzt es nur begrenzt, wenn auf hundert Hektar
großen Ackerschlägen zwar kein Gift gespritzt wird, aber ein Netz von
Hecken, Rainen und Kleingewässern fehlt.

"Neben einer Verringerung von Dünger- und Pestizideinsatz ist
 der Wiederaufbau von Landschaftsstrukturen entscheidend."


Lebenswichtige Strukturvielfalt - 
Von den bewirtschafteten Flächen kann vor allem Grünland, also Wiesen
und Weiden, einen hohen Naturschutzwert haben. Insgesamt kommt es aber
hauptsächlich auf die ungenutzten Flächen an. Wo konventionell
gearbeitet wird, muss es zudem Pufferflächen geben. So zeigt eine
NABU-Studie, dass Gewässerrandstreifen möglichst 20 Meter breit sein
müssen, um etwa für Insekten volle Wirkung zu erzielen. Zehn Meter als
Pufferstreifen wegen des Eintrags von Nähr- und Schadstoffen und
weitere zehn Meter als unbelasteter Lebensraum.

Wie komplex die Ansprüche vieler Arten sind, auch über die
Agrarbiotope hinaus, zeigt die Turteltaube, deren Zahl um 90 Prozent
abgenommen hat. Die Turteltaube ernährt sich fast ausschließlich
pflanzlich und muss täglich trinken. Der Vogel des Jahres 2020 mag
Lebensräume mit einem häufigen Wechsel von Wald und Offenlandschaft,
in der er Wildkräutersamen und Gewässer findet. Ihr Nest baut die
Turteltaube gern an Waldrändern. Wichtig sind eine hohe Dichte an
Wildkräutern, Baumstrukturen und Zugang zu Wasser.

Für die Turteltaube maßgeschneidert -
Auch für die Turteltaube hat der NABU eine AUKM entwickelt. Dabei sind
im Rahmen einer fünfjährigen Verpflichtung mehrjährige Schonstreifen
zwischen 6 und 30 Metern Breite an Waldrändern oder Feldgehölzen
anzulegen und nach bestimmten Bedingungen - keine Pestizide, keine
Düngung, vorgegebener Bewuchs - zu bewirtschaften. Falls sich in 300
Metern Umkreis keine Wasserstelle befindet, sollen nach Möglichkeit
zusätzlich Kleingewässer angelegt werden.

Das ist ganz schön viel Aufwand, der entsprechend vergütet werden
muss. Dafür profitieren aber ebenso Feldvogelarten wie Ortolan,
Goldammer, Grauammer, Heidelerche oder Rotmilan. Der vorgeschriebene
hohe Anteil offener Bodenflächen in den Schonstreifen kommt zudem
Wildbienenarten, Solitärwespen, Ameisen und Laufkäfern zugute.

 * 
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AUEN/105: Großklotz - Höchste Zeit, den Wildflüssen wieder mehr Raum zu geben (WWF Magazin)

WWF Magazin, Ausgabe 4/2021

WWF Deutschland - World Wide Fund For Nature

Großklotz

von Sigrun Lange, WWF



Alles im Fluss? Leider nicht mehr. Mit Begradigungen, Stau- und
Wasserkraftwerken haben wir unsere Lebensadern vielerorts kanalisiert
und ausgebremst. In Deutschland sind nur noch knapp acht Prozent der
Flusslandschaften in einem guten ökologischen Zustand. Um das zu
ändern, hat der WWF im Alpenvorland mit vielen Partnern ein großes
Hotspot-Projekt durchgeführt. Das Ziel: die einzigartige biologische
Vielfalt an Ammer, Isar und Lech zu erhalten. 

Was für ein Anblick: Malerisch eingerahmt in das Panorama der Voralpen
lädt der Forgensee zum Schwimmen ein. Nur die wenigsten wissen: Er ist
eigentlich ein Fluss, der Lech. Doch eine Staumauer bringt ihn abrupt
zum Stillstand. Flussabwärts folgt eine Stauseenkette und ein Korsett
aus Deichen zwängt ihn ein. Seine Verbindung zu den Auen dahinter ist
gekappt. Der Lech ist kein Einzelfall. Auch der Verlauf der Isar wird -
durch den Sylvensteinspeicher - beeinträchtigt. Wie diese
beiden haben wir fast alle unsere Flüsse in Deutschland in der
Vergangenheit vor allem eingedeicht und aufgestaut. Mehr als
90 Prozent der Flussauen in Deutschland sind deutlich verändert, durch
Bebauung versiegelt oder in Agrarflächen umgewandelt worden. Dadurch
stehen zwei Drittel bei Hochwasser nicht mehr als natürliche
Überschwemmungsflächen zur Verfügung. Darauf wies auch das Bundesamt
für Naturschutz in seinem Auenzustandsbericht im Frühjahr 2021 hin.

Natürliche Arche Noah

Naturnahe Flussauen sind Zentren der Artenvielfalt und so etwas wie
eine "moderne Arche Noah", sagte die ehemalige Präsidentin des
Bundesamts für Naturschutz, Beate Jessel. Denn die
Überschwemmungsgebiete sind nicht nur die Kinderstube für viele
Fischarten. Sie bieten auch Vögeln wie dem Mittelspecht, Amphibien wie
dem Moorfrosch oder Schmetterlingen wie dem Großen Eisvogel, die
woanders selten geworden sind, eine Heimat. Und Auen leisten der
Gesellschaft weitere wichtige Dienste: Sie nehmen Hochwasser auf,
filtern Wasser, speichern Treibhausgase und bieten Raum für Erholung.

Alle 500 Meter ein künstliches Hindernis

Flüsse werden außerdem durch unzählige Barrieren am Fließen gehindert.
Nach Berechnungen des WWF blockiert oder beeinträchtigt in Bayern alle
500 Meter ein Wehr (Sperrwerk mit künstlicher Fallstufe), ein
"Absturz" (eine Treppenstufe) oder ein anderes Querbauwerk den Weg des
Wassers und der Fische. Nur noch in weniger als jedem fünften
bayerischen Fluss kommen weitgehend die natürlichen Fischarten,
Insektenlarven oder Wasserpflanzen vor. Das Gleiche gilt für ganz
Deutschland: In den meisten unserer Fließgewässer ist die
Artenvielfalt bereits verloren gegangen und die Bestände sind verarmt.
Das Schicksal der Flüsse geht deshalb uns alle an. Es ist an der Zeit,
dem Schutz und der Renaturierung unserer Gewässer oberste Priorität
einzuräumen.

Warum Flüsse umgebaut wurden

Früher wurden Flüsse begradigt und eingedeicht, um Landwirtschafts-
oder Siedlungsflächen zu gewinnen beziehungsweise vor Hochwasser zu
sichern oder sie für Wasserkraftwerke nutzbarer zu machen. Die Folge:
In kanalisierten Bereichen nimmt die Fließgeschwindigkeit zu. Der
Fluss gräbt sich immer tiefer in sein Bett ein - oft in einem Maß, das
die Dämme selbst oder auch Brücken und Straßen gefährdet. Im
schlimmsten Fall vertieft sich der Fluss derart, dass er in die
darunterliegende Grundwasserschicht durchzubrechen droht. Um dies zu
verhindern und den beschleunigten Fluss wieder abzubremsen, wurden
vielerorts Stützwehre quer zur Fließrichtung in die Flüsse gebaut.
Andere Wehre wurden errichtet, um Wasser abzuleiten, etwa zur
Bewässerung von Wiesen, zum Betrieb von Mühlen und später für Turbinen
zur Stromgewinnung.

Manche Bewässerungsformen und unrentable Kleinstwasserkraftwerke
wurden mittlerweile aufgegeben. So haben viele Barrieren ihren Nutzen
verloren und sind teilweise baufällig geworden. Sie müssen dringend
entfernt werden. Denn marode Bauwerke können bei Hochwasser leicht
weggespült werden und andernorts Schaden anrichten.

Werden solche Barrieren abgebaut, kommt das Leben oft überraschend
schnell in die Flüsse zurück. So stieg etwa nach dem Rückbau eines
Wehres an der Mitternacher Ohe im Bayerischen Wald sowohl die Zahl der
Fischarten als auch deren Bestände an. Huchen, Rotauge, Rutte und
sogar der Steinkrebs fanden rasch neuen Lebensraum.

Europa muss und will handeln

Weil Flüsse über Grenzen fließen, ist der notwendige Rückbau von
Flussbarrieren auch gesamteuropäisch ein Thema. So fordert die
EU-Kommission in ihrer Biodiversitätsstrategie, bis 2030 europaweit
mindestens 25.000 Flusskilometer in freie Fließstrecken umzuwandeln.

Auch die Bewegung "Dam Removal Europe" will Flüssen wieder mehr
barrierefreien Lauf lassen. Zu deren Initiatoren und Unterstützern
zählt auch der WWF. Im Mai dieses Jahres lud der WWF Deutschland
zusammen mit Partnern unter dem Motto "Dam Removal goes Alps" mehr als
900 Interessierte aus rund 60 Nationen zu einem viertägigen Seminar
ein, um internationale Erfahrungen auszutauschen und in der
Öffentlichkeit verstärkt für frei fließende Flüsse zu werben.

Befreiungsaktion des WWF

Nach der Theorie ging es bereits kurz darauf an die Praxis. Im Juli
2021 startete der WWF eine Aktion, um in Nordbayern zusammen mit dem
Wasserwirtschaftsamt Kronach und mit breiter Unterstützung der
Gemeinde sowie der Fischerei das schon lange ungenutzte Leucherhofwehr
an der Baunach bei Bamberg entfernen zu können. Die Stauanlage diente
früher der Wiesenbewässerung, danach blockierte sie grundlos den Weg
der Fische und anderer Wassertiere.

Der ursprüngliche Besitzer, eine Genossenschaft, existierte nur noch
auf dem Papier und fühlte sich nicht mehr zuständig, das Wehr zu
entfernen. Mithilfe des WWF konnten bereits im September die Bagger
anrollen. Nun darf die Baunach, ein potenzielles Aalgewässer, nach
mehr als 100 Jahren auf sechs Kilometer Länge wieder frei fließen.
Bisher getrennte Gewässerlebensräume sind aufs Neue verbunden.

Nicht immer sind Erfolge so schnell zu erzielen. An der Oberen Ammer
erstellte der WWF Deutschland in einem aufwendigen Prozess die Pläne
für eine Deichverlegung an einem besonderen Flussabschnitt. Dort wurde
die Ammer nach einem Bergrutsch mit Abraummaterial aus dem
Kohlebergbau in den 1960er-Jahren verlegt und begradigt. Nun soll die
Abraumhalde gesichert und der Deich zurückversetzt werden, sodass sich
die Ammer dort auf etwa zehn Hektar wieder in ihre ursprüngliche Aue
ausbreiten kann. Zugleich, so die Vorgabe, soll die Halde einem
1000-jährigen Hochwasser standhalten - also einer Flut, die
statistisch nur einmal alle 1000 Jahre passieren wird. Die
Renaturierungsplanung ist komplex, doch für eine lebendige Ammer
ziehen alle an einem Strang: das Wasserwirtschaftsamt Weilheim, die
Bayerischen Staatsforsten, die Fischerei- und Tourismusverbände sowie
die Bürgermeister der Anliegergemeinden. Der Deichrückbau soll nach
Prüfung durch die Behörden im Winter 2022/23 beginnen. Sobald der
Fluss aus seinem Korsett befreit ist und sich wieder ausbreiten kann,
wird das bestehende Stützwehr, das Schnalzwehr, überflüssig und kann
entfernt werden. Damit würde die Ammer in diesem Flussabschnitt wieder
über 26 Kilometer frei fließen - ein großer Erfolg für einen der
wenigen noch überwiegend ursprünglich fließenden Flüsse Deutschlands,
der sogar mit einer canyonartigen Schluchtstrecke aufwarten kann.

Kleine und große Wasserabzweiger

Gerade in Süddeutschland, wo es viel Gefälle gibt, dienen Wehre
oftmals der Wasserkraftnutzung. Wasser wird abgezweigt und über einen
Kanal den Turbinen zugeleitet. In Bayern gibt es rund 4200
Wasserkraftwerke, mehr als 80 Prozent davon sind Kleinstanlagen mit
weniger als 100 Kilowatt installierter Leistung. Sie produzieren
zusammen beinahe vernachlässigbare 0,4 Prozent des bayerischen Stroms,
richten aber unverhältnismäßig hohen ökologischen Schaden an.

Zum einen geraten Fische trotz Schutzvorrichtungen in die Turbinen und
sterben oder werden schwer verletzt. Zum anderen zerteilen die kleinen
Kraftwerke den Fluss in viele kaum miteinander verbundene Lebensräume.
Denn ein Großteil dieser Wehre ist für Fische - trotz Fischtreppe -
nicht passierbar. Zum Beispiel, weil in den Teilen des Flussbetts, aus
denen Wasser abgeleitet wird, gerade in Trockenzeiten zu wenig Wasser
verbleibt. Manche Strecken fallen sogar komplett trocken, von anderen
bleiben nur veralgte Pfützen. Oft erwärmt sich das Flusswasser durch
den reduzierten Abfluss so stark, dass der Sauerstoffgehalt sinkt.
Kälteliebende Arten haben das Nachsehen. Der WWF setzt sich deshalb
mit anderen Naturschutzverbänden dafür ein, dass die Bayerische
Staatsregierung, basierend auf wissenschaftlichen Erkenntnissen,
ökologisch begründete Mindestwassermengen an kleinen Kraftwerksanlagen
festschreibt.

Spezialistenparadies in Gefahr

An der Oberen Isar wiederum droht eine andere Gefahr. Eine bereits
seit rund 100 Jahren erfolgende Wasserableitung am Krüner Wehr
Richtung Walchenseekraftwerk lässt Deutschlands letzte alpine
Wildflussstrecke mit offenen Kiesflächen und einem verzweigten
Flussverlauf nach und nach verschwinden. Noch erstreckt sich dort auf
17 Kilometern eine Bilderbuchlandschaft - und ein Paradies für seltene
Spezialisten: Auf den Kiesbänken brütet der Flussuferläufer. Die
Gefleckte Schnarrschrecke hat hier ein letztes Refugium, nachdem sie
ihre Lebensräume in den Heidegebieten Norddeutschlands verloren hat.
Und die Pionierpflanze Deutsche Tamariske trotzt mit ihren kräftigen
Pfahlwurzeln den natürlichen Überschwemmungen.

Doch die jahrzehntelange Ableitung für das Kraftwerk hat längst fatale
Folgen: Es fehlen Wasser und Dynamik, um das Geröll in Fluss und Aue
immer mal wieder umzuschichten. Aus der "weißen" wird so die "grüne"
Isar: Weidenbüsche breiten sich aus und zwängen den Fluss immer mehr
in eine einzige Rinne. Die offenen Kiesflächen mit ihren
spezialisierten Tier- und Pflanzenarten schwinden.

Historische Chance nutzen

Nun gibt es die historische Chance, den schleichenden Tod für
Deutschlands einzigartige Wildflusslandschaft aufzuhalten. Denn die
Nutzungsrechte für das Walchenseekraftwerk laufen 2030 aus und müssen
mit dem künftigen Betreiber neu verhandelt werden. Bei deren
Neuvergabe setzt sich der WWF nun dafür ein, dass dem Erhalt und der
Wiederherstellung des natürlichen Isarlaufs oberste Priorität
eingeräumt wird. Denn die Obere Isar ist nicht nur ein wichtiger
Lebensraum für mehr als 200 Rote-Liste-Arten, sondern auch ein
besonderes Stück Heimat für die Menschen. Nach vielen Jahren der
Diskussion brauchen wir jetzt endlich Klarheit: Ist eine Ableitung des
Isarwassers in Krün mit dem Erhalt der Wildflusslandschaft vereinbar?
Wenn ja, wie müsste die Bewirtschaftung des Krüner Wehrs künftig
gestaltet werden? Mit Unterstützung eines internationalen
Expertenteams fordert der WWF die Bayerische Staatsregierung dazu auf,
bestehende Wissenslücken mittels Modellierungen und Naturversuchen
zeitnah zu schließen und die Ergebnisse transparent zu machen. Sollte
kein Nachweis erbracht werden können, dass eine Regenerierung trotz
Ableitung möglich ist, muss der gesellschaftliche Wert dieser letzten
großen Wildflusslandschaft in Deutschland höher bewertet werden als
die Erzeugung von Strom - und demzufolge auf das Krüner Wehr
verzichtet werden.
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	Die Stauwehr am Rißbach wurde in den 1950er Jahren gegen breiten Widerstand gebaut. Es gilt bis heute als starker Eingriff in die wilde Natur des Karwendels. Das Flussbett unterhalb des Wehrs führt die meiste Zeit kein Wasser.

	Ein bayerisches Idyll? Dieser Eindruck trügt. Denn die Isar wird hier abrupt in ihrem Verlauf gestoppt und in den Sylvensteinstausee geleitet. Der WWF setzt sich dafür ein, den natürlichen Charakter der Oberen Isar wiederherzustellen. Die Chancen stehen gut.

	Die Ammer gilt als einer der ökologisch reichsten Wildflüsse Deutschlands. Der WWF arbeitet zusammen mit Partnern daran, dass der Fluss bald wieder auf weiteren 26 Kilometern frei fließen kann.

	Frei fließende Flüsse bieten zahlreichen Arten ein Zuhause. Allein die Überflutungsflächen und Auenwälder sind Kinderstuben für eine Vielzahl seltener Spezies wie für den Flussuferläufer (oben), den Großen Eisvogel (oben rechts), den Steinkrebs (rechts) oder den Moorfrosch (Bild rechte Seite). Seit 1970 sind die Populationen der im Süßwasser lebenden Arten weltweit durchschnittlich um 84 Prozent zurückgegangen.

	Der Moorfrosch ist ein seltenes blaues Wunder. Immer mehr Amphibien und Reptilien sind akut in ihrem Bestand gefährdet, weil die Auen vielerorts von den Flüssen abgetrennt werden und trockenfallen.

	Die Deutsche Tamariske hält mit ihren Pfahlwurzeln auch Hochwasser locker stand. Sie kann auf Schotterflächen bis zu zwei Meter groß werden.

	Die Gefleckte Schnarrschrecke hat an der Isar ein letztes Refugium, nachdem sie ihre ursprünglichen Lebensräume in den Heidegebieten Norddeutschlands verloren hat.

	Die Bestände des Huchen gingen aufgrund von Gewässerverbau, fehlenden Laichplätzen und mangelnden Beutefischen stark zurück. In der Ammer gibt es noch einen stabilen Bestand.

	Die Isar, wie sie lebt und fließt - noch. Denn eine Wasserableitung am Krüner Wehr lässt die alpine Wildflussstrecke nach und nach verschwinden. Es mangelt an Wasser und Dynamik, um Geröll umzuschichten und Baumstämme zu transportieren.

	Der Loisach-Isar-Kanal wurde gebaut, um der Gefahr von Hochwasser, verursacht durch das Walchenseekraftwerk, vorzubeugen. Er verläuft zum Teil parallel zum ehemaligen Wildfluss Loisach, der über weite Strecken ebenfalls kanalisiert ist.

	Ein Fluss im Korsett: Der Mittlere-Isar-Kanal zieht sich auf 64 Kilometern durch das Voralpenland. Eine "Autobahn" für Wasser, das dem eigentlichen Fluss fehlt.
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"Mehr Platz für Flüsse ist notwendiger denn je

Gewässerökologe und Senckenberg-Generaldirektor Prof. Dr.
Klement Tockner über die Bedeutung naturnaher Flusslandschaften

Interview: Sigrun Lange


Warum muss die Gesellschaft naturnahe Flusslandschaften erhalten?


Flüsse sind die Arterien der Landschaft, sie verbinden Gebirge mit
Meer, Land mit Wasser und Menschen mit der Natur. Entlang der Flüsse
sind unsere Kulturen entstanden und gediehen. Sie haben uns geprägt.
Zugleich sind naturnahe Flusslandschaften Orte besonders hoher
biologischer Vielfalt, sie speisen das Grundwasser, sichern sauberes
Trinkwasser und schaffen ein angenehmes Mikroklima.

Die meisten Flüsse sind begradigt, aufgestaut und durch viele
Hindernisse unterbrochen. Welche Folgen hat das? 

Unsere Bäche und Flüsse, sind geschunden wie kaum ein anderer
Lebensraum. Dadurch verlieren sie die eben genannten auch für uns
Menschen so wichtigen Funktionen und Leistungen. Wir sehen nur den
engen ökonomischen Nutzen, nicht aber den immensen Wert - ökologisch,
kulturell und ideell - dieser Gewässer. Den Tagliamento, den Oberen
Lech oder auch die Peene zu erleben, kann zum Umdenken führen. Uns ist
gar nicht mehr bewusst, was wir bereits verloren haben.

Der Klimawandel lässt Flüsse zeitweise trockenfallen. Welchen Rat
geben Sie der Bayerischen Staatsregierung, die sogar
Kleinwasserkraftwerke mit minimaler Stromerzeugung weiter fördern und
ausbauen will? 

Kleinwasserkraftwerke tragen fast nichts zur Energiesicherheit bei,
verbrauchen aber überproportional viel natürliche Ressourcen in Form
ökologisch wertvoller Gewässerabschnitte. Es ist für mich völlig
unverständlich, dass Kraftwerke in schutzwürdigen Regionen wie
Natura-2000-Gebieten gebaut werden dürfen und zugleich noch
subventioniert werden. Erneuerbare Energie bedeutet nicht
klimaneutrale oder gar umweltfreundliche Energie. So werden die
Gewässer die größten Verlierer des Pariser Klimaabkommens sein.

Deutschland ist verpflichtet, Gewässer ökologisch aufzuwerten. Was
muss in der gerade begonnenen "UN-Dekade für die Wiederherstellung von
Ökosystemen" passieren? 

Höchste Priorität hat die langfristige Erhaltung jener Gewässer, die
einen guten oder sehr guten ökologischen Zustand aufweisen - das sind
bundesweit knapp acht Prozent aller Bäche und Flüsse. Trotz
Europäischer Wasserrahmenrichtlinie nimmt dieser Anteil nicht zu.
Eigentlich ist es einfach: nicht nur ambitionierte Ziele formulieren,
sondern ebenso handeln! Mehr Platz für die Flüsse ist notwendiger denn
je. Flussauen sind nicht nur besonders wertvolle Lebensräume, sie sind
für den natürlichen Hochwasserschutz unverzichtbar, aber auch für die
Trinkwasserversorgung, den Nährstoffrückhalt und unsere Erholung.

Wie können wir besser auf die Krise der Süßwasserarten aufmerksam
machen? Muss die Wissenschaft mutiger und unbequemer werden? 

Die Wissenschaft muss auf die Folgen unseres Handelns
unmissverständlich aufmerksam machen, sie muss aber auch dazu
beitragen, Lösungen zu finden. Für das Umsetzen sind dann die
Menschen, allen voran die Entscheidungsträger, verantwortlich. Wir
benötigen unbequeme Wissenschaftler, aber noch mehr mutige und
verantwortungsvolle Bürgermeister, Landräte, Bundestagsabgeordnete und
Minister. Nur reagieren reicht nicht aus. Und wir benötigen mehr denn
je Wissenschaftsjournalisten, die helfen, Wissen verständlich und vor
allem den Tatsachen entsprechend weiterzugeben. Eine ganz große Rolle
kommt den Nichtregierungsorganisationen wie dem WWF und den vielen
Ehrenamtlichen zu, die sich engagieren - dafür bietet zum Beispiel
Senckenberg viele Möglichkeiten.



Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

- Klement Tockner hat unter anderem den Tagliamento erforscht, den
letzten auf langer Strecke frei fließenden Alpenfluss.
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AUEN/104: Mit voller Kraft voraus - Renaturierungsprojekt Untere Havel (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Sommer 2021

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Mit voller Kraft voraus

von Nicole Flöper



Vor 16 Jahren hat der NABU das größte Renaturierungsprojekt
Europas gestartet. Das rund 9.000 Hektar große Kerngebiet
an der Unteren Havel bleibt ein Naturparadies und somit
Refugium für viele Tier- und Pflanzenarten. Mittlerweile gilt
es als Vorbildprojekt für andere Maßnahmen.

Rund zwei Drittel der Auenfläche in Deutschland sind nicht mehr an die
Gewässer angeschlossen. Vom verbliebenen Drittel weisen mehr als 50
Prozent einen stark oder sehr stark veränderten Charakter auf. Das
zeigte der in diesem Frühjahr veröffentlichte Auenzustandsbericht des
Bundesumweltministeriums und des Bundesamtes für Naturschutz (BfN).
Intakte Auen dienen als Kohlenstoffsenken und leisten somit einen
wichtigen Beitrag zum Klimaschutz. Als Überflutungsflächen sind sie
eine wichtige Hilfe zur Milderung der Folgen der Klimakrise.

Das NABU-Leuchtturmprojekt ist seit 2005 die Renaturierung der Unteren
Havel. 16 Jahre dauert das größte Renaturierungsprojekt eines Flusses
in Europa also schon und setzt Maßstäbe für andere Projekte dieser
Art. Das rund 9.000 Hektar große viele Jahre bedrohte Kerngebiet
bleibt damit ein Naturparadies und Refugium für viele Tier- und
Pflanzenarten. Die bisherigen Gesamtkosten für das Hauptvorhaben, das
Gewässerrandstreifenprojekt Untere Havelniederung, in Höhe von rund 41
Millionen Euro tragen der Bund (75 Prozent), die Länder Brandenburg
und Sachsen-Anhalt (11 und 7 Prozent) sowie der NABU (7 Prozent).
Darüber hinaus gibt es mittlerweile zahlreiche flankierende Maßnahmen
aus anderen Finanzierungsquellen, darunter Landesförderungen, Mitteln
der Ausgleichsabgabe und natürlich Spenden.

Fortschritte im Jahr 2020 - "Fünf Altarme wurden 2020 wieder
angeschlossen, damit sind nun bereits 14 Altarme mit der Havel
verbunden. Das sorgt für lebendige Fließgewässer, und die entstehenden
Inseln bieten wichtige Nahrungs- und Ansiedlungsmöglichkeiten für
Vögel und Biber", sagt Projektleiter Rocco Buchta. Auch die
Reaktivierung von vier Flutrinnen und niedrigen Auenflächen war 2020
möglich, womit die Zahl der fertiggestellten Maßnahmen dieser Art auf
43 anstieg. Der Anschluss von Flutrinnen sowie der Rückbau von
Uferverwallungen und Dämmen schaffen eine natürliche Verbindung
zwischen Fluss und Aue, bei Hochwasser kann das sauer- und
nährstoffreiche Wasser der Havel wieder durch die Wiesen und Röhrichte
ihrer Aue fließen. Je nach Überflutungsdauer bilden sich auf diesen
Flächen Lebensräume für die stark gefährdeten Flutrasen- und
Auenwiesengesellschaften.

Intakte Auen dienen als Kohlenstoffsenken und leisten
 somit einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz.


Auwald, zurückgewonnene Aue und entsiegelte Ufer - Insgesamt 58
Hektar Auwald, darunter auch sechs Hektar auf der Mögeliner Insel bei
Premnitz, konnten gepflanzt werden. "Der Auwald leistet einen
wichtigen Beitrag zur diversen Lebensraumstruktur. Zudem spenden die
Bäume Schatten. Das kühlere Wasser kann mehr Sauerstoff binden und
verbessert dadurch die Lebensbedingungen für Fische und Insekten", so
Buchta. Außerdem sind weitere rund 3.000 Meter Deckwerk an mehreren
Stellen zwischen Rathenow und der Havelmündung zurückgebaut worden,
insgesamt sind es bisher 17.000 Meter. Die entsiegelten Flächen
ermöglichen wieder naturnahe Uferstrukturen und die Entwicklung von
Uferpflanzen. Zudem konnten insgesamt 4,25 Kilometer Deich rückgebaut
werden, womit sich die Überflutungsaue der Havel um 745 Hektar
erweiterte.

Begonnen wurde im letzten Sommer auch mit einem ersten Projekt im
Rahmen des neuen Auen-Förderprogramms des BfN, der "Revitalisierung
der Havelaue bei Bölkershof". Das südlich von Rathenow angesiedelte
Vorhaben grenzt direkt an das Projektgebiet des
Gewässerrandstreifenprojektes Untere Havelniederung und erweitert
dessen Maßnahmen sinnvoll. Es wird in den nächsten fünf Jahren durch
den Rückbau von Deichen auf einer Länge von 580 Metern die
überflutbare Havelaue erweitert, um die Artenvielfalt zu schützen
sowie den Klima- und Hochwasserschutz zu verbessern.

Die Havel - für das größte Renaturierungsprojekt eines
 Flusses in Europa, braucht es noch viel Anstrengung, um
 dieses Naturparadies und Refugium für viele Tier- und
 Pflanzenarten zu schützen.


Forderungen an die Bundesregierung -
Zum Ende des Jahres erwarten wir eine Renaturierungsgesetzgebung der
EU, hier sollte Deutschland vorbereitet sein", erläutert
NABU-Biodiversitäts-Experte Till Hopf die Notwendigkeit einer
Renaturierungsagenda. Das Auenförderprogramm für das "Blaue Band"
laufe gerade gut an, dabei allein dürfe es aber nicht bleiben. Deshalb
fordert der NABU von der zukünftigen Bundesregierung die Einrichtung
eines Renaturierungsfonds in Höhe von 500 Millionen Euro jährlich, um
Projekte zur Wiederherstellung von Artenvielfalt und Ökosystemen zu
fördern - neben Flussauen auch Moore, Wälder und Wildnisgebiete.
"Wir schlagen vor, einen Bundesraumordnungsplan 'Gewässerkorridore'
aufzustellen. So können Grundsätze für die Gewässerentwicklung auf
Bundesebene planerisch festgelegt werden", so Hopf. Außerdem müsse
zukünftig auf eine Privatisierung von Bundesflächen verzichtet werden,
um diese unter anderem für den Gewässer- und Auenschutz zur Verfügung
zu stellen.

Auch Rocco Buchta hofft künftig auf wesentlich stärkere Anstrengungen
der Bundesregierung in Sachen Flussrenaturierung. So übernimmt der
NABU etwa Verantwortung beim bereits im Antragsverfahren befindlichen
Projekt "AllerVielfalt", bei dem er in Kooperation mit dem Landkreis
Verden und der Wasserstraßenverwaltung des Bundes Teile der
Bundeswasserstraße Aller renaturieren will. Solche Projekte werden
künftig im ganzen Bundesgebiet gebraucht, wenn man die Ziele der
EU-Wasserrahmenrichtlinie an den großen deutschen Flüssen erreichen
will.

Info

Mehr Infos zum Projekt auf

www.NABU.de/Unterehavel



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Rocco Buchta ist seit 2005 Projektleiter des
NABU-Leuchtturmprojektes Renaturierung der Unteren Havel.

- Uferschnepfe

- Die Havel ist ein typischer Tieflandfluss. sie hat einen 341
Kilometer langen Verlauf, zuerst in südlicher, dann in westlicher
und schließlich in nordwestlicher Richtung. Dabei überwindet
der Fluss lediglich ein Gefälle von rund 40 Metern.
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MASSNAHMEN/314: Austern zurück in der Nordsee (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Sommer 2021

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

AUSTERN

Austern zurück in der Nordsee

von Nicole Flöper



Überfischung führte zum Aussterben der europäischen Auster in der
deutschen Nordsee. Derzeit soll die heimische Muschelart wieder
angesiedelt werden. Wenn das gelingt, wäre es laut Expert*innen eine
Sensation für die marine Artenvielfalt.

Woran denken Sie, wenn Sie das Wort "Auster" hören? An Sylt? An Essen
für reiche Leute? Die Austern, die bei uns auf dem Teller landen, sind
Pazifische Austern. Diese Art lässt sich einfach züchten. Die
Europäische Auster dagegen, die früher im nord- und ostfriesischen
Wattenmeer und in der Helgoländer Austernbank bis zu den küstenfernen
Austerngründen der Deutschen Bucht vorkam, gilt in den deutschen
Gewässern seit 1950 als ausgestorben. Schon 1920 waren die
Austernbestände massiv überfischt und konnten trotz einiger Versuche
nicht gerettet werden. Austernbänke der Europäischen Auster bestehen
heute nur noch vereinzelt in Großbritannien, Irland, Frankreich und
Dänemark. Diese Entwicklung gefährdet die biologische Artenvielfalt in
der Nordsee.

Einmaliges Ökosystem - 
Austern bilden aufgrund ihres Schalenwachstums so genannte biogene
Riffe. Das sind Riffe, die sich im Laufe von Jahrhunderten durch den
kontinuierlichen Aufwuchs junger Austern auf vorhandenen
Austernschalen, und durch Sedimentablagerungen innerhalb der
Zwischenräume, entwickeln. Austernriffe bieten Nahrung, Laichgrund,
Kinderstube, Versteck- und Schutzraum für zahlreiche Arten:
beispielsweise Seenelken, Meeresschnecken, Moostierchen, Schwämme,
Krebse und viele Fischarten. Sie verbessern die Wasserqualität durch
Filtration, verringern toxische Algenblüten, festigen lose Sedimente,
dienen damit dem Küstenschutz und sorgen insgesamt für eine
Wertsteigerung des umliegenden Ökosystems. "In den vergangenen Jahren
ist ein globaler Rückgang der Austernriffe um mehr als 85 Prozent zu
verzeichnen", sagt Bernadette Pogoda, Projektleiterin am
Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) des ersten Wiederansiedlungsprojektes
Europäischer Austern in einem Meeresschutzgebiet in der offenen
Nordsee.

Austern im Borkum Riffgrund - 
2016 startete das Erprobungs- und Entwicklungsvorhaben zur
Wiederansiedlung der Europäischen Auster in der Ausschließlichen
Wirtschaftszone (AWZ) der deutschen Nordsee zunächst mit
Voruntersuchungen. Initiiert und gefördert wird das Projekt vom
Bundesamt für Naturschutz (BfN) mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums. Als Standort für ein erstes Pilotprojekt
wurde das Meeresschutzgebiet Borkum Riffgrund festgelegt. Dies erfüllt
die historischen, ökologischen und logistischen Auswahlkriterien. "Die
Europäische Auster ist neben Krankheiten und Klimaveränderungen vor
allem aufgrund der Austernfischerei mit Bodenschleppnetzen
ausgestorben", so Pogoda. Weibliche Austern strudeln die männlichen
Spermien ein. Die Larven siedeln sich auf den Austernschalen an.
"Fehlen diese, da sie beispielsweise durch bodenzerstörende
Fangmethoden zerstört wurden, finden sie keinen Halt oder es kann gar
nicht mehr zur Befruchtung kommen, da weibliche und männliche Austern
zu weit voneinander entfernt sind", erklärt die Meeresbiologin.

Ausbringung der Austern in der Nordsee - 
Die Austernriffflächen wurden in etwa 30 Meter Tiefe auf dem
Meeresboden angelegt: Auf dem sandigen Untergrund wurden durch das
Tauchteam lebende Austern direkt oder auf Kalksteinen und
Sandsteinblöcken ausgebracht. Zusammen mit der jeweiligen Unterlage
bilden diese das Pilotriff. "Weitere Flächen sollen zukünftig angelegt
werden, wobei berücksichtigt wird, auf welchen Unterlagen sich die
Austern im Offshore-Bereich am besten entwickeln. Solche Maßnahmen
bilden einen wichtigen Beitrag für das Management und das Erreichen
der Schutzziele der küstenfernen Meeresschutzgebiete in der deutschen
AWZ, für die das BfN zuständig ist", so Pogoda. Zweimal im Jahr fährt
das Team raus, um das Riff zu kontrollieren, einmal mit
Unterwasserkameras und Sensorik, einmal für Taucharbeiten.

Know-how zur Aufzucht ist verloren gegangen - 
Für die langfristige Wiederansiedlung ist auch der Aufbau einer
Austernaufzuchtanlage wichtig, der im Rahmen eines Projektes im
Bundesprogramms Biologische Vielfalt gefördert durch das BfN mit
Mitteln des BMU am AWI-Standort auf Helgoland erfolgt. "Das Know-how
zur Aufzucht Europäischer Austern ist verloren gegangen. Früher wurde
vor allem Wert darauf gelegt, alle Austern gleich groß und schwer zu
züchten, um sie besser verkaufen zu können. Im Gegensatz zu
wirtschaftlichen Kriterien geht es im Naturschutz aber um genetische
Vielfalt. Wir brauchen daher langsames Wachstum, schnelles Wachstum,
große, kleine und verschiedene Formen der Austern", so Pogoda.

Erste Ergebnisse, ob sich die Austern gut entwickelt haben, sollen
Ende Mai vorliegen. Das Team um Pogoda hofft, dass sich dann die im
Juli 2020 ausgebrachten Austern in ihrem neuen Zuhause eingerichtet
haben.

Austernriffe bieten Nahrung, Laichgrund, Kinderstube,
 Versteck- und Schutzraum für zahlreiche Arten.


Info

Die Austernriffe werden auch Bestandteil der NABU-Vr-Welt
"NordseeliFe" sein. Diese soll im Laufe des Jahres veröffentlicht
werden und unter anderem als Lernplattform dienen.

NABU-Forderungen

Im Mai 2020 wurden die Managementpläne für die Umsetzung der
Naturschutzvorgaben des Bundes für die Nordseeschutzgebiete
veröffentlicht. Sie schaffen unter anderem einen Rahmen, um
Schifffahrt und Rohstoffabbau in den entsprechenden Gebieten besser zu
regulieren. Klimawandel und Artensterben sind seit Jahrzehnten auch in
der Nord- und Ostsee angekommen. Doch damit Schweinswale, Seetaucher
und die artenreichen Kaltwasserriffe sich von der Übernutzung wirklich
erholen können, müssen schnell wirksame Maßnahmen folgen. Der NABU
fordert ungenutzte Zonen für die Natur in den Schutzgebieten, eine
Wiederherstellungsoffensive für zerstörte Biotope und das Ende
schädlicher Fischereipraktiken. Die Bundesregierung muss den
Meeresnaturschutz in Nord- und Ostsee konsequent umsetzen und dafür
auch finanziell und personell die Grundlagen schaffen.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Junge europäische Austern wurden 2020 zum Pilotriffaufbau im
Meeresschutzgebiet Borkum Riffgrund ausgebracht. Zuvor wurden die
Saataustern in der Aufzuchtanlage auf Helgoland gehältert.

- Saataustern sind nur wenige Milimeter groß, können in der deutschen
Nordsee dann aber mit der Zeit zu großen Riffen am Meeresboden
zusammen wachsen. Der Grundstein für ein erstes Pilotriff in der
deutschen Nordsee wurde dafür 2020 gelegt.

 * 
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SCHUTZGEBIET/893: Quelljungfer statt Schneekanone (BUND MAGAZIN)

BUND MAGAZIN - 4/2021

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany


NATUR IM PORTRÄT

SCHIERKE

Quelljungfer statt Schneekanone


von Severin Zillich

20 Hektar Wald drohten bei Schierke einem neuen Skigebiet zum Opfer zu
fallen, darunter streng geschützter Moorwald. Der BUND konnte das
abenteuerliche Vorhaben direkt am Nationalpark Harz nach langem
Widerstand verhindern.



Ein schmaler Pfad führt in den Fichtenwald. Beinahe hüfthoch
wachsen hier die Blaubeersträucher. Auch riesige Steinpilze
säumen den Weg, leider ein bisschen alt schon und feucht. Tiefer
im Wald entdecken wir weitere Pilze. Und dazu einen Bärlapp -
eine echte Rarität in Sachsen-Anhalt (siehe Foto). Immer häufiger
bedeckt nun Torfmoos den Boden. Mehrfach überqueren wir kleine
Bäche und halten nach Feuersalamandern Ausschau. Selbst der Luchs
und mehrere Fledermaus-Arten sind hier zu Hause. Kaum zu
glauben: Fast wäre dieses Idyll von einem Skiprojekt zerstört worden.


Ski Alpin in Schierke?

Dass es nicht so weit kam, ist auch zwei Naturschützern zu verdanken,
die an diesem Herbsttag mit dabei sind: Ralf Meyer, Vorsitzender des
BUND Sachsen-Anhalt; und Friedhart Knolle, Vorsitzender des
BUND Westharz und aktiv im Vorstand des Fördervereins für den nahen
Nationalpark Harz. Jahrelang setzten die beiden alle Hebel in
Bewegung, um den wertvollen Moorwald am Winterberg zu bewahren. Diesem
Berg nämlich drohte das gleiche Schicksal wie dem benachbarten
Wurmberg auf niedersächsischer Seite. Mit Seilbahn, Skipiste und
Schneekanonen planten die Stadt Wernigerode und ein Investor den
Wintersport im Harz anzukurbeln. Und das von Schierke aus, kaum 700
Meter hoch gelegen ...

Für dieses gleich mehrfach fragwürdige Projekt gab es politisch
reichlich Rückendeckung, bis hinauf zu CDU-Ministerpräsident Haseloff.
Nur die Umweltministerin Dalbert der Grünen (bis September in einer
Kenia-Koalition mit CDU und SPD) verweigerte ihre Zustimmung.

Vorrangig geschützt

Und das aus gutem Grund. Denn die geplante Seilbahn hätte
einen besonders geschützten Lebensraum durchschnitten und
teilweise zerstört. Moore und Moorwälder gehören zu den
bedrohtesten Lebensräumen Deutschlands. Nur ein Bruchteil hat die
Jahrhunderte der Entwässerung und des Torfabbaus überlebt. Viele
Pflanzen, Tiere und Pilze im Moor sind darum stark gefährdet.
Moorböden binden zudem mit Abstand das meiste CO2, sind also ganz
wesentlich für den Schutz des Klimas.

Dass vom Skiprojekt auch ein Moorwald betroffen wäre, war allen Seiten
bewusst. Die Befürworter versuchten den absehbaren Schaden mit
mehreren Gutachten kleinzurechnen. Allein: Der Moorwald selbst ließ
sich schlecht leugnen, genauso wenig wie die Tatsache, dass er durch
EU-Recht »prioritär geschützt« ist.

Und das ist das Tolle an der zugrundeliegenden FFH-Richtlinie: Sie
beschützt bestimmte Arten und Lebensräume qua ihrer Existenz - dort,
wo sie vorkommen. Und nicht erst, wenn ein Bundesland einen Lebensraum
formal als FFH-Gebiet gemeldet hat.

Verkalkuliert

Dem BUND und der Umweltministerin war dieser Umstand bekannt. Nicht
aber wohl jenen, die das Skiprojekt lange vorantrieben. Tatsächlich
war die Projektfläche mit dem Moorwald zwar von FFH-Gebieten umringt,
selbst aber nicht ausgewiesen worden. Das habe man in den 1990er
Jahren offenbar bewusst »vergessen«, mutmaßt Friedhart Knolle. Schon
damals plante man den Winterberg für den Skisport zu erschließen.

Doch besagtes EU-Recht ist ein scharfes Schwert. Darauf wies der BUND
viele Jahre immer wieder hin, im Gespräch mit den Behörden, der
Politik und der Öffentlichkeit. Das dadurch angeschobene
Raumordnungsverfahren ließ der BUND von der Fachanwältin Franziska Heß
begleiten. 2017 kam der damalige BUND-Vorsitzende Hubert Weiger nach
Schierke, um vor Ort den Aktiven den Rücken zu stärken.

Trotz aller Versuche von Magdeburger Ministerien, das Projekt noch
durchzusetzen: Am Schutzstatus des Moorwalds ließ sich letztlich
nicht rütteln. Doch erst im Februar 2021 zog sich der Investor zurück.
Ralf Meyer sieht nun die Chance für einen Neustart: »Wintersport mit
Abfahrtspisten, Kunstschnee und Seilbahnen hinterlässt zerstörte
Berglandschaften. Mit den steigenden Temperaturen sind Skiprojekte auf
einer solchen Meereshöhe sowieso zum Scheitern verurteilt. Die Zukunft
Schierkes liegt im nachhaltigen Naturtourismus.«

Endgültig vom Tisch?

Im Juni kündigte das Land an, was der BUND seit Langem
forderte: nämlich den Moorwald und seine Umgebung als FFH-Gebiet
nachzumelden (siehe Karte). Allerdings muss das neue
schwarz-rot-gelbe Kabinett in Magdeburg dem zustimmen. Tut es das
nicht, wird der BUND klagen. Tatsächlich bezweifeln Ralf Meyer und
Friedhart Knolle, dass das Skiprojekt vom Tisch ist. So steht dem
Umweltministerium - bisher ein wichtiger Verbündeter - seit September
der bisherige Wirtschaftsminister vor, einer der größten Verfechter
des Skiprojekts. Doch überwiegt bei den BUND-Aktiven die Zuversicht.
Mit dem Naturschutzrecht der EU auf ihrer Seite hoffen sie Seilbahn
und Schneekanonen auch künftig verhindern zu können.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- In Sachsen-Anhalt selten und stark gefährdet: der Sprossende
Bärlapp. 

- Als bedroht gilt auch die Zweigestreifte Quelljungfer, hier ein
Männchen.

- Das angekündigte FFH-Gebiet »Wald- und Moorgebiet südwestlich
Schierke« am Südrand des Nationalparks Harz. Dunkelgrün gefärbt der
gerettete Fichten(Moor-)wald.

- Ralf Meyer und Friedhart Knolle bei einem Ortstermin in dem
Moorwald.

- Und so sieht es rund um Schierke sonst aus: Im Schutz abgestorbener
Fichten wächst ein stabilerer Wald auf.

 * 
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KLIMA/767: Verschleierung de jure ... (SB)



"Der Europäische Emissionshandel (EU-ETS) ist das zentrale
klimapolitische Leitinstrument in Europa, um Treibhausgasemissionen
von Energie- und Industrieanlagen sowie des innereuropäischen
Luftverkehrs kosteneffizient zu reduzieren."

(Deutsche Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt)

Die Idee wirkt auf den ersten Blick bestechend: Allen am Europäischen
Emissionshandelssystem EU-ETS beteiligten Unternehmen (unter anderem
aus der Energie-, Zement-, Stahl- und Chemiebranche) werden bestimmte
Höchstmengen an Treibhausgasemissionen zuerkannt. Ähnlich wie ein
Unternehmen Gebühren für Abwasser entrichtet, soll es Gebühren für
Abgase bezahlen und zwar für jene Anteile, mit denen es das Klima
anheizt, die Treibhausgase. Die Behörden berechnen und legen fest,
wie hoch die CO₂-Emissionen einzelner Unternehmen sind. Daran
werden dann die Zertifikate bzw. Emissionsberechtigungen (European
Union Allowances, EUA) ausgegeben. Dabei entspricht ein Zertifikat (1
EUA) einer Tonne CO₂-Emissionen.

Erzeugen Unternehmen weniger Treibhausgase, haben sie Zertifikate
übrig und können sie am Markt veräußern, erzeugen sie mehr
Emissionen, müssen sie Zertifikate dazukaufen. Das heißt, die
Unternehmen werden bestrebt sein, weniger Energie zu verbrauchen und
weniger Treibhausgase emittierende Produkte herzustellen. Das kann
zum Beispiel der Umstieg von Braunkohlekraftwerken auf Gaskraftwerke
oder auf erneuerbare Energiesysteme sein. Um den Druck auf die
Unternehmen zu erhöhen, wird die Gesamtmenge an ausgegebenen
CO₂-Zertifikaten regelmäßig gekappt, was zur Folge haben
sollte, dass sie sich verteuern. Es sollte also aufgrund des
ökonomischen Druckmittels immer attraktiver werden,
Treibhausemissionen zu reduzieren, weil, so die Idee, es ansonsten
die Unternehmen immer teurer käme.

In den ersten beiden Handelsperioden (2005 bis 2012) des EU-ETS
erhielten die Unternehmen die CO₂-Zertifikate, die sie am Ende
des Jahres abgeben müssen, nahezu vollständig geschenkt. Bis heute
ist der Anteil, der kostenpflichtig ersteigert werden muss,
schrittweise gestiegen.




[image: Das Kurvendiagramm zeigt, dass der Preis trotz Schwankungen bis 2019 unter 30 Euro pro Tonne Kohlenstoffdioxidemissionen geblieben ist - Graphik: Allavion, CC BY-SA 4.0 https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0, via Wikimedia Commons. Bearbeitung durch Schattenblick]

Preisentwicklung der EU-Emissionszertifikate (EUA) im
EU-Emissionshandelssystem bis Oktober 2021, auf Grundlage von Daten
von https://icapcarbonaction.com.

Graphik: Allavion, CC BY-SA 4.0
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0, via Wikimedia
Commons. Bearbeitung durch Schattenblick



Am 1. Januar 2005 fiel der Startschuss zum EU-ETS. In der Praxis hat
sich gezeigt, dass die anfangs zugeteilten Emissionsrechte viel zu
hoch angesetzt waren; es gab also viel mehr Emissionsrechte, als
gebraucht wurden. Laut dem niederländischen Datenjournalisten Luuk
Sengers hatten gar 40 der größten Klimaverschmutzer Europas mehr
CO₂-Zertifikate geschenkt bekommen, als sie brauchten. Das
bedeutete, dass aus dem ETS kein Lenkungseffekt in Richtung
Klimaschutz eintrat. (Was allerdings Energiekonzerne nicht davon
abgehalten hatte, ihre fiktiven Mehrkosten auf den Strompreis
aufzuschlagen.) Und das niederländische Institut CE Delft hat
berechnet, dass die ersten zwölf Jahre des Emissionshandels der
europäischen Industrie Extragewinne in Höhe von sagenhaften 50
Milliarden Euro einbrachte. Offensichtlich hatte der Emissionshandel
nicht das Erdklima, sondern das Geschäftsklima geschützt.

Zwischenzeitlich war der Preis pro Tonne CO₂-Emissionen auf
unter fünf, phasenweise sogar auf unter drei Euro abgesackt. Ein
nennenswerter Klimaschutzeffekt ergibt sich jedoch erst bei ungefähr
50 Euro pro Tonne CO₂-Emissionen. Bis dahin wird vor allem
heiße Luft produziert. Mit den milliardenschweren Extragewinnen
konnten die größten Klimaverschmutzer Europas sogar nach Gutdünken
wirtschaften, also genau das fortsetzen, weswegen ihnen eigentlich
Schranken auferlegt werden sollten.

Annähernd die Hälfte des beim Verbrennen fossiler Energieträger
generierten Kohlenstoffdioxids verbleibt dort viele Jahrhunderte und
entfaltet während dieser Zeit seine Treibhausgaswirkung, indem es die
langwellige Wärmerückstrahlung der Erdoberfläche daran hindert, ins
Weltall zu entweichen. Insbesondere von den Industriegesellschaften
wurde und wird die Erdatmosphäre als kostenloses Endlager für
Treibhausgasemissionen genutzt. Die Länder des Globalen Südens sind
daran kaum beteiligt. Erst in den letzten Jahren stoßen einige
Schwellenländer in die Gruppe der stärksten Verschmutzer vor, allen
voran China. Allerdings gilt das noch nicht für die
Pro-Kopf-Emissionen. Das EU-Europa trägt somit eine große historische
Mitverantwortung für die Misere.

Die gesellschaftlichen Folgen, also die materiellen Verluste an
Mensch und Material, der Klimaentwicklung sind immens. Im
vorherrschenden marktwirtschaftlichen System, in dem kaum etwas
kostenlos zu haben ist, war ausgerechnet die Abgasentsorgung lange
Zeit umsonst. Würde man die auf die Gesellschaft abgewälzten Kosten
der Schadensbeseitigung einbeziehen, müsste nach einer Untersuchung
des Umweltbundesamts der Preis der Verschmutzungsrechte auf 195 Euro
pro Tonne CO₂-Emissionen steigen.

Ein Zwischenresümee: Von 2005 bis 2016 wurde mit dem wichtigsten
europäischen Klimaschutzprojekt das Gegenteil dessen erreicht,
weswegen es angeblich eingerichtet worden war. Die Unternehmen sahen
sich nicht genötigt, ihre CO₂-Emissionen zu verringern, weil
die dazu erforderlichen Maßnahmen teurer geworden wären, als weiter
wie bisher Treibhausgase zu emittieren und dafür Zertifikate zu
erwerben.




[image: Spitze eines Flugzeugflügels oberhalb einer geschlossenen Wolkendecke, aus der vereinzelt blumenkohlartige Wolken herausragen - Foto: Arne Hückelheim, CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0), via Wikimedia Commons]

Klimaschutz? Vor allem heiße Luft ...

Die Dampfwolken der RWE-Kraftwerke Frimmersdorf (links, inzwischen
stillgelegt), Neurath (mitte) und Niederaußem (rechts) durchstoßen
die Wolkenschicht.

Die Dampfwolken bestehen hauptsächlich aus kondensiertem Wasserdampf.
Das unsichtbare Treibhausgas CO₂ wird auf anderen Wegen
emittiert. Die Aufnahme entstand kurz nach dem Start vom Flughafen
Köln-Bonn.

Foto: Arne Hückelheim, CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0), via Wikimedia Commons



Seit 2017 steigt der Preis pro Tonne CO₂-Emissionen unter
starken Schwankungen, jedoch insgesamt deutlich an. Anfang 2021, mit
Beginn der vierten Handelsperiode des EU-ETS, wurden die Bedingungen
des Emissionshandels verändert. In diesem Jahr ist der Preis so
schnell und so stark gestiegen (Stand 25. November: 75 Euro/Tonne
CO₂), dass von dem Wirtschaftsnachrichtendienst "Bloomberg"
bereits im Februar die "Befürchtung" ventiliert worden war, die
EU-Kommission werde das (vermeintliche freie) Marktgeschehen
beeinflussen und eine Obergrenze für den CO₂-Emissionspreis
festlegen. Dazu besitzt diese seit 2009 mit der Einführung des
Artikels 29a zu "Maßnahmen im Fall übermäßiger Preisschwankungen" in
der ETS-Richtlinie die rechtliche Handhabe. Die EU-Kommission hat
sich jedoch zurückgehalten.

Die aktuelle Preisentwicklung bedeutet jedoch immer noch nicht, dass
ab jetzt das Europäische Emissionshandelssystem die ihm zugesprochene
volle Schlagkraft entfaltet. Das hat mit dem sogenannten Hedging zu
tun. Das Wort kommt aus dem Englischen und bedeutet "einhegen". Aus
unternehmerischer Sicht stellt ein steigender Emissionshandelspreis
ein Risiko dar, dem es zu begegnen, das es einzuhegen gilt.

Bereits während der dritten Handelsperiode (2013 - 2020) des EU-ETS
hatte Europas größter Treibhausgasemittent, der Energiekonzern RWE,
seine Aktionärinnen und Aktionäre beruhigt und erklärt, dass er sich
mit Emissionszertifikaten bis zum Jahr 2022 eingedeckt und somit
das Risiko eines steigenden Zertifikatepreises eingehegt habe. So
hielt Tom Glover von RWE Supply & Trading am 17. Juli 2018 bei einem
Investoren-Lunch in London einen Vortrag mit dem Titel: "Implicit
Fuel Hedge. Understanding the value of RWE's hedging approach", in
dem er die Sicherungsstrategien von RWE vorstellte und erklärte, dass
CO₂-getriebene Strompreisänderungen keinen Einfluss auf die
Rendite von RWE hätten.

Einen Monat darauf hat laut der Nachrichtenagentur Bloomberg
(14.08.2018) RWE-Finanzchef Markus Krebber im Gespräch mit Investoren
und Analysten gesagt, dass sich das Unternehmen über 2022 hinaus
abgesichert habe. Einzelheiten habe Krebber aber "in Anbetracht der
empfindlichen Natur dieser Information" nicht nennen wollen.

Als der Schattenblick bei einer Podiumsdiskussion der Veranstaltung
"Jedes Zehntelgrad zählt!" (23.10.2018), die von der Klima-Allianz
Deutschland und VENRO organisiert worden war, Dr. Artur
Runge-Metzger, Abteilungsleiter in der Generaldirektion Klimapolitik
der Europäischen Kommission, auf das Vorgehen von RWE ansprach,
erwiderte dieser, dass das nun mal die freie Marktwirtschaft sei.
Immerhin habe RWE Geld auf die Seite legen müssen, was in der
Zwischenzeit nicht für etwas anderes verwendet werden konnte. Man
könne dem Unternehmen nicht verbieten, so zu handeln, und ihm die
Zertifikate wegnehmen.

Eine Vertiefung dieses Themas blieb aus, obschon die EU-Kommission
das Hedging ihrerseits hätte einhegen können, indem sie
beispielsweise beschlossen hätte, dass die Zertifikate mit jeder
Handelsperiode ihren Wert verlieren und neu gekauft werden müssen.

Inzwischen macht RWE um "die empfindliche Natur dieser Information"
kein großes Geheimnis mehr. Der Energiekonzern hat die Zeiten, in
denen die Verschmutzungsrechte preiswert waren, genutzt und sich so
reichlich eingedeckt, dass es seine absehbaren CO₂-Emissionen
bis 2030 vollständig abdecken kann. Das "Risiko", Klimaschutz zu
betreiben, wurde erfolgreich eingehegt. Das wirtschaftsnahe
"Handelsblatt" (19.09.2021) ist voll des Lobes für das geschickte
Taktieren der Trading-Abteilung von RWE. Sie habe gut "gezockt",
heißt es, von einer "Glanzleistung" ist die Rede.

Das Unternehmen musste zwar für den Erwerb der Verschmutzungsrechte
Geld zur Seite legen, wie Runge-Metzger feststellte, aber da deren
Wert inzwischen extrem gestiegen ist und möglicherweise noch weiter
steigen wird, hat sich die Investition gelohnt. So hätte ein 2016 für
fünf Euro erworbenes Zertifikat binnen fünf Jahren einen 15-fachen
Wertzuwachs erfahren. Welches andere Wertpapier wirft eine so hohe
Rendite ab?

In seinem "Interim report on the first half of 2021" schreibt RWE,
dass zwar der Wert seiner Braunkohlekraftwerke und Tagebaue in den
letzten Jahren gesunken ist, aber dass sich aus buchhalterischer
Sicht die Auswirkungen dieser Wertminderung durch seine langfristigen
CO₂-Absicherungsgeschäfte im Wesentlichen ausgeglichen haben.

"Hedging" ist kein Alleinstellungsmerkmal von RWE. Auch die
Salzgitter AG hat sich bis 2030 vollständig abgesichert, meldete das
"Handelsblatt" (04.10.2021). Andere am EU-ETS beteiligte Unternehmen
haben ebenfalls Hedging betrieben und sich zumindest für die nächsten
Jahre freigehalten.

Wie "Spiegel online" (29.03.2021) berichtete, sorgen inzwischen Hedge
Fonds, die selbst gar nicht dem EU-ETS unterworfen sind, mit dem
Erwerb von Emissionszertifikaten für eine erhöhte Nachfrage und somit
für steigende Preise. Das wiederum nötige die am
Emissionshandelssystem beteiligten Unternehmen, Energie zu sparen
oder von Kohlekraftwerken auf weniger emissionsstarke Gaskraftwerke
umzustellen, behauptet das Magazin.

Diese Einschätzung ist angesichts der Möglichkeit eines Unternehmens,
sich gegen solche Risiken abzusichern, recht wohlwollend formuliert.
Denn sobald Börsenspekulanten Witterung aufgenommen haben, wird nicht
nur der Erwerb, sondern auch das Abstoßen von CO₂-Zertifikaten
zum Geschäftsmodell. Beispielsweise können auf steigende oder
fallende Preise, mal mit, mal ohne festgelegtes Enddatum, Wetten
abgeschlossen werden. "Strategische Spekulation" nennen Börsianer
solche Geschäftspraktiken. Und wenn nach solch einem womöglich
gezielten Absturz die Preise wieder hochschnellen, dann würde auch
daran verdient.

Mit der Plattform SparkChange wurde 2018 ein registrierten Investoren
vorbehaltener Onlinehandelsplatz für Kohlenstoff-Zertifikate
eingerichtet. Das in London, Seattle und Boston ansässige Unternehmen
wirbt damit, dass der Preis für CO₂-Zertifikate steigen und
voraussichtlich eine Rendite von 4,3 Prozent über die nächsten vier
Jahre abwerfen wird. Gleichzeitig werde echter, physischer
Klimaschutz betrieben. Eine Behauptung, die im Widerspruch dazu
steht, dass RWE und andere Unternehmen, die ja die eigentlichen
Akteure sind, die reale Treibhausgasemissionen erzeugen, ihre Risiken
aus dem steigenden CO₂-Zertifikatepreis bis 2030 vollständig
oder zumindest partiell abgesichert haben.

Die CO₂-Zertifikate selber bleiben bloße Handelsobjekte für
derlei Spekulationen. Das hat nichts mit den vorgeblichen Aufgaben
des EU-ETS, dem Kampf gegen die besorgniserregende globale Erwärmung,
zu tun. Der Eintritt von mindestens 230 Finanzmarktakteuren (Michael
Pahle, "Tagesspiegel Background", 23. März 2021) in den
CO₂-Zertifikatehandel ist nicht Ausdruck der Wertschätzung von
Klimaschutz, sondern der Wertschätzung von Profiten mit dem
Klimaschutz. Wobei der PIK-Forscher Pahle in der Spekulation sogar
Vorteile sieht. Sie könne "die Effizienz des Marktes durch mehr
Liquidität, bessere Preisfindung und die Möglichkeit zum
Risikotransfer erhöhen", schreibt er. Nur die "überschüssige
Spekulation" solle gezielt eingedämmt werden. An den Kriterien zur
Festlegung der Grenze, ab wann eine Spekulation "überschüssig" ist,
arbeiten er und andere im Rahmen des Kopernikus-Projekts Ariadne des
Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change
(MCC) in Berlin.




[image: Ein Mann fegt den Boden, auf dem zahlreiche Zeitungen und Papier ungeordnet herumliegen - Foto: Nationaal Archief, No restrictions, via Wikimedia Commons]

Die Sache mit den Wertpapieren war dann wohl doch nicht so gut
gelaufen wie gedacht. Aber der Klimaschutz, der ist bei den
Börsianern in guten Händen. Ganz bestimmt.

Unwertbeseitigung nach dem Börsencrash an der New Yorker Wall Street
1929

Foto: Nationaal Archief, No restrictions, via Wikimedia Commons



Fazit: Ein aus dem Europäischen Emissionshandelssystem erwachsener
Druck auf die Wirtschaft in Richtung Klimaschutz fand in den ersten
zwölf Jahren wegen der zuviel ausgegebenen CO₂-Zertifikate
nicht statt und wurde seitdem von einer Reihe daran beteiligter
Unternehmen mittels Hedging abgefangen. Solange der Klimaschutz der
Wirtschaft überlassen bleibt, ist es aus betriebswirtschaftlicher
Sicht rational, das Risiko nicht in der globalen Erwärmung zu sehen,
sondern lediglich darin, für ihren Anteil an dieser
Schadensentwicklung zur Verantwortung gezogen zu werden.

28. November 2021
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RESSOURCEN/243: Aggression, Bezichtigung und Folgen ... (SB)



Die Ozeane und ihre Randmeere bedecken den weitaus größten Teil der
Erdoberfläche. Irgendwo in dieser wasserreichen Sphäre entstand
vermutlich das Leben, vielleicht an submarinen hydrothermalen Quellen
mit ihren Schwefelausgasungen oder in abwechselnd überspülten und
trockenfallenden Flächen des Tidenhubs, und irgendwann überlebten
erstmals Meeresbewohner an Land. Zunächst zeitweise, dann dauerhaft.
Noch heute tragen Landlebewesen gewissermaßen den Ozean in sich und
kommen ohne Wasser nicht aus.

Seit rund 200 Jahren breiten sich die fernen Nachfahren der ersten
Landbesiedler, die Spezies des Menschen, massiv aus. Sie pflegt dabei
einen von fossilen Energieträgern befeuerten Lebensstil, der sich
sogar geologisch niederschlägt. Ob Landflächen, Luft oder Ozeane,
sämtliche sogenannten Naturräume des Planeten wandeln sich schneller
und schneller durch ihre Nutzbarmachung. Die Meere absorbieren rund
23 Prozent der menschengemachten CO₂-Emissionen und nehmen
mehr als 90 Prozent der globalen Erwärmung auf. Der Preis für diese
"Ökosystemdienstleistung": Die Versauerung und Erwärmung nimmt so
rasant zu, dass sich viele der im Meer lebenden Arten nicht
rechtzeitig anpassen können.

Aus den fossilen Archiven der Erdgeschichte lässt sich ablesen, dass
einst beispielsweise Korallen schon unter viel saureren Bedingungen
gelebt haben. Doch heute kommen sie mit der an erdgeschichtlichen
Maßstäben gemessen sehr hohen Geschwindigkeit der Entwicklung nicht
klar. Erwärmung und Versauerung setzen ihnen und allen anderen
Lebensformen, die Kalkschalen aufweisen, zu.

Bisher sind alle Versuche des Menschen, die von ihm eingeleiteten
multiplen Schadensentwicklungen zu stoppen, gescheitert. Während aber
über die lippenbekenntnisreichen Erklärungen des großen Klimagipfels
im schottischen Glasgow für kurze Zeit viel berichtet wurde, hat eine
global gesehen zwar weniger folgenschwere, dennoch die gegenwärtig
vorherrschenden Zerwürfnisse der sogenannten Staatengemeinschaft
treffend widerspiegelnde Entscheidung im unmittelbaren Vorfeld der
UN-Klimakonferenz COP 26 nur geringe mediale Aufmerksamkeit erlangt:
Auf der online durchgeführten 40. Jahresversammlung der Kommission
zur Erhaltung der lebenden Meeresschätze der Antarktis (CCAMLR -
Commission for the Conservation of Antarctic Marine Living Resources)
in Hobart, Australien, konnte das 26-köpfige Gremium (25 Staaten plus
Europäische Union) über einen seit fünf Jahren diskutierten Vorschlag
keine Einigung erzielen. Somit werden weder das Weddellmeer (2,18
Mio. km²) noch Meeresgebiete vor der Ostantarktis (0,95 Mio. km²) und
vor der westantarktischen Halbinsel (0,65 Mio. km²) fürderhin als
Schutzgebiete ausgewiesen.




[image: Sonnenbeschienene, ausgestreckt auf dem Eis liegende Weddellrobbe, Augen geschlossen - Foto: W. Bulach, CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0), via Wikimedia Commons]

Anscheinend satt und zufrieden - die Nahrungskette ist wohl noch
nicht unterbrochen.

Weddellrobbe (Leptonychotes weddelli), Melchior-Inseln in der
Dallmann-Bucht, Westantarktis.

Foto: W. Bulach, CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0), via Wikimedia Commons



Der Entwurf der Kommission, die 1980 im Rahmen des Antarktisvertrags
eingerichtet worden war, sah vor, jene zusammen fast vier Millionen
Quadratkilometer umfassende Meeresfläche aus der kommerziellen
Fischerei herauszunehmen. Dadurch sollten zwei Ziele verfolgt werden:
Erstens sollte der generelle Schutzcharakter der Antarktis
unterstrichen werden, was angesichts des Drucks auf die dortigen
Ökosysteme sowohl durch den menschengemachten Klimawandel als auch
durch wirtschaftliche Interessen (Fischfang, Tourismus,
Pharmaindustrie bzw. allgemein Bioprospecting) als dringend geboten
angesehen wird.

Zweitens war es nicht gelungen, dass, wie in den "Aichi-Zielen" von der 10.
Vertragsstaatenkonferenz der Biodiversitätskonvention im Jahr 2010
vereinbart, bis Ende 2020 mindestens 10 Prozent der weltweiten
Meeresfläche als Schutzgebiete ausgewiesen werden. Geschafft sind bis
heute nur 7,7 Prozent, wobei ein Großteil dieser Fläche nur einen
mäßigen Schutz genießt. Lediglich 2,9 Prozent der Meeresfläche gelten
laut dem Marine Protection Atlas als vollständig oder hochgradig
geschützt. Mit den drei neuen Schutzgebieten hätte sich der Wert um
rund ein Prozent erhöht.

Das Alfred-Wegener-Institut für Meeresforschung (AWI), das den
Schutzgebietsentwurf zum Weddellmeer ausgearbeitet hat, nennt
zahlreiche Gründe, die für ein solches Vorhaben sprechen:

- Die weitgehende Unberührtheit des Gebiets erlaubt einzigartige
Forschungen in einer Meeresumwelt, die nur einem sehr geringen
menschlichen Einfluss unterliegt.

- In und unter dem Eis des Weddellmeers leben Bakterien und andere
Mikroorganismen, die die Basis der Nahrungskette bilden. Auch ist es
Heimat des Antarktischen Silberfischs (Pleuragramma antarctica), der
ebenfalls ein unverzichtbarer Bestandteil der Nahrungskette ist.

- Die extremen Lebensbedingungen haben einzigartige Verhaltensweisen
und Fähigkeiten der Tierwelt hervorgebracht.

- Mit ca. 14.000 Tierarten findet sich dort eine Artenvielfalt wie in
einem tropischen Korallenriff.

- Dieses antarktische Randmeer dient als Rückzugsort für
kälteliebende Arten, was auch in kommenden Zeiten der globalen
Erwärmung wichtig sein könnte.

- Das Weddellmeer ist Heimat eines erheblichen Teils der Population
der Kaiserpinguine und Antarktischen Sturmvögel und zugleich ein
beliebter Tummelplatz für Meeressäuger.

Außerdem haben Erfahrungen mit Schutzgebieten gezeigt, dass sich die
Bestände nicht nur innerhalb ihrer Grenzen erholen, sobald sie nicht
mehr befischt werden, sondern auch außerhalb, so dass die - vom
Standpunkt der Verwertungsabsichten betrachtet - "negativen"
Auswirkungen auf die Fangmengen wahrscheinlich geringer ausfallen
würden, als die nackten Zahlen im Vorfeld vermuten lassen. Weitere
antarktischen Randmeere unter Schutz zu stellen wäre zumindest ein
kleiner Schritt in die von der Staatengemeinschaft beschlossene
Richtung gewesen.




[image: Welliger Meeresboden mit zahlreichen Tieren darauf, dahinter eine steil aufragende Eiswand - Foto: National Science Foundation, public domain via Wikimedia Commons]

Artenvielfalt im antarktischen Randmeer.

Dieser Bereich einer Eiswand und des Ozeanbodens bei Explorer's
Cover, New Harbor, McMurdo-Sund, grenzt an eine ferngesteuerte
Foto-Anlage. Eine Unterwasser-Kamera ist mit Einrichtungen an Land
verkabelt, die Bilder per Funk in das Internet übertragen.

Im Wesentlichen sind folgende Arten zu sehen:

Kammmuschel (Adamussium colbecki)

Seeigel (Sterechinus neumayeri)

Stängelförmiger Schwamm (Homaxinella balfourensis)

Schlangenstern (Ophionotus victoriae)

Colossendeiden unbekannter Artzugehörigkeit (Colossendeis sp.)

Foto: National Science Foundation, public domain via Wikimedia Commons



Im Vorfeld der CCAMLR-Verhandlungen hatten eine Reihe von
Organisationen wie Antarctica2020 und Greenpeace sowie fast 1,5 Mio.
Menschen, die eine Petition unterzeichneten, versucht, die Positionen
von Ländern wie Spanien, Frankreich, Deutschland bei der CCAMLR zu
bekräftigen, damit zusätzlich zum Rossmeer noch weitere Meeresgebiete
der Antarktis unter Schutz gestellt werden. Der
Meeresschutzinitiative haben sich China und Russland als die
mittlerweile einzigen verbleibenden CCAMLR-Vertreter nicht
angeschlossen. Aufgrund des Einstimmigkeitsprinzips konnten sie das
Vorhaben verhindern. Die Gründe für die Ablehnung sind vielschichtig
und haben auch mit dem Verhalten mancher Befürworter des Entwurfs an
anderen Stellschrauben der Weltpolitik zu tun.

Der ausgehandelte Kompromissvorschlag der CCAMLR sieht nun vor, dass
über die Frage noch weiterverhandelt werden soll. Außerdem konnte
eine vorläufige Einigung hinsichtlich des fortgesetzten Schutzes von
Krill (Euphausia superba) getroffen werden, der eine wichtige
Nahrungsgrundlage unter anderem für Wale, Pinguine und Seelöwen
bildet. Eine endgültige Regelung steht allerdings auch in dieser
Frage noch aus. Kurzum, es sieht nicht so aus, als würde die
Menschheit in Umwelt- und Klimaschutzfragen an einem Strang ziehen.
Oder doch, sie zieht an einem Strang ... allerdings aus
entgegengesetzten Richtungen.

Umwelt- und Naturschutzorganisationen setzen sich mit der Initiative
30x30 dafür ein, dass unter der Ägide der Vereinten Nationen ein
globales Hochseeschutzabkommen ausgehandelt und beschlossen wird,
durch das bis 2030 sogar mindestens 30 Prozent der Ozeanflächen unter
Schutz gestellt werden. Ein hehres Vorhaben, das allerdings die Frage
aufwirft, ob dann die verbleibenden 70 Prozent um so stärker
strapaziert werden.

Nun, zu der Hoffnung, fast ein Drittel der Meeresgebiete unter Schutz
zu stellen, bietet das gegenwärtige Verhältnis der Staaten zueinander
wenig Anlass. Fischereipolitik ist Geopolitik und birgt ein enormes
Konfliktpotential. Das zeigt der aktuelle, lächerlich anmutende
Streit zwischen Frankreich und dem Vereinigten Königreich um
Fischereirechte bei den Kanalinseln. Das haben in der Vergangenheit
auch die drei "Kabeljaukriege" (1958 - 1976) zwischen Island und dem
Vereinigten Königreich, der "Buttkrieg" (1995) zwischen Kanada und
Spanien gezeigt, um nur eine kleine Auswahl an Konflikten zu nennen.
Zwar wird der Zusatz "-krieg" ziemlich verschwenderisch auch für
solche nichtmilitärischen Auseinandersetzungen verwendet, doch gibt
die Wortwahl durchaus treffend die starken Spannungen wieder, die
sich rasch und unerbittlich insbesondere um Fischereirechte aufbauen
können.

In der Antarktis setzt sich der Kalte Krieg fort, auch wenn dort
vordergründig nur über den Schutz von einzigartigen Ökosystemen
verhandelt wird. Angesichts des sich zuspitzenden weltpolitischen
Konflikts zwischen dem Westen auf der einen Seite und China und
Russland auf der anderen haben letztere keinen Grund, sich gegenüber
ihren Widersachern an irgendeiner Stelle kompromissbereit zu zeigen.
Zumal von ihnen die antarktischen Randmeere sehr viel stärker
befischt werden als von den westlichen Nationen.
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"Seilschaft" der Zügelpinguine (Pygoscelis antarctica)

Point Wild, nahe Furness-Gletscher an der Nordküste von Elephant
Island, Südliche Shetlandinseln.

Foto: Georg Botz, CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0), via Wikimedia
Commons



China diversifiziert seine Fischerei, um nicht in eine gefährliche
Abhängigkeit von einigen wenigen Fischgründen zu geraten. Auf die
Antarktis zu verzichten trüge dazu bei, die eigene
Ernährungssicherheit zu gefährden. Warum sollte die chinesische
Regierung das tun? Gewiss nicht, weil der Westen so freundlich darum
bittet. Im Gegenteil, geopolitisch befindet sich die Welt in einer
Vorkriegssituation. Seitens der USA und deren Verbündeten wird offen
über einen bewaffneten Konflikt auch mit ultimativen Mitteln, sprich
Nuklearwaffen, schwadroniert. Hinter der Ablehnung der
Meeresschutzgebiete stehen taktisch-strategische Erwägungen und
Positionen, die von allen Seiten erbittert umkämpft werden.

Deutlich wurde das, als Russland vor einigen Jahren Bedenken bei
der Einrichtung eines Schutzgebiets im Rossmeer vorbrachte. Unter
anderem wandte es ein, dass dies Einfluss auf die territoriale
Einteilung der Antarktis haben könnte, wie Claire Christian 2016 in
den Länderanalysen (Nr. 190) für das Center for Security Studies in
Zürich schrieb.

Darum greift die Kritik der Greenpeace-Meeresbiologin Sandra
Schöttner zu kurz, wenn sie China und Russland den Schwarzen Peter
zuschiebt und hinsichtlich der enttäuschenden
CCAMLR-Verhandlungsergebnisse erklärt: "Die Kommission soll
Meeresschutzgebiete in der Antarktis schaffen, lässt sich aber Jahr
für Jahr von einzelnen Bremserstaaten vorführen. China und Russland
sehen in schmelzenden Polkappen lediglich größere Fischgründe und
Möglichkeiten für industrielle Ausbeutung. Klimakrise und
Artensterben ignorieren sie völlig."

Schöttner bezieht sich auf einen Beschluss der CCAMLR aus dem Jahr
2009, demzufolge binnen drei Jahren ein repräsentatives Netzwerk von
Meeresschutzgebieten um die Antarktis einzurichten sei. Das ist bis
heute nicht geschehen. Dennoch, die Behauptung, dass China und
Russland die Klimakrise und das Artensterben "völlig" ignorieren,
trifft in ihrer Absolutheit nicht zu. Beispielsweise hat Russland
(gemeinsam mit Deutschland) im Südsommer 2013/14 im östlichen
Weddellmeer Daten gesammelt, die genutzt wurden, um den Entwurf zur
Ausweisung des Meeres als Schutzgebiet vorzubereiten, wie die CCAMLR
seinerzeit berichtete (WG-EMM-14/23). Dass Russland dabei seine
Fischtrawler genutzt hat, um nebenbei wissenschaftliche Daten zu
sammeln, bietet sicherlich Anlass zu Kritik, aber ohne dieses
Vorgehen lägen nun mal manche Informationen nicht vor.

Darüber hinaus hat ja Russland im Jahr 2016 zugestimmt, das Rossmeer
als Schutzgebiet auszuweisen. Im August 2015 hatte es sogar eine
führende Rolle bei der Einrichtung eines Meeresschutzgebiets in der
Arktis eingenommen. Gemeinsam mit Kanada, Dänemark, Norwegen und den
USA wurde der kommerzielle Fischfang in zentralen Bereichen des
Arktischen Ozeans verboten.

Was die Einrichtung von nationalen Meeresschutzgebieten der höchsten
Kategorie (highly protected) betrifft, die vom international
anerkannten Marine Protection Atlas erfasst werden, liegt Russland im
Nationenranking an 19. Stelle und damit zwar weit hinter dem
Vereinigten Königreich und den USA, aber noch vor beispielsweise
Portugal, Spanien, Italien, Deutschland und Japan. Solche Vergleiche
sind sicherlich nur bedingt aussagekräftig, da die naturräumlichen
Ausgangsbedingungen der einzelnen Länder höchst unterschiedlich sind,
aber sie ermöglichen zumindest eine vorläufige Einschätzung.

China wiederum will maritime Großmacht werden. Es hat im vergangenen
Jahr das in Finnland gebaute Fabrikschiff namens "Shen Lan"
eingeweiht, mit dem Krill in antarktischen Randmeeren gefangen und
sogleich an Bord verarbeitet werden soll. 2022 soll ein weiteres,
noch größeres Fangschiff vom Stapel laufen, berichtete im Mai 2020
die in Washington ansässige Beratungsfirma RWR. 2019 habe Peking
angekündigt, kleinere Krill-Verarbeitungsunternehmen mit umgerechnet
850 Millionen Dollar zu subventionieren, hieß es. All das zeigt, dass
die Antarktis ein wichtiger Stützpfeiler der Eiweißversorgung des
Landes darstellt.
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Antarktischer Krill (Euphausia superba)
  
Foto: Dr. Wayne Trivelpiece, Public domain, via Wikimedia Commons



Die Bedenken Russlands und Chinas bei der CCAMLR stammen womöglich
auch daher, dass deren Aufgabe nicht eindeutig definiert ist. Die
"Bewahrung der lebenden Schätze der Meere" kann auch als "nachhaltige
Fischerei" interpretiert werden. Das hieße, dass zwar Überfischung
verhindert, nicht aber Fischfang per se unterbunden werden soll.

Wer China für seine "Blockadehaltung" kritisiert, sollte zumindest
bedenken, dass China in den letzten rund drei Jahrzehnten bis zu 800
Millionen Menschen aus tiefster Armut geholt hat. Der unmittelbare
Hunger wurde weitgehend eingedämmt, was aber nur möglich war, weil
das Land Nahrungsmittel importiert und den wachsenden Wohlstand der
Menschen mit den dazu erforderlich hohen Einfuhren bedient hat. Dazu
gehört auch der Aufbau einer riesigen Fischfangflotte.

Das Land verfügt über rund 2600 Hochsee-Fischereifahrzeuge, das sind
mehr als dreimal so viele wie die nächsten vier Länder - Taiwan,
Japan, Südkorea und Spanien - zusammen. Allerdings muss China auch
über 1,4 Milliarden Menschen ernähren, wohingegen die vier genannten
Länder zusammen auf nicht einmal 250 Millionen Menschen kommen. China
hat also pro Kopf der Bevölkerung nur halb so viele Kapazitäten an
Hochsee-Trawlern aufgebaut wie die vier genannten Länder
zusammen. Die riesige Einwohnerzahl erfordert nun mal gigantische
Anstrengungen, um die Grundbedürfnisse der eigenen Bevölkerung zu
decken.

Das zeigt sich auch an Fischereisubventionen. 2018 lagen sie weltweit
bei schätzungsweise 35,4 Milliarden Dollar, wovon knapp ein Fünftel
(7,2 Milliarden Dollar) auf China entfielen. Damit liegt das Land,
das ebenfalls knapp ein Fünftel der Weltbevölkerung aufweist, bei den
Pro-Kopf-Subventionen für Fischerei im globalen Durchschnitt.

Diese Anmerkungen zeigen, dass die Entscheidung darüber, in der
Antarktis drei weitere Meeresschutzgebiete einzurichten, komplexen
Interessen folgt und ganz andere Maßstäbe anzulegen sind, als für
oder gegen einen besseren Schutz des Klimas und der Biodiversität zu
sein.

Dass in China die Explosion der Produktivkräfte innerhalb weniger
Jahrzehnte auch zu Umweltschäden und Überfischung der eigenen
Gewässer beigetragen hat, verwundert nicht. Zum Vergleich: Die etwas
langsamere Entfaltung der Produktivkräfte der westlichen Welt über
die letzten rund 200 Jahre hat maßgeblich die globale Erwärmung
ausgelöst, von der alle anderen Staaten betroffen sind, einige von
ihnen sogar existentiell, da sie noch in diesem Jahrhundert
untergehen werden.

Wenn nun China und Russland es ablehnen, weitere Meeresgebiete bei
der Antarktis vom Fischfang auszunehmen, dann tragen all die anderen
Staaten, die entweder unter dem uneingelösten Versprechen einer
internationalen Zusammenarbeit oder gar auf anderen Feldern der
Begegnung geradezu Feindseligkeit an den Tag legen, eine
Mitverantwortung für den mangelhaften globalen Meeresschutz.

28. November 2021
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Paraguay Zwangsräumungen für die Sojaindustrie



Vor wenigen Wochen wurden mindestens 300 Familien, die von der
Landwirtschaft leben, Opfer gewaltsamer Grundstücksräumungen - für den
Anbau von Soja.

(Asunción, 3. November 2021, BASE-IS) - Ende Oktober wurden mindestens 300
Familien, die von der Landwirtschaft leben, Opfer gewaltsamer
Grundstücksräumungen. Wegen der sich ausbreitenden Sojaindustrie wurden
Menschen, die bereits seit mehreren Jahren unter der Staatsgewalt leiden,
nun von ihren Länderein vertrieben. An Gemeinden wie Edilson Mercado,
Canindeyú, Cristo Rey oder San Pedro wird deutlich, wie auf nationaler und
internationaler Ebene und von staatlicher Seite jegliche Rechte von
Menschen an ihrem eigenen Land missachtet werden - nur, um den Sojaanbau
weiter vorantreiben zu können.

Am 2. November ging ein neuer Räumungsbefehl gegen das Dorf Edilson
Mercado, das zum Ort Jasy Kañy im südöstlichen Departament Canindeyú
gehört, ein. Betroffen sind mehr als 250 Familien, die seit mehr als drei
Jahren darum kämpfen, ihr Land selbst bewirtschaften zu können. Der
Kongress für Landwirtschaft hat auf mehrere Tausend Hektar Land
hingewiesen, die vermutlich staatsrechtlich in Anspruch genommen wurden und
auf die von Seiten der Betroffenen ein Antrag an das Instituts für
landwirtschaftliche Entwicklung (INDERT) gestellt wurde. Trotz des Antrags
und der jahrelangen Sesshaftigkeit der Betroffenen gab es bisher noch keine
Rückmeldung seitens des INDERT.


Das Leben von Tausenden Bauernfamilien steht auf dem Spiel"

Die Vorsitzenden der landwirtschaftlichen Gemeinschaft teilten mit, dass
die mit Gewalt erzwungene Räumung der Gemeinden mehr als 100 Häuser und an
die 800 Hektar Land sowie weiteres Eigentum der Landwirt*innen zerstört
hat. Des Weiteren wurde deutlich signalisiert, dass das gerichtliche
Verfahren schleppend voranginge und kein halbwegs kompetenter Richter die
eigenmächtige Besetzung und Zerstörung der Ländereien anerkennen würde.
"Menschenrechte werden verletzt, Gesetze sowie Schutz und Unterstützung vom
eigenen Staat bleiben aus. Das Recht auf ein lebenswertes Leben, welches
vernünftige, ausgewogene Ernährung und ein Dach über dem Kopf mit
einschließt ist durch bewusst eingesetzte physische Gewalt nicht mehr
garantiert. Das Leben von Tausenden Bauernfamilien steht auf dem Spiel", so
die landwirtschaftliche Gemeinschaft Joaju.

Gleiches mussten die landwirtschaftliche Gemeinde Cristo Rey sowie weitere
40 Familien aus Guayaibí im Departament San Pedro hilflos über sich ergehen
lassen. Die gewaltvolle Räumung zerstörte dort Siedlungen, Schulen, Häuser,
Ackerbau - Gemeinden, die bereits seit über zwölf Jahren existieren. Die
Gemeinde Edilson Mercado und die Siedlung Cristo Rey befinden sich mitten
in den für den Sojaanbau optimal gelegenen Gebieten. Dort kämpfen
Landwirt*innen und indigene Gemeinden für ihre Ländereien und gegen den
Sojakommerz, der Waldrohdung, Pestizideinsatz und gentechnische
Pflanzenwachsmittel mit sich bringt.


Internationale Kritik an den Zwangsräumungen

In beiden Fällen wurde weder auf ein vom paraguayischen Staat anerkanntes -
also legales - Vorgehen geachtet, noch auf die internationalen
Menschenrechte Rücksicht genommen. Zur Anerkennung und Würdigung letzterer
hat sich der paraguayische Staat jedoch verpflichtet. Seit der ersten
Konferenz gegen die Zerstörung und gewaltsame Besetzung von bewohnten
Siedlungen im Jahr 1976 haben die Vereinten Nationen (UN) immer wieder
versucht, gegen diese Zwangsräumungen vorzugehen. Auch aktuell machten die
UN deutlich, dass das aktuelle Vorgehen ein Vergehen an den Menschenrechten
ist und Ländereien ausschließlich und in äußersten Fällen legal beansprucht
und benutzt werden können. Dies allerdings auch nur, wenn den Betroffenen
ein sicherer und lebenswürdiger neuer Raum zum Wohnen und Leben angeboten
werden kann.

Im Fall Paraguays haben sich bereits mehrere internationale Verbände gegen
die gewaltvollen Zwangsräumungen ausgesprochen. So 2007 auch das Komitee
für Wirtschafts-, Sozial- und Kulturrecht: "Wir bitten den Staat unter
Anbetracht des Rechtssystems, eindringlichst die Räumung der Ländereien und
Wohnräume der betroffenen bäuerlichen Familien und indigenen Gemeinden zu
unterlassen, (...) die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen und zu
bestrafen." Zehn Jahre später, im Jahr 2017, berichtet Hilal Elver,
Beauftragte für Ernährungsrecht, über die besorgniserregende Entwicklung
der Zwangsräumungen von indigenen Gemeinden und landwirtschaftlich
kultivierten Regionen: "Die Zwangsräumungen werden durch Gewaltausübung
staatlicher oder privater Hand erzwungen (...) Es ist notwendig, den Schutz
der Betroffenen zu gewährleisten. Wenn eine Gemeinde ein bestimmtes Stück
Land bewirtschaftet und auf dieses angewiesen ist, besagt das Recht auf
Ernährung, dass die Räumung dieses Gebiets verboten ist, wenn nicht
bestimmte Maßnahmen erfüllt werden können."
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Warum braucht Deutschland eine Wasserstrategie?

von Prof. Dr. Dietrich Borchardt



Um sich nachhaltig entwickeln zu können, benötigen Gesellschaften,
Volkswirtschaften und Unternehmen sauberes Süßwasser in ausreichender
Menge und Qualität. Wir sind auf einen intakten Wasserkreislauf und
gesunde Gewässerökosysteme angewiesen, um deren lebenswichtige
Dienstleistungen nutzen zu können - an erster Stelle für unsere
Trinkwassersicherheit. Obwohl dies bereits erkannt und akzeptiert ist,
sind wir noch weit von einem nachhaltigen Umgang mit Wasser entfernt.
Zudem zeichnen sich kritische Zukunftsentwicklungen ab. Doch welche
Probleme haben wir und kann eine Wasserstrategie helfen, diese zu
lösen?

Wir sind es gewohnt, dass Trinkwasser in hoher Qualität rund um die
Uhr sicher aus dem Wasserhahn fließt. Mit einem Anschlussgrad von rund
99 Prozent wird fast die gesamte Bevölkerung Deutschlands durch die
öffentliche Wasserversorgung mit Trinkwasser versorgt. Das entstehende
Abwasser wird in Kanalisationen gesammelt und mindestens biologisch
gereinigt. Die damit erreichte Ver- und Entsorgungssicherheit ist im
europäischen Vergleich herausragend, gleichbedeutend mit einer
Daseinsvorsorge für Wasser, die es auch weltweit auf diesem Niveau nur
in wenigen Ländern gibt. Aber diese Sicherheit ist trügerisch und ein
"weiter so" wird schon in naher Zukunft nicht mehr möglich sein.

Dabei ist Deutschland hydroklimatisch ein wasserreiches Land - die
erneuerbaren Süßwasserressourcen umfassen im langjährigen Mittel rund
188 Mrd. Kubikmeter. Davon nutzen wir aktuell nur rund 13 Prozent und
liegen damit deutlich unter der sogenannten "Wasserstressmarke" von
20 Prozent. Das alles macht unseren Umgang mit Wasser sorglos, weil
scheinbar genug vorhanden ist. Aber spätestens seit den drei Hitze-
und Dürrejahren 2018, 2019 und 2020 ist klar, dass die Wassermengen
zwar kurz- und mittelfristig noch für die Trinkwasserversorgung
ausreichen, aber dass die Landwirtschaft, die Forstwirtschaft, die
Binnenschifffahrt und die Energiewirtschaft bereits heute von
gravierenden Einschränkungen betroffen sind und hohe ökonomische
Schäden zu verzeichnen haben. Dürrejahre und -perioden wie 2003, 2015,
2018, 2019 und 2020 wechseln sich zudem mit extremen
Hochwasserereignissen wie 2002, 2006, 2010 und 2013 im
Elbeinzugsgebiet in immer kürzerer Folge ab. Davon sind ganze Regionen
entlang der Flüsse betroffen mit Schäden in zweistelliger
Milliardenhöhe.

In noch stärkerem Maße hat Deutschland jedoch eine
Wasserqualitätskrise, und das, obwohl die menschgemachten Einträge von
Schad- und Nährstoffen in den vergangenen Jahrzehnten zum Teil
deutlich zurückgegangen sind und man glaubte, durch den Kläranlagenbau
die wichtigsten Probleme gelöst zu haben. Die Belastung vieler
Oberflächengewässer und des Grundwassers ist aber immer noch so hoch,
dass die national oder europaweit gesetzten Umweltziele verfehlt
werden - mit entsprechenden Konsequenzen für die Umwelt und möglichen
Strafzahlungen in Milliardenhöhe. Das hat die aktuelle Klage vor dem
Europäischen Gerichtshof (EuGH) gegen Deutschland zur mangelhaften
Umsetzung der Nitratrichtlinie beispielhaft gezeigt. Die Krise besteht
dabei nicht nur in den nach wie vor zu hohen Nährstoff- und
Pestizideinträgen aus der Landwirtschaft, sondern es kommen auch neue
chemische Verunreinigungen aus verschiedenen Wirtschaftsbereichen
und den Haushalten, Krankheitserreger und Antibiotikaresistenzen
hinzu. Zudem ist es nicht ausgemacht, dass im Zusammenspiel mit dem
Klimawandel, insbesondere bei ausgeprägten Niedrigwasserperioden und
gleichzeitig immer wärmer werdenden Gewässern, ihre Aufnahme- und
Transportkapazitäten für weitere Stoffeinträge ausreichen werden.
Viele dieser Belastungen sind deshalb letztlich nur an der Quelle
wirksam zu kontrollieren. Die von Menschen verursachten Stoffeinträge
in den Wasserkreislauf müssen also entsprechend dem Vorsorgeprinzip
sehr viel konsequenter nachhaltig begrenzt werden.

Basis der künftigen Nationalen Wasserstrategie werden
 Empfehlungen eines zweijährigen Dialogprozesses sein.


Deutschland hat aber nicht nur Probleme mit der Wassermenge und der
Wasserqualität, sondern auch mit der Ökologie der Gewässer. Nur 8
Prozent der Fließgewässer, 25 Prozent der Seen und keines der
Übergangs- oder Küstengewässer befinden sich derzeit in einem "guten
ökologischen Zustand", obwohl dieses Ziel eigentlich schon 2015
erreicht sein sollte. Dieser Zustand ist praktisch unverändert, seit
die EU-Wasserrahmenrichtlinie im Jahr 2000 eingeführt wurde.
Verglichen mit den Meeres- und Landökosystemen war der Artenverlust im
Süßwasser in diesem Zeitraum dabei mindestens doppelt so hoch. Damit
trägt die ökologische Wasserkrise maßgeblich zum Biodiversitätsverlust
bei. Offensichtlich waren die bisherigen Maßnahmen, Gewässer zu
renaturieren, ihnen Raum zur eigendynamischen Entwicklung zu geben und
dadurch ihre eigentlich hohe Resilienz gegenüber veränderlichen
Umweltbedingungen auszubilden, zu kleinteilig, zu wenig durchgreifend
und in der Summe nicht wirksam.

Um unsere Wasserwirtschaft fit für die Zukunft zu machen, brauchen wir
eine nationale Wasserstrategie! Sie muss alle über die Wassernutzung
miteinander verbundenen Wirtschaftsbereiche und die Zivilgesellschaft
einbeziehen und die Bewältigung akuter Krisen genauso in den Blick
nehmen wie die langfristige (nur in Jahrzehnten mögliche) Anpassung
von Infrastrukturen oder sich daraus ergebende Nutzungskonflikte.

Das Bundesumweltministerium hat deshalb vor zwei Jahren Expertinnen
und Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft, Praxis, Verwaltung und
Interessenvertretungen eingeladen, um in einem nationalen
Dialogprozess Antworten zu finden, wie der Bund, die Bundesländer,
Kommunen und auch die Zivilgesellschaft künftig besser mit
klimabedingter Wasserknappheit umgehen können. Der im Oktober vorigen
Jahres vorgelegte Abschlussbericht enthält 16 Kernbotschaften. Dazu
zählen unter anderem, dass Land- und Wasserwirtschaft gemeinsame
Standards für eine gewässersensible Landnutzung entwickeln, wie der
Eintrag qualitätsentscheidender Stoffe wirksam vermieden werden sowie
regionale Konzepte für die Klimaanpassung und für die Festlegung von
Nutzungsprioritäten der Grund- und Oberflächengewässer erarbeitet
werden sollten. Und nicht zuletzt, was jeder Einzelne über seine
individuelle Verantwortung und als Verbraucher beitragen kann. Diese
Empfehlungen sind die Basis einer nationalen Wasserstrategie, die
Bundesumweltministerin Svenja Schulze noch in diesem Sommer
präsentieren will.

Die Corona-Pandemie, die uns nach wie vor fest im Griff hat, zeigt
gerade sehr deutlich, wie man im Zuge einer menschgemachten Krise
Chancen zu ihrer Bewältigung nutzen oder eben verpassen kann. Das gilt
in gleicher Weise für unseren Umgang mit dem Wasser. Eine nationale
Wasserstrategie würde den Orientierungsrahmen bieten, notwendiges
Handeln zu organisieren und Umsetzungsdefizite zu überwinden.

Prof. Dr. Dietrich Borchardt

Der Hydrobiologe leitet den Themenbereich "Wasserressourcen und
Umwelt" am UFL und ist Professor für Aquatische Ökosystemanalyse und
-management an der TU Dresden. Seine Arbeitsschwerpunkte sind die
Qualität, die Quantität und das Management von Wasserressourcen
im Kontext von Klimawandel, Landnutzung und Gewässerschutz. Zudem ist
er wissenschaftlicher Berater zahlreicher regionaler, nationaler und
internationaler Gremien, etwa der World Water Quality Alliance im
Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP). Als wissenschaftlicher
Experte hat er auch den im Oktober 2020 abgeschlossenen zweijährigen
Nationalen Wasserdialog Deutschland fachlich begleitet.

 * 

Quelle:

Umwelt Perspektiven / Der UFZ-Newsletter - Juni 2021, Seite 12-13

Herausgeber:

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung GmbH - UFZ

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Permoserstraße 15, 04318 Leipzig

Tel.: 0341/235-1269

E-mail: info@ufz.de

Internet: www.ufz.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 7. Dezember 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / WASSER





NUTZUNG/232: Wird auch in Deutschland das Wasser knapp? Zum Umgang mit einem Überlebens-Mittel (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Sommer 2021

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

ARGUMENTE

Sauberes Wasser, schmutziges Wasser

Wird auch in Deutschland das Wasser knapp? Zum Umgang mit einem
Überlebens-Mittel

von Helge May



Der Mensch besteht zu etwa 65 Prozent aus Wasser. Als Bestandteil von
Zellen und Geweben formt Wasser unseren Körper. Als Kühlmittel
verhindert es beim Schwitzen, dass die Körpertemperatur gefährlich
ansteigt. Wasser ist zudem Transportmittel für Zucker, Salze und
Mineralstoffe, umgekehrt auch für Reinigungs- und
Ausscheidungsprozesse. Da wir unter anderem über Schweiß und Urin
ständig Wasser abgeben, muss regelmäßig "nachgefüllt" werden.

Trinken, kochen, reinigen -  Auch andere Stoffe sind schwer
verzichtbar, doch zweifellos ist Wasser das wichtigste Lebensmittel
und seine Verfügbarkeit eine Frage des Überlebens. In Deutschland sind
wir in der glücklichen Lage, dass bisher Wasser im Prinzip im Über
vorhanden ist. Die Herausforderung ist, immer zum gewünschten
Zeitpunkt und am gewünschten Ort, in der gewünschten Güte ausreichend
Wasser zu haben. Die höchsten Qualitätsanforderungen stellt
Trinkwasser - das wir nicht nur trinken, sondern auch zum Kochen oder
Reinigen und zur Körperpflege nutzen. Diese Anforderungen zu erfüllen,
wird immer aufwändiger. "Trotz umfangreicher rechtlicher Vorgaben ist
eine gleichbleibend hohe oder steigende Belastung der
Trinkwasserressourcen, zum Beispiel durch Nitrat oder Spurenstoffe, zu
beobachten", stellt der Deutsche Verein des Gas- und Wasserfaches
(DVGW) fest. "De facto wird der konventionellen Landwirtschaft derzeit
ein höherer Stellenwert eingeräumt als dem Schutz der
Trinkwasserressourcen", nennt der DVGW als einen wesentlichen Grund.

"Ein ressourcenschonender, nachhaltiger Umgang mit Wasser
 sowie eine erhöhte Selbstschutz- und Selbsthilfefähigkeit in der
 Bevölkerung bei extremen Wetterlagen ist bereits heute sehr
 angezeigt."

 Armin Schuster, Präsident des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz
 und Katastrophenhilfe (BBK)


Ein halber Cent je Liter -  Auch der Bundesverband der Energie-
und Wasserwirtschaft betont, dass ohne Änderung der
landwirtschaftlichen Düngepraxis die Aufbereitung immer schwieriger
werde. Der Einbau von Denitrifikationsanlagen würde den
Trinkwasserpreis um bis zu 60 Prozent verteuern. Noch ist
Leitungswasser mit einem halben Cent je Liter - einschließlich
Abwassergebühr - im Vergleich zu anderen Getränken enorm günstig.


In Deutschland sind über 96 Prozent der Bevölkerung an die öffentliche
Kanalisation angeschlossen, das ist Europarekord. Inzwischen arbeiten
fast alle der bundesweit 10.000 Kläranlagen dreistufig also mit
biologischem Abbau von Stickstoff und Phosphor.

Anfang Texteinschub

Info

Wassermengen


In Deutschland fallen pro Jahr zwischen 550 und 1.000 Liter Regen pro
Quadratmeter. Im langjährigen Durchschnitt sind es rund 750 Liter -
bei starken regionalen Unterschieden. Insgesamt macht das die
unvorstellbare Menge von 200 bis 350 Milliarden Kubikmetern Wasser
(ein Kubikmeter = 1.000 Liter), von denen 150 bis 200 Milliarden
wieder verdunsten, ein weiterer Teil fließt über die Flüsse ins Meer,
ein anderer Teil reichert Oberflächen- und Grundwasser an. 

Die verfügbaren Wasservorräte betragen im langjährigen Durchschnitt
188 Milliarden Kubikmeter. Davon werden im Jahr 24 Milliarden
Kubikmeter entnommen, also knapp 13 Prozent (Zahlen von 2016). Erst ab
einer Entnahmemenge von 20 Prozent sprechen Fachleute von
"Wasserstress". Bisher sind wir noch stets deutlich darunter
geblieben. 

70 Prozent des Trinkwassers werden aus Grund- und Quellwasser
gewonnen, 15 Prozent stammen aus Flüssen, Seen und Talsperren, weitere
15 Prozent aus Uferfiltrat oder angereichertem Grundwasser. 

Die Hälfte der Gesamt-Wasserentnahme dient als Kühlwasser, weitere 25
Prozent werden für Prozesse in Industrie und Gewerbe genutzt, die
öffentliche Wasserversorgung macht rund 20 Prozent aus. Zur Beregnung
in der Landwirtschaft werden bisher jährlich weniger als zwei Prozent
des entnommenen Wassers beansprucht.

Ende Texteinschub

Medikamente im Grundwasser -  Doch das reicht nicht mehr. "Eine
der größten Schwierigkeiten stellen bisher unbeachtete Schadstoffe im
Abwasser dar", warnt das Bundesumweltministerium. Dazu gehören
Arzneimittelrückstände, Antibiotika aus der Tierzucht oder
Chemikalien, die bereits in kleinsten Mengen hormonähnliche Wirkungen
zeigen. Die herkömmliche Klärtechnik kommt diesen Spurenstoffen nicht
bei. Sie können sowohl im Klärschlamm als auch im gereinigten Abwasser
verbleiben, gelangen damit in den natürlichen Wasserkreislauf und sind
nicht nur ein Problem für die Trinkwasserqualität, sondern auch für
die Tier- und Pflanzenwelt. Verschmutzung zu vermeiden und vorhandene
Verschmutzungen zu entfernen, sind die Kernpunkte bei der Qualität.
Doch langsam müssen wir uns auch um die Quantität sorgen. Zwar sind
die Wasserentnahmen über die letzten Jahrzehnte deutlich
zurückgegangen. Das liegt an verbesserten Wasserkreisläufen in der
Industrie, an der Kühlwasserreduzierung bei Kraftwerken und
Einsparungen bei der öffentlichen Wasserversorgung. So ist der
Verbrauch in den deutschen Privathaushalten in den letzten 30 Jahren
von 144 Litern je Person und Tag auf 123 Liter zurückgegangen. Rechnet
man den Wasserverbrauch aller Sektoren auf die Einwohner*innen um,
ergibt sich allerdings ein sogenannter Wasserfußabdruck von täglich
3.900 Litern.

Anfang Texteinschub

Info

Nachhaltig erfrischt


Still aus dem Hahn oder sprudelig aus der Mineralquelle? Wasser hat
viele Formen und Namen. Aber welches Wasser ist besser für die Umwelt?
schaut man auf die Klimabilanz, ist die Antwort schnell gefunden: Der
Konsum von Leitungswasser kommt ohne energieintensive Transportwege
aus und spart Verpackungen. So kommt Mineralwasser durchschnittlich
auf etwa 203 Gramm Kohlendioxid-Belastung pro Liter Flaschenwasser, im
Vergleich zu nur 0,35 Gramm beim Leitungswasser.

Leitungswasser ist bedenkenlos trinkbar. Es gibt zwar regionale
Unterschiede bei natürlichen Mineralien und durch Umwelteinflüsse
zugeführte Stoffe wie Nitrate oder Sulfate, aber auch diese Werte
werden streng kontrolliert. Vor Blei durch alte Rohre muss man sich
ebenso nicht mehr fürchten. Sie werden seit 1973 nicht mehr eingebaut.
Fazit: Leitungswasser ist gut für den Körper und auch für den eigenen
Geldbeutel, denn ein Liter Leitungswasser kostet weniger als einen
Cent.

Wenn es doch nicht ohne Kohlensäure geht, spart man sich mit einem
Sprudelgerät zu Hause die Transportwege und das Kistenschleppen.
möchte man doch zu Mineralwasser greifen, sind regionale Mineralwässer
in der Mehrwegflasche am besten, um Ressourcen zu sparen.
Melanie Meier

Ende Texteinschub

Sorge um Engpässe -  Die Trockenjahre 2018 und 2019 haben
gezeigt, dass schon jetzt regionale Engpässe bei der
Wasserverfügbarkeit drohen. Mancherorts wurde die Gartenbewässerung
mit Trinkwasser verboten, ebenso die Entnahme aus Flüssen. Teils kam
auch die Eigenversorgung zum Erliegen, weil Hausbrunnen trockenfielen.
Das kann sich mit dem Klimawandel weiter verschärfen. Laut
Umweltbundesamt (UBA) hätten "weitere aufeinander folgende trockene
Sommer mit zusätzlich wenig Niederschlag im Winter negative
Auswirkungen auf die Wasserverfügbarkeit. Die Landwirtschaft, die
Wasserversorgung, die Wasserführung in Gewässern, Ökosysteme wie
Feuchtgebiete und Wälder und weitere wasserbezogene Nutzungen wie die
Schifffahrt können betroffen sein." Umgekehrt ist es möglich, dass
Starkregenereignisse zunehmen, dann läuft in vielen Fällen ungeklärtes
Wasser direkt in die Bäche und Flüsse.

Beregnung mit Brauchwasser - "Zukünftig werden mehr Nutzer als
heute um eine knapper werdende Ressource konkurrieren", sagt das
Umweltbundesamt voraus. Dazu gehört auch die Landwirtschaft. Bisher
werden bei uns lediglich 450.000 Hektar bewässert, das sind gerademal
drei Prozent der Agrarfläche. Die Beregnungsbedürftigkeit wird aber
tendenziell zunehmen. Wie schon in Südeuropa üblich, soll deshalb
EU-weit Brauchwasser verwendet werden dürfen, also in Kläranlagen
gereinigtes Abwasser.

Auch in Grünanlagen könnte Brauchwasser eine Rolle spielen.
Schließlich müssen sich die Kommunen ebenfalls anpassen. Wasser soll
zudem nicht mehr abgeführt werden, sondern im Einzugsgebiet bleiben.
"Die Kühlung und Verschattung von Gebäuden und öffentlichen Räumen
durch Frischluftschneisen, Flächenentsiegelung, außerdem lokale grüne
Infrastrukturen, wie Straßenbäume, Fassadenbegrünungen und
Dachbegrünungen", nennt das UBA als geeignete Maßnahmen. Das würde die
Regenwasserversickerung stärken und so Bodenfeuchte und
Grundwasserneubildung erhöhen.

Künftig werden mehr Nutzer als heute um die

 knapper werdende Ressource Wasser konkurrieren


Anfang Texteinschub

Tipp

Wasser marsch im Garten


Ein Garten ist immer eine von Menschen erzwungene Lebensgemeinschaft
auf engem Raum. Die meisten Gartenpflanzen müssen gleichmäßig
bewässert werden, damit sie stark und gesund bleiben. Ist es zu
feucht, haben Pilze und Viren leichtes Spiel. Ist es zu trocken, wird
die Pflanze geschwächt und Nährstoffe werden nicht mehr
transportiert.

Direkt am Boden.  Am besten ist es, wenn das Wasser direkt an
die Wurzeln geführt wird. Dazu kann man einen kleinen Blumentopf
wurzelnah eingraben und als Trichter nutzen. Das Wasser verdunstet so
langsamer. Auch eine Mulchschicht schützt gegen allzu schnelle
Verdunstung. Besonders empfindliche Pflanzen mögen das direkte Wasser
von oben nicht so gerne - Tomaten und Kohlrabi beispielsweise platzen
dann auf. Bei Sonne wirken Wassertropfen wie eine Lupe, dann können
Blätter verbrennen.

Auch Bäume brauchen Wasser; besonders zur Zeit der Blüte und während
des Heranreifens der Früchte. Obstgehölze haben recht flache Wurzeln.
Man gießt sie nicht am stamm, sondern im Randbereich der Krone. Dort
können die Wurzeln das Wasser am besten aufnehmen.

Gießen, nicht fluten.  Beim Gießen sollte man sich Zeit lassen:
wässern, eine halbe stunde Pause, dann noch einmal wässern. Die Erde
darf nicht zu nass werden. Verschlammt der Boden beim Gießen, kommt es
zu Sauerstoffmangel. Mit der altmodischen Gießkanne lässt sich gezielt
wässern und dabei sehr gut dosieren. Wer Gießkannen nicht schleppen
kann oder will, sollte sich für die Tropfenbewässerung entscheiden.
Dabei wird ein Schlauch mit kleinen Löchern direkt an den Pflanzen
verlegt. Daraus sprüht, je nach Wasserdruck, ein feiner Strahl oder es
quellen einige Tropfen heraus. Das Wasser erreicht die Pflanzen ohne
große Verluste. Künftig werden mehr Nutzer als heute um die knapper
werdende Ressource Wasser konkurrieren.

Ende Texteinschub

Immer eine Wanne voll? -  Wie der Verbrauchsrückgang zeigt, ist
das Bewusstsein für einen sorgsamen Umgang mit Wasser in den
Privathaushalten bereits gut entwickelt. Doch auch hier gilt es, nicht
nachzulassen. Dazu gehört, das Vollbad (rund 150 Liter Verbrauch)
durch eine Dusche (rund 15 Liter) zu ersetzen sowie Waschmaschine und
Geschirrspüler nur anzuschalten, wenn sie voll beladen sind. Auf
Wäschewaschen und Geschirrspülen entfallen rund 20 Prozent des
Gesamtwasserverbrauchs im Haushalt. Da dieses Wasser auch noch erwärmt
wird, spielt der Stromverbrauch zusätzlich eine große Rolle.

Mindestens genauso wichtig ist es, Wasserverschmutzung zu vermeiden.
Das heißt: alte Arzneimittel über die Toilette zu entsorgen, ist
absolut tabu, Gifte haben im Garten nichts zu suchen und der Kauf von
Lebensmitteln aus Ökoanbau ist ebenfalls ein wirksamer Beitrag.


Auch der Blick auf die Herkunft von Produkten lohnt sich. Mehr als die
Hälfte des Wassers für die von uns benötigten Güter stammt nicht aus
Deutschland selbst. Es wird also in fernen Ländern, mit teils deutlich
schwierigerer Wasserversorgung als hierzulande, Wasser verbraucht, um
unsere Bedürfnisse zu befriedigen. Das meiste Wasser führt Deutschland
über Agrargüter aus Brasilien und der Elfenbeinküste ein.



Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Arzneimittelrückstände, Antibiotika aus der Tierzucht oder
Chemikalien - die herkömmliche Klärtechnik kommt diesen
Spurenstoffen nicht bei.
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